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(Fortsetzung um 9.00 Uhr.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen. Wir setzen unsere Sitzung des Gemeinderates fort.

Entschuldigt sind heute Frau Mag Feldmann, Frau GRin Klier und Herr Dr Serles. Alle drei sind erkrankt und können an der heutigen Sitzung nicht teilnehmen.

Die Beratung des Voranschlagsentwurfes der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2005 und des Gebührenprüfungsantrages wird fortgesetzt.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. Ich habe mich überzeugt, dass der Herr Mag Maresch auch schon da ist. Er hat nur bedauert, dass noch zu wenig Publikum da ist. Er ist als Erster zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ein bissel zeitig offensichtlich für ganz, ganz viele, aber es macht nichts, Punkt 1. 

Punkt 2 sind natürlich die Unterlagen. Die kommen manchmal ein bissel zu spät, da muss man dann immer in Nachtschichten durchlesen. Aber das geht schon.

Jetzt einmal zum Budget. Also es war schon irgendwie ganz klar, dass das Budget nicht das weltbewegende Budget sein wird. Vor allem der Umweltteil ist bei der Stadt Wien in den letzten Jahren immer ein bissel zu kurz gekommen. Unter der Frau StRin Kossina hat es schwere Einschnitte gegeben bei allen möglichen Dienststellen. Und jetzt, wenn man sich das Budget der Umweltabteilung anschaut, dann fällt mir irgendwie auf: Na, ein bissel wenig ambitioniert ist es schon. Also bei einem Stadträtinnenwechsel habe ich mir eigentlich erwartet, dass es sich neben einer Änderung in der – würde ich einmal sagen – etwas unfreundlichen Politik der Frau Vorgängerin gegenüber der hoffentlich freundlicheren Politik der jetzigen Frau Stadträtin zumindest auch budgetär niederschlagen wird, und das ist ein bissel eine Enttäuschung.

Also wenn man sich jetzt die einzelnen Geschäftsgruppen einmal durchschaut, dann sind da und dort Fortschreibungen. Die MA 22 hat eine leichte Reduktion zum Beispiel von 0,1 Millionen EUR bei den Ausgaben, die MA 45 hat schon wieder einmal einen Einbruch, aber das ist traditionell, von 6,4 Millionen EUR weniger Ausgaben, vor allem bei den Altlasten, aber auf das komme ich noch. Bei der Landwirtschaft ist es mehr oder weniger gleichgeblieben, bei der Straßenreinigung gibt es ein bissel ein Plus, bei den Parks ein bissel ein Plus, bei der MA 31 ein Minus und bei der MA 30 – wie zu erwarten war – ein Plus. 

Jetzt, wenn man sich das einfach genauer anschaut, dann denke ich mir: Die MA 22 ist bekannt für gute Studien, für sehr, sehr viel Messen. Aber da würde ich mir manchmal durchaus wünschen, für diese breite Palette sozusagen von einer Behörde bis zu einer Umweltabteilung – beides drinnen –, dass da ein bissel mehr Geld investiert wird. Know-how zu vergrößern, ist keine Schande, ist aber in Wien in dem Fall einfach nicht vorgekommen. Es ist einfach das gleiche Budget, sogar ein bissel weniger. Das Gleiche gilt übrigens auch für die Wiener Umweltanwältinnenschaft. Die hat einfach ganz lockere 0,16 Millionen EUR bei den Ausgaben und ist auch so geblieben. Jetzt weiß man über die Budgetknappheit der Umweltanwältinnenschaft, aber das lässt man halt einfach so. 

Eine unglaubliche Budgeterhöhung hat es zum Beispiel beim Klimaschutz gegeben. Da waren bisher 50 000 EUR, und ein Wahnsinn, die haben jetzt 55 000 EUR, eine unglaubliche Budgetexplosion. Also eigentlich 5 000 EUR mehr für die Frau Fohler-Norek. Die wird sich sicher sehr gefreut haben über dieses große, große Budget, das sie bekommen hat.

Aber gehen wir eher zum Kernpunkt. Vor kurzem haben wir eine Pressekonferenz gemacht zum Thema "Altlasten", genauer gesagt zur TEERAG-ASDAG. Die TEERAG-ASDAG, noch einmal in Erinnerung rufend, war schon vor vielen Jahren ein Thema hier. Die TEERAG-ASDAG gehört zu 47 Prozent der Gemeinde Wien. Das heißt, alles, was die TEERAG-ASDAG, wie man so schön sagt, im Untergrund versaut hat, das muss die Stadt Wien auch zu einem hohen Prozentsatz bezahlen. 

Wenn man sich anschaut, dass zum Beispiel beim Voranschlag voriges Jahr die Ausgaben für die Altlasten 18,4 Millionen EUR waren, dann war das schon ein stattlicher Betrag. Aber dieses Mal sind es nur 12,0 Million-en EUR.

Jetzt weiß ich schon, dass man das nicht umschichten kann, aber der Kollege VALENTIN in seiner unnachahmlichen Art hat damals, wie wir darauf aufmerksam gemacht haben, dass die TEERAG-ASDAG das Grundwasser in Simmering verseucht, gemeint, grüne Panikmache, und da gibt es ja schon ein Projekt, und es wird gleich umgesetzt. Also ich habe ein bissel nachgeschaut im Altlastenkataster des UBA. Das Projekt scheint es ja schon ganz lange zu geben, es wird halt nicht umgesetzt. Und mit den – sage ich jetzt einmal – 2,50 ATS, die da im Budget stehen, wird sich das, glaube ich, nicht ausgehen.

Nachgefragt bei der MA 45: Es steht auch nicht auf der Agenda. Werden wir sehen. Der Kollege VALENTIN wird schon Recht gehabt haben, es kommt demnächst. Die Frage ist, ob demnächst heuer ist, nächstes Jahr oder in 200 Jahren. Das werden wir alles sehen.

Nächster Punkt. Die MA 45 ist ja geteilt. Da gibt es ja auch den klassischen Wasserbau und Schutzwasserbau. Wenn man sich da das Budget ein bissel anschaut, dann denkt man sich: Na ja, ist mehr oder weniger gleichgeblieben. Aber wenn man sich die ökologischen Rahmenbedingungen der MA 45 anschaut, dann hat die MA 45 sogar auch den Hochwasserschutz und die ökologische Gewässervernetzung, die ja ein besonders wichtiger Punkt im Stadtentwicklungsplan 2005 ist. Da steht nämlich drinnen: Man soll ein Gewässer bauen vom Marchfeldkanal zur Alten Donau, die Wienerwaldbäche muss man renaturieren, und das kostet alles nichts. Wahrscheinlich kriegen wir das alles gratis, ist aber nicht so.

Schauen wir uns einmal diese Budgetpost an. Bei Bächen und Gerinnen waren voriges Jahr im Voranschlag 1,5 Millionen EUR. Heuer sind es nur 1,3 Million-en EUR. Jetzt kann man sagen, das Geld wird schon von irgendwo herkommen. 

Beim Wienfluss, Innenstrecke, das ist diese Geschichte, wenn Sie sich recht erinnern: Die Frau StRin Kossina hat gesagt, die Renaturierung oder die Gestaltung ist absichtlich abgebrochen worden, weil sie uns mitgeteilt hat, sie braucht für ihre politische Zukunft in Zukunft auch noch Projekte. Das wird sich für die Frau Kollegin Kossina, wenn man so will, nicht mehr ausgehen. Sie ist jetzt Bezirksrätin in Floridsdorf, und ich wünsche ihr viel Glück dabei.

Also nachdem Floridsdorf mit dem nichts zu tun hat, denke ich mir: Die jetzige Stadträtin hat ein Budget dafür zur Verfügung von 500 000 EUR. Das ist nicht wirklich viel, aber wir werden sehen, was da passiert. 

Liesingbach, noch eine schöne Sache: 500 000 EUR. Donaubereich, Bisamberg: 200 000 EUR weniger als das letzte Mal. Und für den Donaukanal gibt es mit 380 000 EUR weniger. Wenn man sich überlegt, dass das ein Schwerpunkt sein soll, dann haben wir eigentlich eine ziemliche Budgetreduktion.

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder es ist alles billiger geworden im Baubereich oder im ökologischen Bereich oder man macht nichts. Ich glaube eher, es ist Zweiteres, weil mit diesen paar Euro, die da drinnen stecken, kann man bestenfalls, bestenfalls, den Status quo aufrechterhalten.

Deswegen, und zwar vor allem deswegen, glauben wir, dass da Umschichtungen notwendig sind und stellen auch zur Renaturierung der Wienerwaldbäche einen Antrag:

„Der Wiener Gemeinderat sieht ab dem Budget 2005 jährlich mindestens 3 Millionen EUR für die Revitalisierung und Renaturierung der Wienerwaldbäche vor. Der Betrag ist im Budget gesondert auszuweisen. Die durchgeführten Projekte und Maßnahmen werden im Rahmen des Wiener Umweltbereichs dokumentiert.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt.“

Und jetzt möchte ich nämlich auch gleich sagen, warum uns das so wichtig ist: Nicht im Supersommer vorigen Jahres, sondern davor hat es ja große Überschwemmungen in Oberösterreich gegeben, und da spricht man dann immer vom Jahrhunderthochwasser oder vom Jahrtausendhochwasser. Jetzt hat es im Mühlviertel und im Waldviertel damals anständig geregnet, und wir hatten ja große Überschwemmungskatastrophen. Untergrund war damals Granit. Im Wienerwald, in dem Teil, der zu Wien gehört, besteht der Untergrund großteils aus Flysch, und dieser Flysch führt zu ähnlichen Hochwasserereignissen. Und da haben wir genau nichts gemacht. Jetzt stellen Sie sich einmal vor, was wird die Frau Stadträtin oder die Wiener Stadtregierung sagen, wenn es genauso regnet, was durchaus möglich ist. Starkregenereignisse kommen in unserem Bereich, im pannonischen Klima, im Sommer immer wieder vor, und dann werden wir sagen: Ui, was machen wir denn da? Es hat soviel geregnet. Mein Gott na, schuld war wahrscheinlich die Opposition schon wieder. Nein, wir waren da nicht schuld, sondern die Stadtregierung hat keinen ökologischen Hochwasserschutz im Auge, ganz im Gegenteil, die MA 45 wird kaputtgespart.

Ein weiterer Punkt, der uns noch besonders aufstößt, ist – das war ein Thema vor einigen Jahren und ist immer wieder Thema –, dass zum Beispiel auf Glasflächen Vögel anprallen. Das ist im Umweltschutz und im Naturschutz ein ganz ein wichtiger Punkt. Da gibt es auch durchaus Material, was man ändern sollte und wie man etwas ändern sollte, von der Wiener Umweltanwältinnenschaft. Nur, unser Problem ist: Die Stadt Wien zeigt sich da vielleicht noch zu wenig innovativ. Und wir glauben, dass dies auf die Wartehäuschen beziehungsweise auf viele Glasfassaden zutrifft.

Deswegen ein Beschlussantrag:

„Der Gemeinderat bittet die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, mit den für die Errichtung der Wartehäuschen Zuständigen gewisser Wiener Linien, eventuell auch mit anderen, in Verhandlung zu treten, um bei der Errichtung von Wartehäuschen in Zukunft ausschließlich vogelanprallsicheres Glas einzusetzen. Vogelanprallsicheres Glas kann entsprechend den Ergebnissen der von der Wiener Umweltanwaltschaft initiierten Vorschussarbeiten ausgewählt werden. Die bestehenden Glasflächen der Wartehäuschen wären durch das nachträgliche Aufkleben von Folienvögeln anprallsicher zu machen. Über die Ergebnisse der Verhandlungen wird im Gemeinderatsausschuss für Umwelt mit 30. April 2005 von der Umweltstadträtin berichtet.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Jetzt insgesamt, wie gesagt, zum Budget. Ich würde einmal sagen: Wir sind sozusagen in der Tradition. Jetzt habe ich schon meine 10°Minuten fertig, und ich würde mir wünschen, dass es auch so schnell geht wie letztes Mal. In der Tradition von gestern würde ich sagen: Das Budget der Umweltabteilung ist viel Lärm um ganz wenig. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Klucsarits gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Ich persönlich habe eigentlich mit großer Spannung die Umweltkapitel des vorliegenden Budgets erwartet, und ich glaube, meine Spannung ist ganz leicht zu erklären. Es sind das die ersten Budgetzahlen, die die neue Umweltstadträtin vorlegt, und da habe ich mir gedacht: Vielleicht finden wir etwas von diesem frischen Aufwind, den die Neubestellung der Stadträtin eigentlich erwarten hat lassen. Denn nicht nur ich kenne die Stadträtin aus den Zeitungsartikeln und auch aus diesen attraktiven Auftritten auf Plakatwänden mit unserem Herrn Bürgermeister und auch mit den anderen weiblichen Mitgliedern der Stadtregierung. Das ist ein angenehmer Anblick, dass muss ich ja sagen. Aber von der Seite einer reformfreudigen Umweltpolitik dieser Stadt kennen wir Sie leider bisher noch nicht. 

Das einzige, was ich erkennen kann, ist eine Hinwendung zu übergeordneten Themen, wie zum Beispiel der Gentechnik oder der Atomenergie.

Meine Damen und Herren! Die Aufgaben einer Wiener Umweltstadträtin kann es nicht sein, der EU und der Bundesregierung und wem sonst noch alles Ratschläge zu geben in Umweltbereichen, die gar nicht in der Landeskompetenz liegen. Und ich verstehe das auch gar nicht. Gerade Sie als Wiener Stadtregierung, Sie pochen doch immer auf Landeskompetenz und verweisen immer auf Bundeskompetenz negativ hin. Und Sie, Frau Stadträtin, möchten sich unbedingt mit Gentechnikproblemen und mit der Atompolitik beschäftigen, oder haben Sie in Ihrem Ressort eigentlich sonst nichts zu tun? Das kann ich bei der Fülle dieser offenen Umweltfragen eigentlich gar nicht glauben. 

Ich meine, die Aufgabe der Wiener Umweltstadträtin ist es in erster Linie, die Sicherung der Umweltqualität für die Wienerinnen und Wiener zu garantieren, und dies ist angesichts der Umweltpolitik und der bisher fragilen personellen Besetzung des Ressorts bei weitem nicht gesichert. 

Meine Damen und Herren! Ich spreche weder den Grünen noch der SPÖ-Stadträtin eine fachliche Kompetenz und auch nicht das nötige Engagement in dieser Frage ab, aber glauben Sie mir, diese Frage ist bei der Bundesregierung nicht nur besser, sondern auch wirksamer aufgehoben. Wir sind hier gewählt worden, um den Umweltschutz in Wien zu garantieren. Wenn Sie jetzt aber wirklich glauben, dass Sie diese Themen besser angehen, dann kandidieren Sie das nächste Mal fürs EU-Parlament oder auf Bundesebene. Denn mit dieser derzeitigen Umweltpolitik verkommt das Umweltressort immer mehr in die Richtung, vor der wir immer gewarnt haben, nämlich einer PR-Agentur der gerade amtierenden Umweltstadträtin, die ihre Aufgabe darin sieht, möglichst oft und möglichst natürlich positiv in den Zeitungen zu stehen. Für diese Funktionen sind uns aber die Anliegen einer lebenswerten Umwelt viel zu wichtig, und wir rufen daher dazu auf, dass die neue Umweltstadträtin endlich die Linie ihrer Vorgängerin aufgibt und sich nicht nur auf PR-Präsentationen beschränkt, sondern ein umfassendes Konzept für die Sanierung und Verbesserung der Lebensqualität in dieser Stadt erarbeitet und es endlich auch umsetzt. (Beifall bei der ÖVP.)

Und, Frau Stadträtin, die Neubesetzung war ja wirklich schon notwendig, denn eigentlich waren zwei Stadträte nur damit beschäftigt, zwei Perioden lang das Umweltressort in den Stillstand und in das Chaos zu führen. Und es ist eigentlich nur der Beamtenschaft zu danken, dass die Umweltpolitik dieser Stadt nicht ein Totalschaden ist, und daher bedanken wir uns im Namen der Wiener Bürger und auch in unserem Namen für die tolle Leistung der Beamtenschaft in unserem Umweltressort. (Beifall bei der ÖVP und von Bgm Dr Michael Häupl.) Herr Bürgermeister, ich danke.

Aber eines ist klar: Wenn die Müllabfuhr funktioniert und wenn klares Wasser aus den Wasserhähnen kommt und wenn die Umwelt dieser Stadt entsprechend verwaltet ist, so geschieht dies ja trotz dieser SPÖ-Stadtre-gierung und ihrer Umweltstadträte und nicht wegen ihnen. (GR Harry Kopietz: Sehr politisch!) Und das ist ja leider, meine Damen und Herren, seit Jahren politische Realität in dieser Stadt. 

Und, Frau Stadträtin, so wie Sie an diese Sache herangehen, wird dies auch in Zukunft leider so bleiben. Der beste Beweis ist ja nicht nur Ihre bisherige Politik der ersten 100°Tage, sondern auch das vorliegende Budget, das sich einfach umschreiben lässt: Es ist einfallslos, es ist akzentlos und ohne innovative Kraft. Aber leider Gottes schaut nun einmal die Umweltpolitik dieser Stadtregierung seit Jahren so aus, und das ist schade. 

Gerade eine innovative Umweltpolitik könnte dafür sorgen, dass nicht immer mehr Wiener der Stadt den Rücken kehren und sich im Grüngürtel außerhalb dieser Stadt ansiedeln. Aber das tun sie leider Gottes, und nicht zuletzt deshalb, weil sie dort diese Lebensqualität finden, die sie sich eigentlich hier erwarten können. Diese Abwanderung einer wichtigen und auch einkommensstarken Bevölkerungsgruppe schadet dieser Stadt. Und diese Stadtflucht ist nichts anderes als eine Bürgerabstimmung mit den Füßen, die ihrer Umweltpolitik damit auf folgenschwere Weise ein ganz schlechtes Zeugnis ausstellt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Wer hat die Rede geschrieben?) Ich. Ich habe sie geschrieben.

Wir haben nun mit Ihrer Amtsübernahme eigentlich einen Neustart erwartet, als Sie dieses Amt übernommen haben. Doch gekommen sind ein paar alte Vorschläge und Maßnahmen, die offensichtlich schon längere Zeit in Vorbereitung waren und halt wegen der kommenden Umbesetzung des Ressorts nicht durchgeführt wurden. Dass die Umweltpolitik tatsächlich schon seit langem reparaturbedürftig ist, ist auch sogar aus den Aussagen des Umweltberichtes der Wiener Umweltstadträtin zu entnehmen. Dort wird ja der SPÖ-Stadtregierung unter dem ausdrücklichen Hinweis auf das Umweltressort attestiert, dass diese Stadtregierung etwa bei der Frage der Handymasten nicht auf die Sorgen der Bürger eingeht. Das sagt die Wiener Umweltanwältin. 

Aber das ist nur ein Beispiel, dass in dieser Stadt die Umweltanliegen fast keine Rolle mehr spielen, und das dokumentieren die vorliegenden Zahlen dieses Budgets auch deutlich. Und wohl der Aussage folgend, dass Wien von Haus aus über genügend Grün verfügt, kürzen Sie in diesem Voranschlag einfach die Ausgaben für die Grünförderung, die so dringend notwendig wäre. 

Die Investitionen des Stadtgartenamtes sinken. Und, Herr Hofrat Schiller, ich habe Sie irgendwo gesehen, danke, dass Sie Wien so schön machen. Aber das kostet natürlich, und da können die Investitionen nicht ganz einfach sinken bei dem Ganzen. 

Und trotz der medial so groß angekündigten Altlastensanierung, die ja übrigens durch die Bundesregierung so gut wie durchfinanziert ist, kürzen Sie im Voranschlag diese Ausgaben hiefür. Auch hier wieder: Sehr, sehr dringend notwendig. 

Und es findet sich wieder kein ausreichender Budgetansatz für die Gewässerrenaturierung Wiens, die auch ganz wichtig wäre. 

Und es gibt nach wie vor überhaupt keine Zweckbindung der Einnahmen aus der Hundesteuer, die wir so dringend fordern und die auch notwendig wäre. 

Es wäre auch wichtig, die Einnahmen der MA 30 und der MA 31 bei diesen Magistratsabteilungen zu belassen, damit sie diese Überschüsse, die sie erwirtschaften, im Dienste des Umweltschutzes einsetzen können. (Beifall bei der ÖVP.)

Und es fehlt uns auch schon lang ein wichtiger Budgetansatz, nämlich jener, mit dem die neue MA 48-Zentrale in Hirschstetten endlich gebaut werden soll, für die seit Beginn dieser Periode ja ein sehr teures, von uns sehr kritisiertes Grundstück vorhanden wäre. 

Diese Liste könnte ich noch lange fortsetzen, aber meine zehn Minuten sind bald um, und aus Zeitökonomie habe ich mich eigentlich nur auf das Allerwesentlichste beschränkt. 

Jedes Budget, meine Damen und Herren, sollte unserer Meinung nach auch ein Umweltinvestitionsplan sein, der die Weichen für die Sanierung der Wiener Umwelt stellt und dafür sorgt, dass genügend Geld vorhanden ist für die damit verbundenen notwendigen Investitionen. Aber bei diesem Budget hat man das Gefühl, da werden lediglich Zahlenwerte fortgeschrieben, die nicht auf prioritäre Anliegen der Umwelt eingehen. Und das spiegelt nun einmal die gesamte Situation des Umweltressorts wider, und ich kann sie nur wieder und einmal mehr mit den Worten wie Tatenlosigkeit, Konzeptlosigkeit und leider Gottes auch Wirkungslosigkeit umschreiben. 

Eigentlich könnten wir ja als Opposition froh sein, ein jahrelang ständig politisch angreifbares Umweltressort vorzufinden. Wäre man böswillig, könnte man sagen: Angesichts der Schwächen dieses Ressorts macht ja die Oppositionspolitik so richtig Spaß. Aber eines kann ich Ihnen sagen: Das ist nicht unsere Politik. (Beifall bei der ÖVP.) 

In unserer politischen Auseinandersetzung mit der Umweltpolitik dieses Hauses geht es uns sicher darum, mit unserer Kritik Vorschläge und Akzente einzubringen, damit Wien wirklich einmal den Anspruch erheben kann, Umweltmusterstadt zu sein. Denn das wäre die Garantie dafür, dass die Menschen gerne in dieser Stadt bleiben und die Sehnsucht nach gesunder Luft, weniger Lärm und mehr Grün nicht noch weitere Bürger aus dieser Stadt vertreibt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Reinberger gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Eine neue Stadträtin, ein neuer Zeitpunkt für die Umweltdebatte, dass wir einmal bei hellem Tageslicht hier sprechen können, ist ganz was Besonderes, was Seltenes, und ein Dank an jene, die dafür verantwortlich sind. Es mag sein, dass es die hartnäckige Kritik der Opposition in den letzten Jahren war, sei es auch vielleicht, weil es heute viele positive Sachen gibt, die uns die Umweltstadträtin für 2005 erzählen kann. Im Budget findet man allerdings wenig Deckung dafür. 

Wie auch immer: In den letzten Wochen war die Wiener Politik geprägt, ich möchte sogar sagen überlagert von den 10-Jahres-Feierlichkeiten für Bgm Häupl, der ja auch ab 1988 Umweltstadtrat dieser Stadt war und dadurch, möchte man meinen, einiges mitbestimmt hat. 

Manche Medien, insbesondere der ORF in Wien, bejubelten die vermeintlichen Leistungen des Bgm Häupl: Wien ist so grün, Wien ist so sauber, Wien hat so gutes Trinkwasser, Wien hat so gute Luft und so weiter und so fort. Und wenn man es dann näher betrachtet: Sind diese Ereignisse oder diese Fakten tatsächlich Leistungen und Ergebnisse sozialistischer Arbeit unter Bgm oder StR Häupl in dieser Stadt? Na sicher nicht. 

Wien ist so grün, das stimmt schon. Wien hat sehr viel Grünflächen, das ist historisch so gewachsen. Wir haben den Wienerwald, wir haben den Lainzer Tiergarten, wir haben die Lobau und für eine Großstadt auch sehr viel landwirtschaftliche Betriebe, immerhin 17 Pro-zent des Stadtgebietes. 

Aber wie sehen da die Leistungen der SPÖ aus? Es gibt in der Zeit unter Bgm Häupl wenig Bemerkenswertes. Das einzige, was hervorzuheben ist, ist der Nationalpark Donauauen. 

Was es nicht gab in dieser Zeit, war zum Beispiel, wie von uns Freiheitlichen beantragt, ein Nationalpark Lainzer Tiergarten oder dass ein Biosphärenpark geschaffen wird, ein Biosphärenpark Wienerwald, in dem die Kernzone die Form eines Nationalparkes genießen wird. 

Was es auch nicht gab, ist ein echtes Bekenntnis zur Landwirtschaft in Wien. Kürzlich wurde im Umweltausschuss der Agro-STEP, also der agrarstrukturelle Entwicklungsplan, beschlossen. Darin werden die landwirtschaftlichen Flächen nach Vorrangflächen oder nach nicht bevorrangten ausgewiesen. Tatsache ist, dass ungefähr ein Drittel der bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen in diesem Plan ganz dargestellt wird beziehungsweise ein kleiner Teil von diesem Drittel auch nicht mehr als bevorrangt ausgewiesen wird. Das unterstützt unserer Meinung nach die Bodenspekulation, und es schadet damit der Wiener Umwelt.

Jetzt können Sie richtigerweise anführen, die Betriebsführer haben es ja schwer in Wien und viele Betriebsführer wissen auch nicht, wenn sie sich zur Ruhe setzen, ob es einen Betriebsnachfolger geben wird. Aber die Strategie der SPÖ ist offensichtlich: Warum soll man dann die landwirtschaftliche Nutzung planungsmäßig oder in den Plänen und widmungsmäßig verfestigen? 

Der Herr Bgm Häupl lässt sich zwar bei Weinernten und Weinlesefesten gerne ablichten und er wurde sogar zum Ökonomierat ernannt. Aber das muss ja für die Wiener Gärtner eigentlich einem Hohn gleichkommen, denn sie kämpfen gegen die Konkurrenz aus den Nachbarländern; von dort kommt halt der billigere Salat und von dort kommen die billigeren Paradeiser. 

Der Herr Bürgermeister hat sich vor einigen Jahren geweigert, über einen Antrag der Freiheitlichen die Wiener Gärtner stärker zu unterstützen, sei es werbemäßig, aber auch durch verstärkten Einkauf durch kommunale Einrichtungen, durch Krankenhäuser, Kindertagesheime, Schulen, Pensionistenheime und so weiter. 

Wir sind dennoch der Meinung, dass wir unter Bezug auf "Frisch auf den Tisch" sicher keinen Verstoß gegen die EU-Vorschriften begangen hätten, wenn man bevorzugt bei Wiener Gärtnern kaufen würde. So transportieren wir halt den Wiener Salat, die Wiener Paradeiser oft aus biologischem, nämlich aus integriertem Gemüsebau, aber sicher gentechnikfrei über Hunderte Kilometer irgend woandershin und importieren Salat und Paradeiser zum Teil aus dem Ausland, ohne zu wissen, wie sie produziert wurden. 

Die Wiener Glashausgärtner haben es auch schwerer als die Gärtner in unseren südlichen Nachbarländern, denn sie müssen in den vielen Monaten, in denen es wenig Sonne gibt, hohe Energiekosten aufwenden, um produzieren zu können und die Glashäuser auch heizen zu können. Die massiven Erhöhungen bei Strom – immerhin 8 Prozent in letzter Zeit – und den Gaspreisen – 11,5 Prozent in eineinhalb Jahren – sind für sie nahezu ruinös. So sieht nämlich die Unterstützung von Bgm Häupl und der Wiener Stadtregierung für die Wiener Landwirtschaft wirklich aus. 

Zur Gentechnik möchte ich jetzt nichts Kritisches äußern. Ich sehe ein echtes Bemühen der StRin Sima, und ich bin auch neugierig auf die konstruktiven Vorschläge und ihre Verhandlungsergebnisse mit dem Nachbarland Niederösterreich. 

Wien ist sauber, ist gelobt worden in den letzten Wochen. Ja, für eine Großstadt im Großen und Ganzen sehr sauber. Das verdanken die Wienerinnen und Wiener der MA 48, die für die Reinigung dieser Stadt Großes leistet, und natürlich auch dem Stadtgartenamt, der MA 42, die uns mit schöngestalteten Grünflächen erfreut. Für den Bürgermeister wirkt sich die optische Sauberkeit der Stadt auch auf sein Image aus. 

Frau Weissenberger hat in der "Presse" vom 5.11. darauf hingewiesen, dass in Wien jedes Jahr mehr Verbrechen angezeigt, aber jedes Jahr weniger aufgeklärt werden, und trotzdem, sagen die Kriminalsoziologen, fühlen sich die Wiener und Wienerinnen subjektiv sicherer als früher. Nur jeder Fünfte hat Angst, Opfer von Kriminellen zu werden. In Hamburg ist dies etwa die halbe Stadt, die sich fürchtet. Die Geheimwaffe Wiens, so Weissenberger, ist, zugespitzt, die Müllabfuhr. Schaut es in einem Grätzel ordentlich aus, liegt kein Mist auf der Straße, fühlen sich die Bewohner gut aufgehoben. In Wien werden marode Viertel saniert, durch U-Bahnen erschlossen, dann kommen neue Einkaufspassagen. Sie ziehen zwar Taschendiebe und Dealer an, trotzdem erleben die Menschen die aufpolierte Umgebung als sicherer. Weissenberger schließt daraus, dass Bgm Häupl die Wiener damit auch noch locker bei den nächsten Wahlen einkochen kann. Eben, wie gesagt, dank der MA 48. 

Nun, wie sieht die Dankbarkeit dieser Stadt für die Bediensteten der MA 48 aus? Sie hält sich in Grenzen. Ich erinnere daran, dass wir vor einigen Jahren unter Hinweis auf die äußerst beengten und unzumutbaren Arbeitsbedingungen in der Einsiedlergasse um horrendes Geld die Waagner-Biró-Gründe in der Donaustadt angekauft haben. Die Kollegin Trammer hat schon öfter darüber gesprochen. Aber ein für die Mitarbeiter zufriedenstellendes Ergebnis, nämlich endlich in die neuen Quartiere einziehen zu können, ist in weiter Zukunft oder überhaupt nicht vorhanden, denn es wird geplant, getüftelt, es gibt Gerüchte, dass alles Mögliche hinkommen soll, nur nicht die Arbeitsräumlichkeiten der MA 48.

Möglicherweise liegt die Schuld auch daran, dass der Boden ebenso verseucht ist, dass man dort auch gar nichts bauen kann. Also ein echter roter Murks, der die Steuerzahler viel Geld und die MA 48-Mitarbeiter noch viel Geduld kosten wird. 

Nicht nur das, auch die verfehlte Abfallwirtschaftspolitik der SPÖ wird die Steuerzahler in Wien noch auf Jahre hinaus massiv belasten. Zwar hat Bgm Häupl in diese Horrorpläne von StRin Kossina mit einer riesigen Müllverbrennungsanlage in Simmering eingegriffen, aber nur soweit, als er die Kapazität der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau reduzierte. Und ob die derzeit durchgeführten Änderungen bei der Müllsammelstrategie die Restmüllmengen tatsächlich reduzieren werden oder ob die an sich fleißig Müll trennende Bevölkerung nur verunsichert wird, dass wird sich erst weisen müssen.

In jenem Bereich der Verschmutzung der öffentlichen Flächen, der wirklich viele Wienerinnen und Wiener verärgert, nämlich die Verschmutzung mit dem Hundekot – also nicht nur die Bevölkerung, sondern auch die Mitarbeiter der Straßenreinigung natürlich und des Stadtgartenamtes, die ja ihre Arbeit auch erschwert sehen –, da hat auch der noch so umtriebige Bürgermeister und frühere Umweltstadtrat nichts erreichen können und keine Lösung gefunden. Hier wird seit Jahren die Schuld der Polizei zugeschoben, und zwar auch schon zu einem Zeitpunkt, als es noch rote Innenminister gab.

Den Fiakern, einer vergleichsweise kleinen Gruppe von so genannten Umweltverschmutzern, hat man da schon eher den Kampf angesagt und den armen Pferden eben Pooh-Bags aufgezwungen, gleichgültig, wie unangenehm oder vielleicht sogar schmerzhaft dies für die Pferde sein mag, auch gleichgültig, wie wirkungsvoll sie sind. Denn, wir haben das schon öfter diskutiert, es stinkt der Urin, nicht der Kot, und nicht alles landet immer in diesen Pooh-Bags. Alternativen wurden ganz einfach nicht akzeptiert. Danke an den Biologen Häupl.

Nochmals zum Gefühl der Sicherheit. Die Wiener und Wienerinnen fühlen sich auch nach dem Jahrhundertereignis 2002 vor Hochwasser sicher, denn es ist ja kaum was passiert in Wien. Im Jahr 1969 wurde das Projekt "Verbesserter Hochwasserschutz" für Wien erstellt, 1970 vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft mit Bescheid genehmigt. Nun stellt sich heraus, der Bereich stromabwärts des zwischenzeitlich errichteten Donaukraftwerks Freudenau wurde bis jetzt noch nicht realisiert, und zwar beim rechten Donauufer der Alberner Hafen und der Uferbereich bis zur Einmündung der Schwechat und im linken Bereich der Hafen Lobau. Der Schein trügt, denn erst in der Folge der Hochwasserereignisse setzte sich die Stadt Wien verstärkt zur weiteren Verbesserung des Hochwasserschutzes im Bereich Auhof ein. Erst durch das Hochwasser wurde auch offenkundig, dass der Hafenumschließungsdamm im Bereich Hafen Lobau – Schönauer Schlitz, also einer dieser nicht in Angriff genommenen Teile, nicht mehr dem Stand der Technik entspricht und sowohl die Standsicherheit als auch die entsprechende Höhenlage der Dammkrone nicht gegeben ist. Der bestehende Damm, so ist den Akten zu entnehmen, die Umschließung des Hafens Lobau, bedarf somit einer Wiederherstellung beziehungsweise Verbesserung der Standsicherheit.

Also im Budget der letzten Jahre und auch im Budget für das Jahr 2005 erkennt man wenig Ambitioniertes hiezu. Wäre etwas passiert, hätte die SPÖ sicher wieder die Schuld der Bundesregierung gegeben. 

Wien hat so gutes Trinkwasser. Ja, auch das kann jede Wienerin und jeder Wiener nur aufs Heftigste bestätigen. Aber auch das ist keine Leistung der Wiener SPÖ. Da kommt dem liberalen Bgm Cajetan Felder das eigentliche Verdienst zu, denn ihm haben wir die Hochquellenwasserleitung zu verdanken.

Unter Bgm Häupl gab es eigentlich nur den Misserfolg der 3. Wasserleitung und sehr wenig Unterstützung für die Bevölkerung beim Problem mit den gesundheitsgefährdenden Bleirohren, die weitgehend verharmlost wurden.

Wien hat so gute Luft. Ja, gegenüber anderen Großstädten können Wiener und Wienerinnen besser durchatmen als andere. Aber auch das ist kein Verdienst der SPÖ. Die Lage an der Donau, der große Grünanteil, der regelmäßige Wind in Wien verhindern Smogglocken wie in anderen Großstädten.

Wie weit die Stadt selbst ein gutes Beispiel gibt, zum Beispiel bei der Reduktion von Autoabgasen und Rußpartikelausstoß, darüber möchte ich dann übermorgen beim Umweltbericht sprechen. 

Ein kleines Beispiel: Bgm Häupl hat schon vor Jahren versprochen, die abmontierte Luftmessstelle vom Joachimsthalerplatz im Bereich der Endstation U3 wieder zu errichten. Bis jetzt ist noch immer nichts geschehen.

Na ja, und ob die Simmeringer und Simmeringerinnen davon überzeugt sind, dass die Luft in Simmering so gut ist, bezweifle ich auch. Sie sind ja immerhin Standort von gleich mehreren Abfall- und Abwasserentsorgungsanlagen, und das stimmt sicher wenig fröhlich.

Dazu kommen noch für diesen Teil von Wien und auch andere die Flugbewegungen über Wien. Sie stellen nicht nur eine große Luftverunreinigung dar, sie sind auch eine massive Lärmbelästigung. Der Fluglärm über Wien hat in den letzten Monaten dramatisch zugenommen, wir haben das schon in den letzten Sitzungen thematisiert. Durch Änderungen der Flugrouten haben zusätzliche Bezirke über Fluglärm zu klagen, ohne dass es in anderen Bezirken zu einer Entlastung gekommen wäre. Man hat den Eindruck, die Vertreter der Stadtregierung haben die Interessen der Wiener Bevölkerung bisher nur halbherzig vertreten und die Interessen der Flughafenbetriebsgesellschaft vor jene der Bevölkerung gesetzt. Es stört Sie offenbar nur mäßig, dass Flugbewegungen über dicht bewohntes Gebiet gehen, und finden auch nichts dabei, dass Schwechat zunehmend zum Frachtumschlagplatz werden soll. 

Für konstruktive Verbesserungsvorschläge haben Bgm Häupl und die SPÖ nur höhnische Bemerkungen über. Den Forderungen unseres Vertreters im Mediationsverfahren, des Herrn StR aD Walter Prinz, die neue Routenfestlegung zu korrigieren, sollte schnellstens nachgekommen werden, und auch das Evaluierungsverfahren sollte vorgezogen werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Schwechat hat derzeit 186 000 Flugbewegungen im Jahr und für 2020 werden 336 000 prognostiziert. Das ist unserer Ansicht nach allerdings sehr tief gegriffen. Ein gut Teil davon betrifft Passagiere, die in Wien nur umsteigen und der Wirtschaft Wiens wenig bringen, außer vielleicht die Konsumation eines Kaffees. Und außerdem soll, wie gesagt, eben Schwechat zum Frachtumschlagplatz für asiatische Billigwaren in Ostländer werden. Die Zuwachsrate im ersten Halbjahr 2004 betrug 55 Prozent. 

Die Wiener Freiheitlichen wollen den Flughafen ja nicht sperren. Wir fordern nur auf, Alternativen zu überlegen, langfristige Zukunftsvisionen anzustellen und auch mehr europäisch zu denken. Der Vorschlag unseres Landesparteiobmanns Heinz-Christian Strache ging daher in die Richtung einer zentraleuropäischen Lösung, eines zentralen Flughafens zum Beispiel für Lastentransporte Wien-Preßburg-Budapest. Denn auch die anderen beiden Städte haben das gleiche Problem wie Wien, dass der Flughafen sehr nah am stark verbauten Gebiet liegt. Auch dort werden Lösungen gegen den Fluglärm gesucht.

Bis zur Umsetzung einer großen zentraleuropäischen visionären Flughafenlösung fordern wir jedenfalls die Korrektur der Flugrouten, verbunden mit einer Deckelung der Überflüge über das Stadtgebiet von Wien.

Herr Bürgermeister! Denken Sie europäisch und weitsichtig. Bedenken Sie unseren Vorschlag nicht nur mit verächtlichen Bemerkungen. Mit der Umsetzung dieses Projektes könnten Sie sich auch ein Denkmal setzen. Denn wie einem Artikel in den "Salzburger Nachrichten" vom 6.11.2004 unter dem Titel "Michael Häupl – 10°Jahre auf dem roten Kutschbock" zu entnehmen ist: „Herausragende Ereignisse in diesen 10°Jahren sind nicht erinnerlich." 

Zu bestätigen ist das sicherlich hinsichtlich der positiven Ereignisse. Leider stimmt es nicht hinsichtlich der Belastungen, die auf die Wiener Bevölkerung in den letzten 10°Jahren niedergeprasselt sind. Auf der langen Liste, die Sie gestern schon gehört haben, des immerhin 40 Punkte umfassenden Belastungspaketes von der Ära Häupl auszugsweise nur jene, die den Umweltbereich betreffen: Erhöhung der Strompreise um 8 Prozent, Erhöhung der Gaspreise um 11,5 Prozent, Erhöhung 
der Müllgebühr um 26 Prozent, Erhöhung der Wasser-
anschlussgebühren um 11 Prozent. Auch im Jahr 2005 werden wieder horrende Überschüsse aus dem Umweltbereich in das allgemeine Budget abfließen. In den letzten 10°Jahren ist die Belastung durch Wasser-, Kanal- und Müllsteuer um 100 Millionen EUR auf 117,6 Million-en EUR angestiegen. Damit hat sich die Belastung aus diesen Wiener Gebührensteuern in den letzten 10°Jah-ren fast versechsfacht. 

Einer derartigen Belastungspolitik werden wir Freiheitliche auch aus Sicht der Umweltpolitik nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist die Frau GRin Zentner gemeldet.

GRin Brigitta Zentner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In den letzten Tagen hat man ja schon die unterschiedlichsten Meldungen seitens der Opposition zum Budgetvoranschlag 2005 lesen können. Man hat gelesen, dass Sie dem nicht zustimmen, was ja nicht besonders verwunderlich ist, da es auch in den letzten Jahren nicht passiert ist. 

Verwunderlich sind einige Wortmeldungen, zum Beispiel jene vom Kollegen Klucsarits. Schutzwälle vor der Stadt hat es, glaube ich, irgendwann im Mittelalter gegeben. Und die Gentechnik ist irgendwo im Boden, wenn man sie hineingibt, und ich glaube, darum ist es besonders wichtig, solche Projekte anzugehen, da man ja nicht wirklich behaupten kann, dass sich die Bundesregierung da besondere Gedanken macht. 

Bezüglich der Medienpräsenz unserer Stadträtin: Seien Sie nicht neidig! Tolle Projekte erregen nun einmal die Aufmerksamkeit der Medien, und wenn man innovative und gute Projekte hat, dann soll man sie auch präsentieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Irgendwie hat man den Eindruck, dass manche Kollegen der Opposition mit geschlossenen Augen und heruntergeklappten Ohren durch die Stadt wandern. Die Aufgabe der Opposition ist es natürlich zu kritisieren und die Dinge kritisch zu betrachten. 

Die Sicht der Regierungspartei ist eine andere, und speziell im Umweltbereich sind in den letzten zwei Jahrzehnten viele positive Akzente gesetzt worden, die auch in vielen Umfragen die Zufriedenheit der Wiener Bevölkerung widerspiegeln, die aber auch durch viele internationale Auszeichnungen immer wieder bestätigt werden. Und, meine Damen und Herren, das sind sozialdemokratische Akzente! 

Es gibt so viele Besonderheiten in Wien wie sonst in keiner anderen Millionenstadt der Welt. Die Besonderheiten sind sicher unser Hochquellenwasser, der große Anteil an Grünflächen, die Landwirtschaftsbetriebe in der Stadt, ein toll funktionierendes Kanal- und Abwassersystem, eine super funktionierende Müllabfuhr, so wie es ja vorher schon angesprochen wurde, ein Nationalpark, eine Donauinsel, und die Liste wäre noch lange fortsetzbar. Meine Damen und Herren der Opposition, Sie wissen, dass das fast einzigartig ist auf der Welt. 

Um all die Besonderheiten noch lange zu erhalten und zu verbessern, auszubauen und neuen Ideen zur Verwirklichung zu verhelfen, diskutieren wir hier den Voranschlag 2005, von dem ich nun einzelne Schwerpunkte der Magistratsabteilungen darlegen möchte.

Die Hauptaufgaben der MA 31 sind die Erhaltung, der Ausbau und der Betrieb der Wasserleitungsanlagen, die Reinigung der 320 Kilometer Wasserleitung bis vor die Tore Wiens und die Erhaltung der 3 261 Kilometer Rohrnetze innerhalb von Wien. Für die Wasserbehälter, die ein Fassungsvermögen von 907 000 Kubikmeter haben, ist ein Ansatz von 18 Millionen EUR im Budget. Rund 10 Millionen EUR davon werden allein für die Erhaltung und Reinigung dieser Anlagen verwendet und ein Drittel für den Abschluss der Bleileitungserneuerung laut letztgültiger Zielvorgabe, die bis 2007 fertiggestellt sein wird. Die Senkung der Bleigrenzen wurde ja gemäß der EU-Trinkwasserrichtlinie 1998 ins österreichische Recht aufgenommen. 

Weitere wichtige Punkte sind der bereits heuer begonnene Ausbau des Behälters Jubiläumswarte und die damit verbundene Umgestaltung der Versorgungszonen. 

Die Vorarbeiten zur Aufbereitungsanlage Kleehäufel, zu der Anfang 2005 die Baugenehmigung erteilt werden soll, sind im Laufen.

Weiters wird auch auf die Auswechslung von Rohrsträngen, die nach 1919 verlegt wurden, ein großes Augenmerk gelegt, da Wasserverluste, die natürlich bei so alten Leitungen normal sind, weiter optimiert werden müssen. 

Da gestern von den Oppositionsparteien immer wieder Listen zum Besten gegeben wurden, wo lauter angebliche Teuerungen der Stadt angeführt sind, möchte ich im Gegenzug ein Beispiel bringen, wo sich der Bund und hier im Speziellen der Herr Finanzminister eine Menge Geld von den Städten abgezogen hat, nämlich im Bereich der Förderung der Wasserversorgung beziehungsweise -sanierung und im Bereich der Kanalwirtschaft. Durch die Gesetzesänderung 2001/2002 entgehen der Stadt Wien insgesamt zirka 15 Millionen EUR. Als besonders nachteilig für die Wasserversorgung ist der Umstand, dass Sanierungen auch von alten, schon abgeschriebenen Rohrleitungen nicht mehr gefördert werden. Dies ist vor allem in großen Städten kontraproduktiv und weder im Sinne des Umweltschutzes noch einer optimalen Ausnützung der vorhandenen Ressourcen. Und wie schon bei vielen anderen Beispielen, es hat Wien wieder einmal am meisten getroffen. 

Alle positiven Maßnahmen der MA 31 nützen nichts, wenn Quellgebiete und Wälder nicht optimal geschützt werden. Und das, meine Damen und Herren, werden sie ausgezeichnet durch die MA 49, deren Hauptaufgabe es ja ist, zielorientiert eine flächen- und ressourcenschonende Waldpflege zu betreiben, um die Quellschutzwälder über mehrere Generationen hinaus nachhaltig zu schützen. Sie betreibt aber auch auf vielen anderen Flächen der Stadt einen Naturschutz, der nicht verordnet ist, sondern in Eigenkompetenz geschieht, um Erholungsgebiete der Stadt zu erweitern und auszubauen und um das Umweltbewusstsein der Erwachsenen und Kinder dieser Stadt zu fördern. Das geschieht mit vielen kostenlosen Angeboten, wie zum Beispiel den zwei Waldschulen, Lehrpfaden, dem Nationalpark-Camp und vielen Exkursionen, die in der Stadt in Bereichen der Umweltbildung möglich sind. Und all diese Angebote, denke ich, sind einmalig in einer Stadt.

Die schon vorher angesprochenen Maßnahmen zum Naturschutz bedeuten aber auch eine konsequente Erweiterung von Schutzgebieten des Wald- und Wiesengürtels. Dazu ein paar Zahlen. 1905 waren es 6 000 Hektar. Nach den beiden Weltkriegen ist diese Fläche auf 5 000 Hektar gesunken. Seit 1980 wird sie laufend erweitert. Derzeit sind es ca 12 000 Hektar. Das allein zeigt schon, wie Umweltpolitik in Wien gemacht wird, denn es ist beachtlich, dass es bei den vielen Projekten der Stadterneuerung und -erweiterung trotzdem zusätzliche Festlegungen zu solchen Projekten gibt.

2005 soll das 10-jährige Jubiläum des Wiener Wald- und Wiesengürtels gefeiert werden. Es ist dabei vorgesehen, mit gezielten Aktionen den Wert des Grüngürtels als grüne Lunge, seine Schönheit und seine Bedeutung für die gesamte Region näher zu bringen. Damit sollen auch nachhaltige Sicherstellungen eines funktionierenden Grünsystems diesseits und jenseits der Stadtgrenzen garantiert werden. 

Heuer wurde von den Ländern Niederösterreich und Wien die Wienerwalddeklaration verabschiedet. Aufbauend auf die Wienerwalddeklaration betreiben die beiden Länder nun gemeinsam Planungen, die zur Errichtung eines Biosphärenparks Wienerwald nach den internationalen Kriterien der UNESCO führen sollen. Ziel all dieser Maßnahmen ist, dass der Wienerwald als Natur- und Naherholungsraum erhalten bleibt und gleichzeitig eine wirtschaftliche Entwicklung möglich wird.

Energy Globe Award, Pacific Flora 2004, Gold- und Silberpreise, Entente Florale 2004 sind klangvolle Namen und keine Film- oder Buchpreise, sondern internationale Auszeichnungen, die die MA 42 und besonders die Blumengärten Hirschstetten heuer erhalten haben. Ich gratuliere von dieser Stelle recht herzlich zu diesen Auszeichnungen. Der Energy Globe Award ist eine internationale Ideenbörse im Kampf gegen globale Umweltzerstörung, bei dem die MA 42 mit ihrem Programm zur energetischen Sanierung der 66 Glashäuser als Wien-Sieger hervorging. Das Projekt in den Blumengärten, das das größte Einzelprojekt der Stadt ist und das nach Energy als konkretes Modell der Stadt saniert wird, bringt jährliche Energieeinsparungen von 204 000 EUR. Die Blumengärten Hirschstetten als öffentliche Stadtgärtnerei stellen damit eindrucksvoll unter Beweis, dass neben der qualitativen Komponente die Wirtschaftlichkeit und der Umweltschutz einen hohen Stellenwert einnehmen. 

Natürlich finden die ursächlichen Aufgaben der MA 42, wie die Errichtung und Erhaltung der öffentlichen Park- und Grünanlagen, die Erhaltung des Baum- und Pflanzenbestandes in den Parks, im Budget 2005 ihre finanziellen Grundlagen. Und ich habe es voriges Jahr schon erwähnt: Das Stadtgartenamt sorgt für die optische Visitenkarte in der gesamten Stadt, in deren Genuss sowohl die Bewohner als auch Touristen kommen. 

Diese optische Visitenkarte verstärken die Mitarbeiter der MA 48. Die gesammelten Müllmengen der Stadt verändern sich geringfügig, und daher wird ein besonderes Augenmerk auf die Abfallvermeidung gelegt, wie immer wieder neue Initiativen, die gestartet werden, zeigen, um dem Trend der Wohlstandsgedanken der zivilisierten Gesellschaft entgegenzutreten, die sich im erhöhten Verbrauch von natürlichen Ressourcen widerspiegelt. Es ist ja vor wenigen Wochen vorgestellt worden die neue Sammlung für die Gelbe Tonne, also die Plastikflaschen, und es wurden Hinweise gegeben auf lang angewendetes Verhalten, um die hohen Mengen von Lebensmitteln im Müll näher zu bringen. 

Vorgestellt wurde in den letzten Tagen von StRin Ulli Sima und GR Chorherr das rot-grüne Projekt der Biogasanlage. Aus Mist wird Strom gewonnen, und diese Anlage wird daher ein ökologisches Vorzeigeprojekt. Der Baubeginn wird 2006 sein, weil nächstes Jahr die EU-weiten Vergabeverfahren eingeleitet werden.

Zwei Beispiele der MA 48 zeigen, dass man auch wirklich auf den Umweltschutz schaut. Einerseits werden Keilpflüge angeschafft, die auch ressourcenschonend für die Straßen sind, dass nicht so viele Aufgrabungen stattfinden müssen, wo nicht so viele Beschädigungen vom Pflügen sind, weil ein variabler Verstellmechanismus ist. Das zweite Projekt: Erdgasfahrzeuge, die in Zeiten der massiven Klimaerwärmung durch einen geringeren Ausstoß von Emissionen einen wesentlichen Beitrag zum Umweltschutz leisten. Es werden nächstes Jahr 8°Stück von diesen Fahrzeugen angekauft.

Nun ein paar Gesamtzahlen zum Budget der Geschäftsgruppe Umwelt. Es sind insgesamt 5 910 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beschäftigt. Dazu kommen bei den Magistratsabeilungen 48, 42 und 49 866 Saison-arbeiter und 105 Mitarbeiter der EBS. Bei all diesen Mitarbeitern möchte ich mich herzlich bedanken für die bis jetzt geleistete Arbeit und für die Erstellung dieses Budgets, das in einem oder anderen Bereichen Abstriche, aber auch Zuwächse für innovative Projekte bringt. 

Gesamt gesehen gibt es da keine gravierenden Änderungen zum Vorjahr, und ich bin trotzdem sicher, dass die Qualität des Umweltschutzes und damit die Lebensqualität für alle Wienerinnen und Wiener weiter verbessert werden kann und daher die erfolgreiche SPÖ-Umweltpolitik fortgesetzt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Parzer am Wort. Frau GRin Sommer-Smolik hat sich streichen lassen.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das vorliegende Budget sowie die ersten 100°Tage der Amtszeit unserer neuen, frischgebackenen Umweltstadträtin bringen eigentlich leider keine Entwarnung für die etwas abgerutschte Umweltpolitik der letzten Jahre. Es ist schade für die Umwelt, meine Damen und Herren, und wenn das so fortgesetzt wird, dann könnte dies zu einem irreparablen Phänomen dieser Stadtregierung führen, das wir alle nicht wollen.

Dabei geht der Frau Stadträtin, und das wissen wir alle, ein durchaus guter Ruf voraus, nur, niedergeschlagen hat sich das eigentlich noch nicht wirklich, jedenfalls nicht in umweltpolitischen Initiativen, bei denen wir sagen können: Jetzt gibt es endlich einmal einen umweltpolitischen Neustart mit für alle Bereiche ausgearbeiteten Umweltkonzepten. Davon ist leider nicht sehr viel zu bemerken, aber es wäre sehr begrüßenswert. Deshalb auch, weil die Umweltpolitik in den letzten Jahren im Vergleich zu früher eine viel geringere Rolle spielt, das wissen Sie alle, und das ist schade, denn die Umwelt ist und bleibt eines der wichtigsten Themen, die wir immer wieder zu behandeln haben.

Aber es genügt unserer Meinung nach nicht, nur in Zeitungen zu stehen. Fotos unserer Umweltstadträtin, die durchaus sehr attraktiv ist, muss man natürlich immer wieder sagen, sind nicht immer das, was wir brauchen, was wir wollen. Es wäre jetzt an der Zeit, Punkt für Punkt Umweltdefizite mit wirklich wirksamen Maßnahmen zu beseitigen. 

So eine Politik würde auch den Bürgerwünschen wirklich entsprechen, meine Damen und Herren. Aus jüngsten Umfragen geht eindeutig hervor, was unsere Bürger stört, wie der Lärm, mangelndes Grün und die schlechte Luft. Wir hören es immer wieder. Und hier müssen wir eine Verbesserung durchführen, das würden sich auch unsere Bürger wirklich wünschen. Doch mit einem Budget wie dem vorliegenden Budget wird diesen Wünschen der Bürger leider nicht, lieber Paul, entgegengekommen. Ich begrüße dich.

Dazu legt es zu wenig Initiativen fest. Bei der Lektüre des Zahlenwerks fällt uns eindeutig die in diesem Zusammenhang festgelegte Fortschreibung auf, die keinen Kurswechsel in der Budgetpolitik des Umweltressorts zulässt. Aber ohne einige Momente des Kurswechsels bei den Budgetzahlen wird sich auch an der derzeit noch immer schwachen Umweltpolitik dieser Stadtregierung leider nichts ändern. 

Das spiegelt sich auch in der alltäglichen Umweltpolitik wider. Da werden manche aktuellen kommunalpolitischen Umweltfragen einfach ausgespart zugunsten von bundespolitischen Themen. So erleben wir halt starke Aktivitäten, was die Verpackungsordnung betrifft. Aber wir warten noch immer auf Erfolge bei der Müllsammlung, bei der Wien nach wie vor in einigen Bereichen großen Aufholbedarf hat. 

Der Gentechnik, eigentlich vor allem ein Bundesthema, wenn nicht gar ein Europathema, muss ich sagen, wird seitens unserer Stadträtin ein sehr breiter Raum zugewiesen, der Frage des Amselsterbens, das in Wien aufgetreten ist, eher weniger. Das ist schade. Wir warten auch vergebens auf das Engagement des Umweltressorts bei den Bürgerthemen Handymasten, Klokläranlagen und Bleiwasserleitungen, die auch noch existent sind. Diese Themen werden zwischen den zuständigen Akteuren der Stadtregierung hin- und hergeschoben, obwohl die Bürgerbesorgnis auf Grund dieser Fragen wirklich sehr hoch ist. Hier müsste eine Umweltstadträtin eindeutig Stellung beziehen und etwa in einem konzeptiven Programm Punkt für Punkt in Angriff nehmen. Doch davon ist leider derzeit nicht sehr viel zu bemerken, denn die Umweltstadträtin beschränkt sich auf so Tipps wie an die Bundesregierung, an die EU-Ebene bezüglich der Gentechnik. Aber die Probleme, die vor unserer Haustüre vorgefunden werden, die sind leider nicht bearbeitet.

Es fehlt uns die Stimme der Umweltstadträtin bei der Gewässerrenaturierung. Hier wird einfach zur Kenntnis genommen, dass diese nicht wie geplant stattfindet und daher der Donaukanal – das ist ein großes Anliegen auch von uns – weiter kein Herzeigemodell für Wien ist und nicht zu einer Großstadtoase wird, wie es eigentlich seinem Potential entsprechen würde.

Aber auch der Wienfluss wird weiterhin in sein Betonbecken eingezwängt bleiben, weil es die Vorgänger nicht geschafft haben, hier das entsprechende Geld zur Verfügung zu stellen oder sicherzustellen. Anstatt den Wienfluss von Hütteldorf bis zum Karlsplatz zu renaturieren, gibt es jetzt leider nur eine 100°Meter lange Versuchsstrecke, meine Damen und Herren, bei der es aber wahrscheinlich aller Voraussicht nach auch bleiben wird.

Zum Thema Müll. Hier verzeichnen wir einen Zuwachs der Restmüllmenge. Wir wissen es alle. Und auch die MA 48, wir haben es in vielen Zeitungsmeldungen und Fernsehspots gesehen, bemüht sich hier, durch Neuaufstellungen von Mistkübeln zu den Bürgern zu kommen. Aber es ist noch viel Zeit erforderlich, um hier die Bürger auch richtig zu instruieren, um ihnen zu sagen – Kollege Maresch hat das einmal in einer Ausschusssitzung auch erwähnt –, man muss unbedingt die Plastikbehälter, die Flaschen so zusammendrücken, dass sie weniger Platz einnehmen, sonst ist der Kübel gleich voll und dann ist der Erfolg nicht gegeben. Also Sie sehen, auch hier ist ein großer Aufholbedarf bei der Aufklärung der Bürger, um Erfolge zu erzielen.

Was mich auch immer wieder sehr aufstößt, ist wenn Sie heute nachdenken: Es wurde bekanntlich am Beginn unserer Legislaturperiode ein wirklich großes Grundstück, ein Areal in Hirschstetten angeschafft, das alle Platzprobleme, die es gegeben hat für die Zentrale in der Einsiedlergasse, hätte ausräumen können. Aber leider, es ist nichts passiert, und es wird auch im Budgetvoranschlag für die nächsten Jahre kaum Geld dafür vorgesehen sein.

Ich glaube, darin einen für die Abfallwirtschaft Wiens sehr unhaltbaren Zustand zu erkennen. Es muss schleunigst nach einem vierjährigen Projektstopp mit dem Gelände etwas passieren, denn sonst wird meiner Meinung nach das Umweltressort zum Erfüllungsgehilfen für die Grundstückstransfers gemacht, die auch bereits, und Sie wissen es alle, vom Rechnungshof kritisiert wurden. 

Ein besonderes Thema für mich als Mandatar aus der Donaustadt sind vor allem die Belastungen durch den Verkehr. Ich lebe in einem Bezirk, wo Staus - und das ist leider nicht abzustreiten - nicht wegzudenken sind. Wir haben hier in unserem Bezirk mit den Meinungen unserer Mitbürger ein großes Problem, denn Sie wissen ja, dass dieser große Verkehrsstau, der tagtäglich anfällt, auch wirklich eine Umweltkatastrophe darstellen kann, denn hier sind es sehr viele Autos und ich will das jetzt nicht aufrechnen. Man könnte ja sagen, wie viele Stunden dort wirklich im Stau gestanden wird. Hier muss unbedingt etwas geschehen. Es wäre für das Umweltressort sehr wichtig, hier auch eine Meinung zu beziehen und ich kann nicht nur sagen, ich will kein Tunnel oder ich will ein Tunnel. Hier muss einmal etwas passieren, dass dem Bezirk wirklich geholfen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich haben wir ein Verkehrsressort, das eigentlich für Verkehrsfragen und damit für die ökologische Verträglichkeit zuständig oder verantwortlich ist, aber die Prioritäten dort sind sicherlich ganz andere. Wenn es zu Verkehrslösungen kommen soll, die für mehr Lebensqualität in dieser Stadt sorgen sollen, dann ist auch das Umweltressort gefragt. Dann darf man sich nicht hinter Kompetenzzuordnungen einfach verschanzen. 

Das Thema “Alternative Fahrzeugtechnik“ wird derzeit von niemandem in dieser Stadt eigentlich wirklich bearbeitet. Es hat einmal eine Solarautoaktion gegeben, die leider sang- und klanglos ausgelaufen ist und seither geschieht auf diesem Gebiet auch nichts oder sehr wenig. Hier komme ich noch einmal auf den Bezirk zu sprechen. Wir haben in der Donaustadt einen sehr großen Standort, wo ein Motorenwerk Erzeugungsstandort ist. Sie wissen es alle: General Motors. Und wir haben daher dahinter, und Sie kennen das auch alle, ein riesiges Feld, das Flugfeld Aspern, mit sehr, sehr vielen Quadratmetern oder Hektar und Sie wissen, das hat die Größe eines 7. und 8. Bezirks, ist also nicht sehr klein, und man macht sich da heute schon Gedanken, was man dort alles hinstellen wird oder kann. 

Daher glaube ich, sollte sich auch hier das Umweltressort ein bisschen einbringen und die Möglichkeit der Schaffung eines Entwicklungsstandorts für Alternativen der Motorentechnik zum Beispiel geben, weil Sie wissen ja alle, dass es sich hier um ein Betriebsgebiet und nicht um ein Erholungsgebiet nur für Menschen handelt. Hier sollen ja wirklich Betriebe entstehen, weil wir ja - und das sage ich nur vorweg - in der Donaustadt gewiss Arbeitsplätze brauchen, denn wir sind wirklich ein gesegneter Bezirk mit 18 Prozent Arbeitslosen. Hier wäre sehr viel geholfen, wenn da Betriebsansiedlungen vorrangig gehalten werden.

Wenn Ihnen sozusagen die übergreifende Umweltarbeit ein Anliegen ist, dann muss man hier der wirtschaftlichen Chance Wiens eine Chance geben und die Luftreinhaltung an erste Stelle stellen. 

Lassen Sie mich noch einmal kurz im Bezirk bleiben. Ein wichtiges Projekt der Verkehrsentlastung für Wien - ich habe es vorhin ein bisserl angesprochen - ist die Nordostumfahrung. Die Arbeit des Sachverständigenbeirats hat unter anderem leider dazu geführt, dass die Donauquerungsdiskussion wieder neu aufgeflammt ist und eine andere Wendung genommen hat. 

Ich muss dazu sagen, aus der Sicht der Donaustadt ist es wirklich nicht oder überhaupt nicht angelegen, dass wir jetzt nachdenken, welche Donauquerung wir brauchen. Wir brauchen in unseren Ortskernen - und das sind ja nicht wenige, ich rede ja von keinem kleinen Bezirk - Aspern, Eßling, Breitenlee wirklich eine Verkehrsentlastung. Daher glaube ich, dass hier die Umfahrung auch im Umweltressort sehr mitspielt und wirklich ernst genommen werden muss.

Vor uns liegt ein Budget, dessen Umweltteil wieder einmal sehr viele Chancen auf Wiens Lebensqualität offen und ungenützt lässt. Viele der für Wien unbedingt notwendigen Umweltprojekte werden somit leider weiter schubladisiert, notwendige Initiativen beiseite geschoben und vieles bleibt in halbfertigen Ansätzen stecken, weil das alles viel Geld kostet. Aber trotzdem, man muss es angehen. Damit findet die unbedingt notwendige Sanierung der Wiener Umwelt eigentlich noch nicht statt.

Aus diesem Grund werden wir dem Budget diesmal keine Zustimmung geben. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Scheed am Wort. 

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Damen und Herren!

Bei allem Respekt komme ich nicht umhin, wenn ich hier manchem Oppositionsredner zuhöre, dass mir der polnische Philosoph Adam Schaff in den Sinn kommt, der das Wort von der „kognitiven Dissonanz“ geprägt hat. Aber vielleicht sind Sie auch nur von der hervorragenden Medienpräsenz der Stadträtin geblendet. Da möchte ich doch die Gelegenheit nützen, die Aufmerksamkeit ein bisschen auf die hard facts der Wiener Umweltpolitik in exemplarisch ausgewählten Bereichen zu lenken. 

Zum Beispiel eine für Wien wichtige Frage, so wie für alle großen vergleichbaren Städte Mitteleuropas, ist die Frage der Altlastensanierung, wo Sie im Budget für 2005 sehen werden, dass mit der Behebung dieser Frage zügig vorangeschritten wird. Bei der Altlast Tanklager Lobau wird jetzt der vierte Bauabschnitt in Angriff genommen. Altlast Shell Pilzgasse und Altlast Gaswerk Leopoldau werden 2005 in Angriff genommen. Das ist eine Geschichte, wo Wien bewiesen hat, dass genau das nicht stimmt, was vorgeworfen wurde, nämlich dass in engen formalen Grenze gedacht wird. Wien hat mit der Behebung der Altlasten zu einem Zeitpunkt begonnen, wo der Bund seinen Finanzierungspflichten nicht nachgekommen ist und ist in Vorlage getreten, weil diese Themen für die Wiener  Bevölkerung von großer Bedeutung sind.

Ein Bereich, der mir besonders am Herzen liegt und auf den ich die Aufmerksamkeit ein bisschen lenken möchte, ist der Teil des Kanalbaus in Wien. Nicht nur weil er auf Grund des hohen Investitionsanteils für die Wiener Wirtschaft und damit für die Beschäftigten Wiens von großer Bedeutung ist, sondern weil ein funktionierendes Kanalnetz auch für die Lebensqualität der Bürger und für die Umwelt von großer Bedeutung ist. Ich sage das auch als Gewerkschafter, weil mir die Würdigung der dort Beschäftigten ein besonderes Anliegen ist. Ich selbst bin einmal, ausgestattet mit einer Kleidung, in der man sich kaum bewegen kann, abgestiegen, wie das dort heißt, in ein Einser-Profil. Ich kann dort nur tief gebückt in eine Röhre kriechen und bin, glaube ich, drei Meter hinein gekommen und bin mit tiefem Respekt vor der Arbeit, die dort von den Beschäftigten geleistet wird, wieder herausgekommen. Dort finden Sie die wirklichen Helden dieser Stadt, die Großartiges für diese Stadt und ihre Menschen leisten! (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Bereich werden gerade im Jahre 2005 ganz wichtige Vorhaben abgeschlossen und in Betrieb genommen: Der Bau der neuen Hauptkläranlage, die nach dreijähriger Bauzeit ihren Betrieb aufnehmen wird und einen Reinigungsgrad von 98 Prozent erreichen wird, von vormals 85 Prozent. Das heißt, lediglich zwei Prozent Restverschmutzung verbleiben noch, die in die Donau gelangen. 

Ein großes Projekt ist der Ausbau des Wiental-Kanals. Damit nicht nur die Donau und der Donaukanal durch die neue Hauptkläranlage sauberer werden, sondern auch der Wienfluss, wird dieser Wiental-Kanal Ende 2005 errichtet. Er ist im Wesentlichen baulich fertig gestellt und wird das Schmutzwasser von 600 000 Ein-wohnern aufnehmen und aus diesem Einzugsgebiet praktisch das gesamte Regenwasser. 

Mit hoch innovativen Investitionen wie zum Beispiel der Kanalnetzsteuerung wird das Abwassermanagement der Stadt Wien verbessert, was zum Beispiel den Effekt hat, dass die Hauptkläranlage um 25 Prozent kleiner konzipiert werden konnte. Das bedeutet bei den Investitionen Einsparungen von 75 Millionen EUR denen die Kosten durch dieses Kanalmanagement von 15 Million-en EUR gegenüber stehen, also ein Belege dafür, wie sorgsam, aber auch innovativ hier gewirtschaftet wird.

Ein weiteres wichtiges Projekt dieses Bereichs ist der Liesingtal-Sammelkanal. Die derzeit situierte Kläranlage Blumental wird in der zweiten Jahreshälfte 2005 den Betrieb einstellen und die Abwässer über den gerade in Bau befindlichen Liesingtal-Sammelkanal zur Hauptkläranlage leiten. Auch dieser Sammelkanal wird 2005 fertiggestellt und in Betrieb gehen. Der Kanal wird direkt im Bachbett der Liesing beziehungsweise in den Böschungszonen errichtet, was bedeutet, dass die harte Verbauung abgebrochen und der Liesingbach in zeitgemäßer Form revitalisiert wird und zwar so revitalisiert wird, dass hier für aquatische Lebewesen ein perfekter Lebensraum geboten wird und die Uferbereiche einfach als Naherholungsraum zur Freizeitnutzung für die Bevölkerung erschlossen wird. Positiver Nebeneffekt: Durch den gleichzeitigen Bau einer Druckleitung für die schwefelhaltigen Abwässer der Therme Oberlaa wird die Geruchsbelästigung in diesem Bereich künftig der Vergangenheit angehören. Die Abwässer werden in die Wassermassen des Donaukanals eingespeist und in dieser Vermischung nicht mehr wahrgenommen werden. Auch hier kommt es zu einer deutlichen Verbesserung der Lebensqualität der Menschen. 

Die viel geschmähten Cross border-Mittel aus dem Cross border-Leasing werden die Stadt in die Lage versetzen, mit großem Engagement den Vollausbau des Wiener Kanalnetzes voran zu treiben. Neben der Weiterführung und Fertigstellung der bereits laufenden Baustellen sollen im Jahr 2005 elf neue Baulose begonnen werden. 

Aber nicht nur der Kanalbau ist ein Beispiel, wo an vielen Einzelzahlen die hervorragende Arbeit in diesem Bereich der Stadt nachgewiesen werden kann. Ich möchte als Kontrast dazu noch auf einen anderen Bereich gehen, wo nämlich die Stadt tatsächlich Umweltpolitik in einer offensiven partnerschaftlich ausgerichteten Art und Weise macht. Exemplarisch dafür erwähnt sei der Öko‑BusinessPlan Wien. Ich sage das auch mit ein bisschen Stolz, denn die Organisation, in der ich hauptberuflich tätig bin, die Gewerkschaft der Privatangestellten, war ja an der Gründung und Initiierung des Öko‑Busi-nessPlans Wien nicht ganz unwesentlich beteiligt und mittlerweile kann man auf eine stolze Bilanz verweisen: 423 Unternehmen, über 7 000 Umweltprojekte. Ergebnis: 12 Millionen EUR Kostenersparnis durch richtiges Umweltmanagement! 2005 werden wieder 80 Betriebe ausgezeichnet werden. Im Rahmen von Öko‑BusinessPlan Wien wird der Umweltpreis der Stadt unter der Schirmherrschaft des Bürgermeisters der Stadt Wien, Dr Michael Häupl, sowie der Umweltstadträtin Mag Ulli Sima am 5. April 2005 im Wiener Rathaus überreicht werden.

Damit man sieht, worüber man hier spricht – Öko‑BusinessPlan – ein paar Verhältniszahlen aus der Umweltbilanz: Diese über 7 000 Projekte in 423 Unter-nehmen haben dazu geführt, dass 145 000 Tonnen weniger Abfälle angefallen sind. Das wäre 1,7 Mal das Ernst-Happel-Stadion angefüllt. 1 000 Tonnen weniger Giftmüll, 57 Millionen Kilowattstunden weniger Energieverbrauch, 180 000 Tonnen weniger Kohlendioxid, 7 Mil-lionen Transportkilometer weniger - das entspricht 180 Erdumrundungen - und die Senkung des Trinkwasserverbrauchs um 400 000 Kubikmeter. Angesichts dieser Kosteneffekte ist es kein Wunder, dass 92 Prozent der beteiligten Betriebe diese Zusammenarbeit weiterempfehlen und dass dieses Projekt auch international bereits Anerkennung bekommen hat und als Vorbild zur Kenntnis genommen worden ist. International über die Grenzen Wiens hinaus. 

Es gibt Kooperationen mit den Bundesländern Niederösterreich, Salzburg, Steiermark, Vorarlberg und Oberösterreich, die die ÖkoBusinessPlan-Datenbank übernehmen und gemeinsam mit Wien weiter entwickeln. Aber auch Györ in Ungarn, Athen in Griechenland und Chennai, die viertgrößte Stadt in Indien, haben sich entschlossen, ihr Nachhaltigkeitsmanagement nach dem Wiener Modell des ÖkoBusinessPlans zu entwickeln. UN Habitat nahm den ÖkoBusinessPlan Wien als “best practices for human settlements“ in die Liste der weltweit besten Nachhaltigkeitsprojekte auf und auch die EU-Kommission stuft das UmweltServicePaket der Stadt Wien als beispielhaft ein. Hier zu sagen, die Umweltpolitik der Stadt Wien ist nicht innovativ, nicht zeitgemäß und nicht zukunftsweisend, ist angesichts dieser beeindruckenden Zahlen, glaube ich, wirklich nicht nachzuvollziehen.

Aber die Stadt Wien erklärt nicht nur anderen, wie es geht, sondern sie geht auch im eigenen Bereich mit Beispiel voran, Stichwort Ökokauf. Die Stadt Wien kauft alljährlich für etwa 5 Milliarden EUR Produkte, Waren und Dienstleistungen aller Art ein. Das ist in etwa das Fünffache der Summe, die alle Wiener Haushalte insgesamt für Wohnungsausstattung, Ernährung, Bekleidung, Reinigung und Auto pro Jahr ausgeben, also ein gewaltiges Volumen, das natürlich auch eine Marktmacht darstellt. 

Mit dem Programm “Ökokauf Wien“ nimmt die Stadt Einfluss auf die Qualität und Beschaffenheit der von ihr eingekauften Produkte im Hinblick auf Umweltverträglichkeit, Einsparung von Energie, Reinigungskosten und Betriebskosten. Über die Abnahme dieser großen Mengen kann die Stadt zugleich Innovationen auslösen, vor allem wenn es darum geht, Reduktionen von Verpackungen vorzunehmen, phosphat‑ und formaldehydfreie Produkte, Eliminierung von PVC, Chlorbleiche, aggres-
sive Reinigungsmittel oder Tropenhölzer. Allein ein 
Beispiel: Der Wiener Krankenanstaltenverbund konnte 23 Prozent der Reinigungsmittel bei gleichbleibender Reinigungsqualität einsparen.

Streupflichtartig noch drei Themen zum Abschluss: Im Sommer hat in Wien eine Debatte, eine Diskussion über ein neues Belastungsphänomen begonnen, ein zumindest neu benanntes Belastungsphänomen, nämlich die Feinstaubbelastung. Das erhöhte Mobilitätsbedürfnis unserer Gesellschaft, der hohe Anteil von hochverbrennenden Dieselmotoren und der Reifenabrieb schaffen in der Stadt tatsächlich ein Belastungsmoment. Hier greift die Wiener Luftstrategie, die sich genau zum Ziel gesetzt hat, die Ursache und Wirkungszusammenhänge, Entstehung der Belastung, Verbreitung und Wirkung genau zu untersuchen und die richtigen Ansatzpunkte zu identifizieren, um hier wirksame Gegenmaßnahmen einleiten zu können. Dort, wo die Wissenschaft nicht so weit ist, um entsprechende Antworten und Lösungen anbieten zu können, wird die Stadt selbst als Auftraggeber für entsprechende Studien eintreten, um hier die entsprechende Vorreiterrolle auch wahrzunehmen. 

Wir wissen, in einer Stadt ist eines der größten Probleme der Menschen das nicht musikalische Geräusch oder mit anderen Worten der Lärm. Auch hier setzt, ganz im Gegensatz zur Kritik der Opposition, die Stadt ihre Aktivitäten fort. Ein Beispiel sei nur genannt, nämlich die Schienenlärmsanierung, wo 2001 mit Bund und ÖBB ein Vertrag abgeschlossen wurde, dass es zur schalltechnischen Sanierung der ÖBB‑Bestandsstrecken kommen soll und dass hier im Jahr 2005 zirka 1,8 Millionen EUR weiter investiert werden, um auch hier zu einer Entlastung der Bevölkerung beizutragen. (GR Kurth-Bodo Blind: Da zahlt der Bund fleißig mit!) Unbestritten, unbestritten. Das steht ihm ja auch zu. 

Ausnahmsweise wird man einmal festhalten können, dass der Bund seiner Verpflichtungen in einem Bereich nachkommt! (Aufregung bei der ÖVP und der FPÖ.)

Wir haben jetzt sehr viel von Problemen aus dem verwaltungstechnischen und innerurbanen Raum gesprochen. Als letzter Bereich, um diese gewaltige Bandbreite der Initiativen dieser Geschäftsgruppe auch darzustellen, die auch dieses Budget 2005, glaube ich, in hervorragender Art und Weise widerspiegelt, sei das „Netzwerk Natur“ erwähnt, das Wiener Arten‑ und Lebensraumschutzprogramm. 

Es wurde schon kritisiert, dass den Vögel beispielsweise nicht genügend Aufmerksamkeit gezollt würde. Das Gegenteil ist wahr. 2005 werden mit den Bezirken gemeinsam weiter Bezirksleitlinien entwickelt. Im Sinne der gebotenen Kürze sage ich nur die Projekte, die daraus entstehen. Sie reichen vom Biotopmanagement im Zentralfriedhof bis zu neuen Artenschutzprojekten wie zum Beispiel für die Würfelnatter im Prater, die Mehlschwalbe am Donaukanal oder den Ziesel am Goldberg und am Bisamberg. 

Nicht nur diese ganz konkreten Bereiche sind hier angesprochen, sondern es werden auch Kooperationen mit wichtigen Partnern gesucht wie zum Beispiel der ÖBB und der MA 45, um die übergeordneten Grün-Verbindungen entlang von Bahnlinien und Gewässern erhalten und ausbauen zu können. Mit der MA 42 beispielsweise und der MA 49 werden die begonnenen Kooperationen zum Management von Wäldern, Wiesen und Parkanlagen fortgesetzt und intensiviert werden. 

Meine Damen und Herren, gemäß dem Satz „Der Mensch unterscheidet sich vom Tier indem er die Bedingungen seines Seins selbst schafft“ kann festgehalten werden, dass die Wiener Umweltpolitik in der Tat eine sehr menschliche ist und die Fragen, die anderswo erbitterte Gegensätze sind - Ökologie, Ökonomie beispielsweise -, zum Wohl der Wienerinnen und Wiener zu neuen Qualitäten verbindet und zu Recht den Ruf Wiens als Umweltmusterstadt begründet. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als letzte Rednerin ist die Frau amtsf StRin Mag Sima gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin sehr stolz, mein erstes Budget als Umweltstadträtin hier heute präsentieren zu können. Das Budget ist letztendlich eine Grundlage für eine Vielzahl von Projekten im Umweltbereich, die dazu dienen sollen, Wien, unsere Stadt, noch viel schöner und viel lebenswerter zu machen als sie ohnehin schon ist. 

Bevor ich jetzt auf konkrete Projekte eingehe, möchte ich nur auf einige Anmerkungen der Opposition eingehen, die in den Reden gekommen sind. Der Herr GR Maresch hat die MA 45 angesprochen und das verringerte Budget. Ich darf das vielleicht aufklären, womit das zusammen hängt. Der Grund ist relativ einfach: Wir sind mit der Sanierung von zwei Altlasten heuer fertig. Es ist nur noch eine letzte Tranche fällig, nämlich beim Tanklager Lobau. Das war eine Gesamtsumme von 47 Mil-lionen EUR, heuer zahlen wir noch 2 Millionen dafür 
und Mobil Breitenleerstraße, wo die Gesamtprojekt-
summe 14,5 Millionen war, im nächsten Budget noch 200 000 EUR. Das ist der Hauptgrund, warum das Budget der MA 45 in diesem Bereich reduziert ist, weil für uns noch eine Altlast, die sozusagen der Stadt Wien anheim fällt, in Wien zu sanieren bleibt. Das ist Shell Pilzgasse im 21. Bezirk und ist auch eingereicht, bereits genehmigt und da wird im Frühjahr 2005 der Baubeginn sein. 

Die von Ihnen angesprochene Altlast TEERAG-ASDAG ist nicht von der Stadt zu sanieren, sondern von der TEERAG-ASDAG selbst. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie gehört ja der Stadt!) Da ist bereits das Variantenstudium zur Sicherung der Altlast abgeschlossen, wie Sie wahrscheinlich wissen und derzeit wird an der Erstellung eines wasserrechtlichen Einreichprojekts gearbeitet. Also das ist im Laufen. 

Es gibt da noch zwei weitere Altlasten, die in Wien saniert werden aber nicht von der Stadt, sondern nur unter Aufsicht der MA 45. Das ist das Gaswerk Leopoldau und das Gaswerk Simmering, wo ebenfalls im Jahr 2005 die Bauausführung beziehungsweise der Beginn der Bauausführung geplant ist. Aber ich glaube, dass man damit sehr leicht erklären kann, warum es zu Minderausgaben bei den Altlasten kommt, nämlich einfach aus dem Grund, dass wir mit zwei großen Projekten fertig geworden sind oder im nächsten Jahr fertig werden, das heißt zwei Brocken abhaken können und dann mit der Shell Pilzgasse die letzte sogenannte Kriegsaltlast, die es in Wien noch gibt, angehen können. 

Bezüglich der Wiener Umweltanwaltschaft möchte ich das ein bissel ins rechte Licht rücken. Also die Umweltanwaltschaft hat mit Sachaufwand, Personal- und Pensionskosten ein bisschen über 1 Million EUR Budget. Es sind nicht nur die 160 000, die dort aufgelistet sind, damit das ein bissel eine richtige Perspektive bekommt. 

Sie haben kurz auch über Renaturierungsprojekte gesprochen. Wir werden mit dem ersten Teilabschnitt der Renaturierung der Liesing im nächsten Jahr fertig werden und ich möchte dann im Jahr 2006 die Renaturierung des Liesingbachs mit dem begleitenden Kanalbau fortsetzten, sodass wir dann letztendlich den ganzen Liesingfluss renaturiert haben. 

Zum Thema Hochwasserschutz kann ich Ihre Bedenken nicht ganz teilen, weil Sie gesagt haben, wir investieren zu wenig. Ich glaube, das letzte sogenannte Jahrhunderthochwasser hat ja gezeigt, dass Wien an sich im Hochwasserschutzbereich gut aufgestellt ist, nicht zuletzt – (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war nicht Wien!) ich komme schon noch dazu - durch den Bau der Donauinsel. Was wir jetzt im nächsten Jahr machen werden ist eine Dammverstärkung beim Hafeneinschließungsdamm Lobau, also beim Alberner Hafen, weil das ein Teilstück ist, wo das noch fehlt gemeinsam mit der Donauhochwasserkonferenz. 

Bei den Wienerwaldbächen gibt es ja sehr wohl ein Retentionsbecken. es gibt das Mauerbach-Retentions-becken, es gibt die Auhof-Becken und Sie wissen es ja noch aus dem Ausschuss, wir werden jetzt auch den Wienerwaldstausee in ein Hochwasserretentionsbecken umwidmen. Das heißt in diesem Bereich, dass es hier durchaus Aktivität gibt und ich glaube, dass wir uns in Wien vor Hochwässern nicht fürchten müssen. 

Herr GR Klucsarits, ich habe manchmal bei Ihnen ein bissel das Gefühl, Sie leben in einem anderen Paralleluniversum. Anders kann ich mir Ihre Rede nicht ganz erklären. (Aufregung bei der ÖVP.) Ihre Wahrnehmung unterscheidet sich zu 100 Prozent von meiner und auch, glaube ich, von vielen Bürgerinnen und Bürgern der Stadt. 

Aber ein Thema möchte ich wirklich ganz konkret ansprechen, weil Sie gesagt haben, ich kümmere mich nur um sogenannte übergeordnete Themen wie Gentechnik und Antiatom. Jetzt werde ich Ihnen einmal etwas sagen: Für die Menschen in dieser Stadt gibt es zwischen übergeordneten Themen und Themen, die Sie als Stadtthemen identifizieren, keinen Unterschied. Die fühlen sich von Bohunice genauso bedroht und wenn ich als Umweltstadträtin Ihnen sage: „Ah Bohunice, das ist es aber ein Bundesthema, um das kümmere ich mich nicht“, - das schaue ich mir aber an! Oder Gentechnik: „Nein, das ist ein Bundesthema, das geht die Umweltstadträtin nichts an!“ Das ist eine wirkliche Aufgabenverfehlung und dass Sie sie kritisieren - das sind Kernpunkte meiner Aufgabe und die werde ich auch wahrnehmen, auch wenn es der ÖVP nicht passt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Außerdem möchte ich Ihnen auch inhaltlich widersprechen. Für mich sind das nicht nur Bundesthemen. Ich glaube zum Beispiel - und das werden wir auch im nächsten Jahr machen -, dass in einer Kooperation mit Bratislava - so wie das auch bisher schon gelaufen ist über Schulprojekte, über konkrete Projekte zur erneuerbaren Energie - wir da sehr wohl mithelfen können, dort einen Bewusstseinsänderung in der Bevölkerung hervorzurufen, dass es eben ein Umdenken gibt und man nicht zu 100 Prozent auf Atomenergie setzt, sondern sieht, es gibt Alternativen. Und ich glaube, dazu können Städtekooperationen gut sein, dass man eben Nachbarn anbietet, mit ihnen gemeinsam auch in der Bewusstseinsbildung etwas zu tun. Auch das ist für mich Antiatompolitik und genau das haben wir auch vor, zu machen und dazu stehe ich auch und das halte ich auch für eine gute Sache. 

Gleiches Thema Gentechnik. Die Kooperation mit den Wiener Landwirten, die wir angegangen sind, wo wir hoffen, bis zum Frühling ein gutes Ergebnis zu Stande zu bringen, wo man sagt, in Wien wird nur noch Gentechnik freies Saatgut angebaut, dadurch haben wir auch bei den Konsumenten einen Vorteil - ich meine, das ist für mich ein ureigenstes Stadtthema wie es kein anderes gibt! Dass Sie das kritisieren ist mir völlig rätselhaft. Also das kann ich überhaupt nicht verstehen. 

Genauso beim Gentechnikvorsorgegesetz, das wir gerade in Abstimmung mit Niederösterreich vorbereiten. Da muss ich Ihnen Recht geben, da hätte ich mir gewünscht, der Bund hätte eine einheitliche Regelung für ganz Österreich gemacht, weil das natürlich sinnvoller ist als wenn neun Bundesregelungen vorhanden sind, die vielleicht unterschiedlich sind. Wir haben uns bemüht, uns mit Niederösterreich so zu koordinieren, dass wir eine einheitliche Regelung bekommen, nämlich im Sinne unserer Wiener Bäuerinnen und Bauern. Aber da gebe ich Ihnen Recht, da hätte ich mich auch gefreut, wenn der Herr Bundesminister Pröll aktiv geworden wäre. Er hat es nicht getan, also haben wir unser Schicksal selbst in die Hand genommen und bereiten ein Gentechnikvorsorgegesetz vor. Dass Sie mir das jetzt vorwerfen, kann ich nicht nachvollziehen. Vor allem haben Sie auch gesagt, das hat mit dem Ressort nichts zu tun. Das finde ich überhaupt eigenartig, aber okay. Lassen wir das einmal beiseite. 

Ich habe überhaupt das Gefühl gehabt, Sie tun sich mit der Argumentation in Sachen Umweltpolitik ein bissel schwer, weil Sie einerseits gesagt haben, die Umweltqualität in Wien ist hoch, es ist wunderbar, aber es hat nichts mit der SPÖ zu tun. Das finde ich ein bissel seltsam. Das ist auch von der Frau Kollegin Reinberger ein bisserl angedeutet worden und ich möchte hier wirklich ganz klar sagen: Dass die Umweltqualität in Wien so hoch ist, dass 50 Prozent der Stadt Grünfläche ist, dass wir jeden Tag ein wunderbares Hochquellwasser trinken können, das ist kein Zufall, sondern das ist das Ergebnis einer jahrelangen konsequenten Umweltpolitik der Wiener SPÖ und auf die sind wir auch stolz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Herr GR Klucsarits hat auch das Thema Handymasten angesprochen. Wir hatten ja auch im Ausschuss vor kurzem die Gelegenheit, über dieses Thema zu sprechen. Ich möchte da nur sagen, ich glaube, da müssen Sie sich auch parteiintern ein bissel über Ihre Position klar werden, weil wir einen Antrag besprochen haben wo es darum ging, das Handymastennetz in Wien maximal auszubauen. Das ist drinnen gestanden. Das war Ihr Ziel! Jetzt werfen Sie uns vor, wir kümmern uns nicht um die Sorgen und Anliegen der Bürger, die, glaube ich, ein bissel eine andere Interessenslage in dem Bereich haben. (GR Rudolf Klucsarits: Es wurde der Umweltanwalt zitiert! Es wurde der Umweltanwalt zitiert!) Und eines haben wir ja im Ausschuss, glaube ich, auch sehr klar festhalten können: In unserem Bereich, wo die Stadt zuständig ist, im Bereich des kommunalen Wohnbaus haben wir ganz klare Grenzwerte eingeführt, aber im Bereich des Bundes, wo wir seit Jahren (GR Rudolf Klucsarits: Ich habe den Umweltanwalt zitiert! Gehen Sie darauf ein!) auf eine Grenzwertverordnung warten, damit wir eben einheitliche Grenzwerte in der ganzen Stadt haben - und die kommt nicht und kommt nicht, aus welchen Gründen auch immer! Das Thema Mobilfunk wird ja wie eine heiße Kartoffel von einem Minister zum anderen gereicht. Da warten wir eben auf die Regelung und da sind Sie und Ihre Kollegen von der FPÖ zuständig! Dass Sie jetzt herkommen und sagen, wir machen nichts zu den Handymasten, finde ich geradezu absurd! 

Punkt MA 42: Sie haben hier von einer Kürzung gesprochen. Das kann ich aus den Budgetzahlen nicht ganz nachvollziehen. Es gibt ein Plus von 4,8 Prozent bei der MA 42 und keine Kürzung. 

Zum Thema Altlastensanierung habe ich, glaube ich, dem Herrn GR Maresch schon ein bissel erklärt, warum es zu dieser Budgetreduktion gekommen ist. Ich möchte auch nur eines klar stellen, weil Sie gesagt haben, diese Altlasten werden alle vom Bund finanziert. Ich meine, diese Altlasten werden aus dem ALSAG-Beitrag finanziert, ja, und der ALSAG-Beitrag wird von den Ländern eingehoben und da ist nicht zuletzt Wien einer der großen Zahler in diesen ALSAG-Topf. Das möchte ich schon Erinnerung rufen. Der Bund tut nichts anderes als die ALSAG-Beträge dort zu sammeln und dann wieder auf die Länder zu verteilen. Aber zahlen tun wir es uns schon selbst!

Ja als nächste Frau GRin Reinberger. Ich habe mir bei Ihnen den Agrarstrukturellen Entwicklungsplan aufgeschrieben. Ich glaube, es ist Ihnen bewusst, dass wir wirklich versucht haben, diesen Plan gemeinsam im Konsens mit der Landwirtschaft durchzuführen. Ich halte ihn deswegen für wichtig und zukunftsweisend, weil unser Ziel einfach war, die Landwirtschaft in der Stadt zu erhalten, sicherzustellen, auch die Flächen sicherzustellen und eben in Kernzonen einzuteilen, wo Landwirtschaft ganz sicher und ganz gesichert auch in Zukunft stattfinden soll, weil es für uns einfach wichtig ist, in einer Großstadt wie Wien auch Landwirtschaft zu haben und zwar so, dass es eine Eigenversorgung geben kann. 17 Prozent der Landesfläche sind ja derzeit landwirtschaftlich betrieben und ich glaube, dass das für eine Stadt eine sehr schöne Bilanz ist, auf die wir auch stolz sein können. Für mich ist Landwirtschaft ein Anliegen und ich habe das auch in den letzten Wochen und Monaten, glaube ich, schon gezeigt, weil es in diesem Bereich doch einige Initiativen gegeben hat. Es soll auch weiterhin ein Schwerpunkt sein, weil es mir wirklich wichtig ist, eine gute landwirtschaftliche Struktur auch in einer Millionenstadt wie Wien zu erhalten.

Ich darf vielleicht aufklärend, weil das auch öfter gekommen ist, zum Thema Donaustadt/Hirschstetten-Grundankäufe sagen, dass eine Flächenwidmungsplanung derzeit bereits im Gange ist. Es wird ganz klar dort eine Zentrale der MA 48 angesiedelt werden. Wir sind noch dabei, das städtebauliche Konzept für den ganzen Bereich abzustimmen. Aber daran wird sich nichts ändern. Es ist wird dann drei Bereiche geben: Die Richthausenstraße, Hirschstetten und die Einsiedlergasse. Das ist voll auf Schiene und das wird sich im nächsten Jahr weiter entwickeln.

Flugbewegungen über Wien habe ich mir noch aufgeschrieben. Wir haben es hier im Gemeinderat schon einmal sehr ausführlich diskutiert. Ich meine, es ist Ihnen bewusst, dass wir als Stadt in diesem Bereich sehr wenig Handlungsmöglichkeiten haben. Zuständig ist die Austro Control und der zuständige Minister heißt Gorbach, die hier die Flugrouten festlegen. Wir haben deswegen in der Mediation jetzt erstmals die Möglichkeit gehabt und auch die Chance genutzt, bei Flugrouten über Wien mitzureden. Wir sind dort einer von vielen Akteuren und deswegen ist es natürlich auch schwer, die Position Wiens zu hundert Prozent durchzusetzen. Ich glaube, es ist uns trotzdem ganz gut gelungen, gewisse Erfolge mit gewissen Dinge zu erzielen. 

Stichwort Liesing: Da waren wir nicht zufrieden, da hat es Korrekturen gegeben. Mittlerweile sind auch die Bürgerinitiative und der Bezirk stark ins Mediationsverfahren eingebunden. Ich glaube nach wie vor, dass das die Chance ist, die wir nutzen sollten, um bei diesem Thema „Flugverkehr über Wien“, was sicher ein Thema ist, das viele Menschen bewegt, aktiv mitzureden. 

Ich habe es sehr bedauert, Sie werden sich erinnern, dass die FPÖ aus dem Mediationsverfahren ausgestiegen ist, weil ich nicht viele andere Möglichkeiten sehe, sich in diesen Bereich wirklich aktiv einzubringen und mitzutun. Wir werden das weiterhin im Interesse der Wienerinnen und Wiener tun. Wenn es bessere Vorschläge gibt, dann bitte ich Sie, sie auf den Tisch zu legen. Aber mir hat bisher noch keiner sagen können, welche besseren Vorschläge es zum Thema „Fluglärm über Wien“ gibt außer sozusagen mit dem Finger auf uns zu zeigen und zu sagen, dass wir es nicht richtig machen. Ich glaube, dass da wirklich der beste Weg eingeschlagen wird. Wir bemühen uns in der Mediation, das Beste für die Wienerinnen und Wiener zu erreichen. (GR Kurt-Bodo Blind: Vom Reden wird es nicht leiser!) 

Herr GR Blind, Sie können gerne neue Lösungen auf den Tisch legen und wir werden uns dann darüber unterhalten. Aber bisher gibt es wenig Alternativen zur Mediation und dass die FPÖ ausgestiegen ist, hat das Ganze nicht besser gemacht! Ich meine, Sie stehlen sich ein bissel aus der Verantwortung. Den Vorwurf müssen Sie sich leider gefallen lassen, tut mir Leid! (Beifall bei der SPÖ.)
Der Herr GR Parzer hat einige Dinge angesprochen, die ich jetzt, glaube ich, schon bei anderen Kollegen abgehandelt habe. Sie haben von einem Zuwachs der Restmüllmenge in Wien gesprochen. Dem möchte ich widersprechen, das stimmt nicht. Die Restmüllmengen in Wien stagnieren beziehungsweise sind seit mittlerweile ungefähr drei Jahren leicht rückläufig. (Beifall bei GR Kurth-Bodo Blind.) Danke, Herr GR Blind, ich freue mich immer über Applaus von Ihrer Seite.

Die Umstellung der Gelben Tonne – ich glaube, das war ein Thema. Ich habe das Gefühl, dass wir uns wirklich bemüht haben, darüber sehr, sehr ausführlich aufzuklären. Wir haben an jeden Haushalt einen Brief geschrieben. Es hat eigene Folder gegeben. Wir haben auch ein Pickerl auf die Restmülltonne gegeben beziehungsweise ist das gerade im Laufen. Wir haben die Gelbe Tonne auch optisch umgestaltet, damit die Leute, wenn sie hinkommen, sehen: Hoppala, da ist etwas anders. Damit wir eben darauf aufmerksam machen, dass jetzt nur noch Flaschen in die Gelbe Tonne kommen. Wir haben das ja auch gut vorbereitet. Es gab am Storchengrund einen Probelauf mit 23 000 Haushalten, wo wir uns eben genau angeschaut haben, welche Auswirkungen das hat, wenn wir die Gelbe Tonne umstellen. Das heißt, wir haben es nicht ins Blaue hinein gemacht, sondern haben auch eine gewisse wissenschaftliche Grundlage gehabt, die gezeigt hat, dass die Menge an Flaschen, die wir damit einsammeln konnte, um 120 Pro-zent gestiegen ist. Das heißt aber gleichzeitig auch, dass wir es natürlich damit geschafft haben, das Volumen des Restmülls zu reduzieren. Ich glaube, das ist eine ganz gute Sache. Wir werden dann im nächsten Jahr schauen, wie sich das dann in ganz Wien auswirkt und ob wir das, was wir im Versuch am Storchengrund prozentuell aus dem Müll herausholen konnten, dann umgelegt auch auf ganz Wien schaffen. Das würde mich sehr freuen, weil ich glaube, das wäre ein ganz guter Erfolg.

Ich möchte jetzt vielleicht noch ganz kurz auf einige Projekte und Schwerpunkte des nächsten Jahres aus der Geschäftsgruppe Umwelt eingehen. Ein paar Dinge sind schon von meinen Gemeinderatskollegen erwähnt worden.

Wir werden das „Netzwerk Natur“, das etwas besser dotiert wurde, im nächsten Jahr weiterführen, das, glaube ich, ein sehr wichtiges Projekt ist, weil es dabei um Naturschutz auch außerhalb von Naturschutzgebieten geht, um Erhaltung von einigen Biotopen. Es wird Biotoptypenkartierungen geben und Planungen für einige Bezirke. Ich glaube, dass das ein sehr gutes Projekt ist, weil wir damit den Naturschutz noch viel stärker in die Stadt holen, also heraus aus den Grüngebieten und stärker hinein in die Stadt. 

Im Rahmen des Vertragsnaturschutzes wird dieses Mal das Thema „Lebensraum Hecke“ als Schwerpunkt gewählt werden, auch im Zusammenhang mit Artenschutz und Vogelschutz ein wichtiges Projekt.

Landschaftsschutzgebiete für Währing, Favoriten und Floridsdorf: Dafür wird die fachliche Grundlage erarbeitet. 

Unser Umweltbildungsprogramm “EULE“, das im letzten Jahr sehr, sehr gut angekommen ist, wird weiter ausgebaut. Wir wollen das gesamte Filmangebot unserer Umweltabteilungen in “EULE“ einbauen. Es ist von den Schulen wirklich sehr gut angenommen worden, auch die Abfallbox, die wir in den Schulen verteilt haben, wo es eben Spiele zum Thema “Müllvermeidung und Mülltrennung“ gibt, ist sehr gut angenommen worden. Ich glaube, dass sich das Angebot des Umweltressorts im Bereich Umweltbildung wirklich sehen lassen kann. 

Das war übrigens auch einer meiner Arbeitsschwerpunkte, den ich angekündigt habe, der in Ihren Reden nicht gekommen ist. Wahrscheinlich weil wir ihn eigentlich sehr gut - und ich bin sehr zufrieden damit - über die Bühne gebracht haben und nächstes Jahr noch weiter ausbauen werden, weil ich glaube, dass es ganz wichtig ist, im Umweltschutz bei den Kindern anzusetzen, weil die Kinder, die wir für Umweltschutz sensibilisieren, es hoffentlich auch als Erwachsene noch sind und es dann weiterhin in ihr Leben mitnehmen werden. Deswegen glaube ich, dass jeder investierte Euro in Umweltbildung ein gut investierter Euro ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Im Bereich des Kanals wird eine Großaußenstelle Süd im Blumental errichtet. Eine Zusammenführung von 5 Dienststellen und 150 Mitarbeitern ist dort geplant. Wir werden das E-Center – E steht für Environment, Entertainment und Education – am Karlsplatz errichten. Da geht es um einen Nachfolger der Dritten-Mann-Show, die wir jetzt baustellenmäßig einstellen mussten. Nachdem das immer so ein Erfolg war und es uns wichtig ist, auch Umweltbotschaften und Einblicke in die Kanalentsorgung der Stadt Wien zu geben, wird das ein Nachfolgeprojekt sein, wo wir gerade eine Ideenausschreibung und einen Ideenwettbewerb laufen haben.

Die Kanalnetzsteuerung wird nächstes Jahr fertiggestellt. Da geht es darum, dass der Wiental-Sammelkanal und all die großen Sammelkanäle, die wir jetzt bauen, dann auch ganz gezielt als Speichervorrichtung genutzt werden können. Das heißt, wir können in diesem Kanalnetz dann Regenwässer, Schmutzwässer und Mischwässer speichern und mit einer gezielten Steuerung in der neuen Hauptkläranlage in Simmering entsorgen. Ich glaube, dass das auch ein Meilenstein wird, ein umweltpolitischer Meilenstein für die Sauberhaltung von Wiens Flüssen, auf den wir stolz sein können.

Den Liesingbach habe ich vorhin schon erwähnt. Der Wienfluss-Sammelkanal wird Ende 2005 fertig werden. Der gesamte Baubereich soll Mitte 2006 fertig werden. Nächstes Jahr werden wir die Hauptkläranlage in Simmering eröffnen können, die, glaube ich, auch wirklich ein wichtiger Punkt ist und eines der größten und längsten Projekte, das wir in der letzten Zeit gemeinsam mit dem Wienfluss-Sammelkanal in Wien umgesetzt haben.

Im Bereich der Wasserwerke wird der Behälter Jubiläumswarte saniert werden. Es wird Erneuerungen im Rohrnetz und bei den Graugußleitungen geben und wir setzen unser Programm zur Auswechslung der Bleianschlussleitungen fort. Wir wollen ja bis 2007 mit den gesamten Bleianschlussleitungen fertig sein, dass wir die alle erneuert haben. Das ist ein sehr ambitioniertes Programm, vor allem deswegen, weil wir mittlerweile jetzt ja bei den Restbeständen angelangt sind, wo wir schwierige Trassen und große Längen haben, das heißt, wo einfach der Aufwand der Erneuerung relativ hoch ist.

Hart trifft uns bei der MA 31 - und das möchte ich hier wirklich ganz ausdrücklich erwähnen - der Ausfall von Fördermittel des Bundes. Auf Grund einer Änderung der Förderungsrichtlinien in der Siedlungswasserwirtschaft, wo nur noch Neubauten, aber nicht mehr Instandhaltungen gefördert werden, kommt es für uns zu einem Förderungsausfall von rund 15 Millionen EUR im Jahr. Das ist nicht wenig für die Wasserwerke und das trifft uns natürlich hart. Wir haben uns bemüht, das mit finanziellen Mitteln der Geschäftsgruppe irgendwie auszugleichen. Es ist natürlich für eine Stadt wie Wien schlimm, weil wir bei Neubaumaßnahmen im Wasserleitungsbereich so gut wie nichts mehr haben. Für uns fällt natürlich immer die Instandhaltung der älteren Rohre an und dass das nicht mehr gefördert wird, trifft vor allem natürlich die Städte besonders hart. 

Im Bereich der MA 42 ist irgendwo gesagt worden, die Förderung zur Begrünung von Innenhöfen und Dächern würde reduziert werden. Das möchte ich zurückweisen, das stimmt nicht. Das ist genauso wie im letzten Jahr mit 100 000 EUR angesetzt. Wir haben dieses Jahr, weil so viele Förderungsansuchen gekommen sind, noch zusätzliche Mittel zugeschossen. Aber der Grundansatz ist völlig gleich geblieben. 

Die Makrophytenbekämpfung auf der Alten Donau wird uns im nächsten Jahr auch noch beschäftigen. Da sind zusätzliche Maßnahmen erforderlich, weil wir dort wahrscheinlich mit einem Mähboot nicht mehr auskommen werden. 

Die Hafeneinschließungsarbeiten Lobau habe ich schon erwähnt.

Die Umgestaltung vom Liesingbach ist eines der Projekte, das wir nächstes Jahr fertig stellen. 

Für die Abfallvermeidung sind nach wie vor 5 Million-en EUR vorgesehen. Ich glaube, das ist eine stolze Summe. Dieser Bereich ist mir auch ganz besonders wichtig. Wir haben ja auch heuer schon eine jetzt gerade laufende Kampagne zum Thema „Lebensmittel im Abfall“ und wir werden auch nächstes Jahr in diesem Bereich weiter machen und weiter agieren, weil das für mich ein sehr wichtiges Thema ist. 

Im Bereich der Stadtvororte werden wir den Naturlehrpfad Lobau eröffnen können. Es wird ein Bärenprojekt mit dem WWF gemeinsam gestartet und für das Nationalparkhaus, wo derzeit die Baugrunduntersuchungen laufen, soll Mitte 2005 der Spatenstich sein. Wir gehen jetzt davon aus, dass wir keine Probleme mit irgendwelchen Weltkriegsrelikten und Fliegerbomben oder Sonstigem dort haben, das heißt, dass die Baugrunduntersuchungen positiv abgeschlossen werden können und dann können wir mit dem Nationalparkhaus beginnen. Das Landschaftsgebiet Kellerberg wird von der MA 49 im nächsten Jahr fertiggestellt und der Biosphärenpark soll, wenn alles nach Plan läuft, Mitte 2005, also ungefähr im Mai, eingereicht werden.

Zum Abschluss: Ein Gentechnik-Vorsorgegesetz ist in Vorbereitung. Ich habe jetzt wirklich nur die allerwichtigsten Projekte quasi im Überschriftenstil genannt, aber ich glaube, dass wir auf das, was wir im nächsten Jahr vorhaben, durchaus stolz sein können, dass es ein ambitioniertes Programm ist, dass wir viele große Projekte zu Ende bringen und einiges an neuen Projekten anfangen werden. 

Für mich ist Umweltschutz in der Stadt einfach ganz konkrete Lebensqualität. Da geht es nicht nur um Grenzwerte und irgendwelche theoretischen Dinge, sondern Umweltschutz in der Stadt ist ganz spürbare Lebensqualität für die Menschen, das sind Grünräume, Spielplätze, die Wasserqualität. 

Wien hat einen sehr, sehr hohen Standard in punkto Umweltschutz. Den gilt es zu erhalten und auszubauen. Das ist meine Aufgabe und das möchte ich im nächsten Jahr gemeinsam mit Ihnen umsetzen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. 

Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen somit zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. 

Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Kulturbudget dieses nächsten Jahres hat eine durchaus erfreuliche Nachricht, nämlich die, dass es steigt und das ist tatsächlich etwas, worüber sich die Kulturschaffenden in dieser Stadt freuen können und sollen. Allerdings geht es bei der Frage des Budgets ja nicht zuletzt auch immer darum, wohin dieses Geld fließt. Geld allein ausgeben, wissen wir, macht nicht glücklich, macht Politik nicht besser und schon gar nicht Kulturpolitik. 

Im konkreten Fall denke ich doch, dass es den einen oder anderen Punkt gibt, den wir genauer in diesem Kulturbudget diskutieren sollten, den einen oder anderen Punkt, den wir auch in der Kulturpolitik dieser Stadt diskutieren müssen, denn das viele neue Geld, das wir in diesem Budget vorfinden - so hören wir – fließt vor allem in einen Bereich hinein, nämlich jenen der Darstellenden Kunst und dort in jenem Bereich – vermute ich, davon gehe ich nach den Aussagen des Herrn Stadtrats aus –, der bereits jetzt finanziell sehr, sehr gut ausgestattet ist, den Bereich der repräsentativen Theater, der großen Häuser, jenes Bereichs der Darstellenden Kunst, in dem wir in dieser Stadt schon sehr, sehr viel Angebot haben. Noch mehr Angebot bekommen werden. Und von dem wir glauben, dass es falsch ist, hier Schwerpunkte zu setzen, noch mehr Geld zu investieren und damit natürlich weniger Gelder für andere Bereiche zur Verfügung zu haben.

Lassen Sie mich noch auf ein paar einzelne Bereiche eingehen. Es ist erfreulich, dass der Wissenschaftsbereich gegenüber dem Voranschlag 2004 steigt, aber wir haben auch bemerkt, dass er gegenüber dem Rechnungsabschluss 2003 effektiv nicht steigt und es sich um die gleiche Summe handelt, was bedauerlich ist, weil was auf den ersten Blick ein Ansteigen im Wissenschaftsbereich darstellt, ist es faktisch leider nicht. 

Im Bereich der Bildenden Kunst gibt es auch mehr Geld zu verzeichnen. Tatsache aber ist hier auch, dass wir in den letzten Jahren in diesem Bereich keine Steigerungen gehabt haben und je nachdem wo das Geld dann hinfließen wird, was sich ja unserer Kenntnis derzeit entzieht, es vermutlich für viele zu keiner Steigerung oder maximal einer Inflationsabgleichung kommen wird. Und das ist, denke ich, doch ein wichtiger Punkt, den wir in der Kultur im Auge behalten müssen. Im Gegensatz zu manchen Bereichen im Sozialen, nicht allen aber manchen, gibt es in der Kultur so etwas wie eine Indexanpassung oder Inflationsabgleichung selten bis gar nicht. Das bedeutet natürlich Jahr für Jahr faktische Kürzungen. Faktische Kürzungen in einem Bereich, in dem, wie Sie alle wissen, die Arbeitsbedingungen sowieso schon sehr schlechte, sehr prekärisierte sind, die oft nur durch Selbstausbeutung überhaupt funktionieren. Da ist jedes noch so kleine Prozent weniger im Jahr schmerzhaft und führt oft dazu, dass Projekte nicht durchgeführt werden können. 

Diese Steigerung im Bereich der Darstellenden Kunst, dieses Anwachsen der Gelder und auch dieser spürbare Schwerpunkt der Sozialdemokratie auf die Vereinigten Bühnen, auf das Musical und auch auf die Neue Oper im Theater an der Wien sind Bereiche, die – wie Sie wissen - uns zu denken geben und wo wir die Meinung, dass das eine gute Entscheidung wäre, nicht teilen. 

Wir werden noch ausführlich Möglichkeit haben, darüber zu diskutieren, aber ich glaube es ist wichtig festzuhalten, dass die Theaterstadt Wien durchaus weiterentwickelt werden muss und ich glaube, dass die Theaterreform, die letzte Woche präsentiert wurde und die wir auch diskutiert haben, ein erster wichtiger Zwischenschritt zu so einer Weiterentwicklung ist, dass es aber nicht zielführend im Gesamtgefüge der Stadt ist, hier ausschließlich linear in diesem Bereich zu investieren. 

Es gibt viele andere, wichtige Initiativen, wichtige künstlerische Sparten, neue Tendenzen und Entwicklungen, die wir nicht vergessen dürfen, die wir auch deshalb nicht vergessen dürfen, weil das Erbe, auf dem wir jetzt aufbauen und auf das wir stolz sind, eines ist, das auch wachsen musste. Wenn wir jetzt nicht die Saat eines neues Erbes säen, dann werden wir in 100, 200 Jahren nichts haben, worauf wir zurückschauen können und wo wir sagen können: „Eine besonders wichtige Entwicklung des Jahres 2000.“ 

Ich glaube, dass das ein wichtiger Impuls wäre, dem sich gerade eine sozialdemokratische Politik, die ja das Wort „Fortschritt“ hin und wieder in den Mund nimmt, verschreiben sollte, dem sie mehr Gewicht geben sollte, auf den sie sich stärker konzentrieren sollte. Und ich finde es bedauerlich, dass wenn man sich die anteilsmäßigen Veränderungen in den Bereichen, in den Budgets der letzten Jahre anschaut, wir doch eine Fortschreibung konstatieren müssen. Es gibt eine Fortschreibung von einem konservativen Kulturpolitiker Marboe zu einem sozialdemokratischen Kulturpolitiker Mailath-Pokorny. Ich denke, dass das etwas ist, was uns zu denken geben muss oder zumindest der Sozialdemokratie, denn schlussendlich kann es wohl nicht im Interesse sein, dass es hier eine klare Fortschreibung konservativer Kulturpolitik gibt. 

Lassen Sie mich auf paar Bereiche eingehen, von denen ich glaube, dass sie wichtige Ansatzpunkte für neue Impulse liefern könnten und uns helfen könnten oder der Sozialdemokratie helfen könnten, ihre Zukunftsangst abzulegen. (GR Ernst Woller: Also ich habe keine Zukunftsangst!)  

Du bist aber auch nicht Kulturstadtrat, Ernst. Vielleicht würdest du es anders machen. Das kann ich nicht beurteilen. (GR Ernst Woller: Auch der Stadtrat hat überhaupt keine Zukunftsangst! Habt ihr Zukunftsangst?) Also ich würde vorschlagen, die Sozialdemokratie diskutiert das unter sich, wie das ist mit der Zukunftsangst. (GR Ernst Woller: Ich weiß nicht, woraus du das schließt! Wir haben keine Zukunftsangst! – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich hab’ überhaupt keine!) Das freut mich sehr. Warum machen Sie dann eine Politik, die ganz daraufhin deutet? Das ist die Frage, die man sich stellen muss!

Keine Zukunftsangst zu haben würde bedeuten, im Bereich der Medien mehr zu investieren, im Bereich dieses ganzen breiten Spektrums von freien, unabhängigen Medien, Radios, offener Fernsehkanäle, aber auch Kulturzeitschriften und sicherzustellen, dass es hier Distributionsmechanismen gibt und dass Inhalte gefördert werden und nicht nur die Verpackung. Sie gibt es de facto nicht bis auf das durchaus entbehrliche Kulturmagazin K2, für das wir jährlich 180 000 EUR aus dem Wiener Kulturbudget ausgeben, nicht mit Zustimmung der GRÜNEN, möchte ich hinzufügen. Es gibt kleine Summen für ein so wichtiges Magazin wie „Die Springerin“, aber die ganze Entwicklung der letzten eineinhalb Jahre in diesem Bereich wird völlig verschlafen.

Jetzt kann man darauf antworten, für die Medien ist die Frau Laska zuständig. Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien ist der, der dafür zuständig ist. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, hier geht es um mehr, hier geht es tatsächlich um Kulturpolitik im breitesten Sinn. Hier geht es darum sicherzustellen, dass Öffentlichkeiten geschaffen werden, dass Diskurs statt findet, dass Themen abseits des Mainstreams, abseits der bunten Hochglanzgazetten stattfinden kann. Und das ist, denke ich, im absolut wichtigen Interesse einer Stadtregierung, dass das stattfinden kann.

Ich erinnere mich noch, dass wir gemeinsam, der Herr Stadtrat und ich, letztes Jahr bei den Mediengesprächen in Alpbach gesessen sind und eingeladen waren, über genau dieses Thema zu diskutieren und zu sprechen. Der Herr Stadtrat ist natürlich zu einem ganz ähnlichen Befund gekommen wie alle dort, nämlich dass es ist viel zu wenig Inhalte in der Medienlandschaft gibt, dass zu sehr auf die Quote geschaut wird und damit wichtige kulturelle Vielfalt nicht stattfinden kann. 

Wenn er diese Meinung immer noch teilt, dann frage ich mich, wieso wir im Jahr 2005 nicht endlich die Anstrengung setzen können, hier klare Köpfe zu schaffen, Distribution zu fördern, Inhalte zu fördern, die kritische Öffentlichkeit befördern kann und auch das Lebensgefühl einer Stadt wieder stillen kann.

Wir haben dazu einen Vorschlag gemacht von dem ich glaube, dass er gut ist. Das läuft unter dem Stichwort des “Wiener Medienvielfaltfonds“. Wir haben sogar eine Möglichkeit angedeutet, wie man an Geld kommen könnte, nämlich über jene Beträge, die die GIS, das Gebühren- und Informationsservice des ORF, der Stadt Wien noch schuldet. Und ich würde mich sehr freuen, wenn wir es schaffen würden, im nächsten Jahr hier gemeinsam sicherzustellen, dass dieser ganze Bereich der Medien Beachtung erfährt und gefördert werden kann.

Die Medien sind aber nicht nur unsere klassischen, traditionellen Printmedien oder elektronische Medien, die Sie kennen, sondern es gibt natürlich dieses ganze große Spektrum der Digitalmedien, der Online-Medien, der Online-Initiativen und der Kunst, die rund um das Thema Internet und Online stattfindet. Hier hat Wien eine wirklich hoch interessante Szene, hier passiert viel und es gibt viel zu wenig Geld dafür. Das ist, glaube ich, eine Einschätzung, die wir alle teilen. Nur eine Einschätzung teilen und keine Konsequenzen daraus ziehen ist nicht die Art von Politik, die ich mir vorstelle und auch das ist ein Indiz für sozialdemokratische Zukunftsangst. 

Bei diesen digitalen Kulturinitiativen, bei diesen Online-Projekten, bei diesen hochinteressanten Ansätzen gibt es einiges zu tun und nicht zuletzt geht es auch darum, Initiativen wie “Public Netbase“ zu sichern und auch hier eine Zukunft zu ermöglichen.

Dieser ganze Bereich - neue Medien, Internetkunst - ist ein sehr interdisziplinärer Bereich. Es ist ein Bereich, wo die Abgrenzung zu den Sparten nicht so einfach nachvollziehbar ist, wo oft die Bildende Kunst eine Rolle spielt, die Musik, aber durchaus auch andere Formen wie Performance und andere. Und hier gibt es, glaube ich, auch einiges zu tun. Der ganze Bereich Interdisziplinäres findet viel zu wenig statt. Mit interdisziplinär meine ich nicht nur Tänzer und Tänzerinnen, die mit Musiker und Musikerinnen zusammenarbeiten, sondern wirklich die gesamte Bandbreite der Sparten und der Sparten übergreifenden Schatten.

Wien hat hier eine Tradition, die aus den 20er Jahren stammt, die jäh durch den zweiten Weltkrieg unterbrochen wurde und die von vielen Kulturschaffenden in dieser Stadt aufgegriffen wird, die aber von der Kulturpolitik nicht erkannt und auch nicht gefördert wird. Ich würde mir sehr wünschen, dass es hier in diesem Budget 2005 Möglichkeiten zur Förderung genau dieser innovativen, neuen Ansätze und Positionen gibt, die sicherlich zukunftsweisend sind und sicherlich präzise zeigen, in welche Richtung sich die Kunst und die Kultur entwickeln können.

Die Entwicklung ist ein wichtiges Stichwort für einen Bereich, der leider auch unterbelichtet ist, der auch in dem Budget keine Widerspiegelung findet, nämlich jener der Aus- und Weiterbildung. Die Theaterreformjury hat in ihrem Positionspapier dazu klar Stellung genommen. Wir haben ein Problem im Bereich der Aus- und Weiterbildung und nicht nur im Theater. Wir haben dieses Problem in vielen künstlerischen Sparten und Bereichen. Es gibt faktisch keine finanzierten Möglichkeiten sich weiterzubilden, Neues zu lernen, zu forschen, neue Ansätze und Tendenzen kennen zu lernen, über die Grenzen zu blicken, Internationales kennen zu lernen und damit auch die eigene Kunst weiter zu entwickeln. Wir beklagen gerade im Theaterbereich, dass hier nicht ausreichend Spannendes, Neues, Innovatives in der Stadt passiert und gleichzeitig stellen wir nicht sicher, dass es im Bereich der Aus- und Weiterbildung Möglichkeiten und Ansätze gibt. 

Ich glaube, dass es ganz wichtig wäre, hier Initiativen im Tanzbereich ebenso wie im Theaterbereich zu setzen, wo die Jury ja zum Beispiel für den Punkt “Theorie“ extra einen Topf ausgelobt hat. Es braucht diese Auseinandersetzung, es braucht diese Möglichkeiten der Reflexion, um sicherzustellen, dass die Kunst in dieser Stadt nicht stagniert und in der gleichen Suppe weiterköchelt wie zuvor.

Damit die Kunst und die Kultur nicht in der gleichen Suppe weiterköcheln wie zuvor, braucht es noch etwas anderes dringend und wichtig, nämlich die Vermittlung zu einem neuen Publikum, das Öffnen von Fenstern für Menschen, die bisher wenig oder gar nichts mit Kultur zu tun hatten. Dazu braucht es strukturierte und institutionalisierte Vermittlungsarbeit. Wir dürfen es nicht dem Zufall überlassen, ob jemand versteht, was er in einem Theaterstück vorgespielt bekommt. Wir dürfen es nicht dem Zufall überlassen, ob jemand in ein Museum geht und dort mehr oder weniger versteht, was das Modell heißen und was man über die Geschichte dieser Stadt erzählen soll. Wir dürfen es nicht dem Zufall überlassen, dass Menschen ein Buch zur Hand nehmen und es dann nicht verstehend weglegen. Das alles sind wichtige Momente, in denen wir sicherstellen müssen, dass all jene, die gerne mehr wissen wollen, die verstehen wollen, die sich damit auseinander setzen wollen, die diskutieren wollen, diese Möglichkeiten haben. Derzeit bleibt das den einzelnen Institutionen überlassen und angesichts der Budgetknappheit, die herrscht, wird es meistens eher vernachlässigt. Es gibt ein paar rühmliche Ausnahmen, zum Beispiel die Kunsthalle Wien, die hier sehr viel investiert und auch sehr viel gute Arbeit macht, aber im Großen und Ganzen bleibt der Aspekt der Vermittlung unterbelichtet.

Ich glaube, dass es wichtig wäre, hier Initiativen zu setzen, zum Beispiel einen eigenen Topf für Vermittlung für jene Institutionen und Projekte aufzumachen, die sagen, sie haben ein interessantes Vermittlungskonzept und eine Zielgruppe, die sie speziell erreichen wollen, für die sie ein Programm machen wollen, die sie hereinholen wollen und wo sie wollen, dass diejenigen es verstehen und sich nicht fremd fühlen. Für die bräuchte es Anreize, zum Beispiel indem man sagt, Institutionen, die ein Projekt machen, eine Ausstellung machen, eine Theateraufführung machen und sich ein interessantes Vermittlungskonzept überlegen, gibt man zum Beispiel 75 Pro-zent der Kosten aus einem Topf dazu. 25 Prozent trägt die Institution, das Projekt, die Veranstaltung und 75 Pro-zent werden zusätzlich gefördert, um sicherzustellen, dass diese Vermittlungsarbeit qualitativ hochwertig und überhaupt stattfinden kann. Ich glaube, dass das ganz wichtig ist, dass es in allen Bereichen wichtig ist und dass es vor allem auch etwas ist, was wir von den großen Institutionen und gut funktionierenden Institutionen, wie der Stadt, erwarten können, müssen und fordern sollten. Insofern würde ich mich auch freuen, wenn wir unsere Anstrengungen in diesem Bereich noch einmal intensivieren, wenn es auch zum Beispiel bei den großen Festivals dieser Stadt noch mehr Vermittlungsaktivitäten gäbe, nicht nur diese relativ hochschwelligen Angebote der Publikumsgespräche, die sicherlich wichtig und interessant sind, sondern auch niedrigschwelligere Angebote, Gespräche für Schulklassen und Ähnliches mehr. Das erwarte ich mir, das erhoffe ich. 

Ich würde mir wünschen, dass die Sozialdemokratie ihre Zukunftsangst ablegt, die entsprechenden Schlüsse zieht und bessere Kulturpolitik für diese Stadt macht, als sie es derzeit tut. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich möchte heute über drei Themen reden: über die Vereinigten Bühnen, über die wir morgen gleich wieder reden werden, und die sind es auch wert, darüber zu reden, über die Theaterreform und ein bisschen etwas über den Bereich Wissenschaft.

Ich fange einmal mit den Vereinigten Bühnen an. Wir haben hier schon viel über das Ronacher diskutiert. Wir werden jetzt zunehmend über die Vereinigten Bühnen diskutieren, weil dies einfach der Prototyp eines sozialistischen Kulturbetriebs ist. Und das sagt nicht nur die böse Opposition, sondern die beiden wesentlichen Exintendanten der letzten 20 Jahre diskutieren jetzt öffentlich darüber, wer es quasi ärger getrieben hat. Ich darf hier nur den Herrn Weck zitieren, der sagt, er habe die Gemeinde nie als Selbstbedienungsladen gesehen, das ist aber jetzt ausgeartet. Nur muss man dazu sagen, die Ära Weck war jene – ich war damals als junger Abgeordneter hier –, wo wir im Jahr ungefähr zwei bis drei Nachsubventionierungen, jeweils im dreistelligen Millionenbetrag, geliefert haben. Er sagt jetzt, damals war es noch okay, aber jetzt ist es ausgeartet. Ich kann ihm zustimmen, dass es jetzt ausgeartet ist. Er selbst hat es aber auch besonders schlimm getrieben. Das muss man in aller Deutlichkeit sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wobei ich ihm voll Recht geben kann, ist, dass sich Weck schon die längste Zeit wundert, wie uninteressiert Wiens Stadträte die VBW eigentlich betrachten. Und da kann ich ihm auch Recht geben, auf der Bühne der VBW sei zu lange schlechte Qualität gebracht worden. Volle Zustimmung, trifft aber leider auch auf seine eigene Ära zu, weil er hat zwar "Cats" gebracht, das ab er bekanntlich mit Wien und der geistigen Wertschöpfung in Wien wenig zu tun hat, sondern mit den Tantiemen des Lloyd-Webber, der sich das auch verdient hat. Die erste Eigenproduktion, die die Vereinigten Bühnen in Wien in der Ära Weck gebracht haben, war das berühmte "Freudiana". Es ist auch nicht unbedingt in die Musicalgeschichte eingegangen, sondern dort gelandet, wo ähnliche Erfolgsproduktionen, wie Mozart und so weiter, zu Recht gelandet sind. Das Problem ist nicht, dass dort ein privater Investor Geld verloren hat, sondern dass der Wiener Steuerzahler Geld verloren hat.

Der Schluss, den diese Wiener sozialistische Alleinregierung trifft, ist, das ist genau der Bereich, wo man das Erfolgsmodell der Vergangenheit wiederholen muss, den man nicht nur auf diesem Niveau halten muss, nein, wo man neue Spielstätten schaffen muss, wo man noch zusätzlich investieren muss. Diese Politik werden wir noch stärker in das Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit zerren, das verspreche ich Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zwei Dinge zu den Vereinigten Bühnen: 

Zu viel Geld schon in der Ära Weck. Ganz schlimm. Im Schnitt, wir haben es uns seit dem Jahr 1990 bis jetzt angeschaut, inklusive des Ronacherausbaus, hat die Stadt Wien pro Jahr 21,4 Millionen EUR in dieses Unternehmen investiert. Das sind im Schnitt 300 Millionen S im Jahr, damit wir ein schönes Bild vor Augen haben.

Besucher: Es gibt ein massives Besucherproblem. Rührend, wenn der jetzige kaufmännische Intendant be-ginnt zu argumentieren, da hat man eben die Probleme, im Augenblick ist nicht ganz so eine günstige Zeit für Musical und das schlägt sich auf Grund der internationalen Tourismusströme und so weiter halt leider in den Bilanzen nieder. Kleines Problem für uns Wiener, freuen wir uns: Wien feiert zu Recht jedes Jahr einen Tourismusrekord nach dem anderen. Interessanterweise dürften sie wegen des Musicals nicht kommen, weil sonst ist es nicht nachvollziehbar, dass die Tourismuszahlen jedes Jahr steigen, aber die Musicalzahlen in den letzten Jahren zurückgehen. Da stimmt doch irgendetwas nicht. Aber auch wenn man so erfolgreich argumentiert, dann wird man noch immer sagen, ein Erfolgsbonus, zumindest sozusagen für die Bewältigung dialektischer Herausforderungen in der Argumentation, warum die Vereinigten Bühnen 300 Millionen S nicht nur bekommen, sondern in Zukunft noch mehr bekommen wollen.

Der dritte Punkt, die künstlerische Qualität: Ich habe mir als Kulturpolitiker immer vorgenommen, öffentlich nicht künstlerische Qualitäten zu werten. Ich tue das hier deshalb, weil selbst die Frau Intendantin Zechner zu Recht sagt, dass es hier um Unterhaltungskultur geht und da traue ich mir schon Wertungen abzugeben. Und um es klipp und klar zu sagen, Musicals und die Vereinigten Bühnen spielen eben nicht in der Liga der Volksoper oder des Theaters in der Josefstadt, sondern das ist eine andere Kategorie. Das ist die Kategorie von "Riverdance", das ist die Kategorie von "Cirque du Soleil", die an sich in der westlichen Welt mit großem Erfolg und sogar mit Profit gespielt haben und das ist gut, weil Menschen ein Recht darauf haben, sich zu unterhalten. 

In Wien subventionieren wir es hoch aus bekannten Gründen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das hat aber der Marboe auch getan!) Da gibt es Teile, die argumentierbar sind, nämlich die Erhaltung historischer Spielstätten und so weiter, aber nicht in diesem Ausmaß, und bitte das nicht zu verwechseln mit der klassischen Kulturförderung, die wir im Theaterbereich machen. Das ist eine andere Spielwiese und dort müssen sich die Vereinigten Bühnen messen. Da muss ich leider wirklich sagen, "Cats" war eine Superidee. Das ist auch das, was viele Menschen noch den Vereinigten Bühnen verbinden. Aber wir haben eine einzige Katastrophe und eine einzige wirklich erfolgreiche Eigenproduktion, nämlich auch wirtschaftlich, und das war "Elisabeth". Über alles andere, von "Mozart" angefangen bis über "Barbarella", will ich gar nicht reden. Das ist in Wirklichkeit eine Katastrophe, die auf Grund der Subventionierung dieses geschützten Bereichs völlig abgehoben vom Markt produzieren kann. Auf der einen Seite spielt man immer das marktwirtschaftliche Unternehmen, ist aber nicht bereit, Bilanzen zu veröffentlichen und eine Transparenz zu üben. Andererseits hängt man ganz kräftig am Tropf des Steuerzahlers. 

Wir versprechen, wir werden mit allen Mitteln dafür kämpfen, dass diese erhöhte Subventionierung in der Zukunft abgestellt wird! (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt komme ich schon zur Ära Marboe. Die Ära Marboe war die einzige Ära, wo, das kannst auch du nicht abstreiten, weil ich habe das damals selber gemacht, wir ein Hearing zu den Vereinigten Bühnen gemacht haben (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Stimmt!), wo man Transparenz zumindest versucht hat, soweit das möglich war. Sogar der amtsführende Stadtrat hat nicht immer die Möglichkeit gehabt, die Bilanzen sozusagen offen zu legen, weil da hat es immer geheißen, das ist die Holding und die gibt uns leider nichts. (GRin Mag Marie Ringler: Aber das ist ja absurd!) Absurd, ja! 

Aber, das nehme ich für uns als ÖVP in Anspruch, das war die einzige Zeit, wo versucht wurde, Transparenz auch gegenüber den Oppositionsparteien zu schaffen, weil das mein Stil und der Stil der ÖVP ist. 

Das Zweite: Das war die Zeit, wo zumindest versucht wurde, Subventionen einzusparen. Ich muss auch sagen, der Klausnitzer, der ein Vollprofi ist, hat das zumindest erkannt und wir haben mit ihm damals einen Deal gemacht, wo er bereit war, die Subventionen nicht weiter steigen zu lassen, sondern sogar 25 Millionen S pro Jahr einzusparen. 

Jetzt darf die SPÖ wieder regieren, wie sie es gerne tut, nämlich mit absoluter Mehrheit. Was ist die Konsequenz bei den Vereinigten Bühnen? Das können Sie nicht abstreiten, Informationsverweigerung, das ist das Letzte überhaupt, was es in der Demokratie meiner Meinung nach gibt, dramatische Erhöhungen der Subventionen und während in unserer Zeit Marboe zumindest die Schnürbodensanierung des Theaters an der Wien – da geht es um viel Geld, das hört sich harmlos an – aus Rücklagen und aus eigenen Mitteln gemacht hat, renoviert man sich jetzt ausschließlich aus steuerlichen Gründen komplett neu im Haus. Fazit ist, die Vereinigten Bühnen sind ein sozialistischer Kolchosenbetrieb par excellence. Der Jörg Mauthe hätte das ein bisschen nobler formuliert. Er hätte es wahrscheinlich als "Skulptursaurier" oder wie auch immer bezeichnet. 

Ich habe noch nie eine Postenausschreibung der Vereinigten Bühnen gesehen. Dort wird einfach irgendwie besetzt. Es gibt ständig einen erhöhten Subventionsbedarf. Das Marketing ist wesentlich wichtiger als die künstlerische Qualität. Und die Bilanzen darf man sich als Abgeordneter irgendwo vom Handelsgericht oder vom Salzamt beschaffen.

Wenn Sie glauben, dass Sie mit dem Thema der Vereinigten Bühnen über die nächste Gemeinderatswahl irgendwie durchtauchen können, um dann so weitermachen zu können, werden wir als Oppositionsparteien alles in unserer Macht Stehende tun, um das zu verhindern. Daher werden wir morgen das in der Aktuellen Stunde gemeinsam machen. Wenn wir mit der Aktuellen Stunde dran gewesen wären, hätten es wir natürlich gemacht, aber ihr seid vorher dran. Das ist einfach ein Thema, das künstlerisch, kulturpolitisch und auch aus Interesse der Wiener Steuerzahler in der Art und Weise, wie es derzeit betrieben wird, abgestellt gehört. (Beifall bei der ÖVP.)

Thema Theaterreform. Insgesamt hat es beim Theaterbereich einen Handlungsbedarf gegeben. Das Angebot und die Nachfrage klaffen dort auseinander. Man verzeihe mir diesen marktwirtschaftlichen Begriff, aber wenn immer mehr Leute Theater machen wollen, auf der anderen Seite jedoch nachweisbar immer weniger Leute ins Theater gehen, und jetzt rede ich einmal primär vom Sprechtheater, dann muss man darüber nachdenken. Die künstlerische Qualität möchte ich nicht beurteilen, aber dass es dort ein Problem gegeben hat, hat man auf Grund der medialen Reaktionen gesehen. Dass sich vor allem ein Gießkannenprinzip etabliert hat, ist auch nicht neu. Dieses Gießkannenprinzip hatte vor allem den Nachteil, dass die jungen, neuen, innovativen Projekte zu wenig Geld hatten. Das ist ein Faktum. 

Wir haben das schon in der Ära Marboe erfahren und haben auch versucht, entsprechend darauf zu reagieren. Wir haben versucht, die Nachfrage durch die Schaffung des Nestroy‑Preises zu erhöhen, einfach dadurch, dass er im ORF läuft und dass dort wesentliche Multiplikatoren der Stadt sind, zu zeigen, dass Theater etwas Spannendes ist. Wir haben es durch den Theaterdienstag versucht, um einfach mehr Menschen ins Theater zu bringen. Wir haben auf der anderen Seite auch versucht, die Bedingungen der Theaterschaffenden mit den Dreijahresverträgen zu professionalisieren. Wo wir nicht mehr die Chance hatten weiter zu tun, ist sozusagen die notwendige Strukturbereinigung und auch, dazu stehe ich, die Evaluierung der Dreijahresverträge anzugehen, weil Dreijahresverträge waren sozusagen da, um einen besseren Planungshorizont zu machen, aber die Evaluierung war natürlich auch notwendig. 

Als Herr StR Mailath-Pokorny auf uns zugekommen ist, auf alle Oppositionsparteien, auf die ÖVP, und gesagt hat, was seine Analyse ist, er möchte eine Studie von unabhängigen Experten machen und er lädt uns ein, bei dieser Reform mitzuwirken, haben wir dieses Angebot gern angenommen, weil es die Analyse in der Sache richtig war. Ich muss sagen, ich habe sofort bei den Vereinigten Bühnen aufgezeigt, also es gibt sehr viele, sehr harte Konfrontationspunkte zwischen dem StR Mailath-Pokorny und der ÖVP, aber in einer Demokratie muss man immer die Fähigkeit haben, in Bereichen, wo man übereinstimmt, wo man zu selben Ergebnissen kommt, sachlich und fair zusammenzuarbeiten. Ich möchte ausdrücklich sagen, Theaterzusammenarbeit, wie sie bei der Theaterreform läuft, war wirklich vorbildlich. Wir haben die nötigen Informationen bekommen und ich glaube, auch die Oppositionsparteien haben Vertraulichkeit eingehalten. Ich war daher auch bereit, ein auch für mich nicht leicht zu argumentierendes Ergebnis, und zwar sozusagen innerhalb der eigenen Truppe, aber auch innerhalb der Theateröffentlichkeit, im Prinzip mitzutragen, weil das der Stil der ÖVP ist. Dazu werden wir dann noch etwas sagen, auch in Richtung des Herrn Stadtrats. 

Herr Stadtrat, Sie haben jetzt etwas gemacht, was interessanterweise die Bundesregierung schon die ganze Zeit tut und was Sie so massiv kritisieren, nämlich notwendige Strukturreformen erkannt und unabhängige Experten berufen, weil die Bundesregierung hat das nicht bei der Pensionsreform erfunden. Die hat unabhängige Experten geholt, die ein Papier erarbeitet haben und das dann auch umzusetzen. Jetzt wird es spannend. Was ist passiert? Das erste Mal, seit ich mich erinnern kann, stehen Sie auf einmal in den Medien sehr positiv als Reformer da, als jemand, der mutig einen neuen Weg geht. Ich kann nur sagen, weiter so, um sozusagen von der Bundesebene, mit der Sie sich so gern auseinander setzen, zu lernen. (Beifall bei der ÖVP.)

Es geht nicht nur darum, die Dinge anzukündigen, sondern sie auch umzusetzen. So lange Sie konsequent diesen Weg gehen werden, werden wir Sie selbstverständlich voll unterstützen. Wenn Sie, wie beim Lustspieltheater von Adi Hirschal gegen die eigenen aufgestellten Regeln verstoßen, dann werden wir aussteigen und dann werden Sie von uns einen hässlichen Widerstand bekommen.

Drittes Thema, Wissenschaft: Wir werden hier einen Antrag einbringen, der sich mit der Schaffung von Eliteuniversitäten und Spitzenuniversitäten auseinander setzt. Warum? Das ist, ich sage es einmal für mich persönlich, aber ich glaube, ich kann es für meine Gesinnungsgemeinschaft sagen, unser Weltbild, das sagt, jeder Mensch hat ein Recht darauf, dass seine Anlagen massiv gefördert werden, und zwar der, der sozusagen am einen Ende der Gauß'schen Verteilung ist, genauso wie derjenige, der am anderen Ende ist. Das heißt, aus humanistischen Gründen ist es notwendig zu sagen, und das ist auch das Wichtigste, was es für eine Gesellschaft gibt: Du hast ein Recht darauf, mit deinen Möglichkeiten soweit gefördert zu werden, wie das nur irgendwie möglich ist. Das hat humanistische Gründe, aber es ist auch für die Gesellschaft sehr wichtig, weil es das beste Investment ist, das eine Gesellschaft überhaupt machen kann. 

Gerade für ein relativ kleines Land im internationalen Wettbewerb ist es eine Riesenchance, wenn wir genau in diesem Bereich investieren. Deshalb haben wir als Wiener Volkspartei, und zwar Bernhard Görg, selbst die Initiative ergriffen und die Sir-Karl-Popper-Schule übrigens gegen großen Widerstand, diesmal muss ich der Ehrlichkeit halber sagen, quer durch alle politischen Lager und mit der Unterstützung aller politischen Lager durchgesetzt, weil uns das so ein Herzensanliegen ist. 

Wir waren daher auch immer für die Schaffung von Eliteuniversitäten. Nachdem der Herr Bürgermeister hier in der Öffentlichkeit und auch der Herr Planungsstadtrat angekündigt haben, dass sie das für eine gute Idee finden und ich glaube, Prof Anton Zeilinger, auch über alle politischen Grenzen hinaus sicher ein anerkannter, wenn nicht der anerkannteste österreichische Wissenschaftler ist, der so etwas in die Hand nimmt, kann man einmal davon ausgehen, dass das sozusagen Sinn macht. 

Ich möchte daher gemeinsam mit meinem Kollegen Dr. Matthias Tschirf einen Antrag einbringen, um aufzuzeigen, dass wir bereit sind, konstruktive Mitarbeit zu leisten, wo wir sagen, der Bürgermeister wird aufgefordert, nach Evaluierung der tatsächlichen Kosten den Kostenanteil der Stadt Wien im Budget der nächsten Jahre zu berücksichtigen und genügend Geld für die Realisierung einer University of Excellence bereitzustellen.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn Bürgermeister verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie sehen, die Volkspartei, dort wo sie die Verantwortung hat, nämlich auch in der Bundesregierung, tritt konsequent für die notwendigen gesellschaftlichen Veränderungen ein. Wir haben keine Angst, Reformen dort anzugehen, wo sie notwendig sind, wenn sie im langfristigen Interesse der Menschen sind. Dort, wo die SPÖ Wien bereit ist, Ähnliches zu machen, sei es im Kulturbereich, wenn der StR Mailath-Pokorny hier eine Theaterreform angeht, bekommt er von uns die volle Unterstützung. Wenn er dagegen Zustände wie bei den Vereinigten Bühnen betoniert, dann bekommt er von uns den vollen Widerstand. Wenn der Bürgermeister der Stadt Wien auch nur einen Funken einer Vision erkennen lässt, wie zum Beispiel bei der Unterstützung der Idee einer Eliteuniversität, dann bekommt er die volle Unterstützung der Wiener Volkspartei, wenn er wie zum Beispiel bei der notwenigen Pensionsreform für die Gemeindebediensteten, einfach nur zumacht und die Notwendigkeit nicht erkennt, dann bekommt er von uns einen entsprechenden Wiederstand. Das ist eine harte, konsequente und ehrliche Oppositionspolitik, für die die Volkspartei steht! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Magistra Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Kulturstadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mir fällt auf, dass Sie die Anrede Magister mit Magistra ausdrücken, was wirklich außergewöhnlich und erfreulich ist. Das hat mir irgendwie gefallen. 

Wir sind beim Voranschlag der Geschäftsgruppe Kultur. Wie Sie sich vorstellen können, meine sehr geehrten Damen und Herren, sehen wir den Voranschlag für 2005 als Fortschreibung politischer Fehler, als Festschreibung fataler politischer Fehler. Unserer Meinung nach geht die Kulturpolitik gesellschaftspolitisch einen falschen Weg. Ich habe mir hier einige Schlagworte am Anfang aufgeschrieben und möchte dann in meiner Rede darauf eingehen: Verschleierung anstatt Transparenz und Kontrolle, Chaos anstatt Konzept, Geldverschwendung anstatt sinnvoller Förderung, Quantität anstatt Qualität, Destruktion anstatt Tradition, Ideologie anstatt Idee, Nivellierung anstatt geistiger und seelischer Reichtum, Mangel anstatt Bildung, Einheitsbrei anstatt kultureller Identität, Verschleierung anstatt Transparenz und Kontrolle.

Wir alle kennen das große Schlachtschiff der Vereinigten Bühnen. Wir alle kennen das Beispiel der Vereinigten Bühnen. Es interessiert mich, dass plötzlich auch die ÖVP so dagegen ist. Jahrzehntelang hat sie Subventionen zugestimmt. Die Freiheitliche Partei war die einzige Partei, die seit vielen Jahren immer wieder darauf hingewiesen hat, dass hier eine Geldverschwendungsmaschine erster Klasse unterwegs war. Wir haben immer wieder konstruktive Vorschläge eingebracht. Wir haben nicht einfach nur abgelehnt, sondern wir haben immer darauf hingewiesen, wie man diese Sache verbessern könnte. 

Jüngst, als eine gute Sache angegangen wurde, und zwar die Reform der Zurückführung des Theaters an der Wien in ein klassisches Musiktheater - Sie haben das unterstützt, Herr StR Mailath-Pokorny, das war ein guter Schritt von ihrer Seite -, hätte man Gelegenheit gehabt, die restlichen Dinge der Vereinigten Bühnen, also die Musicalbühnen, einer Reform zuzuführen. Man hat diese Gelegenheit wieder einmal nicht ergriffen. Man hätte damals sagen können: Jetzt sind die beiden Bühnen übrig - das Ronacher und das Raimund Theater, überlegen wir einmal, ob wir das nicht privatwirtschaftlich führen könnten oder ob man private Partner hineingibt. Wir alle sprechen immer wieder darüber, die GRÜNEN tun das auch, dass natürlich die Musicals ein Wirtschaftsfaktor sein können. Es könnte wie ein Konzern geführt werden. In den anderen Ländern wird das überall auch so gemacht. Sie heißen auch Kommerzmusicals. Zum Beispiel verdient Lloyd-Webber sehr viel Geld damit, deswegen Kommerzmusicals. Man muss nicht in so eine Sparte noch einmal Subventionen hineinfließen lassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

All unsere Vorschläge wurden immer wieder abgetan. Man hat hier etwas versäumt, weil man schon vor vielen Jahren damit hätte beginnen können und hätte dann das Geld, das wirklich notwendig wäre in anderen Sparten, sinnvoll verwenden können. Außerdem unsere Vorschläge nach Quartalsberichten; immer wieder haben wir gesagt, es ist doch vollkommen unmöglich, dass man so ein großes Schlachtschiff, das so viele Subventionen bekommt, vollkommen ohne Kontrolle einfach schalten und walten lässt. Wir haben immer wieder gesagt, wir sind 100 Abgeordnete und wir haben eigentlich von den Wählern die Pflicht, dass wir mit öffentlichen Geldern sorgsam umgehen; aber wir haben gar keine Möglichkeit, das zu kontrollieren! Es wäre notwendig gewesen, dass hier eine Möglichkeit geschaffen worden wäre.

Wenn heute Herr Dr Salcher von seinem Stadtrat, dem so genannten bürgerlichen Stadtrat, gesprochen hat, der unserer Meinung nach nicht der bürgerliche Stadtrat war, denn unserer Meinung nach hat Marboe die Pasterk'sche Kulturpolitik fortgeführt, hätte dieser natürlich in seiner Ära sehr wohl Zeit gehabt, etwas zu ändern. Es stimmt, wir haben uns einmal zusammengesetzt, eine Enquete gehabt und darüber diskutiert, aber es wurde nie geändert und Gelder sind damals weitergeflossen. Deswegen finde ich es eigentlich nicht in Ordnung, dass Sie sich jetzt hinstellen und es zum Schwerpunkt Ihrer politischen Aufgaben machen. Wir haben auch damals immer wieder sehr enttäuscht zu Marboe gesagt, endlich wäre es Zeit, eine Wende herbeizuführen, aber in seiner Ära wurde dies nicht gemacht. Also nicht einmal die, wie soll ich sagen, vollkommen notwendigen Dinge der Kontrolle und Transparenz sind gewahrt. 

Herr StR Mailath-Pokorny, man sagt immer wieder, dass Sie mutig sind, dass Sie Schritte unternehmen. In einigen Dingen tun Sie das auch. Wir sagen das auch immer wieder, wie zum Beispiel beim Theater an der Wien. Aber Sie haben hier einen wichtigen Schritt versäumt. Sie hätten damals auch überlegen müssen, was Sie jetzt eigentlich mit den Musicals machen. Das heißt, jahrelang wurden Gelder hineingesteckt und noch dazu hat man das Theater an der Wien nur für Musicals verwendet. Man hat das damals sozusagen gar nicht als ein klassisches Musiktheater genützt und das war eigentlich eine verfehlte Kulturpolitik. 

Jetzt kommt noch die Problematik dazu, das haben meine Vorredner schon gesagt, dass just zu diesem Zeitpunkt, wo wirklich sehr viele Gelder verschwendet werden, auch noch das Ronacher umgebaut werden soll. Wir alle wissen, man hat sogar 47 Millionen EUR Schulden aufnehmen müssen. Das heißt, man hat einen Kredit aufnehmen müssen, es hat sich die Stadt Wien auf 15 Jahre hinaus verschuldet und dann wusste man zu diesem Zeitpunkt, als man das gemacht hat, nicht einmal, ob die Zukunft der Musicals eine sehr erfolgreiche sein wird. 

Es gibt keine Bedarfserhebung. Das heißt, man hat es nicht einmal der Mühe wert gefunden herauszufinden, wie sich die Situation in Wien entwickeln wird.

Es gibt nicht einmal ein Musicalkonzept. Es wurde zwar eine Intendantin eingesetzt. Sie steht auf der Gehaltsliste der Vereinigten Bühnen, genauso wie übrigens Marboe, der als Intendant der Mozartfestwochen auch auf der Gehaltsliste der Vereinigten Bühnen ist. Sie war beauftragt, ein Konzept zu entwickeln, aber wir kennen das Konzept nicht. Sie hat zwar einige Pressekonferenzen gegeben, in denen sie erzählt hat, wie sie sich das vorstellt, was unglaubliches Erstaunen und auch Empörung in der Kulturwelt ausgelöst hat, Holender nannte es sogar "eine kulturpolitische Ungeheuerlichkeit", aber in Wirklichkeit weiß keiner von uns, was in den nächsten Jahren geschehen soll. Obwohl das hier niemand weiß, sollen noch zusätzlich Gelder in den Umbau des Ronacher hineingestopft werden. 

Herr StR Mailath-Pokorny, ich habe sogar den Eindruck, als ob auch Sie nicht mehr genau wüssten, ob das jetzt die zweite große Musicalbühne wird. Manchmal sagen Sie das in Ihren Aussagen, aber manchmal sagen Sie auch, und das haben Sie erst jüngst in der "Presse" in einem Interview, das ich am Dienstag, dem 16. November las, gesagt, es soll eine Experimentierbühne werden und man kann dort urbanes Unterhaltungstheater ausprobieren. Wenn jetzt das Ronacher Ihrer Meinung nach ein urbanes Unterhaltungstheater werden soll, wo man Dinge ausprobieren kann, in Ordnung. Aber warum muss ich das dann um so viel Geld umwandeln? Warum muss ich dann eine riesengroße Probebühne machen? Warum muss ich die ganze Dachlandschaft heben? Warum muss ich wirklich so viel Geld in ein Theater hineinstopfen, wo man nicht einmal weiß, wozu es dienen wird? Unserer Meinung nach ist es ein schwerer Fehler, zu diesem Zeitpunkt so viel Steuergelder in das Musical zu pumpen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das heißt, wir lehnen Geldverschwendung anstatt sinnvoller Förderung ab! Wir finden es falsch, Schulden zu einem Zeitpunkt, wo man noch gar nicht weiß, was man mit diesem Theater vorhat, zu machen. 

Ich greife jetzt ein bisschen vor. Ich komme später noch zum Schwerpunkt der Bildung. Ich hätte es zum Beispiel gar nicht so schlecht gefunden, wenn man auch einmal einen Kredit aufgenommen hätte, um die Jugend zu fördern. Das wäre wirklich etwas Zukünftiges gewesen. Marie Ringler, Sie sprechen immer von der Zukunft. Ich nehme an, dass Sie, so wie wir, die Bildung der Jugend als etwas Zukunftsorientiertes sehen. Das wäre unserer Meinung nach gut investiertes Geld, wenn ich Geld in die Ausbildung der Jugend stecke. Da hätte ich es auch nicht so tragisch gefunden, dass ich vielleicht auch einmal Geld aufnehme, wenn - ich komme später noch auf die Musikerziehung zurück - es zu wenig Musikschulplätze gibt. Es ist hier ein ganz großes Defizit. Da hätte man sich trauen können, Gelder eventuell auch aufzunehmen und die notwendigen Musikschulplätze zu installieren.

Ein zweiter Schwerpunkt: Wir haben Ihnen Quantität statt Qualität vorgeworfen, Beispiel Festwochen. Jährlich werden Gelder in die Festwochen gepumpt. Irgendwann einmal im Frühjahr gibt es mehr vom Gleichen, das sind dann die Festwochen. Die heben sich aber von den übrigen Darbietungen im Theaterbereich nicht ab. Nichts an ihnen ist festlich, nicht einmal mehr die Eröffnung. Sogar die Grünen haben das letztes Mal so definiert. Es ist ein weiterer Event am Rathausplatz. Wir haben ein Mischmasch willkürlicher Ansammlungen von bereits mittelmäßigen Darbietungen. 

Es ist immer dasselbe, immer wieder, wenn es Klassiker gibt, sind es dieselben Klassiker, wo verschiedene Regisseure zeigen, dass einer besser als der andere die Klassiker zertrümmern, zerstückeln, umschreiben, verfälschen kann. Ein Zitat: „Die Klassiker sind überhaupt so etwas wie Rohstoff geworden, mit denen man nach Belieben verfahren kann." Das sagte Barbara Petsch einmal. Das ist so, wie wenn ich in eine Mozartoper gehe und der Dirigent oder der Regisseur dirigiert sie ein bisschen anders oder schreibt sie um. Das ist eine Unart geworden. Ich meine, einen Klassiker kann ich doch ganz einfach so aufführen, wie ihn der Dichter geschrieben hat. Ich finde, in dieser Hinsicht hat sich das Theater in Wien, aber nicht nur in Wien, es ist auch in Deutschland so, auf einen Weg hinentwickelt, den ein Teil des Publikums mit großer Trauer verfolgt. Denn das Publikum will einfach Komödien, wo man lachen kann, wo man sich nicht schämen muss, weil man lacht. Es möchte ganz einfach Tragödien sehen, wo man das Stück wiedererkennt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist auch bezeichnend, dass einer unserer Großen im Theaterleben, Max Reinhardt, ich glaube, da sind wir uns auch einig, sagt - ich zitiere ihn: "Die beste Regie ist die, die man nicht merkt." Aber wenn man sich heute umschaut, wenn man heute ins Theater geht, ist es so, dass jeder Regisseur versucht, sich in den Mittelpunkt zu stellen, und der Dichter ist zufällig auch da. Das ist eine Entwicklung, die wir ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Selbstverständlich soll es auch das Grelle geben. Von mir aus auch das Ordinäre. Von mir aus auch das Banale und Triviale. Das soll es in der Kulturpolitik auch geben. Man soll sich versuchen dürfen, man soll provozieren können. Das ist in Ordnung. Aber doch nicht auf allen Bühnen, doch nicht überall. Das finden wir schade, weil das ist ein Einheitsbrei. Es ist ganz einfach so, dass ich mir dann überall das Gleiche anschauen muss. Früher haben die Zuschauer genau gewusst, wenn sie zum Beispiel ins Burgtheater gehen, dann können sie dort Klassiker vorfinden. Das war ganz einfach, und ich sage das jetzt ganz bewusst, humoristisches Bildungstheater. Man hat gewusst, dort sieht man sie mit ihrer guten Regie, so wie das Stück geschrieben war. Ein anderes Publikum will nicht Klassiker, die finden das öde und fad. Die wollen dort nicht hingehen. Die können dann von mir aus in die Josefstadt gehen. Dort haben sie ein Ensemble vorgefunden, das seit vielen Jahrzehnten mit einer ganz eigenen Tradition zusammengewirkt hat. Das Publikum hat genau gewusst, wenn es dort hingeht, finde es das vor. Dann gab es ein Publikum, die das zu bürgerlich und auch zu fad fanden. Die sind dann ins Schauspielhaus gegangen, haben sich den Gratzer angeschaut und haben dort das gefunden, was sie wollten. Das ist nämlich der Reichtum einer Theaterlandschaft, wenn ich verschiedene Möglichkeiten habe, mir Theater anzuschauen. Aber das wird jetzt immer gleichergemacht, wird nivelliert. Das ist unserer Meinung nach Armut.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Beispiel der Mitbegründer der Salzburger Festspiele, nicht nur Reinhardt, sondern auch Hugo von Hofmannsthal hat sie mitbegründet, sagte, dass sich in Salzburg die Teilnehmer nicht im Trivialsten repräsentieren sollten, sondern im Höchsten erkennen. Auch das ist eine Möglichkeit, Theater zu spielen. Das heißt, es muss auf der einen Seite das Experimentelle geben, aber auf der anderen Seite muss es doch möglich sein, dass ich dort auch Ideale zeigen kann, das, was nach Höherem strebt. Das ist eine Sache, die wir sehr wohl einfordern. Wenn ich jetzt noch sage, Destruktion statt Tradition, dann ist das nur eine Fortführung dieses Gedankens. 

Es wurde am Samstag Gratzer für sein Lebenswerk geehrt. Es sei ihm noch einmal gratuliert. Seine Stärke war jedoch nicht die Führung, würde ich sagen, eines bürgerlichen Traditionstheaters, wie es nun einmal die Josefstadt ist. Das war eine Fehlbesetzung. Es war sehr schade, dass man ihn dort hingesetzt hat, weil das Publikum weggeblieben ist. Das Publikum der Josefstadt will halt nun einmal ein Theater, so wie es ist. Diese Gleichmacherei ist unserer Meinung nach ein Fehler. (Beifall bei der FPÖ.)

Nächster Punkt: “Ideologie statt Idee“, 30 Millio-nen EUR für das Mozartjahr. Das Kernstück und die Dinge, die im Theater an der Wien aufgeführt werden, alles das, was Hans Landesmann schon vorbereitet hat, sind eine gute Sache. Wir haben dem zugestimmt. Aber wenn ich jetzt "Ideologie statt Idee" sage, dann geht es natürlich um die so genannte Peter‑Sellars‑Schiene. Die so genannte Peter‑Sellars‑Schiene ist eigentlich noch nicht richtig definiert. Er ist zwar seit zwei Jahren eingesetzt, um für das Mozartjahr Projekte zu starten, aber ganz genau weiß man noch nicht, was auf einen zukommt. 10 Millionen EUR sind für diese Schiene gewährt. Was wir bis jetzt von dieser Schiene wissen, sagen jährliche Pressekonferenzen. Ich habe hier eine, die aus dem Jahr 2003 ist. Darin nennt er die Aufgabe, die er für das Mozartjahr sieht, nicht nur eine künstlerische, sondern auch eine politische. Deswegen nenne ich es "Ideologie statt Idee". Das heißt, er will dass Wien 2006 der Ort ist, wo eine neue Welt entworfen und erschaffen wird. Es soll wie der neue Wiener Kongress sein, ein neues Zeitalter Weltvergebung. Das heißt, er möchte auch politische Führer aus Krisenherden wie Pakistan, Indien und dem Nahen Osten nach Wien einladen. Es geht um Vergebung und Versöhnung. 

Zum Beispiel muss er auch für eine globale Auswirkung Mozarts sorgen. Man fragt sich: Warum braucht man Peter Sellars, damit man Mozart kennen lernt? Überall auf der Welt kennt man Mozart. Ich finde das lächerlich! Entschuldigen Sie, Herr Mailath‑Pokorny, wenn ich das jetzt so offen sage. Wozu braucht man Peter Sellars, damit Mozart international wird? Das Wiener Mozartjahr soll international sein. Mozart spielt man überall auf der Welt mit großer Freude. Man braucht hierzu nicht Peter Sellars! 

Ich habe mir noch einmal heraus gesucht, was er eigentlich für seine Schiene bekommt. Das ist auch interessant. Auch er ist auf der Gehaltsliste der Vereinigten Bühnen. Für das Jahr 2003 hat er schon 70 000 EUR bekommen, damit er sagt, was er vorhat. 2004 
hat er 80 000 EUR bekommen, damit er sagt, was 
er vorhat. 2005 wird er 100 000 EUR bekommen. Und 
im Jahr 2006 wird er 150 000 EUR bekommen. Also 700 000 EUR allein für bis jetzt Multikultiworthülsen, die unserer Meinung nach ganz einfach nur an Mozart herumpfuschen, sind unserer Meinung nach völlig entbehrlich! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich komme zum nächsten Schwerpunkt: “Mangel anstatt Bildung“. Sie alle wissen, dass wir Freiheitlichen uns seit vielen Jahren dafür einsetzen, dass die Musikausbildung, die in Wien im Argen liegt, verbessert wird. Ich bringe das absichtlich hier im Kulturressort. Wenn es auch bei Frau VBgmin Laska angesiedelt ist, kann ich den Herrn Kulturstadtrat Mailath‑Pokorny nicht ganz aus der Verantwortung heraußen lassen. Ich habe unlängst eine Enquete organisiert, da war auch Prof Hofecker dabei. Ich habe ihn schon öfter zitiert, sein “Statistisches Jahrbuch der Musikschulen Österreich“. Es sind ganz einfach Zahlen, die beweisen, dass Wien, was die anderen Bundesländer angeht, aber auch im internationalen Vergleich, das absolute Schlusslicht ist. 

Ich nehme nur einen Vergleich heraus, weil Zahlen an und für sich fad sind, wenn man sie vorträgt, aber das muss man hier einmal machen. Oberösterreich mit 1,4 Millionen Einwohnern hat zum Beispiel 67 Musik-schulen. 55 000 Kinder können dort ausgebildet werden. Und man hat dafür 55 Millionen EUR zur Verfügung. In Wien, mit 1,6 Millionen Einwohnern, gibt es 17 Musik-schulen mit 5 300 Mädchen und Buben, die dort unterrichtet werden. Allein das sagt schon alles. Wenn man aber auch Vergleiche mit allen anderen Bundesländern bringt, ist es immer so, ganz egal, ob es jetzt die Schulen sind, also die Institutionen, oder ob das die Kinder sind, die in die Musikschulen gehen, oder die Gelder, so gibt es in allen anderen Bundesländern das Sechs-, Sieben-, Acht-, Neun- oder Zehnfache, also nicht das Doppelte, sondern bis zum Zehnfachen. Das ist auch richtig so, denn man muss selbstverständlich in die Jugend investieren. Wir haben zum Beispiel zwei Bezirke, die vollkommen musikschulfrei sind, der 13. und der 14. Bezirk. Hier gibt es Gott sein Dank die erste private Musikschule Hietzing, eine Oase in der Wüste. Diese wird auch von der Stadt Wien gefördert. Die Frau Wolfsberg ist darüber sehr glücklich, aber sie weiß nie, wie sie das nächste Jahr übersteht. Es wäre fein, wenn man darüber vielleicht einmal nachdenken könnte, damit sie nicht jedes Jahr bangen muss. 

Prof Frischenschlager war auch da. Er ist Ihnen sicher bekannt als Rektor der Universität für Musik, jetzt Emeritus, aber er war jahrelang Rektor. Er hat darauf hingewiesen, dass zum Beispiel in keiner Hochkultur der gesamten Kulturgeschichte der Menschheit etwas wie zum Beispiel die Klassik in Europa geschaffen wurde. Die Klassik in Europa ist einmalig. Es gibt diese Musik mit ihrem Reichtum an Ausdruck, geistiger Qualität, Harmonie und Schönheit. Sie ist ein kulturelles Erbe und auch eine Botschaft von Österreich nach draußen, denn in Österreich, vor allem in Wien, sind sehr viele dieser Musikschöpfer großgeworden. Er meint, dass es eine große politische Verantwortung ist, dieses Gut an die Jugend weiterzugeben. 

Ich habe mich sehr darüber gefreut, dass damals die Frau VBgmin Grete Laska anwesend war. Wir haben nachher auch noch lange diskutiert. Meine Kollegin von der Sozialdemokratie war ebenfalls anwesend. Ich denke mir, es müsste auch ein Uranliegen der Sozialdemokraten sein, dass jedes Kind, auch aus einem sozial schwächeren Elternhaus, die Bildung genießen kann. Gerade deswegen muss die Wiener Sozialdemokratie hier endlich handeln. 

Seit vielen Jahren bringen wir immer wieder Anträge ein, dass man hier doch etwas macht. Bis jetzt ist es noch nicht geglückt. Ich weiß nicht, ob die Frau Stadträtin schlecht beraten ist, vielleicht hat sie auch zu wenig Unterstützung vom Bürgermeister oder vom Finanzstadtrat, vielleicht auch von Ihnen, Herr Kulturstadtrat, denn ich denke mir, auch Sie sind für die Zukunft Wiens als Stadt der Musikmetropole verantwortlich, auch Sie müssen sich um die Musikkultur in Wien kümmern. Das ist ganz einfach eine städtische Pflichtaufgabe, wo Sie als Kulturstadtrat auch etwas machen müssen. 

Deswegen habe ich hier einen Antrag vorbereitet, wo ich Sie bitte, Herr Stadtrat, dass Sie Ihre Kollegin dahingehend unterstützen, dass im Interesse kommender Musikergenerationen und Musikliebhaber in Wien ein Konzept für die Musikerziehung erarbeitet wird. Ich habe die Schwerpunkte genau ausgearbeitet. Aus Mangel an Zeit werde ich sie jetzt nicht verlesen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt natürlich viele Prominente aus dem Kultur- und Musikleben, die diese politische Intention unterstützen: Nicolaus Harnoncourt, Ioan Holender, Joe Zawinul, Werner Hasitschka, Rektor der Universität Wien, Clemens Hellsberg, Vorstand der Wiener Philharmoniker und viele mehr. Herr Stadtrat, ich bitte Sie, dass Sie in dieser Hinsicht endlich tätig werden! Ähnliche Anträge gehen natürlich auch an die Frau VBgmin Laska und an Herrn VBgm Rieder.

Ich habe noch einen zweiten Antrag ausgearbeitet, nicht im Zusammenhang mit Musikschulen, sondern mit der Tanzausbildung, weil auch hier ein großes Manko vorhanden ist. Wir schreiben hier, dass die Situation der Tanzausbildung in Wien seit Jahren im Argen liegt. Es gibt keine fundierte Ausbildung für Tanz und Choreographie und die jungen Tänzer haben dadurch einfach weniger Chancen, sich später auf der Bühne zu bewähren. Wir fordern die Einrichtung einer Wiener Tanzakademie, damit eine Ausbildung auf höchstem Niveau den Erfolg zukünftiger Tänzer und Tänzerinnen garantieren hilft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Mir ist es ein Anliegen, noch einmal Nicolaus Harnoncourt zu zitieren. Er sagt, dass die Kultur einfach eine Lebensnotwendigkeit ist, um die wir weinen werden, wenn wir sie nicht mehr haben, wird nicht gesehen. „Wenn man von einer Krise reden kann, ist das eine Krise der Erziehung.", sagt er. „Jeder, der Kinder hat, weiß, dass es eine Katastrophe ist, Kinder ohne Kultur aufwachsen zu lassen und etwas mit Kultur zu verwechseln, was keine Kultur ist. Kinder müssen genau in dem Alter, in dem sie die Sprache lernen, mit den Augen und mit den Ohren mit allen Künsten genauso vertraut gemacht werden. Wenn man das nicht einsieht, hindert man die Kinder, rechtzeitig ihr volles Menschsein zu entfalten. Das ist ein unverzeihlicher Fehler." - Zitat Ende.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier gilt es nicht nur schöne Worte zu machen, hier muss wirklich gehandelt werden. Jeder Tag, wo man zögert, ist ein Tag zuviel.

Ich komme zum letzten Punkt, Einheitsbrei anstatt kultureller Identität: Zur Bildung gehört auch die Vermittlung kultureller Identität, sage ich und dafür steht meine Fraktion. Orientierung lässt sich nun einmal nicht aus der Cyberwelt herausholen. Marie Ringler, das möchte ich Ihnen sagen, weil Sie in der Hinsicht, was die Zukunft angeht, Medien und diese Dinge besonders favorisieren. Ich meine aber, dass das allein nicht genügt, weil ich mir bestimmte Dinge nicht herunterladen kann, und zwar kann ich die Teilnahme an einem kulturellen Gedächtnis nicht herunterladen. Das geht nun einmal nicht. Ich kann mich nicht nur informieren, es geht nicht nur um Können, um Geschicklichkeit, ich muss mich erinnern - das deutsche Wort "erinnern" kann das sehr gut - können, und zwar an unser historisch kulturelles Erbe. Das ist gerade in Zeiten der Globalisierung besonders wichtig. Ich sage, Zukunft ist Herkunft. Ich denke mir, gerade jetzt, in der Zeit, in der wir uns befinden, wo wir so nach außen gehen müssen - man nennt das Thema "global village" -, wir diese Entwicklung eigentlich nur aushalten können, wenn wir Geborgenheit in Kultur, Geschichte, Tradition und Sprache finden. Ich muss mich ja auch irgendwo wohlfühlen können. Ich meine, wir können auf unsere Kultur sehr stolz sein und ich glaube, es ist wichtig, dass wir auch unsere Kinder mit unseren Dichtern, Denkern, mit unseren Komponisten, Philosophen und Religionsstiftern vertraut machen. Das nenne ich auch kulturelle Geborgenheit anstatt einer einsamen Masse.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das war mein Schlusswort. Wir stehen für Kontrolle, wirklich gute Konzepte, Information, Qualität, Tradition, Ideen, Bildung und kulturelle Identität. Viele dieser Schwerpunkte kann ich im Voranschlag für 2005 nicht ausmachen. Deswegen lehnen wir ihn ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Kulturstadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit dem Redebeitrag des Andi Salcher wird der frühere Kulturstadtrat Peter Marboe keine Freude haben. Er wird sich sicher nicht darüber freuen können, dass er derzeit in einem sozialistischen Kolchosenbetrieb par excellence beschäftigt ist. Ich finde, da muss man den Peter Marboe wirklich schützen. Ich bin der Meinung, er ist derzeit nicht auf der Gehaltsliste eines sozialistischen Kolchosenbetriebs. 

Es ist auch sonst bemerkenswert, was der Andi Salcher zu der Entwicklung der Vereinigten Bühnen in den letzten Jahrzehnten gesagt hat. Er hat gesagt, da ist alles falsch gelaufen, da ist alles betoniert worden. Also ich kann mich sehr gut daran erinnern, dass StR Marboe diese Politik hier fünf Jahre vertreten hat. Ich kann mich auch sehr gut daran erinnern, dass die ÖVP unter dem damaligen Kulturausschussvorsitzenden Andi Salcher das beschlossen hat. Also so ganz falsch kann diese langfristige Entwicklung der Vereinigten Bühnen einfach nicht gewesen sein, weil sonst hättet ihr ja fünf Jahre lang alles falsch gemacht! Das will ich nicht einmal euch unterstellen! (GR Dr Andreas Salcher: Diese Ära habe ich ausgenommen!) Wir haben diese Politik damals auch mitgetragen. (GR Dr Andreas Salcher: Es sind nicht fünf Jahre, sondern vier Jahre gewesen!) Also es stimmt einfach nicht. Das ist leichte Oppositionspolemik, die du da betreibst.

Es ist auch falsch, dass wir im Schnitt 21 Millio-nen EUR für die Vereinigten Bühnen Wien beschließen. Seit vielen Jahren ist das Förderungsniveau der Vereinigten Bühnen auf 14,5 Millionen EUR. Du weißt haargenau seit wann. Wir haben das damals gemeinsam beschlossen.

Es stimmt auch nicht, dass die Bilanzen nicht öffentlich zugänglich sind. Ganz im Gegenteil, die Bilanzen sind einsehbar. Wir legen sie deshalb im Kulturausschuss nicht den Akten bei, weil wir bei allen Theatern die Bilanzen nicht beilegen. Das würde wirklich auch alle Möglichkeiten der Aktenbehandlung sprengen. 

Die GRin Ringler hat ihren Redebeitrag auf einer großen These aufgebaut, nämlich auf der großen These: "Die Sozialdemokratie hat Zukunftsangst". Das ist so, wie wenn mein Sohn eine Mathematikschularbeit macht, das ganze Beispiel fleißig und richtig durchrechnet, aber man dann draufkommt, die Angabe hat er vom Aufgabenzettel falsch abgeschrieben und daher ist das Ergebnis falsch. Genau so ist dies mit deiner ganzen Rede. Es ist einfach falsch, weil die Wiener Sozialdemokratie keine Zukunftsangst hat. Das heute hier vorliegende Kulturbudget und die Theaterreformen, die wir derzeit umsetzen, sind der zur Politik gewordene Beweis, dass die Wiener Sozialdemokratie keine Zukunftsangst hat, weder der Kulturstadtrat noch die SPÖ‑Fraktion! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es liegt offensichtlich in der Natur der politischen Sache, dass Budgets, egal, wie auch immer sie vorgelegt werden, von der Opposition abgelehnt und von der Regierung gutgeheißen werden. (GR Dr Andreas Salcher: Das kennen wir von der Bundesebene her!) Das können wir offensichtlich auch nicht verändern, wenn wir ein Budget wie das heutige vorlegen. Das heutige Kulturbudget ist nämlich das höchste, das wir je gehabt haben, und zwar deutlich erhöht. Trotzdem wird es von allen Oppositionsparteien abgelehnt. Das Kulturbudget der Stadt Wien, das sich seit vielen Jahren international wie national auf einem extrem hohen Niveau befindet, das Kulturbudget, das in den letzten Jahren immer maßvoll und ständig gestiegen ist, wird im Jahr 2005 um 12 Prozent erhöht. Wenn das kein Erfolg für die Kulturpolitik dieser Stadt ist, dann weiß ich nicht mehr, was Budgets ausdrücken sollen. Das Kulturbudget der Stadt Wien ist, das wird jetzt fad, das weiß ich, jedes Jahr das höchste, aber es ist diesmal um 12 Prozent erhöht. Daher ist es eindeutig höher. Es ist das erste Mal, dass das Kulturbudget der Stadt Wien mehr als 2 Prozent des Gesamtbudgets der Stadt Wien ausmacht, nämlich eine Steigerung von 1,9 Prozent auf 2,1 Prozent Kultur- und Wissenschaftsanteil am Gesamtbudget der Stadt Wien. Das ist zweifellos ein großer Erfolg, auf den wir stolz sein können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Konkret heißt das in Zahlen, dass das Budget von 174 auf 194 Millionen EUR steigt. Wien investiert in seine Stärke als Musik- und Kulturstadt. Und dies ist einzigartig in Europa und auch in Österreich. Ich treffe immer wieder ausländische Delegationen, die nach Wien kommen und nach Wien schauen, die fragen, wie es möglich ist, dass angesichts der Tatsache, dass fast in allen europäischen Städten die Kulturbudgets reduziert werden, in Wien das Kulturbudget nicht nur hoch ist, sondern auch von Jahr zu Jahr steigt. Sie blicken verwundert nach Wien, kommen zu uns und reden mit uns über unsere Kulturpolitik. Darauf können wir schon sehr stolz sein!

Wenn man aber den Vergleich mit Österreich anstellt, dann ist das auch einzigartig. Am vergangenen Donnerstag hat das Institut für Kulturmanagement und Kulturwissenschaften, also nicht irgendein SPÖ‑Pressedienst oder so ähnlich, sondern ein unabhängiges Institut der Universität, eine Studie veröffentlicht, nach der der Bund im Jahr 2003 für Kunst und Kultur insgesamt um 18 Millio-nen EUR weniger als im Jahr davor ausgegeben hat und in den letzten sieben Jahren die Mittel für Kultur auf Bundesebene um 17 Prozent gesunken sind. Noch dramatischer ist es, wenn man sich anschaut, wie sich die Budgetentwicklung an und für sich darstellt. Ich habe zuerst erwähnt, dass der Anteil des Kulturbudgets in Wien am Gesamtbudget von 1,9 Prozent auf 2,1 Prozent steigt. In den letzten sieben Jahren ist der Anteil des Kulturbudgets am Gesamtbudget auf Bundesebene von 1,06 Prozent im Jahr 1996 auf 0,65 Prozent gesunken. Das heißt, mehr als ein Drittel weniger Anteil am Gesamtbudget der Republik hat das Kulturbudget. Der Bund kann seine wichtigsten Aufgaben, die noch dazu im Verfassungsrang festgeschrieben sind, nicht mehr wahrnehmen, nämlich die Bundestheater ausreichend zu dotieren. Obwohl eine eigene Studie des Kunststaatssekretärs sagt, die Staatsoper, das Burgtheater und die Volksoper bräuchten jährlich 10,9 Millionen EUR mehr, hat die Bundesregierung diese Mittel nicht erhöht. Dieses beschämend niedrige Niveau der Kulturförderung des Bundes steht im völligen Widerspruch zum Anspruch und zum Selbstbild der österreichischen Republik, nämlich Kulturnation zu sein. Da zeigt Wien tatsächlich, dass Wien es grundsätzlich anders macht als diese Bundesregierung, dass die sozialdemokratische Politik grundsätzlich anders als die ÖVP‑ und FPÖ‑Politik ist.

Ähnlich schaut es auch in den österreichischen Landeshauptstädten aus. Graz hat nach dem Kulturhauptstadtjahr 2003 allergrößte Probleme, die Kulturaktivitäten überhaupt noch zu finanzieren. Graz kürzt die Kulturmittel seither. Leider auch Salzburg. In Linz machen die Kulturinstitutionen gegen den ÖVP‑Kulturstadtrat mobil, weil er Budgetkürzungen vornimmt. 

Wie immer schießt den Vogel natürlich Kärnten ab, und zwar in Klagenfurt. Der Intendant Dietmar Pflegerl hat für das Stadttheater Klagenfurt, eine künstlerisch überaus erfolgreiche Bühne einen Bedarf an 14,5 Millio-nen EUR und wurde jetzt vom Landeshauptmann und Kulturreferenten des Landes Kärnten gemeinsam mit dem ÖVP‑Bürgermeister von Klagenfurt, Scheucher, um 4 Millionen EUR reduziert, von 14,5 Millio-nen EUR auf 10,5 Millionen EUR reduziert. Das sind die Kosten des halben Personals oder des gesamten Orchesters. Das muss man sich einmal vorstellen. Da kürzt man und weiß, was große Theater hauptsächlich haben, nämlich Personalkosten. Da kürzen die Landesregierung in Kärnten und der Bürgermeister in Klagenfurt die halben Personalkosten. Dietmar Pflegerl hat es als den ersten Schritt zur gewaltsamen Schließung des Stadttheaters bezeichnet. So schaut es in Kärnten aus (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist ja gerade erst umgebaut worden!) 
Sogar dem Lieblingsprojekt von Lhptm Haider, nämlich der Seebühne am Wörthersee, droht das völlige Fiasko, heuer ein finanzielles Fiasko mit der Lucio-Dalla-Produktion Toska. Derzeit droht ein völliges künstlerisches Fiasko schon für nächstes Jahr, weil ein halbes Jahr vor Beginn des Seefestivals die künstlerische Leiterin, also die Regisseurin, ihre Regie zurückgelegt hat, weil es einfach keine Verträge und keine finanzielle Sicherheit gibt, aber nicht irgendwann, sondern im kommenden Jahr. 

Dieser Blick in die österreichischen Landeshauptstädte und zum Bund macht uns ganz sicher, dass die Entwicklung der Stadt Wien mit einer Steigerung von einem hohen Budget, das es immer schon gegeben hat, um weitere 12 Prozent einfach einzigartig und geradezu sensationell ist. Darauf können wir wirklich stolz sein! (Beifall bei der SPÖ. – GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Was ist mit den Vereinigten Bühnen Wien? Was ist mit den Schulden der Vereinigten Bühnen Wien?) 

Die zusätzlichen Mittel im Kulturbudget 2005 dienen vor allem in einem Ausmaß von 11,1 Millionen EUR der Vorbereitung des Mozartjahrs 2006. Es ist erfreulich, dass die Stadt Wien, und da sind wir auch wieder einzigartig in Europa und natürlich auch in Österreich, 30 Mil-lionen EUR für dieses Mozartjahr 2006 verwenden wird. Das ist eine gute Investition in unsere Stärke, nämlich in die Stärke als Musik- und Kulturstadt, die weltweit große Anerkennung findet. 

Es soll auch nicht so abfällig hier gesprochen werden, dieses Geld ist ja leider nur für das Mozartjahr.

Also, das ist ja wirklich unglaublich, diese Aussage, denn es geht hier nicht nur um Geld für das Mozartjahr, sondern es geht um eine Vielzahl wichtiger künstlerischer Projekte. Und diese 30 Millionen EUR kommen der Kulturstadt Wien zugute, die kommen den Kunstinstitutionen der Stadt zugute und die kommen insbesondere den Künstlern und Künstlerinnen, nämlich den Kreativen zugute, und darauf können wir stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese zusätzlichen Mittel der Stadt Wien für das Mozartjahr 2006 verfolgen drei Ziele: 

Nachhaltigkeit, das heißt, wir wollen primär Projekte fördern, die von Dauer sind, die dauerhafte Bedeutung haben. Wir wollen einen Brückenschlag zum Zeitgenössischen, nämlich zu zeitgenössischen neuen Produktionen, das heißt, wir wollen nicht nur das Vorhandene, nämlich das Mozartrepertoire, zeigen, sondern auch neue künstlerische Projekte initiieren und umsetzen und wir wollen durch diese Arbeit neue, zusätzliche Publikumsschichten erschließen.

Wir haben damit beispielsweise ein ganz langfristiges Ziel, das wir realisieren können - das ist auch im Interesse der FPÖ, weil ihr das immer gefordert habt, zu Recht auch -, nämlich das Mozart-Haus, das Figaro-Haus. Das ist ein Projekt, über das wir eigentlich Jahrzehnte gesprochen haben, (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich habe davon gesprochen!) aber durch den Motor des Mozartjahrs ist es jetzt tatsächlich gelungen, dafür auch die finanziellen Mittel aufzubringen und dieses Figaro-Haus zu schaffen. 

Wir werden Ausstellungen zeigen, nicht nur die Großausstellung in der Albertina, sondern auch kleinere Ausstellungen im Jüdischen Museum, im Kindermuseum Zoom und an anderen Orten und es werden diese zusätzlichen Budgetmittel hauptsächlich Kunst- und Kulturschaffenden in Wien zugute kommen. Es wird eine ganze Reihe von Auftragswerken geben, von Auftragwerken, die schon vergeben worden sind, nämlich an österreichische Autoren wie Robert Schindel, Elfriede Gerstl, Felix Mitterer und Gustav Ernst, Kompositionsaufträge an Komponisten wie Dirk D’Ase, Rénald Deppe und Bernhard Lang.

Und auch das Theater an der Wien als neues Opernhaus der Stadt Wien wird im Mozartjahr im Jahr 2006 mit dieser Neuorientierung seinen Betrieb aufnehmen.

Und nicht zuletzt dienen diese Mittel auch dem Projekt "New Crowned Hope" von Peter Sellars, der einen Brückenschlag zur Zukunft, zur Welt und zum Zeitgenössischen finden wird, weil es uns eben nicht nur darum geht, das zu zeigen, was es eben seit über 200 Jahren gibt, sondern weil wir auch Neues schaffen wollen.

Und wir können uns absolut glücklich schätzen, dass es der Stadt Wien – und es ist Wien gelungen und nicht Salzburg, Prag oder ich weiß nicht, irgendjemandem – dass es uns gelungen ist, einen derart renommierten und international so bekannten und bedeutenden Künstler wie Peter Sellars zu gewinnen, ein jahrelang vorbereitetes Projekt im Mozartjahr umzusetzen und damit das Mozartjahr im Oktober und November des Jahres 2006 ausklingen zu lassen.

In dem Projekt von Peter Sellars wird nicht Mozart gezeigt, sondern es werden ausschließlich neue Arbeiten von zeitgenössischen Künstlern aus Wien und aus Österreich gezeigt. Es werden Aufträge nicht nur im Bereich Musik, sondern auch im Bereich bildende Kunst, Architektur und Film vergeben. Beispielsweise wird das Filmprojekt von Simon Field getragen, dem langjährigen und höchst erfolgreichen Direktor der Filmfestspiele in Rotterdam. 

Und es werden auch Künstler, (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Welche Komponisten und Autoren wurden beauftragt, es gibt so viele Österreicher, warum haben Sie die nicht genommen!) ja, ja, es werden auch Künstler°... (Heiterkeit im Saal.) Sie haben gerade gefragt, welche Komponisten und Autoren beauftragt worden sind, es sind lauter Österreicher. Außerdem ist das Gebiet nicht ein gutes Gebiet für Ausländerfeindlichkeit, das muss man auch deutlich sagen. Also, wir sind sehr glücklich, dass österreichische und internationale Künstler in Wien aktiv sind. Das gilt aber insgesamt nicht nur für das Mozartjahr, sondern das gilt für die Staatsoper, für den Musikverein und das gilt für alle anderen Aktivitäten. (GRin StRin Karin Landauer: Tief, tief!) 

Aber, wir beschäftigen natürlich auch Wiener Kulturinstitutionen, daher ist zum Beispiel Wolf Prix mit einem Architekturprojekt beauftragt worden, gemeinsam mit dem Architekturzentrum Wien, und die Kunsthalle Wien wird für ein Projekt im Mozartjahr für die bildende Kunst beauftragt. Insgesamt wollen wir mit diesem Projekt von Peter Sellars die ganze Stadt bespielen, nicht nur die Innere Stadt. 

Wir wollen die Bannmeile der Inneren Stadt überwinden, alle Bezirke bespielen und dieses Mozartjahr wird der Motor sein, die Weltmarke Kultur- und Musikstadt Wien weiter zu festigen. Und daher haben wir mit diesem Budget die wichtigen Voraussetzungen geschaffen.

Neben diesem Großprojekt Mozartjahr gibt es natürlich auch weitere vielfältige Investitionen in die Kulturstadt Wien, die auch vielen kleineren Kunstinstitutionen zugute kommen. Es wird immer gesagt, wir fördern immer nur das Große. Das stimmt überhaupt nicht, wir haben das Tanzquartier als Einrichtung für den zeitgenössischen Tanz geschaffen, das höchst erfolgreich ist und international beachtet wird. 

Wir haben vor kurzem das Theaterhaus für ein junges Publikum im Museumsquartier den “Dschungel“ eröffnet. Wir haben im Bereich der Musik mit dem "Birdland" ein Zentrum der Weltmusik geschaffen, wo wir froh sein können, dass es bei uns ist und nicht irgendwo in der Welt. Wir haben für das "Klangforum Wien" ein neues Haus mitfinanziert. Das "Klangforum Wien", das überhaupt der bedeutendste Botschafter der Stadt Wien für zeitgenössische Musik in der Welt ist - worauf wir auch sehr stolz sein können – hat nun in der Diehlgasse neue und bessere Proberäume.

Wir haben daneben auch im Bereich der Jugendkultur Neues geschaffen. Es ist ein bisschen untergegangen, aber für die Jugendkultur in der "Arena" wurde im letzten Jahr ein Umbau in der Höhe von 3,5 Millio-nen EUR finanziert. Ich weiß schon, das ist das Laska-Budget, aber trotz allem, es sind Investitionen in die Kunst- und Kulturstadt Wien, die hier getätigt werden. Und ich habe mir das angeschaut, das ist großartig gelungen, und bei jeder Veranstaltung, die da jetzt in der Zukunft immer stärker durchgeführt wird, sind auch sehr viele Leute dort und das läuft höchst erfolgreich.

Das heißt, nicht nur im Kulturbereich wird für Kind, Kunst und Kultur investiert, sondern auch im Bereich der Frau VBgm Laska mit der "Arena", mit der Bücherei, mit der Urania, um nur drei Beispiele zu nennen.

Wir investieren auch in viele kleine Einrichtungen, die uns wichtig sind im Sinne des vielfältigen Kulturangebots der Stadt, so auch in die Kabarettbühnen. Alle Kabarettbühnen bekommen laufend Investitionsförderungen von der Stadt Wien und Kulturstadtrat Mailath-Pokorny hat sich dafür verwendet, dass ein großer Sponsor, nämlich die Wiener Fernwärme, den Kabarettbühnen auch hilft, was den Betrieb ihres Programms betrifft.

Wir haben in den letzten Jahren Kinos gerettet. In Wien ist jetzt die Situation so, dass Kinos nicht nur zusperren, sondern bei uns haben Kinos auch wieder aufgemacht, und zwar auch viele kleine Kinos. Und wir fördern Großes und Kleines, und weil wir Großes auch fördern müssen und nicht verfallen lassen können, daher haben wir auch für die Mittel zum notwendigen Umbau des Ronacher vorgesorgt, und es ist völlig unbestritten, dass das Ronacher umgebaut werden muss.

Und ich wundere mich, wenn sich die Kollegein Unterreiner da herstellt, (GRin Marie Ringler: Ich überhaupt nicht!) und ich wundere mich auch über dich, wenn du möchtest, wir waren dort im Ronacher und haben uns das mit eigenen Augen angeschaut und wir waren alle eigentlich sehr beeindruckt, in welch schlechtem Zustand sich das Haus befindet. Es ist ein Wunder, dass in den letzten Jahren überhaupt etwas auf der Bühne war und daher ist es völlig berechtigt, dass das Ronacher umgebaut wird, und ein Umbau eines fertigen großen Hauses kostet Geld. Ich habe bei der letzten Debatte schon Vergleichszahlen genannt, und das Festspielhaus in Bregenz ist ein guter Vergleich. (GR Mag Harald STEFAN: Also vergleichen wir!) Für das Festspielhaus in Bregenz wird genau dieselbe Summe eingesetzt. Zum Unterschied, dort zahlt der Bund 6,7 Millionen EUR mit. 

Also, wir würden uns schon erwarten, dass sich die ÖVP- und FPÖ-Politiker dieses Hauses auch ein bisschen bei der Bundesregierung dafür einsetzen, dass auch wichtige Kulturbauten in Wien vom Bund unterstützt werden, und nicht nur die Kulturbauten bei den Landeshauptleuten der ÖVP und der FPÖ.

Also, das heißt, was in Bregenz Recht ist, ist bei uns natürlich auch zutreffend und dort zahlt der Bund 6,7 Mil-lionen EUR dazu, wir müssen es uns alleine finanzieren. Trotz allem ist das eine richtige Entscheidung, dass wir es machen. Das Ronacher wird nämlich im Gegensatz zum Festspielhaus in Bregenz das ganze Jahr über künstlerisch bespielt, was beim Festspielhaus in Bregenz nämlich nicht der Fall ist. 

Nun, Wien braucht zwei Häuser für Musicals und niveauvolles Unterhaltungstheater, wir brauchen dafür technisch entsprechend ausgestattete Häuser. Das ist beim Raimundtheater der Fall, beim Ronacher nicht, daher müssen wir es umbauen. 

Und weil auch immer abfällig gesprochen und gesagt wird, wir haben ja keine Besucher. Auch wenn ein Musical nicht so sensationell gut läuft wie "WAKE UP", hat das Musical "Wake up" noch immer mehr als 300 000 Besucher gehabt und da kann man nicht einfach sagen, es kommen keine Leute hin. 300 000 Besucher für "Wake up" beweisen einfach, dass es angenommen wird. 

Natürlich hätten wir uns gewünscht, dass vielleicht 400 000 gekommen wären, aber das kann man nicht immer erreichen, bei "Elisabeth" gelingt es, bei "Wake up" ist es leider nicht gelungen.

Und wir lassen uns nicht davon abbringen, für uns heißt Musical nicht, Gastspieltheater von abgespielten Musicals aus dem Ausland zu beziehen, sondern wir gehen den eigenständigen künstlerischen Weg des Wiener Musicals, das deutschsprachig produziert wird, das Neuproduktionen mit sich bringt und das mit Orchester gespielt wird und nicht vom Band und das nicht irgendwo abgespielt wird in irgendwelchen Hallen bei Autobahnraststationen, sondern im Zentrum der Stadt, in einem der schönsten Häuser, das wir in Wien haben, das auch der Stadt Wien gehört und das wir nicht verfallen lassen werden, nämlich im Ronacher. (Beifall bei der SPÖ.) 
Das Ronacher ist ein wichtiger Teil der Theaterreform der Stadt Wien, so wie das Theater an der Wien, das ab 2006 in ein Haus für klassisches Musiktheater umgewandelt wird, wo Barockopern und zeitgenössische Opernproduktionen gezeigt werden und wo Wien sicher eine großartige zusätzliche Attraktion bekommen wird für das Publikum in Wien, aber auch für unsere Gäste aus den Bundesländern und aus dem Ausland. Und das ist Teil einer großen Theaterreform, die derzeit umgesetzt wird, nämlich der Theaterreform für die mittleren und kleinen Bühnen, zu welchen auch die Freien Gruppen gehören. Am vergangenen Freitag wurde das Gutachten der Theaterjury präsentiert und man kann nur sagen, die Theaterjury hat eine sehr schwierige Aufgabe erledigt, hat dafür wahnsinnig viel Zeit, Kraft und Kreativität aufgewendet und diese Theaterjury hat ein hervorragendes Ergebnis abgeliefert. Es ist wirklich angebracht, hier diesen sieben Damen und Herren, die dieser Theaterjury angehört haben, den Dank des Wiener Gemeinderates und der Stadt Wien für diese großartige Arbeit auszusprechen, die tatsächlich so etwas sein wird wie ein Jahrhundertwerk - das kann man jetzt schon sagen - weil jetzt Dinge verändert werden, die 30, 40, 50 Jahre leider nicht in dem Maße verändert wurden, wie es vielleicht notwenig gewesen wäre. Das wird jetzt angegangen, dafür hat diese Theaterjury die Voraussetzungen geschaffen und dafür möchte ich der Theaterjury auch den Dank aussprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Den Dank, den ich auch ausweiten möchte auf die Mitglieder des Kuratoriums, auf die Mitarbeiter der MA 7 und des Büros von StR Mailath-Pokorny, (GR Dr Herbert Madejski: Na geh!) die hier in sehr wichtiger Funktion auch mitgearbeitet haben. (Beifall bei der SPÖ.) Und das Ergebnis dieser Theaterreform hat etwas, was normalerweise nicht oft der Fall ist, sie wurde durchwegs positiv beurteilt. Obwohl so einschneidende Maßnahmen drinnen stehen, wurde es von der Presse und auch von fast allen Parteien, nämlich auch der ÖVP und den GRÜNEN, positiv beurteilt. 

Leider ist die FPÖ abgesprungen. Die FPÖ hat mit ihrem neuen Vorsitzenden in Wien offensichtlich andere Schwerpunkte, die liegen derzeit eher im Sportlichen Ja, er ist ja schon lange nicht da, wahrscheinlich trainiert er gerade für seinen Säbelkampf. Uns ist das ja sehr wichtig, wir sind sehr dafür, dass GR Strache derzeit lieber trainiert als hierher kommt, weil es würde uns wahnsinnig Leid tun, wenn wir ihn verlieren. (StR Johann Herzog: Ein gut gemeinter Rat!) Er ist wirklich ein Garant dafür, dass die FPÖ die nächste Wahl katastrophal verlieren wird, und das wollen wir nicht aufs Spiel setzen, und so sind wir dafür, Strache soll trainieren, und er soll uns möglichst erhalten bleiben. 

Die FPÖ hat der Theaterreform nicht zugestimmt, weil derzeit eben eher sportliche Schwerpunkte im Vordergrund stehen. Sonst ist die Theaterreform durchwegs positiv beurteilt worden mit ihren Zielen der Durchlässigkeit, Internationalität und Qualität. Sie bringt eine Aufwertung der Freien Gruppen, sie bringt eine Aufwertung des Musiktheaters, sie bringt eine Aufwertung der Bereiche Tanz und Performance, sie bringt etwas ganz Neues, das die Jury vorgeschlagen hat, nämlich eine Auslobung von Fixbeträgen. Man sagt nunmehr nicht, das geben wir den Konzepten die vorliegen, und wenn man der Meinung ist, die Konzepte die da sind, sind nicht so gut in dem Bereich, uns ist aber der Bereich so wichtig, da hat die Jury vorgeschlagen, dass Beträge, und zwar namhafte Beträge, für Kindertheater, für Theorieentwicklung, für Tanzentwicklung und auch für multikulturelle Kulturangebote ausgelobt werden. Und diese Theaterreform wird uns ein bis zwei zusätzliche neue Co-Produktionshäuser für die freien Gruppen bringen, die einfach bessere Arbeitsbedingungen, aber auch bessere institutionelle Bedingungen haben werden, was die internationale Beachtung des freien Theaters in Wien sicher fördern wird. (Beifall bei der SPÖ.) 
Mit dieser Theaterreform ist jetzt sichergestellt, dass Förderung von Theatern und Förderung von Intendanten nicht mehr auf Grund von Eigentumsverhältnissen von Immobilien an Theatern getroffen werden, sondern ausschließlich auf Grund von künstlerischen Konzepten. Es wird daher in Zukunft nicht mehr möglich sein, dass gewisse Intendanten und Intendantinnen eventuell auch, über 20, 30, 40 Jahre dasselbe Haus bespielen. Das wird es in Zukunft nicht mehr geben, und das ist gut so. 

Die Kronen Zeitung hat das getitelt: Die Versteinerung durchbrechen. Das ist eine schöne Schlagzeile, also das ist doch ein Erfolg für uns, wenn hier ein versteinertes System durchbrochen wird, und es ist deshalb das genaue Gegenteil von dem, was die Kollegin Unterreiner gesagt hat, das Wiener Theater sei arm und nivelliert. 

Diese Theaterreform ist genau das Gegenteil und es wäre daher gut, wenn man sich das anschaut, wenn man es sich noch nicht angeschaut hat, dann sollte man das tun. Und wenn man das Gutachten der Theaterjury noch nicht gelesen hat, dann sollte man es tun, weil dann wird man sich nicht hier herstellen und genau das Gegenteil von dem verlangen, was tatsächlich passiert. 

Nun, zur Sorge der GRÜNEN. Die GRin Ringler hat gesagt, sie beurteile die Theaterreform positiv, aber sie habe Sorge, dass der Stadtrat das nicht umsetzen wird. Also, liebe Marie Ringler, da brauchst du dir wahrlich keine Sorgen machen. Unser Kulturstadtrat hat in den letzten drei Jahren mehr umgesetzt (GR Godwin Schuster: Der hat andere Sorgen!) an den großen und schwierigen Reformen dieser Stadt als einige Kulturstadträte es vorher geschafft haben. Die haben darüber nachgedacht, aber die ganz großen Reformen, nämlich die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus ... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das war von uns vorgeschlagen!) Ja, die Forderung, aber ich meine, wenn wir alles machen würden was die FPÖ fordert, dann wäre die Kultur in Wien ganz arm dran, (Heiterkeit bei der SPÖ - GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das wäre super!) daher tun wir es ja nicht. Es geht nicht darum, was hier gefordert wird, sondern es geht darum, was umgesetzt wird. Und da stelle ich fest, dass dem StR Mailath-Pokorny zwei Projekte gelungen sind, nämlich die Theaterreform, was die Förderung der Mittelbühnen und Freien Gruppen betrifft und die Umwandlung des Theater an der Wien in ein Opernhaus. 

Und daher braucht sich die Marie Ringler keine Sorgen machen, er hat das umgesetzt und er wird es auch umsetzen, er hat das mutig gemacht, zum richtigen Zeitpunkt und es wird zweifellos ein Meilenstein in der Theaterentwicklung dieser Stadt sein. (Beifall bei der SPÖ.) 
Daneben befinden sich viele wichtige Maßnahmen ein wenig im Schatten der öffentlichen Beachtung. Es ist fast schade darum, weil auch viele andere Dinge in dieser Stadt passieren, die ganz wichtig sind, wie zum Beispiel die Neupositionierung des Wien-Museums, die Bezirksaktivitäten, die Aufwertung der Bezirksmuseen, die sich im Budget des kommenden Jahres findet, die Eröffnung der neuen Benutzerräumlichkeiten in der Stadtbibliothek und dass wir eine neue Leitung eingesetzt haben für das Referat Kulturelles Erbe mit zwei ganz hervorragenden Frauen. Es ist uns auch wichtig, dass überall dort, wo wir Möglichkeiten haben, Frauen in Spitzenpositionen, in Leitungspositionen, zu bringen, wir das auch tun. 

Das haben wir bei der Stadtbibliothek gemacht, das haben wir mit zwei Leiterinnen beim Referat für Kulturelles Erbe gemacht, und es ist auch zumindest erwähnenswert, dass der Jury für Theaterreform, dass dem Kuratorium für die Theaterreform und der Jury für Kunst im öffentlichen Raum jeweils mehr Frauen angehören als Männer, (GRin Marie Ringler: Das ist schon gut so!) weil es ganz einfach ein Schwerpunkt ist, dass Frauen von uns besonders gefördert werden sollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Über die vielen anderen wichtigen Bereiche wie Bildende Kunst, Film, neue Medien, Mode, Design und Wissenschaft, wird unsere GRin Straubinger dann noch sprechen, daher sage ich dazu nichts.

Zum Antrag der FPÖ auf eine Ausbildungsstätte für Tanz muss ich auf zwei Dinge verweisen. 

Das erste ist, die Stadt Wien hat in den letzten Jahren als einzige Einrichtung in Österreich in den Tanz massiv investiert und das Tanzquartier geschaffen. Sie hat nicht nur den Neubau allein finanziert, nicht nur im Jahr knapp drei Millionen EUR in diesen Bereich investiert und es ist völlig unbestritten, dass das eine Leistung ist, die nicht nur Wien zugute kommt, sondern der gesamten Republik, sodass das eigentlich eine Angelegenheit des Bundes wäre. 

Zweitens, im Gutachten der Theaterreform - das hast du vielleicht noch nicht gelesen - steht drinnen, dass eine zusätzliche Summe für die Tanzausbildung ausgelobt werden soll und das werden wir auch tun. Aber, wir lassen uns von einer FPÖ hier in diesem Haus, die auf der Bundesebene die Mittel um ein Drittel kürzt und alle Ausbildungseinrichtungen auf der Universität für Musik und Darstellende Kunst gestrichen hat, sodass es dort keine Tanzausbildung gibt, jetzt nicht hier einen Antrag stellen, wo die Stadt Wien das zahlen soll, was eigentlich Angelegenheit des Bundes ist. 

Daher sind wir nicht prinzipiell gegen eine derartige Ausbildung, wir sind sogar sehr dafür, aber das soll der Bund finanzieren, wir haben unsere Leistungen erbracht, daher werden wir hier diesen Antrag einer Oppositionspartei ablehnen. 

Allen Damen und Herren, die die Budgetverhandlungen für das Kulturbudget des Jahres 2005 geführt haben, allen Beamten und Beamtinnen, allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Büros und auch dem Herrn Kulturstadtrat möchte ich ausdrücklich zu diesem hervorragenden Ergebnis gratulieren. Es ist ein hervorragendes Budget für die Stadt Wien, und die Wien-Kultur ist damit auf einem sehr guten Weg in die Zukunft. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herrn Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ich werde mich kurz fassen und zum Bereich der Wissenschaft sprechen. 

Wenn man sich das Budget im Bereich der Forschung und Wissenschaft ansieht, so sieht es einmal auf den ersten Blick ja gar nicht so schlecht aus, es ist im Vergleich zum Voranschlag 2004 sogar um einiges höher. Schaut man sich dann aber an, welche Zahlen im Rechnungsabschluss 2003 stehen, dann sieht man, dass es doch um einiges weniger geworden ist, und es stellt sich dann doch die Frage, warum kommt es hier zu keiner weiteren Aufstockung im Forschungs- und Wissenschaftsbereich der Stadt Wien. 

Ich habe schon letztes Jahr einen Antrag eingebracht, wo wir die Erhöhung dieses Ansatzes auf zumindest 1 Promille des Gesamtbudgets verlangt haben und ich werde diesen Antrag auch heute wieder einbringen, denn ich glaube, es ist einer Wissenschaftsstadt wie Wien nicht würdig, so wenig an finanziellen Mitteln in den Forschungs- und Wissenschaftsbereich zu stecken. Vor allem, wenn man sich – und das habe ich auch das letzte Jahr schon gesagt - die selbst gesteckten Ziele der Wissenschaftsförderung ansieht, wo von der Förderung alles Guten, Wahren und Schönen die Rede ist, und dann eigentlich in der Budgetierung davon wenig zu merken ist. Ich hoffe darauf, dass sich in diesem Bereich vielleicht doch noch irgendetwas bewegt, dass man doch die Notwendigkeit von Forschung in Wissenschaft in dieser Stadt sieht und diese nicht nur immer im Zusammenhang mit dem Wirtschaftsstandort Wien, sondern dass es darum geht, auch Grundlagenforschung und breite Forschungsbereiche in dieser Stadt zu fördern und auch dementsprechend finanziell zu dotieren. 

Und ich bringe deswegen den Beschlussantrag ein: 

„Bei der Erstellung des Budgetvoranschlags 2005 wird der Budgetansatz 2891, Förderung von Forschung und Wissenschaft auf mindestens 1 Promille des Gesamtsbudgets angehoben. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Als zweiten Punkt – von mir auch schon im letzten Jahr angeführt – möchte ich die Förderung von jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern nennen. Es hat dann ein Gespräch gegeben mit den Herrn Stadtrat, wo ich das Gefühl hatte, es gibt zumindest ein Verständnis für unser Anliegen, aber ob wirklich in diesem Bereich viel passiert ist, entzieht sich meiner Kenntnis. Und ich werde auch hier noch einmal diesen Antrag einbringen, dass es für die Nachwuchsförderung ausgewiesene finanzielle Mittel gibt, damit junge WissenschaftlerInnen zumindest mit einem kleinen Forschungsbudget an wissenschaftlichen Themen arbeiten können. Diesen Antrag werden wir zuweisen, und vielleicht hat sich etwas ergeben was wir nicht wissen und dann können wir das in der Antwort ja dann nachvollziehen, aber es ist uns schon sehr wichtig, und das erwarten sich auch die WissenschaftlerInnen von einer Stadt, die ja immer als Gegenmodell zur Bundesregierung fungieren will, dass hier auch Zeichen gesetzt werden. Und zwar auch Zeichen, die sich in der finanziellen Ausrichtung zeigen und nicht nur in Lippenbekenntnissen und in Reden, sondern dass auch wirklich Budgetmittel zur Verfügung gestellt werden. 

Ich stelle folgenden Beschlussantrag: 

„Das Referat Wissenschaft- und Forschungsförderung schreibt jährlich einen Forschungsschwerpunkt für junge WissenschafterInnen im sozial-, geistes- und kulturwissenschaftlichen Bereich mit Fokus auf soziale und kulturelle Zukunftsfragen der Stadt aus, insgesamt aber eine Fördersumme von 500 000 EUR, wo pro Projekt in Fördersummen zwischen 30 000 und 50 000 EUR zu vergeben sind. Die Ausschreibung gibt ein grobes Rahmenthema vor, innerhalb dessen Projektvorschläge ein-gereicht werden. Sie erfolgt zeitlich befristet und durch schlichte, klare Verfahren. Insbesondere sollen kurze Anträge gefordert werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Wissenschaft und Kultur.“ 

Ein weiteres Thema, auf das ich zu sprechen kommen werde, über das aber dann auch noch in geraumer Zeit hier diskutiert werden wird, ist im Moment die Situation an den Hochschulen, wo nicht nur die Universitäten mit Budgeteinbußen, mit Budgetkürzungen zu kämpfen haben, sondern nun auch von der schwarz-blauen Bundesregierung eine Interessenvertretung mundtot gemacht soll, die sich immer als kritisch und klar im Gegenzug gegen diese Bundesregierung und die Bildungspolitik die diese Bundesregierung gemacht hat, positioniert hat. Es war eigentlich zu befürchten, dass das passiert, was jetzt passiert ist, nämlich dass die Österreichische HochschülerInnenschaft klammheimlich abgeschafft werden soll, eine Direktwahl in Österreich nicht mehr statt finden, sondern in das Prinzip eines veralteten Wahlmännersystems, eines Delegiertensystems, umgewandelt werden soll, nur um schwarz-blau auch in der Österreichischen Hochschülerschaft die Mehrheit zu sichern, die sie schon seit einigen Jahren nicht mehr haben. Und ich glaube, dass der Gemeinderat einer Hochschulstadt wie Wien - wo es einiges an Studierenden gibt und wo die Interessenvertretung mehr als notwendig ist und gute Arbeit macht - hier eigentlich ein Bekenntnis ablegen muss, dass er, der Gemeinderat der Stadt Wien mit dieser Vorgehensweise, die klar auf die Demokratie in diesem Land abzielt, nämlich auf den Demokratieabbau und das Umfärben in diesem Land, nicht einverstanden ist, und dass wir hier signalisieren, dass wir uns mit der österreichischen HochschülerInnenschaft solidarisch erklären und sie soweit unterstützen, dass wir ihnen signalisieren, dass zumindest die Grünen und auch die SPÖ - denn ich bringe den Antrag gemeinsam mit meinen Kollegen Martin Margulies, Jürgen Wutzlhofer und dem Universitätsprofessor Ernst Pfleger ein - dass die GRÜNEN, aber auch die SPÖ, sicher nicht tatenlos zusehen werden, wenn Mitbestimmung, Demokratie in diesem Land in der Art und Weise abgeschafft werden und dass Initiativanträge im Parlament von einer Parlamentarierin eingebracht werden, die, wie sich herausgestellt hat, nicht einmal weiß, was in diesem Gesetz drinnen steht und sich erkundigen muss, was sie dort eigentlich für einen Antrag eingebracht hat und wo sich die Frau Ministerin seit einigen Jahren weigert, mit der österreichischen HochschülerInnenschaft überhaupt in Kontakt zu treten und zu sprechen. 

Dem werden wir Grünen sicher nicht zustimmen und ich werde deswegen den folgenden Antrag einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat verurteilt die Vorgehensweise der Regierungsparteien und fordert diese zur sofortigen Rücknahme des Gesetzesentwurfes auf. Darüber hinaus erklärt der Wiener Gemeinderat seine uneingeschränkte Solidarität mit der Bundes-ÖH. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Der Wiener Gemeinderat spricht sich vehement gegen die systematische Umkehrung Österreichs sowie gegen das Unterwandern von demokratischen Prozessen aus und wir beantragen die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR STEFAN.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Bei Betrachtung des Budgetvoranschlags fragt man sich, welche Idee steckt dahinter. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auf jeden Fall keine neue, soviel ist sicher. Alte Zahlen werden fortgeschrieben. Beim letzten Kulturausschuss hat der Stadtrat auch den Eindruck gemacht, als hätte er sich nicht besonders damit beschäftigt. Ich nehme an, der Eindruck war falsch, aber es hat auf uns so gewirkt, als wäre ein gewisses Desinteresse da, weil immerhin werden die Dinge ja fortgeschrieben. Die ausgewiesenen Erhöhungen des Budgets sind auch doch zum Teil ein Schein. Wir wissen, dass hier Personalkosten hineingerechnet wurden oder zum Beispiel - ein besonderes Bonmot - die erhöhten Energiekosten der Bezirksmuseen, die ja nicht zuletzt auf die Erhöhung der Energiepreise in der Stadt Wien - also auf die Gebührenerhöhungen - zurückzuführen sind, werden auch hier als Erhöhung des Kulturbudgets ausgewiesen. So kann man also auch gute Zahlen produzieren. (GRin Inge Zankl: Müssen wir es zahlen oder nicht!) 

Die Schlaglichter der Kulturpolitik sind auch kein Ruhmesblatt, wir haben schon heute gehört, Mozartjahr. Ein Drittel des Budgets, doch 10 Millionen EUR, werden für Peter Sellars aufgewendet und wir haben heute gehört, wie wichtig das nicht ist, dass Peter Sellars hier auftritt. 

Ich bin der Überzeugung - und das hat sich auch schon an seinen Aussagen gezeigt -, hier steht zwar Mozart oder Mozartjahr auf der Subvention drauf, aber drinnen ist keineswegs Mozart. In Wirklichkeit geht es hier darum, Peter Sellars zu vermarkten und nicht, Mozart in die Welt zu tragen. Wir werden sehen, dass wir an den Produktionen erkennen können, dass diese vollkommen austauschbar sein werden. Die hätten wir dann im Strauss-Jahr genauso sehen können wie im Beethoven-Jahr, oder sonst was. Denn hier zu behaupten, das habe mit Mozart etwas zu tun, das ist billig. Aber es wird nichts mit dem zu tun haben, was Peter Sellars produziert. 

Und daher sind wir der Überzeugung, dass hier Geld am falschen Platz aufgewendet wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist auch noch anzumerken, dass wir bereits sechs Intendanten für das Mozartjahr aufgewendet haben und einer, der besonders verdienstvoll ist, ist bereits abgesprungen, nämlich Herr Landesmann. Also, auch das zum Mozartjahr. 

Ein weiteres Schlaglicht, auch schon behandelt, ist die finanzielle Überbewertung des Musicals. Kein Konzept, das wird immer wieder vergessen. Es wird immer gesagt, wir sind froh, dass hier Geld ausgegeben wird. Wir haben aber die Intendantin gefragt: Was soll denn passieren, was wird denn gemacht, wo ist denn das Konzept, werden eigene Produktionen gemacht im kleinen oder im großen Rahmen, werden fremde Produktionen eingekauft? Keine Antwort, kein Konzept. 

Und bevor ein Konzept da ist, soll aber dennoch die unglaubliche Summe von 47 Millionen EUR aufgewendet werden, um das Ronacher umzubauen, und dagegen sprechen wir uns dezidiert aus. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn hier davon gesprochen wird, dass es bei einem Musical 300 000 Besucher gibt: Ja, mit absoluten Zahlen kann ich doch in diesem Bereich nicht agieren und nicht argumentieren, denn dass es der Geschmack der breiten Masse ist, darüber haben wir ja nie gestritten. Aber es geht darum, was kann man daraus machen, wie viel Geld muss man hinein stecken, muss man subventionieren und wie viele Zuschauer könnten kommen. Und da stellen wir fest, dass bei einer Auslastung von 42 Pro-zent keineswegs von Erfolg zu sprechen ist und darum geht es in der Kulturpolitik, und nicht um das Scheinargument der Massenzahlen. (Beifall bei der FPÖ.)
Oder die Theaterreform, die angeblich von allen nur positiv gesehen wird. Ich habe den Eindruck, die ist ins Stocken geraten und die neuesten Meldungen, dass all jene, die nicht so glücklich sind und die nicht mitmachen wollen an der Theaterreform, vielleicht auch weil sie Angst haben vor einer neuen Fremdbestimmung, dass diese nun ausgehungert werden sollen und zwar nach dem Motto, wir zahlen einfach so lange keine Subvention bis sie die Miete nicht mehr bezahlen können. Das ist auch nicht die feine Art und da habe ich nicht den Eindruck, als wäre das ein großer Erfolg der Wiener Kulturpolitik. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Wiener Festwochen - auch ein alter Schlager bereits seit einigen Jahren -, die zu einem Jahrmarkt teurer Gastspiele und Koproduktionen verkommen sind, und bei welchen von den Sprechtheatern zwei Drittel der Produktionen nicht in deutscher Sprache abgehalten werden. Das ist sicherlich nicht das Aushängeschild, das man sich von Wiener Festwochen erwartet. Vielleicht wird als Kompensation deshalb das Musical gebracht, wo deutschsprachige Aufführungen stattfinden, um die Wiener Festwochen zu konterkarieren. Aber das ist jedenfalls nicht das, wofür wir auch hier wiederum doch 10 Millionen EUR und mehr zur Verfügung stellen. 

Die leicht zu erfüllenden Wünsche der Opposition werden ignoriert. Wir haben immer wieder gefordert, gebeten, ersucht, dass man uns doch über die abgelehnten Kultursubventionsansuchen regelmäßig berichtet. Nein, das geht nicht, das darf nicht sein, das wollen Sie nicht.

Oder, die regelmäßige Veröffentlichung über die wirtschaftliche Situation der Vereinigten Bühnen Wien, einer der größten Budgetposten im Kulturbereich. Nein, das darf nicht sein, das wollen wir nicht.

Kleine Freuden gibt es auch zu berichten - es wurde auch schon angesprochen -, die alte Forderung der FPÖ, dass das Theater an der Wien für die Oper geöffnet wird, ist durchgesetzt worden. Diese Forderung geht schon 15 Jahre zurück. Wenn man sich jetzt hier hinstellt und sagt, es ist egal, wer das gefordert hat, es kommt nur auf die Umsetzung an, so ist zu sagen, umsetzen kann man immer nur Ideen. Und zuerst einmal muss jemand die Idee haben, dann kann man etwas umsetzen. Es wäre schön, wenn dann jemand der Idee folgt, das spricht dann für denjenigen, das ist keine Frage, aber zuerst war immer noch die Idee und dann die Umsetzung. (Beifall bei der FPÖ.)
Eine kleine Freude ist auch, dass die Organisatoren der längst eingeschlafenen Donnerstags‑Demonstratio-nen, nämlich “Public Netbase“, nicht mehr subventioniert werden und damit auch ihre Tätigkeit einstellen mussten. Der Wiener Steuerzahler wird jetzt - zumindest hier - nicht mehr zur Kassa gebeten. Vielleicht ist das auch schon eine kleine Vorleistung der SPÖ zur Rückholaktion der zu den GRÜNEN abgedrifteten Wähler, wo man sagt, ja, diese Gruppierung will ich jetzt doch nicht mehr so unterstützen. Den Eindruck macht es, aber wir haben jedenfalls auch Freude damit. 

Zu den kleinen Freuden gehört auch die stets sehr gute Zusammenarbeit mit den Beamten der Stadt Wien und da dürfen wir uns als Oppositionspartei sehr bedanken. Wir werden regelmäßig und immer zuvorkommend behandelt und wir bekommen die Auskünfte, die wir wollen. Auch an dieser Stelle ein Dank an die Beamten der MA 7. (Beifall bei der FPÖ, von Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny und GR Godwin Schuster.) Das steht sicher im Protokoll, wer aller applaudiert hat. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, ich!) Ja, ich weiß, der Herr Stadtrat hat auch applaudiert, das kann er aber nicht sehen.

Was bleibt für uns Freiheitliche, die immer noch die Vision einer freien Kulturstadt Wien haben, wo die öffentliche Hand lediglich die Rahmenbedingungen schafft, sich aber von der direkten Einflussnahme durch Subventionsvergabe zurück hält, einer Kulturpolitik, bei der parteipolitische Gefälligkeiten nicht der Garant für Subventionen sind - siehe Rabenhof Theater, Adi Hirschal; - einer Kulturpolitik, die ihr Geld nicht für sozialutopische oder sozialpolitische Utopien ausgibt - Beispiel Margulies-Ausstellung oder WUK und so weiter; - einer Kulturpolitik, die nicht Institutionen fördert, die als Privatstasi die Einschränkung der Meinungsfreiheit zum Ziel haben - Stichwort Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstandes; - einer Kulturpolitik, bei der Fragen der Ästhetik unter Berücksichtigung des Publikums im Vordergrund stehen; - einer Kulturpolitik, die nicht längst überholte Multikulti-Utopien fördert. Wir brauchen nur nach Holland schauen, um zu merken, dass hier eine Seifenblase geplatzt ist, und wir leider mit unseren Vorschlägen und mit unseren Warnungen nicht durchgedrungen sind.

Uns bleibt auch noch die Vision einer Kulturpolitik, die die Kreativität der Kunstschaffenden in Wien so anspornt, dass Besucher aus dem In- und Ausland nach Wien kommen, weil sie die aktuellen künstlerischen Leistungen und das aktuelle künstlerische Schaffen anschauen wollen und nicht nur deshalb kommen, weil das, was vor Hunderten von Jahren produziert wurde gezeigt wird, noch sichtbar ist und dargestellt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Ja, schön wäre es, zumindest eine ansatzweise Verwirklichung unserer Visionen festzustellen. Da das aber nicht der Fall ist, ist es kein Wunder, dass wir den Budgetvoranschlag ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss zugeben, es ist es sehr angenehm, seine erste Rede im Gemeinderat zu halten bei einem Kulturbudget, das nicht gestrichen oder gekürzt wurde und das nicht gleich geblieben ist, sondern das im Gegenteil um 12 Prozent erhöht worden ist.

Das Budget ist ja, wie schon sehr oft erwähnt worden ist, in Zahlen gegossene Politik. Und die Zahlen des Kulturbudgets beweisen, dass Wien eine Stadt ist, in der Kultur und die Förderung von Kultur und Kunst groß geschrieben wird. Und da möchte ich jetzt gar nicht über die Bereiche reden, die den Wien-Touristen und wahrscheinlich auch den WienerInnen als Erstes einfallen zu Wien, nämlich Theater, Museen, Musik - über die ist heute schon sehr viel gesprochen worden - sondern ich würde gerne über andere Bereiche sprechen, wo Wien neue Stärken entwickelt hat.

Die Kulturpolitik der Stadt zielt Gott sei Dank darauf ab, ein breites Angebot zu liefern, nämlich eines, das einen Bogen zieht von Zeitgenössischem zu Altbewährtem, eines, das auch einen Bogen zieht von Unkonventionellem zu Traditionellem und ich bin sehr froh, dass es nicht eine Kulturpolitik ist, wie sie mein Vorredner, Herr GR STEFAN hier gerade skizziert hat.

Die Stadt ruht sich nicht auf den Lorbeeren der Vergangenheit aus, wie das meine Kollegin Marie Ringler genannt hat, sondern im Gegenteil, sie hat sehr viele neue Stärken entwickelt, und ich würde Ihnen die gerne einmal kurz skizzieren, denn anscheinend sind sie für Sie teilweise einfach nicht sichtbar.

Zum Beispiel ist eine der neuen Stärken der Bereich der Mode, wo sich Wien in den letzten Jahren neben anderen Städten wirklich zu einem der wesentlichsten Zentren in Europa entwickelt hat, wo die Fashion-Week und die Fashion-Award-Night nicht nur einen Höhepunkt einer lebendigen kreativen Szene darstellen, sondern mittlerweile schon das ganze Jahr über in dieser Stadt sehr präsent sind und die auch schon im Ausland Anerkennung finden.

Oder beispielsweise im Bereich des Tanzes, wo es ebenfalls einen jährlichen Höhepunkt gibt, nämlich das “Impuls Tanzfestival“, zu dem renommierteste Kompanien kommen und das jährlich so ausverkauft ist, dass jedes Mal zusätzlich noch Sondervorstellungen eingeschoben werden müssen.

Und die Stadt hat mit dem Tanzquartier auch die Basis dafür geschaffen, denn dort lebt Tanz das ganze Jahr über. Dort lebt Tanz im Workshop, dort werden Künstler vernetzt, dort bietet man österreichischen und internationalen Tänzern auch Proberäume. Und das Tanzquartier hat dazu beigetragen, dass moderner Tanz den WienerInnen nahe gebracht wurde. Vor einigen Jahren hätte sich noch niemand vorstellen können, dass man Tanz in Wien nicht mehr automatisch mit Neujahrswalzer und mit klassischem Ballet in der Oper assoziiert. 

Oder ein weiterer Bereich, in dem sich Wien voll entwickelt hat, der Film. Da ist es mit Hilfe des Filmfonds Wien und mit Hilfe der Austrian Filmcommission gelungen, den österreichischen Film wieder zu einem Marketsetter zu kreieren. Nach der Hochblüte von Sissy- und Hörbigerfilmen hätte man sich nicht gedacht, dass der österreichische Film wieder international Preise abräumen wird. Virgil Widrich weiß wahrscheinlich gar nicht mehr, wie viele Preise er mittlerweile für seinen Kurzfilm bekommen hat. Aber auch Franz Nowotny, zum Beispiel, er wurde beim Festival of Locarno mit dem silbernen Leopard ausgezeichnet. Oder auch ein Film, der nur vom Wiener Filmfonds gefördert wurde, den der Bund aber anscheinend nicht förderungswert gefunden hat, "David´s Nightmare", der in Cannes eine Auszeichnung er-halten hat. 

Und damit diese lebendige Filmszene auch sichtbar wird, fördert die Stadt auch Festivals wie die Viennale, die Jüdischen Filmwochen oder Identities. Die Viennale, auf der in diesem Jahr übrigens über 300 Filme aus 44 Ländern gezeigt wurden, hat sich zu einem Publikumsmagnet entwickelt und wird auch international bereits wahrgenommen. Und mit Hilfe der Kinoförderung ist es der Stadt auch gelungen, dass innerstädtische kleinere Kinos wie das Gartenbau, das Metro oder auch das Filmcasino, der Stadt erhalten geblieben sind. 

Und ein weiterer Bereich, ein ganz wichtiger Bereich der sich in den nächsten Jahren noch weiter etablieren wird, ist der Bereich der bildenden Kunst. Die Kunsthalle als größte Institution in diesem Bereich ruft mit ihren Ausstellungen Medienberichte von New York bis Tokio hervor und findet - was wohl ebenso wichtig ist - auch in Wien ihr Publikum. Ein junges Publikum vor allem, eines, das zu 60 Prozent, soweit ich weiß, zwischen 20 und 40 Jahre alt ist. Und im Sog der Kunsthalle hat sich mittlerweile in Wien eine der interessantesten Szenen im Bereich bildende Kunst etabliert. 

Das zeigt sich zum Beispiel auch am ArtCluster Vienna, der vor kurzem präsentiert wurde, wo sich die verschiedenen Institutionen im Bereich der bildenden Kunst mit dem Ziel einer besseren Vermarktung, einer besseren Vernetzung zusammen getan haben und wo daher jetzt die Abstimmung mit dem ArtCluster Vienna, der Wiener Kunstmesse, Vienna Fair auch im Rahmen der ersten Vienna Art erfolgt, die 2005 stattfinden wird. 

Da geschieht eine Vernetzung von Künstlern und eine Kooperation von Künstlern mit Kulturschaffenden, gemeinsam mit Kunstinteressierten, von der alle profitieren werden und die damit auch eine Stärke der Stadt weiter vergrößern wird. 

Und, Meine sehr geehrten Damen und Herren von Opposition, das ist ja nicht eine Entwicklung die von irgendwo kommt, natürlich hatte die Kulturpolitik der Stadt dazu beitragen. (Beifall bei der SPÖ)
Oder, ein weiterer großer Erfolg mit einen sehr geringen Budget ist ganz aktuell der Monat der Fotografie, die größte Aktion, die es in Österreich je zur Fotografie gegeben hat. Da erleben wir die Geburtsstunde einer Viennale, die 2006, wenn mehr Vorlaufzeit auch vorhanden sein wird, auch noch die großen fehlenden Institutionen, die heuer noch fehlen, einbinden wird, wie zum Beispiel das Mumok oder die Albertina.

Und wer angesichts dieser Beispiele der Meinung ist, dass sich in dieser Stadt nichts bewegt, dass sich hier nichts tut und dass nichts weitergeht, der muss sich bereits im Winterschlaf befinden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das habe ich nicht gesagt!) Aber ich kann Ihnen wirklich gerne noch weitere Beispiele liefern, wie sich diese Stadt bewegt und was sich hier bewegt. Die Bauarbeiten für das Museum auf Abruf beginnen im nächsten Jahr. Da werden im neuen Haus nicht nur die 16 000 Objekte der Sammlung der Kulturabteilung präsent sein, sondern auch die der Artothek, der Stadthalle und der alten Schmiede. 2004 waren viele Objekte der Sammlung bereits wieder auf Auslandsausstellungen in Bratislava, in Bukarest, Paris, Prag, Brünn, und sogar im Walter-Gropius-Bau in Berlin waren sie ausgestellt. 

Und wenn das Museum 2007 eröffnet wird, dann wird es auch in Wien kuratierte Ausstellungen geben und dann wird es auch einen intensiven Austausch geben können mit den mittel- und osteuropäischen Nachbarstaaten, mit denen auch jetzt die Zusammenarbeit schon sehr gut funktioniert.

Ein weiteres Beispiel ist auch der 2004 gegründete Fonds für Kunst im öffentlichen Raum, an den bereits sehr viele qualitativ hochwertige Anträge herangetragen wurden und wo in Kürze auch die ersten Entscheidungen präsentiert werden.

Und Wien setzt auch in der Wissenschaftspolitik Schwerpunkte. Zum Beispiel mit dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, mit dem Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds, dem Zentrum für Innovation und Technologie und der 2004 gegründeten departure. Mit all diesen Einrichtungen haben wir Instrumente geschaffen, die vielen exzellenten Wissenschaftlern mittels eines kreativen Pools rasch, unbürokratisch und effizient helfen und die Stärken Wiens, wie Biotechnologie beispielsweise, und creative industries zielbringend unterstützen. Und wir werden 2005 auch bedeutende Mittel für das neu gegründete Institut für Quantenoptik und Quanteninformation von Prof Zeilinger zur Verfügung stellen. Mit dem Institut an der Akademie der Wissenschaften werden in dem weltweit am stärksten expandierenden Feld der Physik Kapazitäten gebündelt und das Institut wird die universitäre Forschung nicht nur ergänzen, sondern auch deutlich mehr Ressourcen und deutlich bessere Forschungsbedingungen bieten, als es derzeit unter schwarz-blau an den Universitäten möglich ist.

Die Stadt fördert aber auch gesellschaftspolitisch engagierte Forschung, und da komme ich jetzt auch auf den Antrag der Grünen zu sprechen. Bereits jetzt fordern wir sehr intensiv gesellschaftspolitisch engagierte Forschung in den Bereichen Gender, Exil oder Migration - das übrigens der Förderschwerpunkt der heurigen Ausschreibung des Jubiläumsfonds der Stadt Wien war, und die Stadt fördert auch die Vermittlung von Wissenschaft, zum Beispiel durch die Wiener Vorlesungen, die pro Veranstaltung über 500 Besucher aufweisen können oder durch Veranstaltungsreihen wie University meets Public. Dazu kommt noch die Vielzahl an Stipendien und Förderpreisen, mit der wir den wissenschaftlichen Nachwuchs fördern. Es gibt im Rahmen der angesprochenen Projektförderungen zu diesem Antrag 1,3 Millionen EUR, die zur Verfügung stehen und die zu 70 bis 80 Prozent jungen Wissenschaftlern zugute kommen, nämlich Wissenschaftlern bis zu einer Altersgrenze meistens von 40 Jahren, und die Stadt Wien vergibt zirka 100 For-schungsstipendien mit einer Dotierung von 1 500 bis 40 000 EUR und sie vergibt Förderungen im Rahmen von mehreren Fonds, Jubiläumsfonds wie gesagt, Franklfonds oder Jubiläumsfonds der Wirtschaftsuniversität. Also, es passiert bereits sehr viel auch in diesem Bereich der gesellschaftspolitischen Forschung. 

Das alles sind nur einige Beispiele dafür, wie sich Wien ständig weiterentwickelt hat, wie sich in Wien neue Stärken im Wissenschaftsbereich, im Forschungsbereich herausgebildet haben und wie auch im Kulturbereich neue zentrale Bereiche entstehen. 

Und, meine Damen und Herren, es wären vielleicht auch noch mehr Schwerpunkte möglich gewesen, wenn nicht die Stadt seit dem Jahr 2000, also seit es eine schwarz-blaue Bundesregierung gibt, 5 Millionen EUR allein dafür aufwenden müsste, um einigermaßen auszugleichen, was die Regierung an Förderungen gekürzt hat. 

Und die Politik der Bundesregierung schaut nämlich so aus: Wiener Festwochen (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Sie sparen bei den Bühnen!), hören Sie es sich nur an, 2002 Subvention vom Bund 349 000 EUR, 2003 Null. Das Depot 2004, Kürzung der Subvention des Bundes auf 60 000 EUR. 2005 Subvention Null. Basis Wien 2004: 54 000 EUR, 2005 Null. “Public Netbase“, wie schon erwähnt das Beispiel, 54 000 EUR, 35 000 EUR, Null. Und die Stadt wird “Public Netbase“ durchaus auch weiter fördern. 

Und die Kunsthalle, seit dem Jahr 2000, was für ein Zufall, ebenfalls null Euro Förderung. Und das sind nicht alle Beispiele. Künstlerhaus, Cosmos Frauenraum, es gibt noch viele andere Beispiele, wo die Bundesregierung und der Staatssekretär gleich verfahren sind. Und die Argumentation von Staatssekretär Morak, dass es mehr Wiener Institutionen sind, ist eine fadenscheinige. Denn in Wahrheit geht es um eine Umverteilung von kritischen Institutionen zu weniger kritischen. Und das ist eine Politik, die zum Beispiel auch in Kärnten von Lhptm Haider voll unterstützt wird. Da hat es nämlich zum Beispiel in den letzten fünf Jahren bei der Förderung von Brauchtum und Volkskultur - so nennt sich dieser Posten - eine Steigerung von sage und schreibe 1 131 Prozent gegeben. 

Das ist ja nicht schlecht an sich. Ja, aber woher kommt das Geld, irgendwoher muss es ja kommen. Und da fällt es dann halt auf, dass zum Beispiel die Freien Kulturgruppen in ihren Förderungen um 85 Prozent gekürzt worden sind. Das heißt, auch wenn sich der Herr Staatssekretär über ein gestiegenes Bundeskulturbudget freut, nur zur Erinnerung, es ist noch immer niedriger als 1999, als es noch nicht diese Regierung gab. Und während der Anteil der Kultur am Gesamtbudget des Bundes stetig sinkt, wie schon mein Kollege erwähnt hat - 2005 werden es ungefähr 0,8 Prozent des gesamten Budget sein - steigt der Anteil des Wiener Kulturbudgets auf jährlich 2,1 Prozent. 

Und, meine Damen und Herren, diese Zahlen und das große Engagement aller im Kulturbereich Tätigen, im Magistrat und die Kreativität der Kulturschaffenden, die werden Wien - und Sie werden es auch nächstes Jahr wahrscheinlich um die gleiche Zeit sehen - weiterhin zu einer offenen, zu einer zukunftorientierten und zu einer vielfältigen Kulturstadt machen. Man muss diese Entwicklung nur sehen wollen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Salcher. Es ist das zweite Mal, er hat noch 23 Minuten Redezeit.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich darf Sie beruhigen, es wird ein bisschen flotter gehen. Ich wollte nur sagen, ich möchte das hier nicht im Raum stehen lassen, was Frau Sommer‑Smolik gesagt hat, dass hier auf Bundesebene die Regierung versucht, die Demokratie bei der ÖH abzuschaffen und Unterwanderung, oder was auch immer. Da habe ich das Gefühl, da ist ein Putsch in einem Dritten-Welt-Staat im Gange. Also, was ist denn der Dritte-Welt-Staat. Österreich, darf ich nachfragen? (GR Godwin Schuster: Die ÖVP macht es überall, wo sie die Mehrheit hat!) 

Zu Ihnen komme ich dann noch beim Thema Wahlrechtsreform, wenn Sie es unbedingt wissen wollen, weil sie sind immer Garant dafür, dass es hier nicht so fad wird, Herr Kollege Schuster. (GR Godwin Schuster: Das ist halt so!) Also, zunächst einmal hat es die Universitätsreform gegeben, das werden Sie wissen. Diese hatte das Ziel, die Autonomie der Universitäten zu stärken. Das ist etwas, was überall auf der Welt, und zwar dort wo Universitäten funktionieren, der Fall ist. Das hat zum Beispiel zur Konsequenz gehabt, dass eben nicht mehr wie in der Vergangenheit die Universität einen Dreiervorschlag macht, den dann der Minister zentral entscheidet, egal welcher Partei er angehört, sondern dass jetzt die Universitäten entscheiden, und zwar nur diese. Und jetzt gebe ich schon zu, weil natürlich auch viele Freunde Universitätsprofessoren sind oder aus dem Bereich kommen und sagen, dass das nicht allen Professoren recht ist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Themenverfehlung!) Es gibt welche, die sagen, das hat uns früher viel Besser gefallen, weil da haben wir nicht die Verantwortung gehabt. (GR Mag Christoph Chorherr: Sagen die, Wolke, Wolke!) Nun, ich komme schon noch dazu. Nur langsam, aber nicht die Wolken. Es gibt eine Gruppe, (GR Mag Christoph Chorherr: Wolke, Wolke, Wolke!) nein, nicht Wolke, Wolke, Wolke, lieber Kollege Chorherr. Wenn ich daher konsequent eine Universitätsreform mache die sagt, es gehe darum, die Autonomie der Universitäten zu stärken, (GR Godwin Schuster: Das ist die Stärkung der Demokratie!) dann ist es auch konsequent, zu sagen, dass bei der Vertretung der Universitäten diese primär dort stattfinden soll, wo in Zukunft die Entscheidung stattfindet. Und das sind die Universitäten und eben nicht mehr die zentrale Ebene, (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist es leider nicht!) und um das geht es. Und bitte, von einer Abschaffung der Demokratie kann überhaupt keine Rede sein, das ist lächerlich. (Beifall bei der ÖVP. -GR Godwin Schuster: Leider nicht!) 
Lieber Kollege Schuster, wenn Sie es unbedingt wissen wollen, wissen Sie, wann hier versucht wurde, in diesem Haus wirklich demokratische Verhältnisse massiv zu verschieben? Das war das berühmte Modell Hatzl, wo man versucht hat, die Gemeinderatswahlordnung des Wiener Gemeinderates so zu ändern, dass die SPÖ damals mit 43 Prozent die absolute Mehrheit, ... (GR Godwin Schuster: Das gibt es doch überhaupt nicht!) nun, das ist in allen Medien gewesen und es hat damals eine Pressekonferenz aller Klubobmänner der Oppositionsparteien gegeben, um sich dagegen zu wehren. Und jetzt bei aller Wertschätzung der ÖH, also der Versuch, Mehrheitsverhältnisse in diesem Haus zu ändern, sodass mit 43 Prozent die Mehrheit geschaffen wurde, das ist etwas, was man als Anschlag auf die Demokratie bezeichnen kann, aber mit Sicherheit nicht das, was bei der ÖH passiert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und daher, und da bin ich auch schon dort, was die ÖH betrifft: Es werden selbstverständlich wieder demokratische Wahlen stattfinden. Die Fragestellung, ob sozusagen das politische Mandat, das derzeit die linken Fraktionen auf der ÖH so verstehen, dass sie gegen die Pensionsreform demonstriert haben und auf die Straße gegangen sind, (GR Mag Christoph Chorherr: Pfui, pfui!) statt, wofür ich jedes Verständnis gehabt hätte, auf die Straße zu gehen und zu sagen, diese Reform ist nicht weitgehend genug, (GRin Marie Ringler: Bravo!) was durchaus im Sinne der nächsten Generation gewesen wäre, aber dafür habe ich kein Verständnis. Aber das habe nicht ich zu entscheiden, weil ich nicht mehr Student bin, ich habe mein Studium Gott sei Dank in sehr schneller Zeit absolvieren können, obwohl ich mich gesellschaftspolitisch engagiert habe, weil das ist nämlich durchaus zeitlich vereinbar. Aber das werden die Studenten bei der nächsten ÖH-Wahl entscheiden und zwar demokratisch in geheimer Wahl und halt ein bisschen mit dem Schwerpunkt dort, wo in Zukunft für die Universität im universitären Bereich die Entscheidungen getroffen werden, nämlich an den Universitäten. Und das ist es, und nicht mehr. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist zynisch!) 
Und den Skandal, den Sie da hier zu konkretisieren versuchen, der ist schlicht und einfach nicht da, und das wissen die Leute auch, (GR Godwin Schuster zur ÖVP: Leider gibt es noch eine demokratische Wirklichkeit!) aber man muss das festhalten, damit es hier nicht im Protokoll des Gemeinderates unwidersprochen steht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Herr Landtagspräsident Hatzl gemeldet.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich habe mit Freude vernommen, dass ich in dieser Debatte auch vorkomme. Es stimmt nur nicht ganz so wie es gerade dargestellt wurde.

Um es richtig zu stellen: Natürlich hat es Diskussionen gegeben, wie man ein Wahlrecht gestalten soll und es hat viele Vorschläge von allen Fraktionen gegeben und zu dem Zeitpunkt, wo ich amtsführender Stadtrat war, habe ich auch mehrere Varianten vorgestellt. Unter diesen Varianten die es gegeben hat war auch eine Variante, wie man das Persönlichkeitswahlrecht stärken könnte. Und unter der Stärkung des Persönlichkeitswahlrechtes war auch der Gedankengang, wenn wir uns bemühen, auf Bundesebene zu einer Veränderung bei den Verfassungsbestimmungen zu kommen, können wir einen Teil der Abgeordneten direkt wählen und vergeben einen Teil der Mandate nach dem bisherigen System. Da gibt es alle möglichen Varianten von Durchrechnungen, die dazu führen können, und die mit verschiedensten Ergebnissen unter Umständen auch Ergebnisse mit sich bringen, wo man meint, das sei undemokratisch. Aber wenn man das so in den Mund nimmt - und diese Varianten die ich damals angesprochen habe, waren sogar an Varianten angelehnt, die frühere Bundespolitiker der ÖVP auch in die Diskussion um Wahlrechtsreformen eingebracht haben - (GR Franz Ekkamp zur ÖVP: Da schau her!) nehme ich das ganz gerne mit auf diese Ebene. 

Nur, ich wehre mich dagegen, etwas vorgeschlagen zu haben, was undemokratisch gewesen wäre. Denn nach dem gleichen Prinzip wäre es nach dem heutigen demokratischen Wahlrecht, das es in Großbritannien gibt möglich, dass eine Partei in jedem Wahlkreis 50 Prozent und eine Stimme bekommt und eine andere 49,999 Pro-zent, und die eine Partei, die zufällig alle Wahlkreise gewinnt, hat 100 Prozent der Abgeordneten. Und jetzt überlasse ich es Ihrer Fantasie, ob Sie das jetzige System, das die Engländer in Großbritannien bei den Wahlen anwenden als undemokratisch bezeichnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Gemeinderat Pfleger.

GR Univ°Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Vor Jahrzehnten war der Zugang zu unseren Hochschulen beschränkt, war die Wissenschaft und Forschung eingemottet. Sie wissen, von welcher Zeit ist spreche, es war auch keine Rede von studentischer Mitbestimmung und Partizipation, Herr Salcher. 

Und dann kamen die Reformen, die untrennbar mit dem Namen der Frau Bundesministerin Firnberg in Verbindung stehen. Das war die große sozialdemokratische Reformerin, die die Tore der Universitäten weit geöffnet (GR Gerhard Pfeiffer: Und die Quoten halbiert hat!) und die Universitäten entstaubt und die Durchblutung aller Lebensbereiche mit Demokratie, die Mitbestimmung, das sich Identifizieren mit dieser gesellschaftlichen Freiheit durch die Studierenden, ermöglicht hat. All das war, Herr Salcher, Nährboden für eine moderne, österreichische Wissenschaft und Forschung und Österreich ist hier wirklich moderner geworden in diesen letzten Jahrzehnten und auch die studentische Mitbestimmung ist moderner geworden, um gemeinsam mit den Studenten auf unseren Hochschulen nach dem Rechten sehen zu können.

Und dann, meine sehr verehrten Damen und Herren, kommt die Bundesregierung, kommt Schüssel 1, kommt Schüssel 2, wie es auch in den letzten Stunden immer so genannt wurde, und statt dass diese vielen Errungenschaften ausgebaut und weitergeführt werden - zum Wohle nämlich unserer jungen Menschen - wirft die Bundesregierung den Studenten, die hier lernen wollen, Prügel vor die Füße. 

Da führt die Bundesregierung, meine sehr verehrten Damen und Herren, Studiengebühren ein, da schaut die Bundesregierung zu, wie die Unis aus allen Nähten platzen, wie Studenten hier unter unvorstellbaren Zuständen studieren müssen.

Die Bundesregierung hat ja systematisch die Bildung kaputt gespart. (GR Gerhard Pfeiffer: ... nicht mitbekommen!) Und genau jetzt, meine sehr verehrten Damen und Herren, vollführen die Regierungsparteien auf Bundesebene den Antrag auf Änderung des österreichischen Hochschülerschaftsgesetzes: Die Studenten sollen die ÖH-Bundesvertretung nicht mehr direkt wählen können. Das ist eine Einschränkung der gesellschaftlichen Freiheit der Mitbestimmung, nämlich all dessen, was in den letzten Jahrzehnten erreicht worden ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Die Argumentation ...!) 

Aber das ist noch mehr, nämlich Umfärbung und auch - das geht ja Hand in Hand - Einschränkung der Finanzierung. Dafür soll die ÖH künftig die politische Sprache der Regierungspartei sprechen, so wie in vielen anderen Bereichen auch (GR Dr Herbert Madejski: Sie sollen sachlich vorgehen, um das geht es! Nicht die Welt verbessern!), in vielen anderen Fällen auch, etwa beim Hauptverband und beim ORF und bei vielen anderen Gremien, die in den letzten Jahren systematisch eingefärbt worden sind. Stattdessen sollen dann im Frühjahr 2005 - Herr Salcher, das ist das, was Sie hier als Alternative anbieten - von den Universitätsvertretungen gemäß Mandatsstärke der Fraktionen entsprechende Mandatare entsendet werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es geht hier tatsächlich nicht um Reformen, wirklich nicht! Es geht ganz einfach um Personen, es geht um Macht, es geht um Einfärbung, vielleicht um auch unangenehme Mehrheiten, die es dort derzeit gibt, beseitigen zu können. Offensichtlich, meine sehr verehrten Damen und Herren, haben Sie als Regierungspartei Angst vor kritischen Studenten, vor modernen, aufgeschlossenen Studenten. Ich kann Ihnen aber sagen, diese Stadt Wien hat nicht Angst. Wien unterstützt hier offen die Studenten, denn es ist das Recht von jungen Leuten, kritisch zu sein, kritisch zu hinterfragen, und Studierende haben das Recht auf Demokratie. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber Wien ist gar nicht allein, meine Damen und Herren! Denn diese Abschaffung der Direktwahl wird auch von den katholischen Hochschulseelsorgern, also auch von Leuten aus Ihrem Hause, eindeutig bekämpft, auch die haben sich negativ dazu ausgesprochen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das heißt, Wien unterstützt die Mitbestimmung, Wien fördert die Demokratie, Wien identifiziert sich daher mit aufgeschlossenen und demokratischen Errungenschaften, die die moderne ÖH hat. Diese Studenten haben daher unsere Solidarität. 

Sie wollen das Rad der Zeit zurückdrehen und die ÖVP-nahe Aktionsgemeinschaft durch die neue Regelung bevorzugen. Das Hochschülerschafts-Enteignungs-gesetz, wie ich es nennen möchte, hat aber nichts mit Demokratie zu tun. Es geht Ihnen nicht um Demokratie, es geht Ihnen ganz einfach um politische Strategie. Das wird von uns nicht toleriert! Die SPÖ sagt daher nein zum Hochschülerschafts-Enteignungsgesetz. - Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Godwin Schuster: Das ist keine Enteignung, sondern eine Entmündigung! Das wird seine Berichtigung sein!)
Ich möchte die Behauptung tatsächlich berichtigen, dass es undemokratisch wäre, wenn die einzelnen Universitäten in diesem Verfahren den Zentralausschuss wählen und wenn das nicht direkt erfolgt. Sind Sie dieser Ansicht, dass das undemokratisch ist? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja!) Ja? - Dann ist auch die Wahl der Arbeiterkammer undemokratisch. (Widerspruch bei der SPÖ.) Denn in der Arbeiterkammer ist es so: Es werden in den jeweiligen Ländern die Arbeiterkammern, die Vollversammlungen gewählt, und dann wird auf diese Art und Weise auch die Bundesarbeitskammer bestellt. (GR Godwin Schuster: Der Unterschied ist, es ist nicht von außen eingegriffen worden! Ihr greift von außen ein!) 

Herr Kollege Schuster! Sie wissen, dass das auch nicht gerade dazu beiträgt, dass kleinere Fraktionen besonders bevorzugt würden. Das Gegenteil ist der Fall, schauen Sie sich hier die relativen Verhältnisse an. 

Das heißt, es sind verschiedene System. Aber dass das deshalb undemokratisch wäre, kann man tatsächlich nicht sagen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Hier haben Sie aber ...!) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Mit einer zweiten Wortmeldung hat sich Herr GR STEFAN gemeldet. Er hat noch 10 Minuten.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich bin der Meinung, dass die Schlagworte, die jetzt gekommen sind - modern, aufgeschlossen, kritisch, Recht auf Demokratie - nicht unwidersprochen bleiben sollen. Ich war selbst einmal Mitglied des Zentralausschusses der Österreichischen Hochschülerschaft. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, das sind reine Schlagworte! Ich war selbst im Zentralausschuss der Österreichischen Hochschülerschaft (GR Harry Kopietz: Kann ich mir vor-stellen, ja!), und ich kann mich genau erinnern, was dort besprochen wurde. Da ist es nicht darum gegangen, die Rechte der Studenten oder die Möglichkeiten des Wissenschaftsstandorts Österreich oder sonst etwas zu verbessern, sondern dort wurden Anträge gestellt, die überhaupt keinen Zusammenhang mit dem Studium hatten. (GR Harry Kopietz: Bei Ihnen vielleicht!) Das war also, mit Verlaub, wirklich nicht sehr sinnvoll, und es hat auch keiner zur Kenntnis genommen, was dort beschlossen wurde. Ich frage mich ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Natürlich darf man über alles diskutieren, die Frage ist nur, ob es Sinn macht. Und wenn die Universitäten ... (GRin Martina LUDWIG: Macht es Sinn, was wir hier machen?) Ja, wir verwalten hier diese Stadt, und wir diskutieren zu Recht über Themen, die die Stadt betreffen. Aber wenn wir beginnen würden, hier über einen Krieg irgendwo in Afrika zu diskutieren, und die Herrschaften dort auffordern würden, den Krieg einzustellen, dann würden Sie mit Recht sagen: Was haben denn Sie jetzt da vor? - Genauso war es in der ÖH, ich kann mich genau daran erinnern. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Für Frieden sich zu engagieren ...! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Natürlich soll man sich für den Frieden engagieren, und man soll auch demonstrieren, Sie haben vollkommen Recht, ich bin ganz Ihrer Meinung. Aber warum diskutieren wir dann hier nicht gerade über den Frieden in der Welt - komisch, oder? Das müssten wir doch jeden Tag machen, es ist ja jeden Tag Krieg! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Bitte, es ist doch jeden Tag in dieser Welt Krieg, wir müssten jeden Tag darüber diskutieren. Sie haben vollkommen Recht, ich habe nichts dagegen, aber eine Institution zu schaffen, die sich dann nicht einmal um die eigentlichen Themen kümmert, das ist wirklich nicht Sinn der Sache. Und genau das ist es! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Die Universitätsreform hat - und das ist ja der Kern - in Wirklichkeit zur Unabhängigkeit der Universitäten geführt. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Natürlich! So kommt es, dass Sie das nicht gerne sehen, weil Sie gar nicht in Abhängigkeiten denken. (GRin Martina LUDWIG: Was wollen Sie uns sagen?) Die Verstaatlichung ist eine andere Frage, aber nur mit Schlagworten zu kommen - modern, kritisch, aufgeschlossen (GR Godwin Schuster: Die Studenten sollen die Möglichkeit haben ...!) -, damit kommt man nicht durch, man muss schon Inhalte bringen. (GRin Martina LUDWIG: Das sind Werte, keine Schlagworte!)
Wie gesagt, die Demokratie findet an den Universitäten dort statt, wo sie stattzufinden hat, vollkommen zu Recht dort, wo die Mitbestimmung an den Universitäten einen Sinn macht. Aber nicht als ein überbordeter Klub (GR Harry Kopietz: Den Sinn bestimmen Sie!), der nur über Dinge diskutiert, die mit der Universität nichts zu tun haben. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster ist Herr GR Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 
In aller Kürze zu den VertreterInnen der beiden Regierungsparteien: Ich finde Ihre undemokratische, autoritäre Politik der letzten Jahre zum Kotzen! (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. - Oh-Rufe bei der FPÖ.) Und ich werde alles, was mir möglich ist, dazu tun, um eine schwarz-grüne Bundesregierung zu verhindern. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Das Wort hat nun Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich finde es ja durchaus richtig, dass die Debatte zur Kultur- und Wissenschaftspolitik der Stadt sich schlussendlich auf ein wirklich wichtiges Thema konzentriert hat, das auch die Kultur der Stadt maßgeblich beeinflusst und das zeigt, wo derzeit tatsächlich die Probleme liegen: nämlich in der Politik dieser Bundesregierung! (GR Gerhard Pfeiffer: ... so niveauvoll geredet hat!) Ich werde dann noch einiges dazu sagen, aber davor möchte ich doch versuchen, dies ein wenig zusammenzuführen.

Meine Damen und Herren! Wenn ich Sie hier und heute einlade, dem Budgetentwurf der Stadt Wien im Allgemeinen und diesem Budget Kultur und Wissenschaft im Besonderen zuzustimmen, so tue ich das nicht aus einer Redensart heraus, sondern weil ich meine, dass in den Debattenbeiträgen heute da und dort eigentlich ungewöhnlich viel Lob auch von Seiten der Opposition für die Politik zum Ausdruck gekommen ist, für das ich mich sehr herzlich bedanke. Ich bedanke mich auch sehr herzlich - zumindest partiell - für eine Zusammenarbeit namentlich im Bereich der Theaterreform. Ich glaube, es ist uns da in der Tat einiges gelungen. 

Ich würde mir wünschen, dass der Mangel an Kritik, was tatsächlich unmittelbar diesen Budgetentwurf anbelangt - denn die heutigen Debattenbeiträge haben sich ja hauptsächlich auf Bereiche bezogen, die nicht diesen Budgetentwurf betreffen -, Sie vielleicht dazu bringt, dass Sie sich das überlegen könnten und dem doch zustimmen. Ich kann mir angesichts der Debattenbeiträge vorstellen, dass es Ihnen vielleicht nicht allzu schwer fällt.

Meine Damen und Herren! Dieses Kulturbudget ist, in trockenen Zahlen ausgedrückt, tatsächlich ein hervorragendes. Es wurde erläutert, und auch wenn die GRÜNEN verschiedentlich gemeint haben, sie kennen sich in den Zahlen nicht aus, lade Sie herzlich ein: Bei uns im Büro gibt es einige, die sich gut auskennen, die erläutern Ihnen das gerne, auch den Unterschied zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss (Heiterkeit bei der SPÖ) sowie den Sachverhalt, dass, wenn wir einen höheren Voranschlag fürs Jahr 2005 haben, als im Rechnungsabschluss 2003 tatsächlich ausgewiesen ist, dies ein Fortschritt ist und nicht etwas, was zu kritisieren ist. Wir können Ihnen diese Grundbegriffe gerne noch ausführlich erläutern. 

Aber wenn, insgesamt gesehen, in einem Voranschlag für ein Kulturbudget um 20 Millionen EUR mehr unterm Strich stehen, so ist das, in aller Bescheidenheit gesagt, zumindest europaweit einmalig. Diese Steigerung von knapp 12 Prozent, von genau 11,8 Prozent ist auch europaweit einmalig. Es liegt fast ein bisschen Ironie in der Zufälligkeit, dass diese 11,8 Prozent genau das sind, was die Bundesregierung vor drei Jahren in Wien, aber auch anderswo gekürzt hat und was sie seither nicht nur nicht wieder ausgeglichen hat, sondern auch weiter kürzt. Ich wundere mich daher sehr, Kollege Salcher, dass Sie sich hier heute als ein Oberverteidiger dieser Bundesregierung profilieren. Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass das politisch besonders viel bringen soll. Aber eines jedenfalls ist klar: Diese Bundesregierung und im Besonderen ihre Kulturpolitik ist mit Sicherheit nicht nur kein Vorbild für Wien, sondern sie ist auch ein Ansporn, das weiterhin anders zu machen. 

Da Sie sich heute so oft auf die Bundesregierung berufen haben, möchte ich nur noch einmal das herausstreichen, was vor wenigen Tagen auch über die APA gelaufen ist: „Bundes-Kulturausgaben 2003 auf niedrigstem Niveau seit 1995" - niedrigstes Niveau seit 1995, hat das Institut für Kulturmanagement und Kulturwissenschaft an der Musikuniversität Wien festgestellt. (GRin Inge Zankl: Ah da schau her!) Auch der Anteil an den Gesamtausgaben des Bundes ist gesunken. Zusammenfassend stellt diese Studie fest - ich zitiere -, "dass die Kulturausgaben des Bundes vor allem in die Erhaltung von Strukturen und Großinstitutionen fließen und nur zum kleinen Teil in Einzelprojekte und in die freie Kulturszene. Das Selbstbild Österreichs als Kulturnation könne durch den Vergleich der Relationen in den Bundesausgaben nicht nachvollzogen werden."

Wir versuchen, glaube ich, auch durch die in Zahlen gegossene Politik in Wien ganz diametral entgegengesetzt zu agieren. Nicht dass ich mich auch nur im Entferntesten messen wollte an dieser Bundesregierung! An dieser Bundesregierung gibt es nichts mehr zu messen, außer dass alles hinuntergeht und alles gestrichen wird, dass die Demokratie reduziert wird, dass die Ausgaben für die Bereiche, die wesentlich sind, reduziert werden. 

In Wien machen wir eben genau das Gegenteil, wir haben - auch in aller Bescheidenheit gesagt - das höchste Kulturbudget in der Geschichte! Wir haben den Anteil auch den Gesamtausgaben erhöht, das kommt letztendlich einem ganz wesentlichen Teil der Stadt Wien, der Wohlfühlstadt Wien, der Kulturstadt Wien zugute, und es ist ein wesentlicher Bereich unserer Lebensgrundlage. (GRin Mag Marie Ringler: "Wohlfühlstadt Wien"!) Auch wenn Sie das erheitert, Herr GR Salcher: Für uns in Wien ist dieses Bekenntnis zur Kultur keine Leerformel, sondern täglich gelebte Politik! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte jetzt auch aus Zeitgründen nicht die vielen, vielen Weichenstellungen wiederholen, die Maßnahmen, die in den letzten drei Jahren getroffen wurden. Es ist in der Tat in dieser Stadt, glaube ich, in der Kultur so viel weitergegangen wie lange nicht davor. Man sollte jedoch auch eines in Erinnerung rufen, weil von der Opposition hier im Gemeinderat immer wieder versucht wird, die Debatten mit besonderer Verve über Dinge zu führen, die schon nach wenigen Wochen und Monaten wieder vergessen sind. 

Wenn Sie also jetzt versuchen, sich auf die Vereinigten Bühnen einzuschießen, gäbe es da sehr viel zu korrigieren und zu berichtigen, auch an falschen Darstellungen, die heute getroffen wurden; aber wir werden ja morgen auch noch Gelegenheit haben, darüber zu sprechen. Weder sind in die Vereinigten Bühnen Gelder geflossen, die mehr wären als in den vergangenen Jahren, noch musste etwas aufgenommen werden, noch sind die Dinge, die wir uns vorgenommen haben, auch Teil des Budgets 2005. Aber es ist bemerkenswert - und da muss man dann doch etwas sagen -, wenn die Diskussion auch in den Bereich der Rufschädigung geht. 

Wir können uns über Geschmäcker unterhalten, 
über die lässt sich ja bekanntlich trefflich streiten. Man kann sich darüber streiten, ob man durchschnittlich 650 000 Besuchern - je nachdem, wie das läuft, zwischen 500 000 und 800 000 Besuchern - ein Angebot machen soll oder nicht. Man kann sich darüber streiten, ob auch einmal Produktionen gut gelaufen sind oder nicht. Man kann sich auch darüber streiten, GR STEFAN, ob man über absolute Zahlen etwas sagen soll. Aber selbst dann, wenn ein Musical besonders schlecht läuft, und es kommen 150 000, 250 000 Be-sucher, so ist das zumindest eine Quantität, über die man sprechen sollte, und nicht etwas, was man sozusagen einfach beiseite tut.

Worüber man aber nicht sprechen kann, ist, wenn es dann wirklich in den Bereich der Rufschädigung geht. Herr GR Salcher, einen sozialistischen Kolchosebetrieb bei den Vereinigten Bühnen Wien auszumachen (GR Mag Harald STEFAN: Ist das was Schlechtes?), dafür fehlt mir selbst sozusagen der hintergründigste Humor, dem kann ich nicht nachfolgen. Es ist natürlich auch sachlich völlig unbegründet, auch wenn man, so wie Sie, viereinhalb Jahre zuständig ist und offensichtlich keinerlei Veranlassung spürt, daran etwas zu ändern und Reformen zu machen. (Zwischenruf des GR Dr Andreas Salcher.) Es wurde da und dort darüber gesprochen, es wurden in dieser "Ära", wie Sie das immer nennen, viele Pläne geschmiedet - geschehen ist nichts! Wir versuchen, tatsächlich eine Reform umzusetzen und tatsächlich das zu tun, worüber man lange, lange gesprochen hat. 

Ich weiß nicht, ob mein Freund Peter Marboe besonders glücklich ist, wenn ich ihm erzähle, dass er Geschäftsführer in einem sozialistischen Kolchosebetrieb ist. Ich glaube, er würde sich zu Recht sehr dagegen verwahren, so wie auch alle anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Betriebes. Ich würde Sie doch bitten, bei allem Eifer - und ich verstehe die Panik, die Sie angesichts der Umfragedaten der ÖVP ereilt, sodass Sie versuchen müssen, pointierter zu werden (Zwischenruf des GR Dr Andreas Salcher) -: Machen Sie das ruhig, aber verlassen Sie dabei bitte nicht die Debattenkultur, die hier in diesem Hause gemeinhin gepflegt wird.

Meine Damen und Herren! Ich möchte, wie gesagt, jetzt nicht all die einzelnen Maßnahmen noch einmal aufzählen, seien sie im Bereich der darstellenden Kunst, der Theater - die großen Reformen, die wir in Angriff genommen haben -, sei es im Bereich der Creative Industries, sei es im Bereich der vielen, vielen Investitionen, die wir vorgenommen haben, sei es auch in den Bereichen, über die viel und lange gesprochen wurde, Kindertheater und vieles andere mehr, was in den letzten drei Jahren umgesetzt wurde. Ich glaube, es kann sich in der Tat sehen lassen, und es ist eine lange, lange Liste.

Eines, was mich auch besonders freut, ist, dass viele ausgewiesene Persönlichkeiten, Expertinnen, Experten aus dem Kulturbereich mit mir gemeinsam diesen Weg in den letzten Jahren gegangen sind. Ich erinnere mich hier an heftige Debatten über Besetzungs- und Personalpolitik - was da nicht alles schlecht gewesen wäre, was da nicht alles geschoben gewesen wäre, und so weiter. Wenn Sie sich einmal überlegen, was hier gerade auch im letzten Jahr geschehen ist und wo ich mich freue, dass diese Persönlichkeiten die Kultur in dieser Stadt maßgeblich tragen und mittragen und meiner Einladung gefolgt sind, in wichtigen kulturellen Einrichtungen dieser Stadt tätig zu sein, sei das Michael Schottenberg im Volkstheater, sei das Frau Dr Mattl-Wurm in der Wiener Stadt- und Landesbibliothek - sie ist heute auch hier -, sei das Peter Marboe als Intendant des Mozartjahres, sei das Thomas Gratzer im Rabenhof. 

Ich erinnere mich gut an die heftige Debatte hier im Gemeinderat darüber, wie schlecht denn der Rabenhof sei und was für eine furchtbare Politik das sei, dass wir das unterstützen. Selbstverständlich hat der Rabenhof als eine der zentralen Einrichtungen jetzt auch die Empfehlung der Jury bekommen. Der Rabenhof ist knallvoll, es ist ein hervorragendes Konzept, es ist ein hervorragender Leiter, dieses von ihnen so verfluchte und verteufelte Projekt läuft hervorragend, und es zeigt sich, dass man mit einer gewissen Weitsicht und mit einer gewissen Geduld letztendlich hervorragende Ergebnisse für die Wiener Kultur erzielen kann. 

Sei das weiters Stephan Rabl, wo ich mich freue, dass er jetzt das Kindertheater, den "Dschungel", das Theaterhaus für junges Publikum leitet; seien es auch im eigenen Bereich hervorragende Kräfte wie Monika Keplinger, die als neue Referatsleiterin für das kulturelle Erbe tätig ist, Karin Fischer Ausserer als Stadtarchäologin oder Elisabeth Wiesbauer-Menasse, die als neue Leiterin des ZOOM Kindermuseums tätig ist, aber auch die Intendanten und Intendantinnen, die die großen Bühnen in eine neue Zukunft führen soll: Kathrin Zechner, Roland Geyer oder eben auch Wolfgang Kos. 

Was war das nicht für einen heftige Debatte, dass man mir vorgeworfen hat, da wäre einer Juryempfehlung nicht nachgekommen worden, es hätte jemand ganz anderer werden sollen und in Wahrheit hätte es am besten überhaupt so bleiben, wie es vorher war! Sehen wir uns das Wien Museum jetzt an: Es ist ein neu gestaltetes, neu positioniertes Haus, das mittlerweile fast so etwas wie einen Kultcharakter hat. Ich bin froh, dass ich auch in dieser Beziehung letztendlich mit einer Personalentscheidung dem Haus, so hoffe ich jedenfalls, etwas Gutes tun konnte. 

Auch diese Liste ließe sich lange fortsetzen. Ich wollte sie nur exemplarisch anführen - und ich habe viele, viele vergessen -, um zu zeigen, dass uns wirklich hervorragende Kräfte begleiten auf einem Weg, der das kulturelle Klima der Stadt offener macht, noch offener macht, internationaler macht und letztendlich, Frau GRin Ringler, zukunftsfähiger und nachhaltiger gestaltet. Dass wir Angst vor der Zukunft hätten, ist angesichts all dieser Reformen und all dieser Schritte, die wir hier setzen, glaube ich, nachvollziehbar unrichtig. 

Ein Wort noch zu der Debatte, die jetzt über die Universitätsgesetzgebung gestartet wurde: Ich glaube, das ist eine sehr ernste Geschichte. Das ist eine sehr ernste Geschichte, weil sie letztendlich wieder einmal den Umgang mit einer ganz besonders wichtigen Einrichtung zeigt, die über lange Jahre demokratisch organisiert war, die über lange Jahre und Jahrzehnte in einem wichtigen Bereich, nämlich dem der Hochschulen und der Universitäten, es ermöglicht hat, einen neuen Zugang zu finden, einen neuen Start zu machen und auch demokratisch zu versuchen, ein Wesen wie die Universität zu organisieren. Es zeigt sich daran, wie das nach und nach und jetzt auch fast in einer putschartigen Gesetzgebung reduziert wird, wes Geistes Kind diese Bundesregierung eigentlich ist. 

Wenn Sie sagen: ja, das ist schon klar, Sie sagen das jetzt so dahin!, dann möchte ich nur den heutigen "Standard" zitieren. Darin hat der Verfassungsrechtsprofessor Heinz Mayer Folgendes gesagt. Ich zitiere ihn; das ist also nicht sozialdemokratische Oppositionspolitik, sondern er sagt: „Der Umgang von VP/FP mit der Verfassung ist hemdsärmeliger und rücksichtloser geworden, auch in der Sprache brutaler. Man hört viel weniger auf Kritik. Das, was man durchsetzen will, wird durchgezogen auf Biegen und Brechen", so Mayer. "Generell sieht er einen bedenklichen Umgang der Regierungsparteien mit Kritik. Durch Postenbesetzungen, die in einem noch nie dagewesenen Ausmaß zu Umfärbungen führen, wird kritisches Potential ausgeschaltet. Das ist ein Zeichen für den Verlust an demokratischer Kultur, kritisiert Heinz Mayer." 

"Verlust an demokratischer Kultur", "Umfärbungen in einem noch nie dagewesenen Ausmaß" - Kollege Salcher, auch wenn Sie das erheitert, kann ich Ihnen nur sagen: Kommen Sie mir nicht mit den Vereinigten Bühnen angesichts dieses Desasters, dieses Vorgehens, das Ihre Partei und die FPÖ mit den österreichischen Universitäten anstellt. Das ist der wahre Skandal! (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN. - GR Dr Andreas Salcher: Lassen Sie einmal die nichtsozialistischen Spitzenbeamten dieser Stadt hier aufmarschieren! Dann sehen wir es!) 

Wir werden jedenfalls in Wien, so gut wir können, auch wenn wir von der Verfassung her nicht zuständig sind, mit unserer Wissenschafts-, Forschungs-, Innovationspolitik weiter dafür Sorge tragen, dass es in Wien selbstverständlich anders ist, dass hier nicht nach Parteibüchern gegangen wird, dass wir es nicht nötig haben, unsere Institutionen so zu organisieren, dass wir möglich wenig Kritik haben. Wir stellen uns der Kritik; ich stelle mich zum Beispiel der Kritik auch jetzt im Rahmen der Theaterreform. Das ist jedenfalls ein anderer Zugang als der, der behauptet, dass man eigentlich diejenigen, die einem das Geld geben, nicht kritisieren darf. Das ist ja nachweislich tatsächlich die Politik, die im Kultur-, Forschungs- und Wissenschaftsbereich betrieben wird. 

Meine Damen und Herren! Wir werden selbstverständlich auch weiter dort unterstützen, wo wir vermeinen, dass die Bundesregierung sich zurückzieht, dass sie etwas nicht fördert, dass sie Forschungsvorhaben nicht fördert, weil sie regierungskritisch sind. So verstehen wir jedenfalls auch diese Wiener Wissenschafts- und Forschungspolitik als einen Ergänzungsbeitrag dazu, so gut wir können, so sehr wir können. Wir haben das auch in der Kultur bewiesen, wo wir Jahr für Jahr 5 Millio-nen EUR ausgleichend an diejenigen Einrichtungen und Institutionen geben, die von der Bundesseite gekürzt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch diese Debatte dafür benützen, um mich bei meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu bedanken. Es ist, glaube ich, ein hervorragendes Budget gelungen, das selbstverständlich nicht nur in Repräsentationszwecke - wie das Frau GRin Ringler immer wieder zu sagen versucht - fließt. Die Budgetzahlen sprechen eine ganz andere Sprache: Sie fließen eben in die Wissenschaft, sie fließen in wissenschaftliche Projekte, sie fließen auch in die Museen.

Herr GR STEFAN, da Sie sagen, das sind Personal- und Energiekosten: Na ja, natürlich gehört es auch zum Kulturbudget, dass man diese Kosten abdeckt. Die Bezirksmuseen würden sich sehr freuen, wenn wir ihnen sagen: Die Energiekosten zahlen wir ihnen jetzt nicht, und die Personalkosten zahlen wir ihnen auch nicht (GR Mag Harald STEFAN: Das ist kein Argument für ein erhöhtes Kulturbudget!), weil das vielleicht etwas ist, was nicht unter dem Titel Kunst oder Kultur läuft. Selbstverständlich gehört zu Einrichtungen der Stadt auch dieser Bereich. 

Meine Damen und Herren! Dieses ist ein hervorragendes Kulturbudget. Es wird die Rahmenbedingungen der Kulturschaffenden in dieser Stadt weiter verbessern. Zusammen mit wesentlichen Strukturreformen, die wir hier vorhaben, sind wir, glaube ich, auf einem sehr, sehr guten Weg, den Stellenwert und die Position Wiens als Kulturstadt weiter zu festigen. Ich bitte jedenfalls dafür um Ihre Zustimmung. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Von der Kultur- und Wissenschaftsdebatte, die zum Schluss noch ein bisschen emotional geworden ist, zu einem anderen demokratiepolitisch eminent wichtigen Thema in dieser Stadt: zur Frauenpolitik. Sie wissen, die GRÜNEN stellen traditionell bei der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Per-sonal die Frauenpolitik in den Fokus ihrer Ausführungen, weil es uns ein wichtiges Anliegen ist und die Frauenpolitik sonst bei den meisten anderen Geschäftsgruppen doch eher ein stiefmütterliches/stiefväterliches Dasein führt. 

StRin Brauner ist ja zu Beginn der Legislaturperiode, als sie noch Frauenstadträtin war, angetreten mit dem Anspruch, Wien zur frauenfreundlichsten Stadt Europas zu machen. Auch StRin Wehsely hat in ihrer Antrittsrede den frauenpolitischen Bereich zitiert mit den Worten: Wenn man nur einen Millimeter abweicht, zurücktritt oder weggeht von dem Druck hinter den frauenpolitischen Forderungen, dann ist das schon ein Rückschritt.

Ich schließe mich dieser Diagnose an. Wenn ich mir aber das Budget, das für 2005 vorgelegt wird, im Hinblick auf die Frauenförderung anschaue, so muss ich sagen: ja, es ist zwar kein Rückschritt, aber es ist leider auch kein Fortschritt. Dieses Budget lässt frauenpolitisch den großen Wurf vermissen, die frauenfreundlichste Stadt werden wir mit diesem Budget auch nicht gerade erreichen. Es ist nicht mutig, und es ist eben leider wenig ambitioniert. Warum?

Frau Kollegin LUDWIG hat es gestern in der Generaldebatte schon angeschnitten: 7,3 Millionen EUR beträgt das Budget der MA 57, der zuständigen Magis-tratsabteilung für Frauenförderung und Koordinierung von Frauenangelegenheiten. 7,3 Millionen EUR, das sind ganze 0,8 Promille des Gesamtbudgets - ja, nicht gerade viel, wenn wir immer davon reden, dass ein Budget eine Lenkungs- und Verteilungsfunktion haben soll. Wenn ich mir hier die Verteilung des Wiener Budgets anschaue, dann sehe ich schon, wohin es geht beziehungsweise nicht geht: nicht zur Frauenförderung, aber dafür in wesentlich höherem Ausmaß in ganz andere Bereiche, von denen Frauen weniger profitieren. 

Ein Beispiel hat gestern schon mein Kollege Maresch genannt, ein Bezirksprojekt von uns, Gender Mainstreaming im Bezirk, wobei wir uns genau anschauen, wie die Mittelverteilung der diversen Maßnahmen auf Frauen und Männer ist. Wenn ich mir anschaue, dass zum Beispiel allein der Kredit für die Garage Auhof, glaube ich, 5,1 Millionen EUR beträgt, dass die Stadt Wien für BürgerInnenbeteiligung insgesamt nur 1,4 Millionen EUR ausgibt und dass für direkte Frauenförderung insgesamt auch nicht mehr als 3,3 Millionen EUR für das Gesamtjahr bleiben, dann sind hier die Prioritäten falsch gesetzt.

Du schüttelst den Kopf, Martina, Kollegin LUDWIG. Du weißt, von den 7,3 Millionen EUR, die für Frauen-
förderung zur Verfügung stehen, sind allein 4 Millio-nen EUR zweckgebunden für die vier Frauenhäuser. Das finden wir auch gut so, dass die Frauenhäuser ausreichend dotiert sind; wobei es sicher spannend wäre, auch über ein fünftes Frauenhaus nachzudenken, aber so sind die Frauenhäuser mit 4 Millionen EUR gut dotiert. Doch da bleibt mit 3,3 Millionen EUR für den großen Wurf in der Frauenpolitik nicht mehr viel übrig. (GRin Martina LUDWIG: Allein bei ... 20 Millionen!)
Schauen wir uns an, was alles die MA 57 mit diesem Geld betreuen muss, was alles die Aufgaben der MA 57 sind. Das sind die Subventionierung, Absicherung und Förderung der frauenpolitischen Einrichtungen in dieser Stadt - derzeit werden 29 Einrichtungen von Seiten der MA 57 gefördert -, das ist Grundlagenarbeit, das sind Modell- und Pilotprojekte wie zum Beispiel der Wiener Töchtertag, das sind sämtliche Beratungseinrichtungen, vom Mädchentelefon, das eingerichtet wurde, über den 24-Stunden-Frauennotruf bis hin zum Frauentelefon, all diese Einrichtungen müssen aus dem sehr geringen Budget der MA 57 bezahlt werden. 

Wir kritisieren das jedes Jahr. Sie schütteln dann den Kopf und sagen uns: Ja, es stimmt zwar, das Budget der MA 57 ist nicht gerade berauschend, aber Frauenförderung und auch die Subventionierung von Frauenprojekten wären ja gar nicht ausschließlich Aufgabe der MA 57, sondern seien selbstverständlich Aufgabe aller Ressorts, Dienststellen und Magistratsabteilungen. Sie schreiben das auch sehr schön in dem jüngst erschienenen Bericht der MA 57 über ihre Aktivitäten, worin Sie Folgendes schreiben: "Die Umsetzung von Frauenförderung und Gleichstellungspolitik kann und soll nicht allein durch die Frauenabteilung erfolgen. Vielmehr ist dies Aufgabe des gesamten Magistrats, aller Ressorts und aller Dienststellen."

Ja, das stimmt. Wir sagen das auch schon seit Jahren, wir fordern das seit Jahren, wir stellen auch bereits seit Jahren immer wieder Anträge - oder zumindest seit ich in diesem Haus bin -, in allen Ressorts auch frauenspezifisches Budget vorzusehen, nicht nur für die Unterstützung von frauenspezifischen Projekten, sondern auch für die Umsetzung von Gender Mainstreaming, zu dem Sie sich ja verpflichtet haben, auch aufgrund eines früheren Antrags aus dem Jahr 2001, Gender Main-streaming in allen Bereichen der Wiener Politik, in allen Ressorts und auch in allen Wiener Bezirken umzusetzen. Allein es gibt dafür kein Budget in den einzelnen Ressorts und Dienststellen! Es gibt bis jetzt auch keine Steuerungsgruppen für Gender Mainstreaming und für Frauenförderung in den einzelnen Dienstellen. Wir haben auch diesbezüglich letztes Jahr Anträge gestellt, die leider abgelehnt wurden. 

Sie sagen immer, das Budget der MA 57 ist deshalb so niedrig, weil doch alle anderen Dienststellen und Ressorts hier ohnehin fördern würden, auch wenn sie kein verpflichtendes Budget hätten. Wir haben uns das angeschaut und haben im letzten Jahr eine Anfragenserie an alle Dienstellen und Ressorts gestellt. Da schaut die Bilanz leider traurig aus. Ich denke, Sie, Frau Stadträtin, du, Frau Stadträtin - es ist ein bisschen schwer: ich bin mit ihr per du, werde aber natürlich in der öffentlichen Rede jetzt trotzdem per Sie sein. (GR Günther Barnet: Jetzt hast eh schon du gesagt!)
Frau Stadträtin, Sie werden genauso enttäuscht sein wie ich über die Antworten, die aus den einzelnen Ressorts gekommen sind. Außer jenen von Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, worin auf die Leitstelle für Frauen und alltagsgerechtes Planen hingewiesen wurde, aus dem Gesundheitsressort, worin auf den Frauen-Gesundheitsbericht und die Frauen-Gesundheitsbeauf-tragte verwiesen wurde, und aus dem Kulturressort, wo lapidar auf den Frauen-Kulturbericht verwiesen wurde, haben wir von allen anderen Ressorts eine Rückmeldung, die heißt: Wir nehmen keine frauenspezifischen Förderungen in unserem Ressort vor. (GRin Martina LUDWIG: Was heißt "wir"?) Du kannst es nachlesen, ich habe genauso den Kopf geschüttelt, Martina. (GR Kurth-Bodo Blind: Sind wir jetzt per Sie oder per du?) Sie sehen, ich rede zu Ihnen allen.

Ich hoffe, Sie sind genauso enttäuscht darüber, dass das, was ihr hier versprecht und was ihr hier auch in eurem Bericht schreibt - was an und für sich ein guter Ansatz ist: jedes Ressort sollte Frauenförderung und Frauenpolitik machen -, dass dieser Ansatz einfach in der Realität nicht erfüllt wird. Die MA 5, das einzige Ressort, das wirklich auch direkte Subventionskompetenz hat, die MA 5, Finanzwirtschaft und Haushaltswesen, schreibt sogar lapidar: "Projekte und Vereine mit frauenspezifischem Inhalt und Hintergrund werden grundsätzlich an die MA 57 weitergetragen." 

Wir finden das schade. Wir finden den Ansatz, den Sie propagieren, nämlich dass die MA 57 keinesfalls allein und ausschließlich für Frauenförderung in der Stadt zuständig sein darf, weil Frauenförderung ein gesamtgesellschaftliches Anliegen ist und natürlich auch alle Ressorts angeht - wir finden diesen Ansatz richtig. Insofern haben wir auch unsere Anträge, in allen Ressorts spezifische Budgets und Verantwortlichkeiten vorzusehen, eigentlich unterstützend gemeint und sind davon enttäuscht, dass das abgelehnt wurde und dass die MA 57 wirklich fast sämtliche frauenspezifischen Aktivitäten, zumindest was die Unterstützung von Vereinen und Institutionen betrifft, allein tragen muss. (GR Godwin Schuster: Das stimmt nicht! Das stimmt wirklich nicht!)
Wir finden das vor allem deshalb schade ... (GR Godwin Schuster: Das weißt du genau, dass das nicht stimmt!) Gerade deshalb finden wir es auch heuer wieder besonders schade, dass das Budget nicht aufgestockt wurde. Denn die 9 000 EUR, die du genannt hast - das ist, entschuldige, wirklich ein bisschen lächerlich im Vergleich zu den anderen Summen, die ich eingangs genannt habe und die wir an dieser Stelle auch gestern schon debattiert haben. (GRin Martina LUDWIG: Leichte Steigerung!) Es ist eine Stagnation, es sind jedes Jahr rund 7,3 Millionen EUR. (GRin Martina LUDWIG: Leichte Zunahme!)
Gerade aber die frauenpolitischen Einrichtungen - die frauenspezifischen Einrichtungen, die Beratungseinrichtungen, die Gewalteinrichtungen - bräuchten eigentlich heuer und auch in den nächsten Jahren mehr Geld, nicht nur wegen der desaströsen Kürzungspolitik der Bundesregierung - das haben wir an dieser Stelle schon einige Male ausreichend debattiert, zuletzt erst vor ein paar Wochen, als es um die Kürzungen der Bundesregierung bei den Interventionsstellen gegen Gewalt gegangen ist, weshalb sieben Wiener Bezirke nicht mehr betreut werden können -, nicht nur wegen dieser Kürzungen, wobei ich den Ansatz, den Sie haben, ja bedingt verstehe, dass Sie sagen: Wir können nicht für alle Kürzungen, die die Bundesregierung vornimmt, einspringen. Ja, das ist poli-tisch verständlich. 

Nur, ich sage es ehrlich, wenn es ums Überleben von Einrichtungen geht (GRin Martina LUDWIG: ... ein Bundesgesetz!) und wenn es darum geht, Einrichtungen auszubauen, dann finde ich schon, dass bei diesen lächerlichen Beträgen - ich sage es noch einmal: den lächerlichen Beträgen, die zum Teil die Fraueneinrichtungen bräuchten, um nicht nur die Basisarbeit aufrechtzuerhalten, sondern auch auszubauen und Mehrarbeit leisten zu können, und zwar in dem Sinn, auf den gestiegenen Bedarf bei Frauenberatung zu reagieren, und auch, ich sage es ehrlich: Ich meine, drücken wir uns nicht darum herum, die Fraueneinrichtungen und zum Teil auch die arbeitsmarktpolitischen Einrichtungen in Wien sind auch durch das Bundesvergabegesetz bedroht, wobei jetzt Wien insofern nichts dafür kann, weil Wien das Bundesvergabegesetz nicht mitbeschlossen hat, wobei aber doch dieses Bundesvergabegesetz und der Wettbewerbsdruck, der hier vor allem auf kleineren Institutionen lastet, dazu führt, dass sie massiv in ihrer Existenz bedroht sind. Wir hatten die Diskussionen beim ABZ - das ist schon ein bisschen länger her -, wir haben sie aber auch bei anderen Einrichtungen; ich werde sie jetzt nicht alle nennen. 

Das heißt, hier symbolisch von Seiten der Stadt Wien ein Zeichen zu setzen und zu sagen: Ja, wir wollen nicht nur die Existenz dieser Einrichtung aufrechterhalten, sondern wir wollen sie auch ausbauen und dem gestiegenen Bedarf anpassen. (GRin Martina LUDWIG: Welchem?) Einige Vereine stellen ja auch immer wieder Subventionsanträge, die nicht zur Gänze erfüllt werden, obwohl es schon große Fortschritte in diesem Bereich gegeben hat (GRin Martina LUDWIG: Dreijahresverträge!), nämlich dass es zumindest Dreijahresverträge gibt. Das war uns auch sehr viele Jahre lang ein großes Anliegen. 

Aber eine große Bedrohung für die Vereine ist, dass sie zunehmend die guten Arbeitsverhältnisse, die es gibt - zum Teil Vollzeit-Arbeitsverhältnisse -, in Teilzeit-Arbeitsverhältnisse, in atypische Beschäftigungen, in prekäre Arbeitsverhältnisse umwandeln müssen. Auch das ist natürlich eine Bedrohung für die gute und ausreichende Arbeit für die Wienerinnen, die Beratung in Anspruch nehmen. Das heißt, hier auch symbolisch das Budget endlich zu erhöhen, um dem Ausbau dieser Einrichtungen Genüge zu tun; nicht nur die Basisfinanzierung wäre schön. Hier von einem Fortschritt im frauenpolitischen Budget zu sprechen, das halte ich zumindest für gewagt. 

Wir wollen ein höheres Frauenbudget, das der Verantwortung dieser Stadt für Frauen gerecht wird und auf die Bedrohungen und Risiken, die es gibt, auch wirklich eingeht. (GRin Martina LUDWIG: Berücksichtigt!) Wir wollen eine klare Verantwortung, wer denn jetzt für Frauenförderung zuständig ist. Ist es die MA 55? Sind es alle Ressorts und Dienststellen? Wir wünschen uns mehr Engagement in allen Ressorts und Dienststellen. Sie wissen, auch bei den Gleichbehandlungsberichten, die wir auf den Tisch bekommen - nicht sehr oft, weil sie ja nur alle paar Jahre erstellt werden, aber beim letzten, den wir bekommen haben -, waren wir auch alle sehr enttäuscht, dass eigentlich über kein sehr großes Engagement von Seiten der Ressorts zu lesen war, was Frauenförderung betrifft. 

Das bringt mich auf einen zweiten Punkt, der uns wichtig ist und den ich immer wieder dafür kritisiere, dass Handlungsspielräume nicht genützt werden und zu wenig getan wird - ein bisschen Dienst nach Vorschrift -, und das ist die Frauenförderung im Magistrat selbst. Sie kennen das von uns, fast schon gebetsmühlenartig, muss ich sagen - das tut mir Leid, aber es ist trotzdem wichtig -, halten wir Ihnen jedes Jahr den Frauenanteil von Spitzenfunktionen im Magistrat vor. Schon StRin Brauner ist mit dem Anspruch angetreten, gerade in Spitzenfunktionen im Magistrat den Frauenanteil zu erhöhen. (GRin Martina LUDWIG: Steigt er!) Sie wissen, im Wiener Gleichbehandlungsgesetz, im sehr guten Wiener Gleichbehandlungsgesetz ist eine 50-Prozent-Frauenquote vorgesehen. Es ist im letzten Jahr ein bisschen etwas weitergegangen, aber wir haben uns ausgerechnet, wenn es in demselben Tempo weitergeht wie seit, ich sage einmal, 1997 - das ist der Beginn unserer Zeitreihenrechnung -, dann wären wir erst 60 Jahren so weit! (GR Günther Barnet: Was ein paar Jahre dauert ...!) Ich hoffe, Sie wollen nicht so lange warten, um hier Gleichstellung zu erreichen.

Ich darf Ihnen nur einige Schmankerln zur Kenntnis zu bringen. Leitung einer Magistratsabteilung: 17 Prozent Frauen. Leitung eines Referats: 10 Prozent Frauen. Primarärztinnen stellen 15 Prozent Frauen, die ärztlichen Direktorinnen 8 Prozent Frauen. Der Anteil rechtskundiger Bediensteter in Dienstklasse IX, also der höchsten Dienstklasse, gerade in einem Bereich, in dem eigentlich überdurchschnittlich viele Frauen beschäftigt sind, nämlich bei den Juristinnen, beträgt 21 Prozent. Je höher hinauf es geht, desto geringer ist auch natürlich der Frauenanteil. (GRin Martina LUDWIG: Er ist gestiegen, oder?) In der Dienstklasse VII sind es immerhin 50 Pro-zent, in der Dienstklasse VIII sind es 40 Prozent, und in der höchsten, eben in der IX-er, sind es nur noch 21 Pro-zent. (GRin Martina LUDWIG: Aber er ist gestiegen!) Bei den Technikerinnen schaut es - wie jedes Jahr, das ist nichts Neues - nach wie vor sehr traurig aus. Tech-
nikerinnen Dienstklasse IX: null. Technikerinnen Dienstklasse VIII: 7 Prozent. Technikerinnen Dienstklasse VII: 12 Prozent. (GRin Martina LUDWIG: Gestiegen!) 

Das heißt, dass hier das Gleichbehandlungsgesetz, so gut es ist, nicht ausreicht, sondern dass wir das brauchen, was wir seit Jahren fordern und propagieren, nämlich wirklich aktive Umsetzungsmaßnahmen, offensive Umsetzungsstrategien, um hier Gleichstellung zu erreichen. Es geht auch nicht nur um die Frauenförderung in Spitzenfunktionen, sondern man muss auch schon früher ansetzen. Ich höre immer wieder: die Frauen bewerben sich ja nicht, oder: die Frauen sollen mehr Außenseiterbildungen in Anspruch nehmen. Dann schaffen Sie aber die Rahmenbedingungen dafür, dass das klappt. Denn leider werden Aus- und Weiterbildungen immer noch mehrheitlich von Männern in Anspruch genommen, obwohl 55 Prozent aller Beschäftigten beim Magistrat Frauen sind. 

Wir haben auch hier eine Anfragenserie gemacht, bei der enttäuschende Zahlen herausgekommen sind. Bei den Management-Lehrgängen gibt es mehr Männer als Frauen, bei der Führungskräfte-Nachwuchsbildung besteht immerhin schon Gleichstand. Aber bei den allgemein ausgeschriebenen Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen gibt es schon eklatant mehr Männer als Frauen, nämlich zirka 1 000 Männer zu 700 Frauen, und beim Führungskräftetraining besteht überhaupt ein fast unfassbares Ungleichverhältnis von 289 Männern zu 33 Frauen. 

Das finden wir schade. Wir wollen die Wiener Gleichbehandlungspolitik nicht allein auf das Gleichbehandlungsgesetz beschränkt sehen, sondern wollen offensive Fördermaßnahmen für Frauen auch schon bei den Bewerbungen. Denn auch bei den Bewerbungen zeigt sich ein Missverhältnis. Frauen sind natürlich auch deshalb in Spitzenfunktionen weniger vertreten, weil sich zum Teil für manche Ressorts oder für manche ausgeschriebenen Dienststellen keine Frauen bewerben. 

Wir haben hier eine Anfrageserie gemacht, von der ich Ihnen zwei Ergebnisse exemplarisch zeigen will; das ist die Stadt Wien insgesamt und auch an ausgegliederter Bereich, nämlich das Wiener Wohnen. Nein, Wiener Stadtwerke, entschuldigen Sie! (GR Kurth-Bodo Blind: Was nehmen wir jetzt, Wohnen oder Stadtwerke?) Wiener Wohnen hat sogar noch etwas Schlechteres, was ich Ihnen nicht zu Gehör bringen möchte. - Bei der Stadt Wien haben sich bei fünfzehn ausgeschriebenen Dienstposten für fünf, also ein Drittel davon, überhaupt keine Frauen beworben. Bei den Wiener Stadtwerken haben sich für zwölf ausgeschriebene Dienstposten überhaupt nur zwei Frauen beworben - zwei Frauen auf zwölf ausgeschriebene Dienstposten!

Ich glaube das Argument nicht, dass es die Frauen, die dieser Qualifikation oder diesem Dienstposten entsprechen würden, nicht gibt. Ich glaube es nicht. Ich glaube, dass es die Frauen gibt, ich glaube, dass die Frauen die entsprechende Qualifikation hätten. Ich glaube, dass es zu wenig Motivation für Frauen gibt, sich auch wirklich für diverse Dienstposten zu bewerben. Ich glaube - und wir wissen das auch von diversen Geschichten, die an uns herangetragen werden, oder nennen wir es Beschwerden -, dass es Druck auf Frauen gibt, die sich für den einen oder anderen Dienstposten gerne bewerben würden, aber ihnen eher abgeraten wird mit dem Argument: du hast ohnehin keine Chance, oder: da würdest du dem oder dem den Platz wegnehmen. 

Ich denke, dass da einiges getan werden muss, um nicht nur das Ziel der 50-Prozent-Frauenquote zu erreichen, sondern wirklich ein Klima zu schaffen, dass sich Frauen auch wirklich für alle Posten bewerben. Ich will nicht, dass es in dieser Stadt so viele Dienstposten gibt, für die sich keine Frau bewirbt! (Beifall bei den GRÜNEN.) Ich denke, das entspricht nicht dem Ziel, das Sie sich zum Antritt der Legislaturperiode selbst gesteckt haben. (GR Kurth-Bodo Blind: Glauben Sie das, was Sie da reden, eigentlich selbst? - GR Dipl Ing Martin Margulies: Herr Blind, seien Sie einfach ruhig! - GR Kurth-Bodo Blind: Das sind ja Verdächtigungen! - GR Mag Rüdiger Maresch: Kollege Blind, es ist besser, wenn Sie nichts sagen!) Und es entspricht nicht einem frauenfreundlichen Magistrat.

Ich lasse jetzt die anderen Beispiele weg, auf die ich für ein Klima für Rahmenbedingungen für Frauenförderung im Magistrat noch kommen wollte, ich kürze sie ab. Ein wichtiger Punkt wäre es natürlich auch, die Väterkarenz zu fördern. Wenn wir uns das anschauen, sehen wir, dass 99 Prozent aller Karenzierungen auch im Magistrat nach wie vor von Frauen eingenommen werden. Auch bei den atypischen Beschäftigungen, bei den Teilzeitbeschäftigungen, die auch im öffentlichen Dienst einen Karriereknick und eine Gehaltseinbuße für Frauen bedeuten, haben Frauen leider die Mehrheit. Auch hier bedürfte es mehr Engagements und einer offensiveren Umsetzungsstrategie des Gleichbehandlungsgesetzes, damit wirklich Gleichstellung erreicht wird. 

Ein dritter Punkt, zu dem ich kurz komme und bei dem ich bedauere, dass Handlungsspielräume, die Wien hätte, nicht ausgenützt werden, ist der Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik und auch der Armutsbekämpfung. Es ist gestern in der Generaldebatte schon angeschnitten worden: StR Rieder hat hier von einem Rückgang der unselbständigen Beschäftigung gesprochen, und Frau Kollegin LUDWIG hat von einer guten, zufrieden stellenden Frauenerwerbsquote in Wien gesprochen.

Ich kann hier nur sagen, das ist Schönfärberei, Schönfärberei bei der Erwerbsquote insofern, als Sie ganz genau wissen, dass der Anstieg der Erwerbsquote von Frauen, den wir zu verzeichnen haben, darauf zurückzuführen ist, das Teilzeitbeschäftigungen steigen, dass zum Teil prekäre Arbeitsverhältnisse steigen, dass der Rückgang der unselbstständig Beschäftigten auch darauf zurückzuführen ist, dass atypische Arbeitsverhältnisse vor allem auch für Frauen zunehmen: freie Dienstverträge, geringfügige freie Dienstverträge, neue selbstständige Teilzeitarbeit. Bereits ein Drittel aller Frauen in Wien ist nur noch teilzeitbeschäftigt, das sind Beschäftigungen mit nicht existenzsicherndem Einkommen, mit wenig Karrierechancen, die meistens zu einem Karriereknick führen, weil man nicht entsprechend in das Unternehmen eingebunden ist, weil man hier auch ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko und deshalb Armutsrisiko hat, weil man für die Pension wesentlich schlechter abgesichert ist, zumindest bei den freien Dienstverträgen und den geringfügigen freien Dienstverträgen, die übrigens zu einem überwiegenden Teil von Frauen eingenommen werden; also eine große Mehrheit der geringfügigen freien Dienstverträge in Wien entfällt auf Frauen, diese sind nicht genügend in das Arbeits- und Sozialrecht eingebunden. 

Das heißt, hier von einer sich verbessernden Arbeitsmarktlage in Wien zu sprechen, nur weil die Arbeitslosigkeit im letzten Monat statistisch gesunken ist, das halte ich wirklich für Schönfärberei. Dem können wir GRÜNE uns nicht anschließen. Wir GRÜNE bezeichnen nach wie vor - und wir finden, Sie sollten das auch tun - die Situation am Wiener Arbeitsmarkt als dramatisch, besonders dramatisch für Frauen. Sie wissen, dass gerade die Dunkelziffer bei arbeitslosen und arbeitssuchenden Frauen besonders hoch ist, dass diese zum Teil gar nicht statistisch erfasst sind und dass es einen steigenden Bedarf von Frauen an arbeitsmarktpolitischer Unterstützung gibt, was nicht unbedingt an die Arbeitslosenstatistik gekoppelt werden kann, weil eben die offizielle Arbeitslosenstatistik den Bedarf an arbeitsmarktpolitischen Einrichtungen keineswegs widerspiegelt, weil auch gerade von Teilzeitbeschäftigten, von atypisch Beschäftigten, also von so genannten - ich nenne es jetzt so - Unterbeschäftigten oder falsch oder anders Beschäftigten, als sie eigentlich beschäftigt sein wollen, ein großer Bedarf an zusätzlichen arbeitsmarkpolitischen Einrichtungen gezeigt wird.

Ich verstehe nicht, wieso es wieder passieren konnte, dass das arbeitsmarktpolitische Frauenbudget wieder um keine Euro erhöht wurde. Sie verkaufen es - ich weiß, Sie schütteln den Kopf, aber so traurig ist es! Weder im WAFF noch in diesem Hause konnte mir jemand von Ihnen eine Antwort geben, um wie viel und ob überhaupt das frauenpolitische Budget des WAFF, des Wiener ArbeitnehmerInnenförderungsfonds, um nur 1 EUR gestiegen ist. 

Wir haben erst in der letzten Rechnungsabschlussdebatte einen Antrag auf ein frauenpolitisches Aktionsprogramm eingebracht. (GR Godwin Schuster: Er wurde auch angenommen!) Sie haben dazu - ich rede jetzt mit den Damen und Herren von der Sozialdemokratie - freundlich genickt und gemeint, ich solle den Antrag nicht auf sofortige Abstimmung stellen, sondern im Ausschuss würde man doch zustimmen. Sie haben ihn leider, was ich ein bisschen unfair gefunden hab, im Ausschuss erneut abgelehnt, und zwar mit den Worten, es gäbe ohnehin ausreichend frauenpolitische Maßnahmen am Wiener Arbeitsmarkt, weil sie ja endlich - Frau Kollegin LUDWIG hat das gestern auch als großen Erfolg angesprochen - in das Regelbudget des WAFF übernommen wurden. Na, wenn das schon der einzige Erfolg ist, den man feiert, dass die Frauen von einem Sonderprogramm in das Regelbudget übernommen wurden! Das sehe ich auch als Erfolg, keine Frage, natürlich hat ein Regelbudget eine andere Symbolik und eine andere Absicherung als ein Sonderbudget, das diverse Frauenmaßnahmen jedes Jahr haben mussten. Trotzdem: Der Bedarf am Wiener Arbeitsmarkt für Frauen steigt, der Bedarf an Armutsbekämpfungsmitteln steigt, der Bedarf an Beratungseinrichtungen für Frauen steigt, er bleibt nicht gleich. 

Sie schauen so fassungslos, Frau Kollegin Kato. Ich bin auch fassungslos, weil es eine Unwahrheit ist, die Sie hier leider verbreiten, wenn Sie den Frauen in dieser Stadt verkaufen, dieses WAFF-Budget sei ein Erfolg und dieses WAFF-Budget habe für Frauen positive Neuerungen gebracht. 

Wir sehen das nicht so. Wir haben wiederholt Anträge auf Erhöhung des Frauenbudgets gestellt, wir werden das auch weiterhin tun. Leider haben Sie diese Anträge abgelehnt, so wie Sie auch die GRÜNEN-Anträge auf einen Frauenbericht und Frauenarmutsbericht abgelehnt haben. Das finden wir vollkommen unverständlich, gerade bei einem Frauenarmutsbericht. Sie wissen, die Armut von Frauen in Wien steigt signifikant, nicht nur aufgrund der schon genannten Teilzeitbeschäftigungen und atypisch Beschäftigten, sondern auch - schauen wir uns die Zahlen an: Sozialhilfe-Empfängerinnen über 30 000, Notstandshilfe-Empfängerrinnen über 16 000 - die Armut ist in dieser Stadt weiblich. 

Ein Frauenarmutsbericht wäre ein wesentlicher Schritt dazu - auch im Sinn von Gender Mainstreaming -, die Lage der Frauen in der Stadt endlich einmal zu erfassen und hier entsprechende Daten zu haben. Sie haben uns nämlich in einer Anfragebeantwortung letztes Jahr völlig offen gesagt: Sie haben diese Daten nicht, Sie haben keine Daten über die soziale Lage der Frauen in Wien. 

Ein Frauenarmutsbericht könnte auch Ursache und Wirkung armutsbekämpfender Maßnahmen aufnehmen und auch die Maßnahmen, die es in Wien gibt - es gibt ja Maßnahmen! -, evaluieren. Vor allem würde sich dann auch herausstellen, wie die Wirkung der Maßnahmen der blau-schwarzen Bundesregierung ist, nämlich natürlich gegen die Frauen, gegen diese Einrichtungen und gegen die Beratungsleistungen, und wie dies Armut erhöhend wirkt. Das alles könnte man mit einem Frauenbericht schön zeigen. 

Sie tun es nicht; ich weiß nicht, warum Sie es nicht tun - wahrscheinlich hauptsächlich deshalb, weil Sie bei der Lage der Frauen und bei der Armut in dieser Stadt schönfärben wollen. Wir wollen das nicht, wir werden noch einmal diesen Antrag auf Frauenarmutsbericht, der auch von der Österreichischen Armutskonferenz gestellt wird und den es in anderen Städten, zum Beispiel Salzburg, auch gibt, nach wie vor stellen.

Ein letztes Wort lassen Sie mich noch sagen zu einem Bereich, der für uns GRÜNE von Wichtigkeit ist - und da schließe ich an meinen Vorredner Martin Margulies an -, nämlich Frauenpolitik. Die Gesellschaftspolitik wie überhaupt die Politik betrifft in dem Fall nicht nur das rechtliche System und nicht nur die Absicherung von Vereinen, nicht nur Subventionen, sondern gerade in der Frauenpolitik geht es auch um Widerstand. Es geht um Widerstand gegen das patriarchale System und gegen herrschaftliche Strukturen. Frauenpolitik heißt auch Kritik am herrschenden Wirtschaftssystem, an herrschenden Verhältnissen, heißt auch Neoliberalismus-Kritik, heißt auch, an dem - ich nenne es einmal so - Schönsprech von Wettbewerb, Liberalisieren, Deregulieren, New Public Management, Effizienz in der Stadtverwaltung nicht mitzumachen, sondern dem ein wirkliches Gegenmodell entgegenzusetzen.

Dieses Gegenmodell, das Sie immer propagieren - das Gegenmodell zur Bundesregierung, das Gegenmodell zum Sozialabbau -, vermissen wir gerade auch in der Frauenpolitik. Denn überall dort, wo Sie andere Ansätze setzen könnten, andere Akzente, wodurch Sie wirklich Widerstand gegen den autoritären Wettbewerbstaat leisten können - ich spreche von Fragen der Ausgliederung, Ladenöffnungszeiten, Wiener Linien, Dienst- und Besoldungsreform -, dort tun Sie es nicht. Dort leisten Sie keinen Widerstand, dort machen Sie, wie auch in der gesamten Dienstrechtpolitik - Stichwort: Wiener Pensionsmodell - leider mit. Wie die Bundesregierung betreiben Sie auch hier zum Teil Liberalisierungen und Deregulierungen, Sozialabbau und Verschlechterungen, auch für die Wiener Bediensteten, wie Sie es im Wiener Pensionsmodell vorgenommen haben.

Wir vermissen hier die stärkeren und lauteren Akzente der Sozialdemokratie, die sagen: Wir wollen eine andere Gesellschaft, wir wollen eine andere Wirtschaftspolitik, wir wollen auch eine andere Frauenpolitik, die über die reine Absicherung von Bestehendem hinausgeht und wirklich neue, zum Teil auch gesellschaftsverändernde - ja, wir haben den Anspruch auf Gesellschaftsveränderung! - Akzente setzt. In der Frauenpolitik wäre das notwendig. Die GRÜNEN stehen für so ein Modell, sie stehen für den Widerstand gegen das herrschende Wirtschafts- und Herrschaftssystem. (Zwischenruf von GR Günther Barnet.)
Ich würde mir da wirklich wünschen, dass die Sozialdemokratie ihre absolute Mehrheit, mit der sie ausgestattet wurde, nützt und im Sinne der Umverteilung auch wirklich umverteilt. Dieses Budget ist nicht umverteilend, schon gar nicht zu Gunsten von Frauen, und auch deshalb lehnen wir es ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich werde mich in meinen Ausführungen auf drei Themen beschränken: auf die Integration, auf die Personalpolitik und auf die Sicherheit in Wien.

Punkt 1, Integration: Bevor man sich über Integration den Kopf zerbrechen kann, stehen als Schritt davor einmal Zuwanderung oder Asyl. Österreich ist sowohl Zuwanderungsland als auch Asylland, stärker noch Asylland als Zuwanderungsland, denn im Jahr 2003 sind 8 000 Fremde legal zugewandert, aber 36 000 Personen haben einen Asylantrag gestellt. Österreich braucht na-türlich eine vernünftige Zuwanderung, aber wir brauchen auch eine vernünftige Balance zwischen Zuwanderung aus legitimen nationalen Interessen und Zuwanderung aus humanitären Gründen. 

Was wir brauchen, ist eine Kontrolle der Wan-
derungsströme und Regelungen, die transparent und durchschaubar sind. Solche Regelungen haben wir in der Niederlassungsverordnung, in der Definition der Schlüsselarbeitskräfte, im Integrationserlass und in den Regelungen über die Wirtschaftssaisoniers und über die Erntehelfer.

Ich verhehle nicht, dass es im Bereich des Asylverfahrens notwendig sein wird, bestimmte Schärfungen des Gesetzes vorzusehen. Das entspringt nicht einem grundsätzlichen Misstrauen gegenüber asylwerbenden Personen, aber einfach der Erkenntnis, dass es in der letzten Zeit passiert ist, dass sich Personen auf das Asylrecht berufen haben, für die das Asylrecht eigentlich nicht vorgesehen ist. "Selbstverständlich muss jede Änderung des Fremdenrechtes mit Augenmaß und im verfassungsrechtlichen Rahmen erfolgen. Aber der Rechtsstaat muss sich gegen Missbrauch wehren dürfen – mit rechtsstaatlichen Mitteln." – Ich zitiere aus dem "Kurier" vom vergangenen Samstag, und dem ist in diesem Zusammenhang wenig hinzuzufügen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was kann aber die Stadt Wien machen, um Fremde in Wien besser integrieren zu können. Zwei Hauptansatzpunkte sehen wir von der ÖVP, das ist das Thema Wohnen und das ist das Thema Spracherwerb. Nach wie vor ist es so, dass viel zu viele Fremde in Wien in Substandardwohnungen leben müssen, dass ihnen der Zugang zu Gemeindewohnungen verwehrt ist. Es gibt Türkeiexperten wie Josef Tennel, der in einer Presseaussendung erklärt hat, dass sehr viele Ausländer in Wien quasi in Ghettos leben müssen und dass die schlechte Ausbildung von ihnen mit ein Grund für die Bildung von Slums sei. Es handelt sich hier um einen Türkeiexperten, der mit seiner Marketingagentur türkische Tageszeitungen vertreibt und bewirbt, und ich glaube, das sollte uns eine Mahnung sein, wenn wir so etwas aus berufenem Munde hören.

Wenn wir Deutschsprechen forcieren wollen, dann müssen wir damit bei den Kindern beginnen, müssen wir sicherlich noch vor Schuleintritt dafür sorgen, dass Kinder im österreichischen Schulunterricht in der Lage sind, auch dem Unterricht zu folgen. Es muss selbstverständlich Ziel sein, dass alle Kinder bei Schuleintritt Deutsch beherrschen, und ich glaube, wir haben da schon sehr sinnvolle Anträge gestellt, allen voran mein Kollege Walter Strobl. Es geht einfach darum, schon bei der Schuleinschreibung festzustellen, wie die Sprachkenntnisse beschaffen sind. Wenn das unmittelbar vor Schuleintritt erfolgt, wird es zu spät sein, dann wird man dieses fehlende Wissen den Kindern nicht mehr beibringen können. Wenn man aber die Schuleinschreibung vorzieht, dann kann man das überprüfen, kann dann einladen, ein Gratiskindergartenjahr zu besuchen, und die Sprachkenntnisse werden sich im Regelfall verbessern. Sollte das nicht der Fall sein und das Angebot nicht angenommen werden, so ist es immer noch möglich, den Kindern in einem Spezialunterricht die deutsche Sprache näher zu bringen. 

Das wäre ausschließlich Sache des Landes, das ist ausschließlich Sache der Stadt Wien, und es ist eigentlich nicht einzusehen, warum wir Kindern diesen Tort antun, in einer Klasse sitzen zu müssen, in der sie nur Frustrationen erleben, weil sie dem Unterricht einfach nicht folgen können.

Es gibt da hervorragende Beispiele – die ÖVP hat sie vorgezeigt –, wie man das beispielsweise in Hessen macht. Dort geht man so weit, dass man parallel zum Kindergarten auch noch Sprachkurse für die Mütter anbietet, und wir werden in unserer Forderung und unseren Vorschlägen in dieser Frage auch vom Verein Türkischer Eltern in Wien unterstützt.

Punkt 2: Personal in Wien. Da haben wir natürlich einiges zu kritisieren, von den Karenzierungen über die Zunahme der Zahl der MitarbeiterInnen in den Stadtratsbüros bis zum Nebengebührenkatalog, der eine unglaubliche Bürokratisierung darstellt. Wenn wir uns den Voranschlag 2005 ansehen, dann springt einmal eine Zahl besonders ins Auge, und das sind die 329 Millionen € für die Pensionen. 

Diese Zahl würde so nicht da stehen, wenn wir eine andere Pensionsregelung für Beamte beschlossen hätten. Die Pensionsreform in Wien verdient ihren Namen nicht, und ich darf dafür auch die Rechtanwaltskammer Wien und ihre Stellungnahme als Zeugen aufrufen. Beabsichtigt war, ein höheres Pensionsantrittsalter auch für Wiener Beamte herzustellen. In dieser Stellungnahme heißt es allerdings – und dem kann ich mich anschließen –: „Bei genauer Betrachtung tritt jedoch zutage, dass der Kernpunkt der Reform, nämlich die Hinaufsetzung des Pensionsalters, infolge der ermöglichten Ausnahmen im Wesentlichen nicht verwirklicht wurde."

Nicht verwirklicht ist das Hauptziel der Reform, nämlich mit 65 Jahren den Ruhestand antreten zu können. Wie bekannt ist, kann bis zum Jahre 2009 noch mit 60 Jahren in Pension gegangen werden, aber bitte, das ist eine Übergangsregelung, die sich irgendwann einmal ändert. Es gibt aber auch die Möglichkeiten, mit 55 und weiterhin mit 60 Jahren in Pension zu gehen. Das sind also wirklich sehr skurrile Ausnahmebestimmungen. Ab 55 kann der Ruhestand angetreten werden im Falle einer Organisationsänderung von Amts wegen, und zwar ohne Abschlag. Das heißt, die Stadt Wien kann nach eigenem Gutdünken verdiente Mitarbeiter mit 55 Jahren mit deren Willen oder gegen deren Willen in Pension schicken. Sie hat es in der Hand. Rechtsanspruch darauf gibt es keinen. Rechtsanspruch gibt es auch in einem zweiten Fall der Frühpensionierung nicht, nämlich den Ruhestand über Antrag mit 60 Jahren antreten zu können.

Eine weitere Skurrilität liegt darin, dass der Durchrechnungszeitraum erst im Jahre 2042 erreicht werden wird, dass der Pensionssicherungsbeitrag ein anderer ist als bei den Bundesbeamten, dass die Dienstunfähigkeit anderes definiert ist, die Bestimmungen für die Pensionskasse anders sind und auch beim Sabbatical die Regelungen etwas anders aussehen.

Kurz und prägnant formuliert könnte man sagen: Der Bund harmonisiert, die Gemeinde Wien privilegiert. Einsehen kann das natürlich niemand: nicht die Bundesbeamten, die sich mit den Landesbeamten vergleichen, und auch nicht Bedienstete hier in dieser Stadt, die nicht unter diese Regelungen fallen.

Es ist Ihnen vorbehalten, sehr verehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, auch hier ein Zweiklassensystem bei den Bediensteten in Wien zu schaffen. 

Das wird mittlerweile auch von den Medien kritisiert. Ich lade Sie ein, wiederum im "Kurier" von gestern auf Seite 1 zu lesen: „Für gut 55 000 Landes- und Gemeindebedienstete gilt die Harmonisierung nicht. In Wien, Salzburg und Kärnten soll sie auch nie gelten, die anderen Bundesländer wollen irgendwann dem Bundesbeispiel folgen." – Also bitte, das ist nicht so lange her. Den "Kurier" von gestern kann man vielleicht noch in der Ablage leicht finden. (GR Godwin Schuster: Auch den heutigen "Kurier" lesen!)
Thema Nummer 3: Sicherheit. Überhaupt keine Frage, wir haben Kriminalität auf hohem Niveau. Wir müssen versuchen, hier gegenzusteuern. Wir können uns nicht mit den Statistiken zufrieden geben, die uns im Augenblick sagen, dass die Kriminalität in Wien leicht rückläufig ist. Es ist so, dass wir in Wien nunmehr tatsächlich 7,8 Prozent weniger angezeigte Fälle haben, und zwar wenn man den Zeitraum Jänner bis Oktober 2004 mit dem Zeitraum Jänner bis Oktober 2003 vergleicht. (GR Godwin Schuster: Gehen Sie 6°Jahre zurück!) Im Zeitraum vom Jänner bis Oktober 2003 hatten wir 219 000 Delikte, und im Zeitraum Jänner bis Oktober 2004 201 000 Delikte. Viel zu viel, überhaupt keine Frage. Wir sind herausgefordert, wir müssen dagegen etwas unternehmen (GR Godwin Schuster: Ja, das glaube ich auch!), aber wir müssen alle an einem Strang ziehen. Auch die Stadt, auch wenn Kriminalitätsbekämpfung natürlich Aufgabe des Bundes ist. (GR Godwin Schuster: Warum weiß das der Minister nicht?) 

Selbstverständlich weiß das der Minister auch. Beim Minister gibt es auch Reformen, die Ihnen bekannt sind, Herr Kollege, von der Zusammenlegung von Gendarmerie und Polizei angefangen bis zur kriminalpolizeilichen Reform in Wien. Das Innenministerium ist das einzige Ministerium, das im nächsten Jahr über mehr Budget und mehr Personal verfügen wird. Wir haben jetzt in Wien 434 Polizisten in Ausbildung, weitere 290 werden für Wien dazukommen. Es wird eine Wachzimmeroffensive geben. 18 konkrete Projekte werden in Wien bearbeitet. 

Herr Kollege Schuster, weil Sie da immer so interessiert sind und gerne Zahlen haben wollen, darf ich Ihnen eine Zahl sagen, wie sie wirklich ist, und da ändern auch Ihre Presseaussendung nichts daran, wenn Sie immer dabei bleiben. Die Zahl der Pensionierungen im nächsten Jahr liegt nicht annähernd bei 300, sondern bei einem Drittel davon. Man rechnet damit, dass es 100 Pen-sionierungen im nächsten Jahr geben wird. (GR Godwin Schuster: Ja, und was ist mit den zwei Jahren Ausbildung für jene, die neu kommen?) Ich würde Sie also daher wirklich bitten, die Angelegenheit ein bisschen seriöser zu behandeln, weil wir nämlich wirklich ein Problem haben. 

Es ist ja nicht so, dass man sagen könnte, wir haben im Bereich der Sicherheit kein Problem. Wir haben ein echtes Problem in der Suchtgiftkriminalität, wir haben ein echtes Problem bei der Eigentumskriminalität. (GR Godwin Schuster: Ja, in den Bezirken fehlen 780 Personen!) Es werden Sonderkommissionen eingerichtet, die Polizisten leisten Großartiges. Es gibt auch bereits einige Erfolge zu verzeichnen. Sie sind uns immer noch zu wenig. Der Innenminister reagiert darauf, und ich hoffe, dass wir dann, wenn die verantwortlichen Stellen von Bund und Land in sinnhafter Weise zusammenwirken, diese ganz großen Herausforderung, vor der wir stehen, bewältigen können. 

Ich möchte schon noch, bevor ich schließe, weil wir hier ja im Wiener Gemeinderat debattieren, die kommunale Kriminalprävention ansprechen. (GR Günther Barnet: Was?) Die kommunale Kriminalprävention. (GR Günther Barnet: Das war akustisch schlecht zu verstehen!) Es geht darum, dass die Gemeinde Wien auch ihre Aufgabe wahrnimmt, wenn es darum geht, für mehr Sicherheit in dieser Stadt zu sorgen. Nach der Bundesverfassung ist die örtliche Sicherheitspolizei eine Angelegenheit der Gemeinde, im eigenen Wirkungsbereich zu vollziehen, und davon kann man sich nicht völlig verabschieden. 

Ich meine, man kann ein privates Unternehmen damit beauftragen, die Donauinsel zu überwachen. Nur, das ist eine Form der Privatisierung, wo ich schon sehr überrascht bin, dass sich die SPÖ zu dieser Form bekennt. Bisher habe ich da keine große Freude beim Privatisieren feststellen können. Ich finde es auch nicht richtig im Bereich der Sicherheit. Hier müsste man ein Angebot von Seiten der Stadt schaffen. 

Kommunale Kriminalprävention fängt bei der Sauberkeit an, bei Maßnahmen gegen Verunreinigung im öffentlichen Raum. Das ist wichtig, denn in all diesen Bereichen, wo man den Eindruck hat, dass die soziale Kontrolle verlorengegangen ist, sinkt die Hemmschwelle zur Begehung strafbarer Handlungen. (GR Godwin Schuster: Kein einziger Diebstahl wird dadurch verhindert!) Da geht es um Alkoholismus im öffentlichen Raum, da geht es um unser Stadtbild, da geht es darum, wie tote Auslagen aussehen, da geht es auch um Beschmierungen an Wänden. Das hat nichts mit Graffiti-Kunst zu tun, überhaupt keine Frage, Graffiti-Kunst soll es geben, die soll auch gefördert werden, da hat auch die Stadt eine Aufgabe, da sollte auch die Stadt Wien Flächen zur Verfügung stellen (GR Günter Kenesei: Kanaldeckeln am besten!), denn im Augenblick haben hier zwei Gruppen ein Problem: die Sprayer, die verfolgt werden mit Strafanzeigen und Schadenersatzprozessen, und die Wienerinnen und Wiener, denen die Wände beschmiert werden, wodurch manchmal der Eindruck von Verwahrlosung noch verstärkt wird. 

Da geht es um Videoüberwachung, die man im Bereich der Gemeinde Wien machen könnte, da geht es um Drogenprävention, um Bettelei – reines Landesthema, Kompetenz ausschließlich beim Land –, da geht es um eine Kultur des Hinsehens und um eine Kultur der Verantwortung. Und da geht es auch darum, ein politisches Amt einzuführen, um ein Zeichen zu setzen und auch eine Möglichkeit zu schaffen, mehr für Sicherheit in dieser Stadt zu tun. Wien gehört zu den ganz wenigen Städten in dieser Größenordnung, die keinen Stadtrat für Ordnung und Sicherheit haben. (Ironische Heiterkeit des GR Günter Kenesei.) In deutschen Städten ist dies eine Selbstverständlichkeit. Die Sicherheitsagenden in Wien sind auf drei bis vier Ressorts verteilt. Es wäre sinnvoll, einen Sicherheitsstadtrat zu haben, der diese ... (GR Günter Kenesei: Du hast ein Problem mit dem Ordnungsbegriff!) Ja, das ist erlaubt, da bin ich tolerant, Lächeln ist zulässig. Es ist auch zulässig, eine andere Meinung zu haben, keine Frage. 

So ein Stadtrat könnte auch eine Stadtpolizei führen. Dann würden wir uns nämlich die privaten Ordnungsdienste auf der Donauinsel ersparen. Die Aufgaben für diese Stadtpolizei liegen auf der Hand, nämlich überall dort, wo jetzt schon die Gemeinde nicht nur die Kompetenz, sondern auch die Verpflichtung hat, für Ordnung und Sicherheit zu sorgen. Das hat irgendwo auch schon der Bürgermeister mitbekommen, dass es hier eine Verantwortung gibt, sonst hätte er nicht einmal sogar die Idee geboren, die Polizei übernehmen zu wollen. Das ist natürlich eine schlechte Idee, die Kriminalitätsbekämpfung kommunalisieren zu wollen, noch dazu dann, wenn man es nicht schafft, Sicherheit im eigenen Bereich zu schaffen.

Sehr verehrte Damen und Herren! Schon alleine deshalb, weil es bei diesem Kapitel keinen einzigen Ansatz, keine einzige Budgetpost Sicherheit gibt, können wir diesem Voranschlag selbstverständlich nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Barnet, bitte.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Frau Stadträtin! Ich bleibe beim Du, wenn ich darf, ja. Also du, Frau Stadträtin, oder du sehr geehrte Frau Stadträtin. Dein Ressort ist irgendwie so umfassend und groß, dass man es gar nicht schafft, sich mit allen Dingen zu beschäftigen, selbst wenn man 40 Minuten hat. Unter anderem auch deshalb, um die geneigten anderen Kollegen nicht vollständig einzuschläfern, die ohnehin schon sanft vor sich hindämmern. Ich werde daher ein paar Punkte auslassen, und zwar, dein Einverständnis voraussetzend, die Märkte und das Veterinäramt. Die sind zwar charmant diese Bilder von dir mit Äpfeln, Bananen, Gemüse aller Art, mit kleinen Tieren werden auch noch welche kommen. Ich finde das interessant und charmant, aber wir werden uns heute mit dieser Frage nicht beschäftigen, sie wird sachlich ein anderes Mal zu diskutieren sein. 

Ich bleibe bei den anderen Punkten und beginne mit dem, was vorerst am wenigsten umstritten ist, nämlich bei der Frage der Bediensteten, bei der Vorsorge für sie im Budget der Stadt Wien und was das für eine finanzpolitische Bedeutung hat. Und da bin ich – im Gegensatz zur Kollegin Vana – der Meinung, dass die Stadt dafür nicht zu wenig, sondern zu viel Geld ausgibt, und zwar zu viel in doppelter Hinsicht: erstens falsch verteilt, falsch verteilt innerhalb der Bediensteten selbst, zweitens die steigende Quote des Personalaufwandes im Budget. 

Ich darf das in einigen Zahlen kurz darstellen. Die Personalquote des Jahres 2003, also der Aufwand für das Personal im Gesamtbudget, war 32,6 Prozent. Das steigt 2004 auf 33,7 und 2005 auf 34,3 Prozent. Das sind jetzt so kleine Sprünge, die vorerst, wenn man sie prozentuell darstellt, keine bedeutenden Auswirkungen haben, aber wenn man sich die Summen anschaut, doch ganz gewaltig sind. Aber dazu später. 

Warum komme ich zu dem Argument, dass es falsch verteilt ist? Aus meiner Sicht ist es falsch verteilt – und wir haben das schon bei der letzten oder bei der vorletzten Novelle zum Bedienstetengesetz diskutiert –, weil der Aufwand für Pensionisten oder für im Ruhestand Befindliche zu hoch ist, während der für die Aktiven zu gering ist. Das Verhältnis stimmt nicht mehr. Sieht man sich die Köpfe an, ist es so, dass wir da ein Ansteigen der Zahl der Pensionisten im Jahr 2005 von zirka 900 haben. Das bedeutet in der Verhältniszahl Aktiver zu Pensionisten 68 892 an Aktiven zu zirka 25 100 Ruheständlern. Das ist ein Verhältnis von nicht ganz drei zu eins. Beim budgetären Aufwand haben wir aber ein Verhältnis von zirka 2,2 Milliarden zu 1,015 Milliarden, also einen Verhältnis von zwei zu eins. Das heißt, es zeigt deutlich, wie es sich in der Pension hinauf verschiebt, wie die Pensionisten teuer werden, wie sich dieses Verhältnis auf das zirka Eineinhalbfache verändert. 

Und das ist aus unserer Sicht falsch. Es ist falsch, weil es im Rahmen des Personalbudgets selbst keinen Spielraum lässt für Dinge, die du unter anderem eingefordert hast, nämlich bei den Aktiven irgendwo gestaltend zu wirken in Bereichen, die uns politisch wichtig erscheinen. Und es gibt jetzt nicht die Möglichkeit, neben dieser Strukturveränderungen das Geld auch für andere Dinge zu verwenden. 

Und jetzt komm ich zu dieser Summe, weil diese Steigerung so gering klingt. Im aktiven Aufwand und in den Ruhebezügen war das in Summe 0,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Das klingt so wenig, aber in Euro-Millionen sind es 79. Für die, die noch dem Schilling nachhängen und sich die Dimension dann auch vorstellen können: Über eine Milliarde Schilling. 

Und dann kommt gestern der Herr StR Schicker und belehrt uns, warum er kein Geld für den Ausbau dieses – ich weiß nicht, wie der Bahnhof wirklich auszusprechen ist – Bahnhofs Wien-Europa-Mitte oder wie auch immer hat. Er sagt, wenn diese Bundesregierung bei einem Eurofighter auf zwei Flügel verzichten würde – wie der dann fliegt, weiß ich nicht, aber sei's drum, er hat dieses Beispiel dargestellt –, dann hat er sofort das gesamte Geld, um den Bahnhof Wien-Europa-Mitte zu bauen. (Zwischenruf des GR Ernst Woller.)

Und jetzt sage ich Ihnen – da können Sie noch ein paar mal herausschreien –, wenn Sie nur annähernd – nur annähernd, das ist noch nicht unmenschlich – eine Pensionsharmonisierung der Gemeindebediensteten machen würden, die diesem Ausdruck auch nur, wie soll ich sagen, geringfügig gerecht werden würde, dann hätte er das Geld von einem Tag auf den anderen. Bis ins Jahr 2042 geben Sie, weil die Harmonisierung anders verläuft als die des Bundes, 264 Millionen EUR – für jene, die es in Schilling wissen wollen: 3,6 Milliarden ATS – mehr aus. (Zwischenruf des GR Ernst Woller.) Und wenn Sie nur ein Drittel davon einsparen, dann bauen Sie den Bahnhof nächstes Jahr aus, dass es nur so kracht; mit Marmor und allem Möglichen. (Beifall bei den Freiheitlichen.) 3,6 Milliarden ATS! Das geht mit dem eigenen Partner, und da brauche ich keinem Flugzeug die Flügel abzuschneiden. 

Und überhaupt, Kollege Woller, diese Argumentation ist ja eigentlich eines Stadtrates unwürdig. Also ich muss das wirklich sagen, so eine Argumentation, wie sie der StR Schicker gestern gebracht hat, ist ja eigentlich unwürdig. Das Vergleichen einer Aufwendung mit der anderen, noch dazu aus einem fremden Budget, nicht aus dem eigenen. Beim eigenen kann man über alles reden. Wie verteile ich meine Mittel für mich selber. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Das war jetzt meine Argumentation. (GR Godwin Schuster: Und Sie nehmen es unseren Mitarbeitern weg!) Nein, nein, Sie hören nicht zu. Ich sage, wie verteile ich meine Mittel im eigenen Bereich. (GR Godwin Schuster: Soll das Geld nicht aus dem Budget genommen werden?) Aber das Geld von jemand anderem anzusprechen und zu sagen, das ist unlauter, wofür der das Geld ausgibt, also ich meine, das ist eine Argumentation, die so hanebüchen ist, dass sie sich aufrechte Sozialdemokraten in den achtziger Jahren niemals erlauben hätte können. Ich muss schon sagen, die achtziger Jahre sind anscheinend an euch vorbeigegangen. Ihr wisst über eure eigene Vergangenheit nichts mehr, ihr wollt sie wegschmeißen. Ich nehme das zur Kenntnis, aber das bringt euch auch nicht weiter. 

Jedenfalls, dieses Geld ist locker da, wenn man es selber einsparen will. Wenn man es natürlich nicht will, wenn man es vor Wahlen mit dem Fühlhorn verteilen will, wobei man sagt, die Bundesbediensteten vom Bundesheer, die wollen wir nicht, die wählen nicht die Roten, dort gehört es weggestrichen, aber für die eigenen Gemeindebediensteten gehört das Geld ausgegeben, damit die uns wählen, so verstehe ich das. (GR Godwin Schuster: Das muss erst budgetiert werden! Das ist noch gar nicht im Budget!) Ich verstehe das, das ist taktisch in Ordnung, aber es ist nicht lauter. Mit diesem Schmäh kommt der StR Schicker bei uns halt nicht durch. (GR Godwin Schuster: Für den Verkehr braucht man auch ein Budget!) Ihr sollt lieber im eigenen Bereich sparen. Spart ein, dann könnt ihr alles bauen, da braucht ihr keinem Eurofighter die Flügel abzuschneiden. (Beifall bei der FPÖ.)
Und die Antwort, Kollege Schuster, würde heißen: ein modernes Dienstrecht, das den Namen verdient und das auch für die Bediensteten in Ordnung ist, höhere Einstiegsgehälter, flachere Kurve in der Pension – das Geld also dann, wenn man es braucht zum Häuselbauen, aber nicht als Pensionist, damit man es in Fernreisen investiert oder was auch immer die Herrschaften dann alle gern machen – und ein ordentliches Grundgehalt und weniger Zulagen – der Kollege Ulm hat das schon angesprochen –, von denen man nicht weiß, ob sie sachorientiert vergeben werden oder nicht. 

Das ist die Antwort: ein ordentlich neues Dienstrecht. Wir sind bereit, es mitzutragen. Die Frau Stadträtin soll eines auf den Tisch legen, dann sind wir dabei, wenn es diese Kriterien erfüllt. (GR Godwin Schuster: Gibt es im Bund andere Zulagen?) Bitte, was sagst du? (GR Godwin Schuster: Gibt es im Bund ein anderes Zulagensystem!) Ja. (GR Godwin Schuster: Glauben oder wissend?) Wissend. Du provozierst mich wieder dazu, zu sagen, dass ich die Dienstrechtsprüfung im Dienst- und Besoldungsrecht mit Auszeichnung gemacht hab. Du provozierst mich wieder dazu. Ich habe dir das sagen müssen. Du hättest dir das ersparen können.

Darüber hinaus – das weißt du auch, Kollege Schuster – arbeitet die Bundesregierung an einem neuen Bundesmitarbeitergesetz, das im nächsten Jahr oder bis zum Ende des nächsten Jahres vorgelegt werden wird. Von Wien höre ich das nicht. Da höre ich nicht, es kommt ein neues Besoldungsrecht, das angemessen ist. Ich habe auch kein Problem damit. Legt eines vor, und wenn es den Kriterien entspricht, stimmen wir freudig zu, so wie andere schon früher irgendwelchen Dingen gern freudig zustimmt haben. (GR Godwin Schuster: Gerade haben Sie gesagt, Sie stimmen nicht zu!) Aber es kommt halt von euch nichts. Ihr versucht immer, von den eigenen Fehlern abzulenken und auf die Bundesregierung zu zeigen. Der Schmäh geht nicht rein, der geht vielleicht in euren Sektionen rein und in eurer Rednerschulung, wenn ihr es irgendjemandem erzählt, aber bei uns geht das nicht hinein, deswegen hört bitte auf damit. (Beifall bei der FPÖ.)
Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Ein anderer Punkt, angesprochen von der Kollegin Vana. Also bei der Frauenpolitik halte ich mich ein bissel zurück, das habe ich schon gesehen, da verstehe ich nicht so viel davon. Meine Frau hat auch gesagt, ich soll das sein lassen und soll nicht immer sie zitieren. (GR Karlheinz Hora: Das ist gescheit!) Ja, man sollte mehr auf seine Frauen hören oder auf die Frau hören, Kollege Hora, wie immer du das halten willst. Also jedenfalls: Wir sollten mehr auf unsere Frauen hören. 

Aber ein Punkt, den du in deiner Rede angesprochen hast, hat mich dann doch bedenklich gestimmt, nämlich die Frage Gender Mainstreaming. Also da haben wir einfach einen Auffassungsunterschied, und ich bitte daher das Schmunzeln, das da manchmal aus unseren Reihen kommt, zu verzeihen. Wir sind nicht der Meinung, dass Gender Mainstreaming – das ist eigentlich ein furchtbares Unwort, wenn man ehrlich ist – gleichzusetzen ist mit Frauenförderung. Du hast es aber heute so dargestellt, und ich weiß, du weißt auch, dass es nicht so ist. Also gut, wir wissen beide, es ist nicht so, aber du hast es heute zumindest im Wesentlichen so dargestellt. Das ist nicht Frauenförderung, sondern das ist – ich weiß nicht, wie man da sagen soll – geschlechtspezifisch oder geschlechtlich orientierte Politik des Ausgleiches von Ungerechtigkeiten, egal, ob sie historisch, subjektiv oder objektiv sind. Und in diesem Zusammenhang hast du von einer Quote von 50 Prozent geschrieben, die ein Gesetz vorsieht, das Gleichbehandlungsgesetz natürlich.

Also ich bin jetzt ein Mann, das stimmt, aber es gibt auch Frauen, die sagen – also jetzt nicht meine, damit ich nicht immer meine Frau zitiere –, mit der 50‑Prozent-Quote ist nichts erreicht, denn es geht ja nicht darum, dass Frauen etwas werden, weil sie Frauen sind, sondern es geht darum, dass Frauen etwas werden, weil sie gut sind und Frauen sind. Daher bin ich kritisch mit so einfachen Orientierungsmaßstäben wie 50 Prozent. Und da passiert auch viel. Ich bin nicht der Pflichtverteidiger der Frau Stadträtin, aber da passiert viel. 

Von dir wurden auch die Probleme in den technischen Berufen angesprochen, aber wie soll man das wettmachen, wenn da jahrhundertelang diese Dinge anders orientiert waren. Im Sinne des von dir angeführten Gender Mainstreaming – ich hoffe, irgendwann einen Begriff zu finden, der das mit kurzen Worten übersetzt –, wäre kreativ darüber nachzudenken, mehr Männer in frauenspezifischen Berufe zu bringen, um auch auf diese Weise das Verhältnis zu verändern. Das passiert ja. Ich habe leider keine Tochter oder noch keine, aber da gibt es den Töchtertag, und das ist ja auch in Ordnung, da passieren ja klasse Sachen. Das muss man ja auch anerkennen. 

Und zu den von dir angesprochenen 60 Jahren, die es gedauert hat, bis sich das Verhältnis im oberen Führungsbereich verschoben hat. Also ich tu mir da leichter, aber das muss man aushalten. 60 Jahre müssen wir noch warten können. Wenn wir jahrtausendelang ein anderes Gesellschaftssystem haben, das du unter anderem ändern willst, da werden wir noch 60 Jahre Zeit haben um ein paar Jahrtausende auszugleichen. Die Zeit wird man einfach haben müssen. 

Wobei ich das mit dem Gesellschaftssystem sowieso nicht ganz verstanden habe. Du hast gesagt, ihr seid eine Partei, die das Gesellschafts- und Wirtschaftssystem nachhaltig verändern will. Das System, dem ich anhänge und die Masse dieser Republik, heißt eben Gesellschaftssystem Demokratie oder republikanische Demokratie oder demokratische Republik – wie immer man es sehen will – und im Wirtschaftssystem Marktwirtschaft. Wenn du Beides nicht willst, dann verstehe ich das, dann sag es. Aber du begibst dich damit außerhalb dessen, was irgendwer einmal als Verfassungsbogen bezeichnet hat. Bist du gegen die Marktwirtschaft, bist du gegen die Demokratie, bist du gegen die Republik? Dann sag es! Wenn du dagegen bist, dann sag es. Wir haben auch kein Problem damit, dann werden wir es weitersagen. (GRin Dr Monika Vana: Das ist ja lächerlich!) Hast du es anders gemeint? Wenn du es anders gemeint hast, dann bitte ich, das vielleicht nachträglich zu berichtigen. 

Aber damit bin ich beim nächsten Punkt, nämlich bei der Frage, was Gender Mainstreaming vielleicht erreichen könnte, nämlich sich mit der Frage Gewalt gegen Frauen auseinander zu setzen. Gewalt gegen Frauen, Frau Stadträtin, schreibst du dir auch auf die Fahnen, aber ich kann das noch nicht ganz erkennen. Ich kann es für mich dort noch nicht ganz erkennen, wo wir tagtäglich mit Gewalt gegen Frauen konfrontiert sind und wo wir uns damit auseinander setzen müssen: im Bereich der illegalen Prostitution. 

Das ist eine Problematik, die Wien insbesondere deswegen betrifft, weil Wien zwar ein grundsätzlich gutes Gesetz hat, aber der Vollzug mangelhaft ist. Der Vollzug ist mangelhaft, weil die eigene Behörde die Augen dort zudrückt, wo es darum geht, aufzuzeigen, dass eine andere Behörde nicht ordnungsgemäß vollzieht, nämlich die Bundespolizeidirektion Wien, an die dieser Teil der Vollziehung delegiert ist.

Problematisch ist es zweitens auch deshalb, weil dieses Spannungsverhältnis – und jetzt bin ich beim Kollegen Ulm – zwischen den Bundesbehörden und ihren Ablegern in Wien, nämlich der Bundespolizeidirektion Wien, und dem Land und der Stadt Wien offenbar nicht funktioniert. Da kann man natürlich sagen, dass da Wien einen Teil an der Schuld trägt – das habe ich gesagt –, aber man kann nicht so tun, als ob der Innenminister damit nichts zu tun hätte, als ob die Bundespolizeidirektion nicht eine unmittelbare Bundesbehörde wäre, die ihm untersteht und die er dazu anzuhalten hätte, ein Gesetz, dessen Vollziehung der Landesgesetzgeber an ihn delegiert hat – und damit bin ich bei der von Ihnen angesprochenen Bundesverfassung, denn diese Teilung haben wir –, nicht ordnungsgemäß vollzieht, weil sie anlässlich der Ausstellung des so genannten "Deckels" nicht schaut, ob eine Asylwerberin einen aufrechten Aufenthaltstitel hat – es ist ja nicht einmal gesagt, ob die überhaupt nachgeschaut haben; das wissen wir ja auch nicht, weil wir die Zahlen nicht kennen – und ob der überhaupt der "Deckel" ausgestellt werden dürfte, die Befähigung zur Ausübung des freien Gewerbes. Das ist Angelegenheit der Bundespolizeidirektion Wien und damit des Innenministers. Diese Frage gehörte längst geklärt, und da könnten Sie sich dafür stark machen, Kollege Ulm, bevor Sie sonst irgendwie über die Sicherheitsverwaltung reden. (Beifall bei der FPÖ.)
Das bringt mich zu dem Punkt, dass wir anlässlich der Beschlussfassung des Prostitutionsgesetzes gemeinsam mit der Sozialdemokratie zwei Anträge beschlossen haben: mehr Polizei in Wien. Ich kann mich gut erinnern, wie Sie vor über einem Jahr, als Sie zum selben Thema hier gesprochen haben, gesagt haben, die von der Zollwache werden in Wien landen, also die übergeleitete Zollwache. (GR Godwin Schuster: Ja, genau! 200!) Zwar nicht alle, haben Sie gesagt – da will ich Ihnen Recht geben, es müssen nicht alle sein –, aber ein paar. Also von 1 000 sind ein paar mindestens 200. Wir warten immer noch auf die 200. (GR Dr Wolfgang Ulm: Die gibt es ja!) Nein, das sind andere. Das sind welche, die in Zukunft aufgenommen werden. Die kommen erst jetzt in die Polizeischule. Vermischen Sie nicht Äpfel mit Birnen und glauben Sie nicht, dass Sie mit dem Schmäh bei mir durchkommen. Da kenne ich mich ein bisserl aus. Da geht es um 200 andere oder zumindest um 200 andere. Da geht es um solche, die von den 1 000 Zoll-wacheorganen auf Grund einer Änderung des Gesetzes Anfang 2003 heute schon Dienst in der Sicherheitsexekutive tun sollten, und zwar unter anderem auch in Wien oder an der Grenze oder wo auch immer. Nur, wir sehen die nicht, die kommen nicht. Die verschwinden im Apparat des geschätzten Bundesministers Strasser und keiner weiß, was die tun. 
Das, Kollege Ulm, ist natürlich schon Ihr Problem. Denn sich da herzustellen und über die Sicherheitsverwaltung von Wien zu reden und zu sagen, dass ... (GR Godwin Schuster: Günter, 20 sind in den Bezirken!) 20? Uh! Jetzt lege ich mich aber nieder! 20 ist eine gewaltige Summe von 200, das ist fast ein Zehntel. Aber Spaß beiseite, Kollege Ulm. Sie können natürlich Wien kritisieren, das ist in Ordnung. Da gibt es zwei Modelle, und ich hätte für beide Modelle ein Leidenschaft. Das eine heißt, es bleibt Bundeskompetenz und der Bund macht alles in Ordnung, oder wir verlagern ins Land hinein und das Land übernimmt Aufgaben der Sicherheitspolizei, und zwar solche, die es heute delegiert hat im Sinne Ihres Vorschlages. Aber für irgendetwas müssen wir uns einmal entscheiden. 

Das Problem ist, dass da zwei hin- und herspielen: die Gemeinde Wien, der Bürgermeister, der sagt, das mache ich selber, und der Innenminister, der sagt, nein, nein, das muss verfassungsrechtlich schon in meiner Kompetenz bleiben, das verländere ich nicht, das will ich nicht, der aber nicht die Ressourcen dafür zur Verfügung stellt, obwohl sie ihm gegeben worden sind. Da kann man jetzt nicht allgemein davon reden, dass er die Ressourcen nicht hat, sondern er vollzieht sie einfach schlecht. Kollege Ulm, das werden Sie sich gefallen lassen müssen, das ich das sage, das ist halt leider der Zustand heute.

Wenn wir bei der Sicherheitsverwaltung sind, dann ein Punkt zum Antrag der GRÜNEN, der Kollegin Vassilakou. Vielleicht kann mir das, obwohl sie nicht da ist, eine andere Kollegin der GRÜNEN erklären. Die Kollegin Vassilakou hat gestern im Zuge der Diskussion über das Budget einen Antrag eingebracht, der die Beseitigung der unterschiedlichen Behandlung von Zivildienern gegenüber Präsenzdienern im Auge hat. Das ist unter anderem deshalb nicht unbedeutend, weil diese Stadt natürlich – aus meiner Sicht zu gering, in der Zukunft hoffentlich mehr, weil wir uns mehr mit dem zivilen Katastrophenschutz beschäftigen werden – Zivildiener in Anspruch nimmt. Das ist eine interessante Debatte.

Diesem Antrag würde ich gerne zustimmen, wenn er zugewiesen werden würde, denn dann könnten wir darüber inhaltlich diskutieren. Ihn heute sofort zur Abstimmung zu bringen, zwingt mich dazu, an der Wortwahl herumzutüfteln und zu überlegen, wie es gemeint ist, und irgendwelchen authentischen Interpretationen zu nicht anwesenden GemeinderätInnen zu folgen. 

Ich würde daher vorschlagen: Zieht die Beschlussformel zurück. Lasst ihn einem Ausschuss zuweisen, damit man darüber diskutieren können. Dann stimmen wir gerne zu, weil das Anliegen an sich in Ordnung ist. Ansonst verstünde ich nicht, wie ich den Teil des Beschlussantrages zu interpretieren habe. Vielleicht kann es mir noch jemand erklären, vielleicht werde ich noch schlauer, aber insgesamt bitte ich, die Beschlussformel abzuändern und den Antrag einem Ausschuss zuzuweisen, damit wir darüber diskutieren können.

Frau Stadträtin! Der nächste Punkt nach der Prostitution, die vor allem eine Problematik – ich habe es dargestellt – der illegalen Prostitution vor allem von Schwarzafrikanerinnen ist, aus welchem Aufenthaltstitel auch immer sich im Land befinden, ist das ganz große Thema Integration, Zuwanderung, Migration, Diversität, Staatsbürgerschaftsrechte, wie immer wir das Verhältnis zwischen historisch gewachsener Mehrheitsbevölkerung und Zuwanderungsgruppen der letzten Jahrzehnte bezeichnen wollen. Und da, Frau Stadträtin, verstehe ich ehrlich gesagt das Budget nicht. Es ist auch bedauerlich, dass wir in den Ausschüssen vorher keine Debatten über das Budget haben, denn dann könnten wir manches irgendwie vorher lösen. Aber wenn man nur die Zahlen liest, dann versteht man es nicht. 

Ich nehme den Bereich der engeren Integration her, die Magistratsabteilung 17, und lese im Voranschlag 3,185 Millionen EUR und vergleiche das mit der Zahl des Rechnungsabschlusses 2003, das ist die letzte vorliegende Zahl, da hat es die MA 17 in der Form noch nicht gegeben – ich weiß das, danke für das Nicken –, sondern den Wiener Integrationsfonds, und komme dort auf eine Summe von 7,1 Millionen EUR. (Zwischenbemerkung der amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) Ja, ich sage, dafür kann es eine Vielzahl von Erklärungen geben. Das ist aber deshalb nicht ersichtlich, weil das im Budget nicht drinnen steht und weil wir keine Debatten darüber in den Ausschüssen haben. Dann könnten wir uns das alles ersparen. 

Unabhängig davon sage ich der Frau Stadträtin – und das wird dich vielleicht sogar freuen –, auch wenn wir auf die 7,1 Millionen EUR kommen, weil wir die Personalkosten dazurechnen – danke für das nette Einsagen –, ist das auch noch zu wenig. Ich agiere da kontradiktorisch und sage, das ist zu wenig Geld. Das ist zu wenig Geld aus einem einfachen Grund: aus dem einfachen Grund, dass die gesamte Integrationspolitik Europas, Mitteleuropas und dieser Stadt – und das wird mittlerweile eigentlich schon fast jedem klar – gescheitert ist. Die Idee der multikulturellen Gesellschaft, die letztendlich auch hinter diesen Konzepten steht, ist – das zeigen die Beispiele der jüngsten Vergangenheit – schlicht und ergreifend gescheitert. Das kann einen jetzt freuen, weil man immer schon davor gewarnt hat und geglaubt hat, man ist noch gescheiter, das kann einen weniger freuen – wie mich zum Beispiel, ich werde das nachher erläutern –, aber wir müssen festhalten, dass die alten Konzepte gescheitert sind. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass es uns noch mehr kosten wird, dass es noch höhere Anstrengungen bedeuten wird, und wir werden uns damit auseinander zu setzen haben, warum und wieso.

Ich komme zu einem Teilaspekt, zu den Staatsbürgerschaften – das ist in mittelbarer Bundesvollziehung Angelegenheit der Frau Stadträtin –, um das ein bisserl zu erläutern, warum diese Integration nicht funktioniert. Im Jahr 2003 – das sind die letzten Zahlen – wurden in Wien 23 092 Anträge auf Erlangung der Staatsbürgerschaft gestellt. Davon wurden im Ablauf dieses Kalenderjahres 18 421 positiv beschieden, 513 – eine geringstfügige Zahl, 2,2 Prozent – abgelehnt und 4 158 nicht im Laufe eines Kalenderjahres zu Ende behandelt. Das kann viel erklärbare Gründe haben, das hat auch den Grund, dass die zuständige Magistratsabteilung überfordert ist, deswegen sage, dort braucht man vermutlich auch mehr Leute. Die sind nicht qualitativ überfordert, sondern die Vielzahl der Anträge beschäftigt sie einfach. Dort wird man quantitativ etwas nachschieben müssen, weil man sich dem Phänomen ja nicht entziehen kann. Wir können uns dem Phänomen nicht entziehen, dass die Leute systematisch, wenn sie die Aufenthaltsdauer von zehn oder wie vielen Jahren auch immer erreicht haben – bei einigen etwas darunter, bei anderen darüber –, einfach den Antrag stellen und der auch behandelt werden muss.

Lassen Sie mich zu den 513 abgelehnten Anträgen kommen, zur Frage, warum Integration nicht funktioniert. Unter diesen 513 abgelehnten Anträgen befinden sich 277, also knapp die Hälfte, die abgelehnt werden, weil die Antragsteller nicht ausreichend integriert sind, wie von der Behörde festgestellt wurde – eine geringe Zahl; 23 092 Anträge, 277 nicht Integrierte; ich überlasse es Ihnen, das selbst auszurechnen, wie viel das ist; das ist in etwa ein Prozent –, 90 abgelehnte Anträge wegen Verurteilungen, 127 abgelehnte Anträge, weil sie als Minderjährige keinen Antrag stellen können, 20 Anträge, die der Ministerrat nicht anerkennt, 5 so genannte Scheinehen –, wir wissen, es gibt viel mehr, aber es ist ein Vollzugsproblem, nicht Ihrer Behörde, sondern der Sicherheitsbehörde, das gebe ich zu –, aber jetzt die dramatische Zahl: Von den 23 092 Anträgen, davon 18 421 genehmigt und 513 abgelehnt, gibt es nur vier – in Worten: eins, zwei, drei, vier – Antragsteller, die abgelehnt werden, weil sie nicht über die ausreichenden Sprachkenntnisse verfügen, vier Antragsteller von 23 092, die nicht ausreichend Deutsch können, um die österreichische Staatsbürgerschaft zu erlangen. 

Frau Stadträtin! Bei allem Respekt, aber das glaubt halt niemand. Das glaubt unter anderem deswegen niemand, weil wir doch die Beispiele tagtäglich erleben, dass Frauen in Spitäler kommen, schwanger, krank, verletzt, was auch immer, anderen Ethnien angehörig, und, obwohl sie sich schon mehrere Jahre in Österreich aufhalten, nicht in der Lage sind, zu sagen, was ihnen denn fehlt. Das Gegenteil ist der Fall. Unsere Ärzte und Ärztinnen des KAV bekommen eine Liste in die Hand, auf der die wesentlichsten Ausdrücke in der Kunstsprache Serbokroatisch und in Türkisch aufgeschrieben sind, um mit den Frauen zu kommunizieren, um sie fragen zu können, was denn die Krankheit sein könnte, was denn ihr Leiden ist, was denn ihre Befindlichkeit ist. 

Und da sagt die Wiener Behörde, es gibt nur vier von über 23 000 Antragstellern, die nicht ausreichend Deutsch können, um die Staatsbürgerschaft zu erlangen? Das Gesetz sieht das ganz anders vor. Das Gesetz geht davon aus, dass man seinen Lebensumständen entsprechend ausreichend Deutsch können muss. Und zu den Lebensumständen gehört halt nun einmal, das die Leute krank werden, schwanger werden oder sich verletzen und sich daher im Spital oder wo auch immer ausdrücken können sollen, damit man ihnen helfen kann. Und da, liebe Frau Stadträtin, hat die Behörde versagt. Da müssen Sie etwas nachlegen. So wird das nicht weitergehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Und da hat man, wenn man das argumentiert, überhaupt nichts gegen diese Menschen, im Gegenteil, man tut ihnen etwas Gutes. Man sagt, man will ihnen helfen. Aber eine Behörde, die sagt, ihr könnt, bis auf vier, alle ausreichend Deutsch, aber wenn die ins Spital kommen, können sie nicht sagen, ob ihnen der linke oder der rechte Fuß weh tut, sie müssen hindeuten oder was auch immer, so eine Behörde liegt einfach schief. 

Da wird es sich auch mit dem Geld nicht ausgehen, und das ist auch kein Wunder, wenn man sieht, dass die MA 20 im Rechnungsabschluss des Jahres 2003 7,1 Mil-lionen EUR hatte, im Voranschlag 2004 3 8 Millio-nen EUR – wir wissen, da kommen immer die Nachtragsbedeckungen –, aber im Voranschlag des Jahres 2005 nur noch 720 000 EUR. Das kann mir kein Mensch erklären. Entweder haben die keine Aufgaben mehr – das gibt es nicht –, oder es ist absichtlich falsch budgetiert. Aber dann wird man sich das gefallen lassen müssen. Ich sage dir die Seite, falls du sie suchst. Das ist die Seite 30. Und diese Zahlen, die habe ich nicht erfunden, die stehen da drinnen, und wenn ich sie falsch vorgelesen habe, dann ersuche ich, das nachträglich zu korrigieren.

Frau Stadträtin, damit bin ich bei einem anderen Punkt. Du hat vor kurzem irgendwo – ich war nicht persönlich dabei, ich hoffe, ich zitiere dich nicht falsch – gesagt, das mit der Zuwanderung, mit der Integration ist eh kein wirkliches Problem mehr. Also wenn das so war, dann verstehe ich dich nicht mehr, denn genau das Gegenteil ist der Fall. Ich wiederhole mich: Die Konzepte, die dahinter liegen, die Idee der multikulturellen Gesellschaft ist gescheitert. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich habe das von diesem Platz aus mehrfach zu sagen versucht und bin unter anderem von der grünen Fraktion mit Zwischenrufen wie "unerträglich", "Schwachsinn" und ich weiß nicht, was noch alles, bedacht worden. Kollegin Sommer-Smolik, ich hielte das auch diesmal aus, weil ich weiß, dass es nicht nur das ist, was ich sehe, sondern weil das mittlerweile in ganz Europa so ist. Weil Leute, die nicht der Günther Barnet sind und der – unter Anführungszeichen – "rechtsliberalen" FPÖ zugeordnet werden, in Österreich das sagen, sondern weil das ...  (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Hast du "liberal" gesagt?) Ja, ich fühle mich als Rechtsliberaler. Kurti, Ich fühle mich als traditioneller Rechtsliberaler im Sinne des österreichischen Liberalismus von 1848. Und dafür stehe ich auch ein und das werde ich auch sagen, selbst wenn es dich zu Spott hinreißt. Es macht mir nichts. Ich halte das aus, wie liberale Menschen das immer aushalten, weil sie tolerant sind. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher.) 

Aber zurückkommend auf die Frage, warum das nicht nur ich sage, sondern andere auch. Man braucht sich nur ein bisschen die Berichterstattung der letzten Wochen anzuschauen. Zum Beispiel Otto Schily, deutscher Innenminister, kein Rechtsextremist, das kann man wirklich nicht sagen. Ich mache das sonst nicht mit der Zitiererei von anderen Leuten, denn das gehört sich nicht, man sollte als Politiker selber eine Meinung haben. Aber in dem Fall tue ich jetzt einmal, um zu zeigen, das bin nicht nur ich, da stehe nicht nur ich. Was sagt der Otto Schily auf die Frage: "Können Sie noch etwas mit dem Begriff 'multikulturell' anfangen?" Was sagt der deutsche Innenminister dazu? Er sagt: "Ich war bei dieser Idee immer reserviert. Als Karneval der Kulturen und Straßenfest in Berlin ist das gut und schön, aber wenn sich eine Kultur aus dem gesellschaftlichen Gefüge des Gastgeberlandes herauslöst, dann wird es gefährlich. Ich warne vor Multi-Kulti-Seligkeit." Und er sagt das natürlich in einem Kontext. Er sagt das im Kontext der Morde in Mitteleuropa, der brennenden Moscheen als Antwort – auch unangemessen – der gesellschaftlichen Auseinandersetzung zwischen eigentlich unterschiedlichen Gesellschaften, die noch nicht eine geworden sind, weil sie keine gemeinsame Wertebasis teilen. Schily wendet sich daher "gegen das Entstehen neuer und gegen die Verfestigung bestehender Parallelgesellschaften".

Frau Stadträtin! Das ist es eigentlich. Die Konzepte der letzten Jahre haben zu Parallelgesellschaften geführt. Sie haben nicht dazu geführt, dass sich die Menschen bei uns integriert haben, sie haben nicht dazu geführt, dass wir sie alle integriert haben, sie haben dazu geführt, dass wir vorerst scheinbar friedlich nebeneinander leben – in Parallelgesellschaften. Ich habe das das letzte Mal gesagt bezüglich der chinesischen Zuwanderung und bin von deiner Vorgängerin extrem kritisiert worden. Ich tue das heute trotzdem wieder, weil die typisch dafür sind. Ganz typisch dafür ist aber auch der Islam. Er ist deswegen typisch, weil er für uns schwer integrierbar ist und weil er sich selbst auch schwer integrieren lässt. Schade, dass der Kollege Al-Rawi jetzt nicht da ist, aber wir werden das ohnehin noch ausdiskutieren. 

Sie stellen der Frage der Integration des Islams immer die Antithese entgegen, dass die österreichische Politik anders sei als die anderer Länder, daher wäre es ein erfolgreiches Modell. Ich werde versuchen, drei Gründe darzulegen, warum das nicht so ist. 

Erstens: Diese österreichische Politik hat sich schon in der Vergangenheit im Kampf gegen den Terror nicht bewährt, sonst hätte es drei Dinge nicht gegeben: Nittel-Mord, Anschlag auf die Synagoge in der Seitenstettengasse, Anschlag auf den Flughafen Wien-Schwechat. Historische Fakten, Terrorismus radikaler Art, islamischer Art, zwar ein anderer Terrorismus als der, mit dem wir uns heute auseinander zu setzen haben, aber die Antithese ist einfach historisch falsch. 

Zweitens: Zu welchem Preis haben wir diese Scheinintegration, diese nebeneinander lebenden Parallelgesellschaften aufgebaut? Wir haben unsere eigenen Wertvorstellungen der Aufklärung, der Gleichheit von Mann und Frau vor dem Gesetz und auch sonst, der Trennung von Kirche und Staat und ich weiß nicht was alles aufgegeben, weil wir zugelassen haben, dass andere unseren Werten nicht folgen, sondern parallel dazu in ihren Gesellschaftsordnungen leben und nicht bereit sind, diese Werte mit uns zu teilen. – Da nützt dein Kopfschütteln – ich sehe es aus den Augenwinkeln – nichts, und ich werde das noch an anderen Beispielen darlegen.

Drittens ist die Antithese falsch, weil sich der Terrorismus – jeder, der sich damit beschäftigt, weiß es – verändert hat. Der Terrorismus ist nicht mehr jener der siebziger, achtziger und sonstiger Jahre, sondern er ist ein globales Phänomen der Auseinandersetzung zwischen einer sehr reichen Nordhalbkugel, die unter anderem davon lebt, dass sie die unterprivilegiertere Südhalbkugel oder die wesentlichen Teile der Südhalbkugel ausbeutet. Da bin ich bei den Grünen, da kann man lange drüber diskutieren, wie man das besser macht. Aber das Phänomen ist zurzeit ein reales. Es ist vergleichbar mit den Bewegungen des Protestantismus über mehrere Jahrhunderte verteilt in Mitteleuropa, nur halt heute viel schneller auf einem viel größeren Teil des Kontinents und gleichzeitig stattfindend; in Gruppen, von denen wir glauben, dass sie integriert sind und dass wir sie im Griff haben. – Ich danke dir, Omar Al-Rawi, dass du da bist. 

Ich sage das auch deswegen, weil ich dir glaube, weil ich glaube, was du sagst, und weil es dein ernsthaftes Bemühen ist, diese Gruppen in unsere Gesellschaft zu integrieren. Aber ich stelle mir immer die Frage, und das auch für Österreich, ob wir die wirklich im Griff haben, ob wir wissen, ob unter euch, unter uns, unter Ihnen nicht trotzdem Einzelne leben – wir wie es in den letzten Jahren gesehen haben –, Menschen, die den Künstler van Gogh – der umstritten sein kann, wie auch immer, wo man seiner Meinung sein kann oder auch nicht – mitten auf Straße rituell ermorden. Und wir sagen als Antithese: Nein, in Österreich kann das nicht passieren. 

Aber welche Garantie haben wir dafür? – Gar keine. Die einzige Garantie, die wir haben, ist: Wir leben zurzeit in einer Parallelgesellschaft, in der es noch – noch! – keine Auseinandersetzungen gibt. Und du weißt das. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Aber das war kein Ritualmord! Das hat mit Ritualmord nichts zu tun!) Omar Al-Rawi, du weißt das. Verleite mich nicht dazu, das Amtsgeheimnis zu brechen, denn wenn ich irgendwas nicht gerne tue, dann ist es, das Amtsgeheimnis zu brechen, und das Amtsgeheimnis bindet mich halt daran, nicht alles zu sagen, was ich weiß. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Aber warum Ritualmord?) Du weißt, dass wir auch in Wien, auch in Österreich mindestens drei kleine radikale islamische Gruppen haben, die, weil wir sie sehr gut beobachten, aber nicht wirklich im Griff haben, zurzeit noch nichts tun. Sie werden vielleicht auch nicht bei uns aktiv. Aber es genügt schon, dass sie sagen, das ist der mitteleuropäische Ruheraum. Die Anschläge von uns und unseren Freunden gelten ganz jemand anderem, die finden in Madrid, in Berlin, in Paris oder wo auch sonst in Europa oder wo auch immer statt. Und wir sagen: Klass, aber bei uns nicht! 

Wir arrangieren uns zur Abwechslung – so wie in den siebziger und achtziger Jahren –wieder einmal mit Teilen des Terrorismus – und damit meine ich nicht die gesamte islamische Glaubensgruppe, und das sage ich auch ausdrücklich – aus Angst, dass bei uns was passieren könnte, und sind dabei unsolidarisch mit anderen europäischen Staaten, weil wir sagen, vielleicht passiert halt bei euch etwas, aber uns ist es Wurscht, denn bei uns ist nur der Ruhrraum, und wir schauen nicht so genau drauf. – Und schüttle bitte nicht den Kopf, denn du weißt, dass es auch bei uns solche Personen gibt. Ich nenne sie hier nicht namentlich, aus mehreren Gründen – eine davon habe ich schon genannt –, wir wissen aber, dass es so ist. 

Wir diskutieren das auch deswegen, weil wir ein Phänomen haben, dass uns natürlich unsicher macht und das sich nicht oder kaum kontrollieren lässt: Wir haben das Phänomen des Entweichens großer Teiler dieser Gruppe aus dem öffentlichen österreichischen sonstigen Schulsystem in ein Teilschulsystem von islamischen Schulen, die zwar mit oder ohne Öffentlichkeitsrecht – wie von dir zu Recht gesagt wurde – in Deutsch unterrichten, aber danach, daneben und auch sonst natürlich zu Recht in ihrer Muttersprache. Das soll alles sein, die Menschen sollen ihre Identitäten behalten. Das ist wichtig, um über Generationen hinweg sich Selbstgefühl und Wert gegeben zu können. Aber wir müssen es trotzdem kontrollieren. Das ist halt einmal so.

Ich sage das unter anderem auch deswegen – du weißt es –, weil ich mich bemühe, Arabisch zu lernen. Das ist unglaublich schwer, und das kann man wirklich nicht schnell lernen. Mit mir im Arabischkurs sitzen zwei vom Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung – die ehemalige Stapo, Staatspolizei, zwei feste Rote noch dazu, die sagen das auch, klasse Burschen –, und die sagen, wenn wir alles wüssten, was dort passiert, wir könnten gar nicht ruhig schlafen. Wir wissen nur Teile davon. 

Das richtet sich – ich sage das jetzt noch einmal – nicht gegen den Islam als solches, nicht gegen die Zuwanderungsgruppe, der Punkt ist – und das hat Schily damals schon vor Monaten gesagt –, der Appell muss aus der Glaubensgruppe selber kommen, die müssen das für sich unter Kontrolle bringen und die müssen bereit sein, das auch nachzuweisen. Und an dieser Bereitschaft mangelt es eben, denn diese Bereitschaft bedeutet auch, nach außen hin symbolhaft zu agieren, bereit zu sein und zu sagen: Ja, ich teile diese Wertebasis, die da aufgestellt wurde über Jahrhunderte mit viel Krieg und Blut, und ich bin bereit, das mitzutragen. Und das fehlt mir halt. 

Es sind wirklich Einzelphänomene wie der Metin Kaplan in Köln. Die wird es in ganz Europa geben, und die wird es irgendwann – ich will das nicht beschwören, es muss auch nicht so sein, ich bin ja froh, wenn ich Unrecht habe –, die könnte es irgendwann auch in Wien geben. Und an dieser Diskussion können wir uns vorbeischwindeln. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber, Frau Stadträtin, um noch einen Punkt kurz anzusprechen: Es geht natürlich nicht nur um die Integration der hier bei uns Lebenden, sondern es geht um das Phänomen des dritten Jahrtausends oder dieses Jahrhunderts – wir wollen nicht so übertreiben – der Massenmigration. Zur Abwechslung wieder einmal. Also was wir heute an Migration erleben – ich sage das ganz gern –, das ist eigentlich nur der Vorbote dessen, was in den nächsten 30 bis 50 Jahren auf uns zu kommt. 

Um ganz kurz nur eine Zahl zu sagen, eine nur: Unter der Annahme von unter 1,5 Fertilitätsrate in Afrika in den nächsten 50 Jahren – was eh kein Mensch glaubt, das ist die niedrigste Annahme, die die UNO vorgelegt hat – entwickelt sich die Bevölkerung dort so, dass im Jahr 2050 Nigeria, der bevölkerungsreichste Staat Schwarzafrikas, 303 Millionen Einwohner haben wird, Europa oder die Europäische Union in ihren jetzigen Grenzen, da es abwärts geht, 353 Millionen. Also da brauche ich überhaupt kein großer Prophet zu sein, da brauche ich nur eins und eins zusammenzuzählen, um zu wissen, die werden sich in Bewegung setzen, aus vielen Gründen: weil wir dort überhaupt nichts tun, weil wir zu wenig Entwicklungszusammenarbeit haben, zu wenig fairen Handel, weil wir Umweltkatastrophen in ihrer Heimat produzieren, und zwar wir alle, die wir hier sitzen, mit unserem Zweitauto, unserem Drittfernseher und den sonstigen Annehmlichkeiten der Konsumgesellschaft. Wir werden niemanden – einschließlich uns selbst – davon überzeugen können, heute, morgen oder übermorgen damit so aufzuhören, damit es nicht zu diesem Auseinanderklaffen dieser Schere zwischen Bevölkerung und Ressourcen kommen wird. 

Daher werden sich noch mehr in Bewegung setzen, und das muss man nicht nur durch gezielte Zuwanderungspolitik in den Griff bekommen, nicht nur durch Integration derer, die da sind, sondern vor allem auch – und damit bin ich beim letzten Punkt, Frau Stadträtin – mit Handlungen vor Ort. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist Bundeskompetenz!) Als Soldat habe ich natürlich zuerst die militärischen im Auge, die sind aber kein Gegenstand der kommunalen Politik, sondern die Maßnahmen vor Ort. 

Da sage ich jetzt wieder, dass mir hier die Stadt Wien zu wenig tut, auch wenn Kollege Stürzenbecher sagt, das ist Bundeskompetent. Ich nehme das wohlwollend auf. Du hast natürlich Recht, aber das heißt ja deswegen nicht, dass man sich als Stadt aus der Verantwortung nehmen kann, noch dazu, wenn man selbst danach mit der Migration unmittelbar beschäftigt ist. Und wenn die Stadt in ihrem Voranschlag 240 000 EUR für internationale Hilfsmaßnahmen ansetzt, dann sind das – ich kann dir das nicht ersparen – 2,5 Tausendstel Prozent des Budgets. Ich habe nachzurechnen versucht, was das ist und wie man das ausdrückt: 2,5 Tausendstel Prozent des Gesamtbudgets!

Damit – das muss ich wirklich sagen – wird man natürlich keinen Beitrag leisten, der dabei hilft, vor Ort so wirksam zu werden, dass wir uns nicht nur mit Fragen der Integration derer, die hier vor Ort sind, auseinander setzen, sondern auch mit der Frage der Bekämpfung von Migration vor Ort. Da kann ich natürlich nicht sagen, das ist nicht meine Kompetenz, das macht nur der Bund, da ist auch diese Stadt gefordert, denn sie ist am Schluss Zuwanderungsgebiet für diese Millionen, die ich angesprochen habe.

Daher ist die Dimension von 2,5 Tausendstel Prozent des Budgets nicht nur unangemessen, sie ist sogar gegenüber den letzten Jahren noch sinkend. Und das ist eine echte Katastrophe! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor ich der GRin Strobel das Wort erteile, GR Omar Al-Rawi zu einer tatsächlichen Berichtigung.

GR Dipl Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich möchte nur eine Korrektur anbringen. Herr GR Barnet hat gemeint, es gibt islamische Schulen, ein paar sind unter öffentlichem Recht und ein paar nicht. 

Also es gibt in Wien genau fünf Stück islamische Schulen, also Schulen, die den konfessionellen Status genießen. Alle diese fünf Schulen haben das Öffentlichkeitsrecht. Das heißt, wenn sie das Öffentlichkeitsrecht genießen, dann werden sie auch kontrolliert vom Stadtschulrat. An allen fünf Schulen ist das Lehrpersonal vorwiegend österreichisches Lehrpersonal, das heißt, es sind Lehrerinnen und Lehrer, die vom Stadtschulrat vermittelt werden. Der überwiegende Teil ist nicht einmal der islamischen Glaubensrichtung angehörig. Also nur, um hier das Ganze richtig zu stellen.

Das Zweite, wogegen ich mich wirklich verwehre – und das wird jetzt leider immer wieder verwendet –: So schrecklich der Mord an Van Gogh auch war und so sehr er zu verurteilen ist, er war bitte kein Ritualmord. So etwas gibt es in der Terminologie nicht. Ich verwahre mich dagegen und warne vor der Benutzung solcher Begriffe. Das haben wir schon einmal in den dreißiger Jahren erlebt, als man der jüdischen Glaubensrichtung ebenfalls Ritualmorde vorgeworfen hat. – Danke. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nun Frau GRin Strobel. – Bitte.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geschätzter Herr Vorsitzender! Geschätzte Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren!

Ich berichte heute zu den Budgetbereichen Frauen und Integration und möchte mit der Frauenpolitik beginnen und hier die relevante Budgetzahl noch einmal in Erinnerung rufen. Die Stadt Wien hat für 2005 rund 7,3 Millionen EUR für Frauenpolitik, sprich zur Förderung der Frauen und zur Unterstützung von Frauenvereinen und Frauenprojekten, veranschlagt und steigert dieses Budget Jahr für Jahr. Es sind alleine für das Jahr 2005 9 000 EUR mehr als im Jahr 2004, und gegenüber dem Jahr 2003 sind sogar um 270 000 EUR mehr veranschlagt worden. Zusätzlich haben wir noch, Kollegin Vana, im WAFF Frauenprojekte mit 1,8 Millionen EUR beschlossen, und wir sind ganz stolz darauf, dass wir diese Projekte jetzt in das Regelbudget übernommen haben.

Wir haben mit unserem Frauenbudget von 7,3 Millio-nen EUR um 1,3 Millionen EUR mehr als die Bundesregierung für diesen Bereich in ganz Österreich ausgibt, und das – man stelle sich das einmal vor! –, obwohl es in Österreich 108 000 Frauen gibt, die einen Job suchen, obwohl die Zahl der Frauen in Vollerwerbsberufen um 54 000 zurückgegangen ist, obwohl im Vorjahr 36 Pro-zent aller Frauen in Österreich Teilzeit gearbeitet haben, obwohl die Frauenerwerbsquote auf 63 Prozent im Jahr 2003 gegenüber 2001, da war sie noch 70 Prozent, zurückgefallen ist, obwohl nur 60 Prozent der Österreicherinnen eine eigene Pension haben und obwohl die Gesamtakademikerquote von Frauen auch nur mehr 4,8 Prozent beträgt. 

Die Folgen sind: geringeres Gehalt für die Frauen beziehungsweise auch geringere Pension, prekäre Situation in der Sozialversicherung durch weniger Eingänge bei weniger Vollzeitbeschäftigung, und für die Frauen kaum Aufstiegschancen.

Und dieses Sparen des Bundes ist auch mit ein Grund dafür, dass sich die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen alleine in Wien seit dem Jahr 2000 verdoppelt hat, meine Damen und Herren. 

Aber Wien spart nicht bei den Frauen, sondern wir verstärken unsere Bemühungen gerade im Frauenbereich. Beratung und Service sind ein wesentlicher Schwerpunkt der Frauenabteilung unserer Stadt. Alleine 4 Millionen EUR aus dem Wiener Frauenbudget sind für die Frauenhäuser, also für den Bereich Schutz vor Gewalt in der Familie, vorgesehen. Hier kann sich der Bund ein Beispiel an der Frauenpolitik in dieser Stadt nehmen.

Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig das Thema Schutz vor Gewalt in der Familie genommen wird. So hat Wien vier Frauenhäuser, die das ganze Jahr rund um die Uhr schutz- und hilfebedürftigen Frauen und ihren Kindern offen stehen. Diese Frauenhäuser sind fixer Bestandteil des Budgets der Stadt Wien und daher im Gegensatz zur Budgetpolitik des Bundes in Wien langfristig abgesichert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wien betreibt aber auch einen eigenen 24-Stunden-Notruf für Frauen und Mädchen, die von sexueller, körperlicher und psychischer Gewalt betroffen sind. Zu den weiteren Aufgabenschwerpunkten dieser Stelle zählt die Prävention und Grundlagenarbeit sowie Fortbildungen für andere Institutionen oder auch Informationsveranstaltungen. Auch für diese Einrichtung ist kontinuierliche und finanziell abgesicherte Arbeit gewährleistet.

Alleine der Wiener Frauennotruf hat seit seiner Gründung im Jahre 1996 rund 29 000 Beratungskontakte verzeichnet. Im Jahre 2002 gab es die höchste Steigerung bei den Anrufen, aber auch dieses Jahr steigt die Zahl der Frauen, die sich an den Notruf wenden, weiter an. Das ist einerseits gut so, denn es zeigt sich, dass die Frauen auch Hilfe suchen und in Anspruch nehmen, andererseits ist es aber auch für uns der Beweis, dass der Bedarf an Schutzeinrichtungen steigt.

Das schlägt sich auch in anderen Wiener Vereinen nieder, vor allem dadurch, dass das Gewaltschutzgesetz, das 1997 von der sozialdemokratischen Frauenministerin geschaffen wurde, seine Wirkung zeigt. Frauen können mit Unterstützung von Polizei, Justiz und eben den Interventionsstellen unserer Stadt die Täter von zu Hause wegweisen lassen und haben somit mehr Schutz für sich und ihre Familie beziehungsweise für sich und ihre Kinder.

Um so zynischer und frauenverachtender ist daher auch die Vorgangsweise der Bundesregierung, die Gewaltschutzeinrichtungen immer so wie lästige Bittsteller im Regen stehen zu lassen, um dann gegen Ende des Jahres im letzten Moment so quasi Almosen zu verteilen. Wien ist hier anders. Wir sind ein zuverlässlicher Partner gegen Gewalt an Frauen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist daher auch in unserem Haus, und zwar von meiner Kollegin Martina LUDWIG und der Frauenstadträtin Sonja Wehsely, die Initiative zu einer österreichweiten Regelung gegen Stalking, also Psychoterror, ausgegangen. Wie wir wissen, sind 80 Prozent der Stalking-Opfer Frauen. Sie sind davon betroffen, dass ihr Ex-Mann, ihr Ex-Freund, ihr Ex-Kollege oder auch ein Unbekannter ihnen nachstellt, sie mit Anrufen, SMS oder anderen Mitteln belästigt und bedroht. Nicht erst einmal endete Stalking sogar mit dem Tod des Opfers, aber auch nur die jahrelange Belästigung bringt Frauen in schwierige Situationen, in Verzweiflung und in tiefe psychische und auch gesundheitliche Probleme.

Wir meinen ganz einfach, es braucht ein Gesetz, das die Opfer schützt und auch der Polizei Handlungsspielraum gibt, noch bevor etwas passiert. Das ist das Wichtige, und wir fordern dieses Gesetz. (Beifall bei der SPÖ.)
Hier appelliere ich natürlich auch wieder an die Kolleginnen von ÖVP und FPÖ, auf Ihre Regierungsmitglieder einzuwirken, dass dieses Gesetz in Österreich bald Wirklichkeit wird.

Ein anderer wichtiger Aspekt der Arbeit der Frauenabteilung und der Frauenstadträtin sind Initiativen für junge Frauen. So wurde erst im Oktober dieses Jahres das Wiener Mädchentelefon eröffnet. Es steht den jungen Mädchen unter der Nummer 0800 21 13 17 eine kompetente erste Anlaufstelle für alle Fragen rund um Familie, Freundschaft, Liebe, Sexualität bis hin zu Fragen der Ausbildung und der richtigen Berufswahl zur Verfügung. 

Gute Erfahrungen wurden hier bereits am Töchtertag gesammelt. Dort wurden im Vorfeld des Wiener Töchtertages 2004 insgesamt 1 900 Anrufe gezählt. Der Wiener Töchtertag, um gleich dabei zu bleiben, ist natürlich auch 2005 ein fixes Highlight der Frauenpolitik unserer Stadt, ebenso wie der Frauentag, den wir wieder am 8. März mit zahlreichen Frauen aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und den zahlreichen Vereinen gemeinsam im Wiener Rathaus feiern werden.

Es wird im Dezember wieder der Wiener Frauenpreis für hervorragende Leistungen von Frauen in unserer Stadt vergeben werden.

Wir sozialdemokratische Politikerinnen wissen, warum wir Frauen fördern, denn alleine im Gesundheitsbereich der Stadt Wien sind 73 Prozent der Beschäftigten Frauen. Auch der Sozialbereich könnte, gelinde gesagt, ohne Frauen zusperren, denn 82 Prozent der Bediensteten sind hier Frauen. Insgesamt sind bei der Stadt Wien im Jahre 2004 mehr Frauen als Männer beschäftigt, nämlich 55 Prozent, und diese Frauen sorgen, gemeinsam natürlich mit den Männern, für einen reibungslosen, verantwortungsvollen Ablauf der Anliegen der Wienerinnen und Wiener.

Ja, wir haben in Wien schon sehr viel erreicht, aber gerade in der Frauenpolitik genügt es nicht, nur das Erreichte zu verteidigen, sondern wir müssen immer den notwendigen nächsten Schritt tun, so sagt unsere neue Stadträtin. Besonders ist sie mit diesem Sager auch in dem vor kurzen erschienenen Vorwort zum Bericht der Frauenabteilung zitiert. Und gemeinsam mit ihr und mit den zahlreichen Frauen in verantwortungsvollen Positionen innerhalb der Wiener Stadtregierung wird es uns sicher gelingen, dass in Wien weiterhin der Fortschritt in der Frauenpolitik regiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun zum wichtigen Bereich Integrations- und Diversitätspolitik der Stadt Wien. Integration ist in Wien gelebte Normalität. Dies ist das erfreuliche Ergebnis der Maßnahmen, die in den letzten Jahren in und für Wien gesetzt wurden. Eine gute Integrationspolitik ist eine vernünftige Sozialpolitik, eine am Menschen orientierte Arbeitsmarktpolitik, nachhaltige Bildungspolitik und last, but not least auch eine soziale Wohnungspolitik.

Wir haben die Integrationspolitik in Wien weiterentwickelt, nämlich hin zur Diversitätspolitik. Wenn man berücksichtigt, dass 17,6 Prozent der Menschen in Wien nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, dann wissen wir, dass es einfach gilt, diese sprachlichen und kulturellen Kompetenzen aller in Wien lebenden Menschen zu nutzen. Zwischen einem Viertel und einem Drittel der Wiener Bevölkerung ist ja in erster, zweiter oder dritter Generation auch zu uns zugewandert. Und gerade als Abgeordnete der Brigittenau weiß ich genau, wovon ich spreche, denn in unserem Bezirk leben Menschen aus den verschiedensten Kulturkreisen, und das in einem friedlichen Miteinander. (GRin Barbara Schöfnagel: Das sehen nur Sie so!) Das ist die Folge einer umsichtigen und zukunftsorientierten Integrationspolitik, denn wir haben auch gute Kontakte zu den MigrantInnenvereinen und auch zu den verschiednen Religionsgemeinschaften. Ja, wir stellen ganz einfach das Gemeinsame vor das Trennende. Das ist die Politik, die wir in unserem ... (GRin Barbara Schöffnagel: Das ist die Theorie, aber die Praxis schaut ganz anders aus! Sie leben in der Phantasie!) Die Praxis sieht dann anders aus, wenn man sie anders haben möchte. Nur, man muss es leben, ganz einfach leben. (Beifall bei der SPÖ. – GRin Barbara Schöffnagel: Aber ich erlebe das ja auch!)

In diesem Sinne wurde im heurigen Jahr auch die MA 17, die Abteilung für Integrations- und Diversitätsangelegenheiten, ins Leben gerufen. Diversität bedeutet Vielfalt und Verschiedenheit, und gerade in Wien haben beide eine lange Tradition. Aus dem Schmelztiegel Wien, wie es vorher einmal geheißen hat, wurde eine internationale Metropole, in der Menschen aus der ganzen Welt zusammenleben, zusammenarbeiten und auch miteinander feiern. 

Wir wollen daher auch weiterhin in unserer Stadt ein Klima des Miteinanders ohne Hass und Ausgrenzung, aber mit Gleichbehandlung und gleichen Chancen, gegen Diskriminierung. Und während der Bundesregierung zum Thema Integration schon lange nichts mehr einfällt, nur mehr Schikanen – Stichwort verpflichtende Deutschkurse ohne Kursangebot – und nur mehr Willkür das Bild bestimmen, hat sich die Stadt Wien ganz bewusst dazu entschlossen, Integrationspolitik in den Mittelpunkt der Stadtverwaltung zu holen, denn unsere ZuwanderInnen sind ein integraler Bestandteil der Wiener Bevölkerung. Die Stadt orientiert sich an den Bedürfnissen all ihrer Bewohner und Bewohnerinnen, egal, woher jemand kommt, und durch die MA 17 ist ein niederschwelliges Angebot für alle gesichert. 

Die MA 17 hat auch viele Initiativen des Integrationsfonds zu übernehmen und auch auszubauen, und die zentrale Aufgabe liegt in der Förderung des Zusammenlebens der Menschen unterschiedlicher Herkunft und auch in der Konfliktschlichtung. Sie ist Ansprechpartnerin und Subventionsgeberin für Vereine, die sich mit dem Thema Integration befassen. Sie unterstützt aber auch die anderen Magistratsabteilungen – was ja hier und heute auch schon gefordert wurde –, damit diese ihr Service für alle Wienerinnen und Wiener, wo auch immer sie geboren wurden, optimal erbringen können.

Von zentraler Bedeutung für die Arbeit der MA 17 ist daher die enge Zusammenarbeit auch mit dem Bürgerdienst der Stadt Wien. In gemeinsamen Zentren, wie zum Beispiel auch in unserem Bezirk in dem Stadtteilzentrum 20, wie es genannt wurde, sind die Menschen mit ihren Sorgen, Problemen und Wünschen gut aufgehoben. Ich denke, dass das eine ganz tolle Zusammenarbeit auch in Zukunft werden wird und dann beispielgebend für ganz Wien sein kann. 

Ein wesentliches Aufgabenfeld für die MA 17 wird natürlich auch weiterhin die Sprachoffensive der Stadt Wien sein, also dafür zu sorgen, dass genügend Deutschkurse für ZuwanderInnen angeboten werden. Wien bekennt sich auch weiterhin zur geregelten Zuwanderung, und unsere Stadträtin hat ja schon verlangt, dass wir auf Bundesebene eine Kommission nach dem Vorbild der deutschen Süssmuth-Kommission einführen, denn wir brauchen einen strukturierten Dialog zwischen Wissenschaft, den SozialpartnerInnen sowie Bund, Ländern und Gemeinden, der sich mit dem Thema Emigration befasst und der dann ordentliche, korrekte Lösungen anbieten kann. 

Denn Schwarz-Blau hat über die Hintertür die Möglichkeit geschaffen, mit Hilfe des Kontingents für saisonale Arbeitskräfte jederzeit beliebig viele Menschen ins Land zu holen. Da für SaisonarbeiterInnen aber keinerlei Absicherung und Integration vorgesehen ist, unterstützt die Bundesregierung damit Lohndumping und die Abschaffung gesicherter Arbeitsverhältnisse. Von dieser Form der Zuwanderungspolitik distanzieren wir uns deutlich, und wir fordern im Interesse der österreichischen ArbeitnehmerInnen eine kontrollierte Zuwanderung, die auch wirtschaftlich nötig ist. Besonders offensichtlich ist ja dieser Bedarf an Arbeitskräften im Pflegebereich. Wir brauchen hier eine Sonderregelung für Pflegepersonal, denn jene Arbeitskräfte, die wir unbedingt brauchen, verdienen für die so genannte Schlüsselkräfteregelung, die eine Einkommensgrenze von 2 070 EUR brutto, zuzüglich Sonderzahlungen, vorsieht, also in Wirklichkeit für Manager und Sportprofis geeignet ist, zu wenig und können daher nicht ins Land. Wir brauchen sie aber. Schon jetzt sind mehr als 65 Prozent des Pflegepersonals nicht in Österreich geboren, und jeder weiß, dass wir in Wien Pflegepersonal dringend brauchen. Darauf hat auch schon unsere StRin Mag Renate Brauner hingewiesen. 

Ja, auch hier unterscheiden wir uns wirklich ganz positiv von der Bundesregierung, denn ZuwanderInnen gehören bereits zum Personal der Stadt Wien und sind mit ihren diversen Fähigkeiten vor allem im sprachlichen Bereich fixer Bestandteil unserer Unternehmenskultur.

Abschließend betone ich auch an dieser Stelle noch einmal, dass wir weiterhin unser erklärtes Ziel haben, in Wien lebenden ZuwanderInnen ein aktives und passives Wahlrecht auf der Bezirksebene zu ermöglichen. Wir respektieren die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes, werden aber trotzdem auf politischer Ebene natürlich weiter dafür eintreten. 

In diesem Sinne werden wir uns mit dem Thema Integration und Diversität auch 2005 vernünftig und geplant beschäftigen und die Budgetmittel effizient einsetzen.

Zum Schluss möchte ich noch ein Dankeschön an alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Geschäftsgruppe sagen, und ich danke auch Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Harwanegg gemeldet.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates!

Zum heutigen Budgetvoranschlag unseres Ressorts Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal hat ja gerade meine Kollegin Strobel auch einen Teilaspekt angeschnitten. Ich möchte mich daher im Wesentlichen auf drei Themen beschränken, nämlich Personalfragen, Konsumentenschutz und Tierschutz, obgleich ich betonen möchte, dass das Ressort der Frau Stadträtin, das mit zwölf Magistratsabteilungen eines der größten ist, eine Vielfalt von Themen anbieten würde. Aus zeitlichen Gründen ist es jedoch nicht möglich, alle hier anzusprechen.

Lassen Sie mich doch einige Zahlen nennen, weil man die Bedeutung der Stadt als Arbeitgeber dadurch besonders unterstreicht. Wir haben etwa 64 980 Mitar-beiterinnen und Mitarbeiter. Das ist ein leichtes Minus gegenüber dem Vorjahr um rund 400 Kolleginnen und Kollegen. Das bedeutet in diesem Zusammenhang natürlich auch eine leichte Reduzierung des Dienstpostenplanes selbst. 

Meine Vorrednerin, Kollegin Strobel, hat sich ja gerade mit dem Thema Frauen beschäftigt, und wir können ruhig sagen, dass unsere Stadtverwaltung im Großen und Ganzen ein Frauenbereich ist. Wir haben immerhin einen Frauenanteil in der Verwaltung im Magistrat von 63,6 Prozent. Das ist gegenüber dem Vorjahr ein leichter Zuwachs. 

Zur Vielfalt unserer Beschäftigten möchte ich hier auch nur einige Zahlen nennen. Wir haben etwa 4 000 Kolleginnen Kollegen, die in Karenz sind, Präsenzdienst leisten, freigestellt sind, Abgeordnete sind oder sich aus sonstigen Gründen nicht im Dienststand befinden. Und auch ein Punkt, der nicht unbedeutend ist, dass wir im Jahr etwa 1 800 Saisonkräfte in speziellen Abteilungen beschäftigen. Das ist eine Möglichkeit, diesen zumindest zeitweise einen Arbeitsplatz zu bieten. 

Ein Thema, das glaube ich, von großer Bedeutung ist, vor allem natürlich in erster Linie wieder für unsere Frauen, das ist die Frage der Teilzeitbeschäftigung. Wir beschäftigen derzeit 7 694  Frauen und Männer, wobei der Anteil der Frauen bei den Teilzeitbeschäftigten 92,54 Prozent beträgt. Also man sieht auch hier die Bedeutung der Stadt als Arbeitgeber für Frauen, die damit die Möglichkeit haben, zugleich auch die Familie zu betreuen. 

Ein weiteres Thema, das auch nicht unbedeutend ist, weil wir ja über die Frage der Ausländerbeschäftigung nicht nur reden können und müssen, sondern weil die Stadt auch hier mit gutem Beispiel vorangeht. Immerhin sind 4,35 Prozent unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausländischer Herkunft. 

Ein Thema möchte ich auch ansprechen, weil das immer wieder im Zusammenhang mit der Frage der Arbeitslosigkeit in Wien eine Rolle spielt. Wien – ich habe es zuerst schon gesagt – hat eine große Anzahl von Mitarbeitern – fast 65 000 –, aber immerhin fast 14 000, also über 20 Prozent, kommen aus dem Wiener Umfeld. Das heißt, aus Niederösterreich, aus dem Burgenland, selbst aus der Steiermark beschäftigen wir Kolleginnen Kollegen. 

Die Dienstleistungen in Wien werden, im Gegensatz zum Bund, nicht zurückgenommen, im Gegenteil. Durch die große Bautätigkeit ist es notwendig, Kindertagesheime zu schaffen, Schulen neu zu errichten und vor allem natürlich im Gesundheitsbereich das erforderliche Personal zur Verfügung zu stellen. Das bedeutet Umschichtungen, aber die Vorgangsweise in Wien ist eben ganz anders als die beim Bund, wo ziemlich brutal Umstrukturierungen vorgenommen werden. Bei uns geht das ganz ruhig im Einvernehmen mit den Personalvertretern und der Gewerkschaft über die Bühne. 

Denken wir nur daran, welche zusätzlichen Aufgaben wir in den letzten Jahren übernommen haben – Passwesen, Fundwesen, Meldewesen, um nur drei Punkte zu nennen –, die alle im Personalplan zu berücksichtigen waren. Das bedeutet, dass wir uns sehr wohl laufend die Strukturen unserer Stadtverwaltung anschauen und dass wir, wo es möglich ist, organisatorische Änderungen vornehmen, damit wir das notwendige Personal anderswo effektiv einsetzen können. 

Ein solcher Bereich ist der Krankenanstaltenverbund mit seinen fast 29 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, der natürlich – und das ist ja gestern auch angesprochen worden – einen besonders großen Personalbedarf hat. 

Ein Personalressort muss natürlich auch dazu beitragen – unser Vizebürgermeister hat das gestern auch angeführt –, das Budgetziel zu erreichen. Das heißt, der Personalaufwand ist so zu gestalten, dass insgesamt im Budget ein nicht allzu großes Wachstum ist. Im Gegenteil. Wenn man sich den Anteil am gesamten Budget anschaut, haben wir sogar eine zwar geringe, aber doch merkliche Verringerung des Personalaufwandes festzustellen. Insgesamt bedeutet das, dass wir jetzt ausschließlich im Magistrat etwa 1,7 Milliarden EUR für Aktive ausgeben und dieser Betrag auch halbwegs konstant gehalten werden kann. 

Selbstverständlich müssen wir auch – und das ist natürlich erfreulich für viele Kolleginnen Kollegen, die entweder beim Bund oder eben bei der Gemeinde Wien beschäftigt sind – Bezugserhöhungen berücksichtigen, wie sie vorige Woche ausverhandelt worden sind. Der Bund hat mit 2,3 Prozent abgeschlossen, und jetzt laufen auch bei uns in der Stadtverwaltung die Gespräche mit der Gewerkschaft darüber. Das heißt, dass wir auch hier Vorsorge treffen müssen, die notwendigen Budgetmittel dafür bereitzustellen. Wobei ich sage, dass der Bund in seinem Budget immer nur etwa ein Prozent als Ansatz für eine Bezugserhöhung hineinrechnet. Wir bemühen uns im Vorhinein schon, im Voranschlag einen entsprechenden Posten vorzusehen. 

Der Herr GR Barnet hat ja dieses Thema auch angesprochen im Zusammenhang mit dem Aufwand, vor allem hinsichtlich der Frage des Pensionsaufwandes, und ich habe schon darauf hingewiesen, dass unser Zuwachs wirklich sehr gering ist in Relation zum gesamten Budget. 

Etwas verwundert bin ich, wenn er Dienstrechts- oder Besoldungsreformen urgiert. Erstens einmal weißt du selbst, dass es im Bundesdienst entsprechend den dienstrechtlichen und bezugsmäßigen Reformen sowohl für Beamte als auch für Vertragsbedienstete ja noch immer laufend möglich ist, in das neue Bezugsschema umzusteigen. Und ich darf sagen, wir setzen das natürlich auch um. Wir haben ja einen Großteil der Bestimmungen im Dienstrecht und im Besoldungsrecht analog jenen des Bundes gestaltet, und erst heuer im Frühjahr haben wir einen Teil wieder im Besoldungs- beziehungsweise im Dienstrecht umgesetzt. Also deine Urgenz, dass wir sozusagen hier nichts machen, ist zu Unrecht erfolgt. Es ist selbstverständlich so – und du bist ja auch in dem zuständigen Ausschuss –, dass wir bemüht sind, entsprechende dienst- und besoldungsrechtliche Reformen umzusetzen. Dazu gehört auch, bitte, dass wir selbstverständlich als einen der Schwerpunkte die Anfangsbezüge angehoben haben. Wenn ich mir das in meiner Branche, in der Bankenbranche, anschaue, dann stelle ich fest, dass die Bezüge bei der Gemeinde Wien oder auch beim Bund viel, viel besser sind als im Kollektivvertrag der Banken, um hier nur ein Beispiel zu nennen. 

Ein Punkt, bei dem ich geschmunzelt habe – du weißt ja, dass ich im Zentralausschuss des Finanzministeriums bin –, war die Zollwache. Man muss ja unterscheiden zwischen den uniformierten und den nichtuniformierten Zöllnern, die ja weiterhin bei uns im Ressort bleiben, allerdings woanders eingesetzt werden, etwa in Finanzämtern. Aber bei den Zollwachorganen – die Zahlen sind genannt worden, aber nur beispielhaft – ist der Minister recht säumig. Denn zum Beispiel am Flughafen Wien werden nach wie vor Zöllner, also Wachorgane – und das sind nicht wenige, es sind über hundert – eingesetzt. Derzeit ist es gar nicht möglich, dass das Innenministerium die übernimmt, denn sonst könnten wir den Flughafen zusperren. Es wäre nicht gewährleistetet, dass die ganzen Zollgesetze und Durchführungsbestimmungen vollzogen werden im Hinblick auf das Fehlen des dafür notwendigen Personals. Das Innenministerium – da gebe ich dir Recht – ist in vielen Punkten säumig und setzt nicht einmal bestehende Gesetze um. 

Ein Punkt, den ich besonders erwähnen möchte, weil es wirklich ein großes Anliegen ist, das ist die Lehrlingsfrage innerhalb unserer Stadtverwaltung. Es gibt hier ein sehr gutes Konzept, auch wieder im Gegensatz zum Bund, der hier seit Jahren herumschustert mit Kräften, deren befristete Verträge dann auslaufen, mit Lehrlingen, wo das dann aber auch nicht so wirklich klappt, weil man nicht weiß, wie man die rechtlichen Fragen gestalten soll. Faktum ist, dass wir als Stadt Wien wirklich eine Musterstadtverwaltung sind und uns bemühen, einen großen, großen Beitrag zur Beseitigung Arbeitslosigkeit bei den Jugendlichen zu leisten.

Natürlich – ich darf das wieder urgieren – hätten wir gerne in Wien das Modell von Vorarlberg. Das ist bisher daran gescheitert, dass die Wiener Kammer nicht be-
reit ist, dieses gute Modell von Vorarlberg auch hier in Wien sozialpartnerschaftlich umzusetzen. Wir bilden in 28 Lehrberufen aus. Wir haben derzeit etwa 800, und wenn wir die Betriebe noch dazunehmen 1 000 Lehrlinge in Ausbildung. Nur eine Relationszahl dazu: Der Bund bildet in ganz Österreich in allen Ressorts 210 Lehrlinge aus, also ein Fünftel. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das kann man nicht vergleichen!) Ich kann dir die Zahlen dann geben aus dem Budgetbegleitgesetz. 

Ich möchte noch etwas besonders erwähnen, weil hier, glaube ich, auch Dank zu sagen ist. Seit 1964, also seit 40 Jahren, besteht jetzt unsere Lehrlingsausbildung. Wir haben in dieser Zeit 7 122 Lehrlinge in 41 Berufen ausgebildet, und sage und schreibe 600 Kolleginnen und Kollegen der Stadtverwaltung sind damit beschäftigt, diese Lehrlinge auch entsprechend auszubilden. 

Derzeit ist ein Konzept zum Wiedereinstieg von Müttern oder Vätern nach der Karenz in Arbeit, ein sehr gutes Konzept. Es ist leider aus Zeitgründen nicht möglich, darauf näher einzugehen, ich möchte aber trotzdem erwähnen, dass auch auf diesem Gebiet, glaube ich, Pionierarbeit seitens unseres Personalbereiches geleistet wird.

Wenn Dr Ulm im Zusammenhang mit der Frage des Pensionsrechtes des Bundes wieder die Anpassung unseres Pensionsrechtes an das Bundespensionsrecht urgiert und hier einige Summen vorgerechnet hat, die momentan für mich nicht nachvollziehbar sind, darf ich ihm nur eines sagen zu den Kostenstrukturen. Im Gegensatz zum Bund zwingen wir unsere Kolleginnen und Kollegen nicht, in den Vorruhestand zu gehen. Beim Bund war das gang und gäbe. In meinem Ressort, im Finanzressort, war es überhaupt arg, angefangen von Sektionschefs bis hinunter in den Bereich der Finanz- und Zollämter, wo Kolleginnen und Kollegen sozusagen fast zwangsmäßig in den Vorruhestand geschickt wurden. Und die waren alle so etwa 55 Jahre alt. Also auch hier, glaube ich, können wir durchaus sagen, dass Wien anders ist und dass wir in Wien durchaus bessere Regelungen haben. 

Ich verstehe daher die Kritik nicht, nicht nur jene am Pensionsantrittsalter mit 65 Jahren. Es ist ja bitte unsinnig – und wir haben jetzt genug Beispiele –, in den einzelnen Ressorts Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu beschäftigen, wenn Ausgliederungen vorgenommen wurden. Wenn dort nicht genug entsprechende Arbeitsplätze vorhanden sind, dann ist es vernünftig, hier entsprechende Regelungen vorzunehmen, und das gilt auch für uns in der Stadtverwaltung. Wenn nicht die Möglichkeit einer Umschulung besteht, dann soll man den Kolleginnen und Kollegen durchaus die Möglichkeit eröffnen, entsprechend vorher in den Ruhestand zu gehen. 

Die Übergangsregelungen sind hier auch angesprochen worden. Darauf sind wir stolz, und wir bekennen uns zu diesen langen Übergangsregelungen. Es ist einfach ein total demokratischer Schritt, die Leute nicht von heute auf morgen zu Handlungen zu zwingen, die noch dazu dann auch großen finanziellen Verlust im Zusammenhang mit der Pension bringen. Dasselbe gilt natürlich auch für die Durchrechnung für die Pension selbst. 

Ich war gestern unterwegs im Zusammenhang mit den Zentralausschusswahlen in der Finanzprokuratur, wo 80 Prozent Akademikerinnen und Akademiker beschäftigt sind. Wenn ich mir die Klagen der Kolleginnen und Kollegen, vor allem der Frauen anhöre, dass die nie ihre 45 Jahre zusammenbringen werden, selbst wenn sie von der gesetzlichen Möglichkeit, dann bis 68 Jahren zu arbeiten, Gebrauch machen, dann sehen wir, wie unsinnig solche Regelungen sind. Daher ist das Wiener Modell und das Wiener Pensionsrecht für den Bund beispielgebend und nicht umgekehrt. (Beifall bei der SPÖ.)
Ein Punkt, den ich auch ansprechen möchte, weil immer wieder hier zu Unrecht Kritik geübt wird, das ist das Behinderteneinstellungsgesetz. Wenn wir den Magistrat hernehmen, dann dürfen wir sagen, dass wir gegenüber den Pflichteinstellplätzen von 2 467 mehr be-schäftigen, als im Gesetz vorgesehen sind, nämlich 2 532. Das ist ein Prozentsatz von 102,6 Prozent. Also wir erfüllen mehr als die Quote, die der Gesetzgeber hier vorgesehen hat. 

Lassen Sie mich zum Thema Konsumentenschutz wechseln, ein Thema, das hier in der Budgetdebatte beziehungsweise Rechnungsabschluss nicht sehr oft behandelt wird, das es aber verdient, auch einmal angesprochen zu werden. 

Unsere Lebensmitteluntersuchungsanstalt, die MA 38, die hier Dienstleister ist und von der Aufgabenstellung her wirklich großartige Arbeit leistet, verdient es auch einmal, hier angesprochen zu werden. Das ist eine Serviceleistung, die angeboten wird mit zahlreichen Untersuchungen, Proben und vor allem auch Kontrollen. Es werden jetzt verstärkt Kontrollen in Lokalitäten vorgenommen werden und Proben gezogen werden, die dann eben unsere Lebensmitteluntersuchungsanstalt analysiert. 

Ich möchte voller Stolz sagen, dass es gelungen ist, international Anerkennung zu bekommen. Wir haben erst vor wenigen Tagen eine internationale Veranstaltung hier im Rathaus gehabt mit Vertretern aus Tschechien, aus der Slowakei, aus Ungarn, die unsere Einrichtungen sehr gerne als Beispiel in ihren Ländern übernehmen möchten.

Im Zusammenhang mit dem Konsumentenschutz muss man auch die MA 59 erwähnen, also unser Marktamt. Auch sie ein Dienstleister für die Bevölkerung, auch wenn von der Verwaltung, vom Finanziellen her hier andere Gegebenheiten sind. Faktum ist, dass natürlich geschaut wird, dass die Marktordnung eingehalten wird. Auch hier wurden Veränderungen vorgenommen. Ich denke nur an die Frage der Öffnungszeiten, die auf Grund einer Umfrage geändert wurden. Es wurden Marktbeiräte eingerichtet, sodass auch die Bezirke hier mitwirken können. Ein besonderer Punkt, den ich erwähnen möchte, sind natürlich die Konsumententage, die gerne von der Bevölkerung angenommen werden.

Ein Punkt, der in die jüngste Vergangenheit hineinspielt, ist der Fotowettbewerb, der wirklich ganz wunderbar gelaufen ist und mit großem Engagement von der Bevölkerung aufgenommen wurde.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Harwanegg! Der kleine Leuchtturm hat schon wieder aufgehört zu blinken.

GR Volkmar Harwanegg (fortsetzend): Ja, ich bin gleich fertig. Ich komme schon zum Ende. Ich möchte nur noch einen Punkt ansprechen, das ist der Tierschutz, der uns auch sehr wichtig ist, und auch hier geschehen wirklich viele Aktivitäten. Ich denke nur an die zwei Veranstaltungen, die heuer stattgefunden haben, bei denen wir 50 000 Besucher hatten, und an die Veranstaltung in Schönbrunn gemeinsam mit dem dortigen Verwaltungsbereich, die ebenfalls eine große Anzahl von Besuchern gebracht hat. Diese Aktionen im Tierschutzbereich sollen auch fortgesetzt werden. 

Ich danke schön für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste ist die Frau amtsf StRin Mag Wehsely gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist viel gesagt worden, und ich denke, es müssen nicht alle alles sagen, daher werde ich mich auf wesentliche Punkte beschränken.

Frau Kollegin Vana! Bei Ihnen habe ich immer ein bisschen den Eindruck, weil wir ja an sich viel im Gespräch sind und in vielen Fragen, gerade was Frauenpolitik betrifft, einer Meinung sind, dass das Hauptproblem ist, dass halt für den politischen Gegner und Mitbewerber nicht sein kann, was nicht sein darf. 

Wenn ich hier – und diese Argumentation ist seit vielen Jahren immer gleich – höre, dass das Frauenbudget zu gering ist, dann sage ich als Frauenstadträtin natürlich nicht, dass ich ein höheres Frauenbudget nicht nehmen würde, aber die Argumentation ist im Sinne der Querschnittsmaterie Frauenpolitik schlicht und ergreifend eine falsche. 

Ich weiß jetzt nicht, welche Anfragebeantwortungen Sie konkret gemeint haben, aber ich sage Ihnen nur drei ganz konkrete Bereiche, beginnend mit dem, der gleich nach uns drankommt, mit dem Jugendbereich, wo für die außerschulische Jugendarbeit 25 Millionen EUR ausgegeben werden, die zu einem ganz großen Teil Mädchen und Frauen zugute kommen, weil nämlich in allen Projekten die Frage der Mädchenförderung ein immanenter Bestandteil ist. 

Oder der Bereich der Stadtplanung: Der nächste Stadtentwicklungsplan, der in Ausarbeitung ist und im Laufe des nächsten Jahres beschlossen werden wird, geht ganz explizit auf die Interessen und Bedürfnisse von Frauen ein. 

Oder der Kulturbereich: Sie haben selbst den Frauenkulturbericht erwähnt und haben gesagt, na ja, jetzt gibt es halt einen Frauenkulturbericht. Zeigen Sie mir andere Städte in Österreich, aber zeigen Sie mir auch die vielen europäischen Städte – denn da sind wir beim Aufzählen ziemlich bald am Ende –, in denen es so etwas gibt. 

Das heißt, es wird in Wien sehr viel für Frauen gemacht. Es wird sehr viel in meinem Ressort für Frauen gemacht, aber wir sind erfreulicherweise einen bedeutenden Schritt weiter, dass nämlich in allen Ressorts dieser Stadt die Frage, was für Frauen in der Stadt, was für Wienerinnen wichtig ist, eine bedeutende Rolle spielt. 

Gar nicht verstanden habe ich Ihr Lamento bezüglich der Frage der Arbeitsmarktpolitik. Ich habe am gestrigen und am heutigen Tag niemanden gehört, der gesagt hat, die Arbeitsmarktzahlen, insbesondere auch die Arbeitsmarktdaten, die Frauen betreffen, sind erfreulich, das ist an mir offensichtlich vorübergegangen, wichtig ist aber schon eines, und das vergessen die Grünen sehr gerne, weil es nicht in die Argumentationslinie passt: dass Arbeitsmarktpolitik grundsätzlich Bundespolitik ist, dass Wien mit dem Instrumentarium des ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds das einzige Bundesland ist, das aktive Arbeitsmarktpolitik macht, dass der WAFF heuer ein Budget hat, das 2 Millionen EUR höher ist, dass 21 Millionen dieser 42 Millionen Frauen zugute kommen und dass – und dafür habe ich mich gleich nach meinen Amtsantritt massiv eingesetzt – die Maßnahmen, die ganz konkret und spezifisch nur für Frauen sind – neben den vielen Maßnahmen, die auch für Frauen sind –, ins Regelbudget übergegangen sind. Und darauf, glaube ich, können wir sehr stolz sein und das ist ein großer Erfolg. (Beifall bei der SPÖ.)
Etwas überrascht war ich über Ihre Verquickung der Frage der Frauenförderung mit Gender Mainstreaming, da ich als Frauenstadträtin der festen Überzeugung bin, dass Gender Mainstreaming nicht Frauensache ist, sondern dass Gender Mainstreaming eine Frage des gesamten Unternehmens, der gesamten Stadt Wien ist und dass Gender Mainstreaming auch nicht geholfen ist, wenn es in die Frauenecke gestellt wird und sich die Frauenpolitikerinnen neben aktiver Frauenpolitik und aktiver Frauenförderung dann auch noch alleine um Gender Mainstreaming kümmern müssen. Gender Mainstreaming ist eine Querschnittmaterie. Gender Mainstreaming ist daher meines Erachtens nach auch nicht in der MA 57 anzusiedeln, sondern in der Magistratsdirektion. Wir haben jetzt auch einen Gender-Main-streaming-Verantwortlichen, um Gender Mainstreaming flächendeckend zu implementieren. Das ist der richtige Weg. 

Und wenn Sie meine persönliche Meinung wissen wollen: Es wird schon niemand mehr wissen, wie man Gender Mainstreaming schreibt, und Frauenförderung wird noch immer notwendig sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage der Gewaltschutzeinrichtungen möchte ich nur darauf verweisen, dass wir vor wenigen Wochen die Wave-Konferenz in Wien gehabt haben, bei der sehr klar herausgekommen ist, dass wir mit unseren Gewaltschutzeinrichtungen in der Stadt nicht nur österreichweit führend sind, sondern auch europaweit an der Spitze sind. Das ist traurig und erfreulich zugleich. Traurig deshalb, weil es notwendig ist, Frauen vor Gewalt zu schützen, aber erfreulich, dass wir diese Maßnahmen in der Stadt und diese Einrichtungen in der Stadt haben und, wie auch dem Budgetvoranschlag zu entnehmen ist, weiterhin finanzieren werden und auch finanzieren können.

Frauenförderung im Magistrat haben Sie angesprochen. Frau Kollegin Vana, wenn Sie mir hier sagen, es ist in den letzten Jahren ein bisschen was weitergegangen, dann sehe ich das als ein großes Lob von Seiten der Opposition, weil wir naturgemäß unterschiedliche Rollen haben. Ich hatte die Ehre, in meiner kurzen Zeit als Stadträtin schon einigen Amtseinführungen beizuwohnen, wo in ganz unterschiedlichen Bereichen Frauen zu Abteilungsleiterinnen ernannt worden sind, sei es die Frau Kollegin Spieß von der MA 11A, die heute auch anwesend ist, weil gleich die nächste Geschäftsgruppe drankommt, sei es aber auch die Verwaltungsakademie, wo es um die Fortbildung unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen geht. Aber auch die MA 33, eine klassische männerdominierte Abteilung, wurde mit einer Abteilungsleiterin besetzt.

Ich denke, dass wir hier auf einem richtigen Weg sind, auch wenn wir noch viel zu tun haben (GRin Dr Monika Vana: Das dauert noch die nächsten Jahre!), und ich freue mich sehr, dass gerade im Bereich der Frauenpolitik ein sehr gutes Klima herrscht, eine sehr gute Gesprächsbasis mit allen Parteien da ist. Wir haben das ja auch in einem Antrag zum Ausdruck gebracht in unserem gemeinsamen Kampf für ein Anti-Stalking-Gesetz, und ich werde alles daransetzen, dass dieses gute Klima hier auf jeden Fall weiterhin gegeben ist. 

Herr Kollege Ulm, zunächst einmal zur Frage der Sicherheit und zu der Rechnung mit den 290 zusätzlichen Polizisten. Du weißt es ja, dass es so ist, daher ist es fast ein bisschen überflüssig, das zu sagen, aber ich sage es alleine schon fürs Protokoll. Wir wissen, dass wir fast 1 000 Polizisten in den letzten Jahren in Wien verloren haben. 290 kommen jetzt dazu. Du weißt und ich weiß, dass die jetzt alle ausgebildet werden müssen, also sich einmal ad hoc überhaupt nichts ändert. Ich gehe von deiner Zahl aus, das 100 in Pension gehen. Also der Saldo ist mäßig, und es fehlen weiterhin Polizistinnen und Polizisten. 

Ich freue mich über dieses klare Bekenntnis, das Kriminalitätsbekämpfung Bundesangelegenheit ist. So ist es, und so wissen wir es, wenn wir in die Bundesverfassung schauen. Es scheint das nur hier in der Argumen-
tation manchmal nicht so klar getrennt zu werden. 
Denn wenn du von kommunaler Kriminalitätsprävention sprichst, dann ist das ein nettes Wort, darunter dann die Sauberkeit in der Stadt zu verstehen, ist auch interessant, darüber kann man sozusagen mit der MA 48 diskutieren. Wichtig ist mir hier aber schon die Feststellung, dass wir offensichtlich unterschiedliche Verständnisse zu der Frage haben: Was ist Sicherheit und wie kommt man zur Sicherheit? 

Denn Sicherheit ist für mich etwa auch – und die Debatte wurde auch in diesem Haus vor vielen, vielen Jahren geführt –, ob wir in den Parks Parksheriffs einsetzen oder ob wir Parkbetreuung machen. Wir haben uns damals dafür entschieden, Parkbetreuung zu machen, die es jetzt flächendeckend in Wien gibt. Und meines Erachtens nach ist Sicherheitspolitik mehr als nur, so wie du gesagt hast, einen symbolischen Akt zu setzen. Sicherheitspolitik ist aktive Arbeitsmarktpolitik, ist soziale Absicherung, ist konkrete Jugendarbeit, und das findet statt. Das kann man alles noch verbessern, aber nur Law and order führt meines Erachtens nicht zu mehr Sicherheit in der Stadt.

Der dritte wesentliche Punkt, dem ich mich jetzt abschließend widmen möchte, ist der große Bereich der Integrationspolitik, wo ich auf die Veränderungen, die wir hier bereits vorgenommen haben und die jetzt auch noch im Laufen sind, nicht eingehen möchte, weil das die Frau Kollegin Strobel in hervorragender Art und Weise gemacht hat. Ich möchte nur zum Kollegen Barnet etwas sagen – er ist jetzt gerade nicht da, aber vielleicht können Sie es ihm dann ausrichten –, weil einige seiner Fragen ganz leicht aufklärbar sind. 

In der einen Frage ging es um die Budgetierung der MA 17. Die Differenz zum Rechnungsabschluss des Integrationsfonds liegt darin, dass die Personalkosten nicht im Ansatz der MA 17 sind, sondern im Sammelansatz. Die Frage, warum die MA 20 ein geringeres Budget hat, liegt daran, dass die MA 20 den Integrationsfonds dotiert hat. Der Integrationsfonds wird halt jetzt nicht mehr dotiert, sondern die Mittel sind im Sammelansatz und in der MA 17. Also diese Fragen sind sehr leicht aufzuklären. 

Weiters sehr leicht aufzuklären ist die Frage, wieso es nur vier Ablehnungen von Staatsbürgerschaften mangels Sprachkenntnissen gegeben hat. Es ist nämlich so, dass natürlich die Staatsbürgerschaftswerberinnen und ‑werber, wenn das Erstgespräch stattfindet, gleich darauf aufmerksam gemacht werden, dass ihre Sprachkenntnisse zu gering sind, um die österreichische Staatsbürgerschaft auch zu erhalten, was dann – und deshalb gibt es ja auch dieses Erstgespräch – dazu führt, dass viele ihre Anträge zurückziehen oder gar nicht stellen. Daraus ergibt sich die Zahl. Die Zahl jener, die den Antrag nicht stellen, weil sie aus Sicht der Behörde der deutschen Sprache zu wenig mächtig sind, ist eine viel, viel höhere.

Ich möchte abschließend zur Frage der Integration generell sagen, dass es mich freut, Kollege Ulm, von dir hier ein ganz klares Bekenntnis gehört zu haben zu der Frage, dass Österreich ein Einwanderungsland ist. Ich halte das für wichtig, und ich halte es für wichtig, dass wir uns auch semantisch dieser Sache nähern, denn eines ist klar: Einwanderungsländer unterscheiden sich von Nichteinwanderungsländern nicht dadurch, dass sie mehr Einwanderung haben, sondern dass in Einwanderungsländern die Einwanderungsmöglichkeiten transparent sind, klar sind und durchsichtig sind und auch sozusagen die anschließende Integration eine klarere und transparentere ist.

Ich erachte es für dringend notwendig, dass wir auf Bundesebene daher eine Kommission einrichten – natürlich unter Einbeziehung der Länder –, um hier konkret zu planen, wie Integration nach Österreich stattfinden soll. Warum auf Bundesebene? Weil es an Schwachsinn grenzen würde, das in neun Bundesländern zu diskutieren. Das ist nun mal eine Materie, die im Bund statt finden soll. 

Ich teile deine Meinung keineswegs, dass die derzeitigen Gesetze ausreichend oder gut sind, was kontrollierte und strukturierte Zuwanderung betrifft, da wir wissen, dass wir gerade bei den Schlüsselkräften zum Beispiel wesentliche Schlüsselkräfte, die wir in Österreich bräuchten, nämlich Pflegekräfte, nicht zuwandern lassen können, weil sie zu wenig verdienen. Wir wissen auch, dass die Regelung, die jetzt sozusagen eine Erleichterung für den EU‑Raum bringt, nichts nützt, weil es im gesamten EU-Raum einen Mangel an Pflegekräften gibt. 

Und die Saisonierregelung, über die viel zu wenig gesprochen wird, ist natürlich in Wahrheit ein Hammer, um das jetzt einmal so unsachlich auszudrücken. Denn die Saisonierregelung geht vom klassischen GastarbeiterInnenmodell vom Ende der 60er und der 70er Jahre aus, wo die Menschen kommen und wieder gehen, wo keinerlei Integrationsschritte gesetzt werden, die für die Ausländerinnern und Ausländer, die schon hier sind und integriert sind, aber natürlich auch für Österreicherinnen und Österreicher als Lohndrücker von der Wirtschaft verwendet werden und die jederzeit beliebig austauschbar sind. Diese Zahl an Saisonierbewilligungen ist in den letzten Jahren eklatant gestiegen, und das ist nicht gut so. Ich bin der festen Überzeugung, dass wir eine andere Regelung brauchen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Zur Frage, ob die Integrationspolitik vor ihrem Trümmern steht, möchte ich abschließend Stellung nehmen. Lieber Kollege Barnet, es ist natürlich schon sehr schwer, wenn das von Seiten der FPÖ jetzt so mit einer Träne im Knopfloch gesagt wird, diese Träne auch wirklich ernst zu nehmen, denn es war die FPÖ – und ich hoffe "war" und nicht "wird sein", aber ich sage jetzt einmal "war", weil ich ein hoffnungsfroher, optimistischer Mensch bin –, es war die FPÖ, die diese Stadt überzogen hat mit Plakaten "Wien darf nicht Chicago werden", es war die FPÖ, die diese Stadt überzogen hat mit Plakaten "Stopp der Überfremdung", und es war die FPÖ, die alles darangesetzt hat, dass sich in dieser Stadt ein Gegeneinander und nicht ein Miteinander entwickelt. Die FPÖ ist mit dieser Politik gescheitert, und deshalb kann ich all diese Sorgen über etwaige Probleme im Integrationsbereich hier nicht wirklich glauben. 

Ich bin auch der festen Überzeugung, dass wir in Wien ein anderes Modell als in anderen Städten – sowohl in Amsterdam als auch in deutschen Städten – gewählt haben und dass die Tatsache, dass in unserer Stadt keine Flüchtlingsheime brennen, keine Morde begangen werden, keine Moscheen brennen und keine Kirchen brennen, weder gottgewollt noch zufällig ist, sondern das Ergebnis erfolgreicher Kommunalpolitik. (Beifall bei der SPÖ) 

Es wäre vollkommen unseriös, zu sagen, es kann ein solcher Mord in Wien nicht passieren – das wäre unseriös, und das werden Sie von mir nicht hören –, ich sage aber, dass die Maßnahmen, die wir in den letzten Jahren zum Miteinander und zur Integration von Menschen, die hierher gekommen sind, ergriffen haben, sehr viele und sehr vielfältige waren, die wir auch mit großen Mitteleinsatz betrieben haben und fortsetzen werden. Und es ist so – das ist ein wesentlicher Unterschied zu dem, was in Deutschland und in Amsterdam passiert –, dass in Österreich ein Großteil der Kinder, die moslemischen Glaubens sind, öffentliche Schulen besuchen, dass der Religionsunterricht in Deutsch stattfindet und dass es uns wichtig ist, dass dieses Miteinander auch überall und in allen Bereich passiert. 

Ich würde nur bitten, die Diskussion auf eine etwas weniger akademische und schwarz-weiß-malerische Ebene zu heben, denn diese Frage des Nebeneinanders und der Parallelgesellschaft geht immer davon aus, wir hätten eine homogene Gesellschaft in Österreich, und dann kommt so ein Ball, der einfach anders ist. Also ich nehme einmal für mich in Anspruch, dass ich als Frau, als Politikerin und als urbaner Mensch nicht besonders viele Gemeinsamkeiten mit einer Frau in einem Tiroler Bergdorf habe, aber trotzdem mit ihr verbunden bin, weil wir alle Menschen sind. Und genauso ist es mit Menschen, die nicht in Österreich geboren wurden, die eine andere Religion haben.

Und ich muss schon eines sagen, das ist jetzt in der Hitze des Gefechts ein bisschen untergegangen, aber ich muss schon sagen, Kollege Barnet, mir ist es peinlich, dass in diesem Haus zu einem Abgeordneten des Wiener Landtages und zu einem Gemeinderat gesagt wird: „Ich glaube schon, dass es bei euch nicht so viele gibt, die wirklich Terroristen sind." – Es geht darum, dass das "wir" sind, es geht nicht um "euch" und "ihr". (Zwischenruf von GR Günther Barnet.) Das "euch" ist gefallen, das kannst du gerne im Wortprotokoll nachschauen. Das ist eine Vorgangsweise, die sicher nicht zum Miteinander, sondern zum Gegeneinander führt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben in Wien seit vielen Jahren eine gute Zusammenarbeit mit allen Glaubensgemeinschaften, wir haben ein flächendeckendes Netz an Vereinen, die für und mit MigrantInnen und vor allem für ein Miteinander arbeiten. Und Integration ist schon eines: Integration ist keine Einbahnstraße, sondern Integration muss von beiden Seiten gewollt und betrieben werden. Und alle die, die glauben, Kleingeld damit machen zu können, dass es kulturelle Unterschiede gibt, sind in den letzten Jahren gescheitert und werden zukünftig scheitern.

Für uns ist die Frage des Miteinanders, die Frage der Diversität, die Frage dessen, dass wir für Vielfalt statt Einfalt sind, eine ganz wichtige.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte abschließend nur jene Abteilungen noch nennen, die heute nicht vorgekommen sind, das ist die MA 63, die ein moderner, serviceorientierter Partner der Wirtschaft ist, die MA 54, Vergabe und Beschaffung, die dafür sorgt, dass wir überhaupt hier arbeiten können, und natürlich die MA 62, die das Fundament für die Demokratie in unserer Stadt umsetzt und auch für uns alle hier mitverantwortlich ist und dafür sorgt, dass Demokratie reibungslos und hervorragend funktioniert.

Abschließend möchte ich mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt bedanken, vor allem aber auch bei allen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern dieses Ressorts, die es mir wirklich sehr, sehr angenehm und einfach gemacht haben, dieses Ressort zu übernehmen. Herzlichen Dank hier auch in der Öffentlichkeit von dieser Stelle!

Bedanken möchte ich mich auch bei der Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen, die wichtige Arbeit in dieser Stadt leistet für Menschen, die es sonst nicht immer leicht haben. 

Und damit wir es auch in Zukunft in dieser Stadt so schön haben, damit es eine Zukunft des Miteinanders ist, damit Wien eine moderne, weltoffene und tolerante Stadt bleibt, eine Stadt der Vielfalt statt der Einfalt, würde ich Sie bitten, dem Budgetvoranschlag des Jahres 2005 zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumenteschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. 

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte kurz zum Budget der Geschäftsgruppe zwei Dinge herausgreifen, nämlich die Volksbildung, wo zu erkennen ist, dass es hier zu einer Kürzung gekommen ist und wir nicht ganz nachvollziehen können, warum gerade im Bereich der Volksbildung 1,5 Millio-nen EUR weniger im Jahresvoranschlag 2005 vorgesehen sind. Vielleicht gibt es ja dann von den nachfolgenden RednerInnen beziehungsweise von der Frau Stadträtin eine Erklärung dazu, warum gerade in diesem wichtigen Bereich Mittel gekürzt werden.

Der zweite Punkt, auf den ich kurz eingehen möchte, ist die kulturelle Jungbetreuung. Hier ist das Gegenteil zu bemerken. Es gibt hier zum Glück mehr Geld und es ist uns sehr wichtig und es freut uns, dass es auch mehr finanzielle Mittel gibt. Für uns nicht nachvollziehbar ist, warum dann der Verein "Echo" die Subvention nicht mehr bekommen hat, wenn doch hier offensichtlich mehr investiert werden sollte.

Zu den JungbürgerInnenveranstaltungen werde ich dieses Jahr nicht mehr viel mehr sagen, weil wir da offensichtlich anderer Meinung sind. Nur eine Anregung trotzdem noch von uns: Man könnte das von „Jungbürgerveranstaltung“ in „JungbürgerInnenveranstaltung“ um-benennen, dann ist es auch im Sinne von Gendermain-streaming, wie wir vorhin gehört haben, auch richtiger. Es wird sie weiter geben, die Jugendlichen nehmen es an, aber dass es das einzige ist, was in dieser Form passiert, werden wir nach wie vor kritisieren.

Ich möchte nun zu unseren Anträgen kommen beziehungsweise zu einem Bereich, der eigentlich im Zuge der Debatte um das Kindertagesheimgesetz schon einmal Thema war. Für uns ist jetzt nicht mehr ganz nachvollziehbar, warum es dazu keine Diskussion gibt, zumindest keine Diskussion, die wir nachvollziehen können. Es ist das Berufsbild der Helferinnen. Wenn heute im Rathaus ein Symposium für Kindergarten, Krippen und Horte war und die dort versammelten Kindergarten- und HortpädagogInnen schon seit Jahren einfordern, dass es für diese Berufsgruppe der Helferinnen ein Berufsbild gibt und damals im Zuge der Debatte um das Kindertagesheimgesetz eigentlich auch thematisiert worden ist, dass es das geben wird, so fragen wir uns: Warum gibt es das bis jetzt noch nicht?

Ich möchte den Antrag stellen, dass die zuständige Magistratsabteilung ein Programm zur Berufsausbildung für Helferinnen in Kindertagesheimen und Kindergärten, das auch ein Konzept für eine entsprechende berufsbegleitende Aus- und Weiterbildung beinhaltet, entwickelt und ich beantrage die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport.

Ich glaube, dass gerade die Helferinnen in den Kindergärten und in den Horten sehr wertvolle Arbeit leisten, zum Teil schon Arbeiten übernommen haben, die nicht mehr dem Helferinnenstatus entsprechen, dass diese Arbeit auch dementsprechend gewürdigt wird und sie auch eine Ausbildung bekommen, die sie dann auch zu den wertvollen Mitgliedern auch ausbildungsmäßig machen, die sie jetzt schon sind. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein zweiter Bereich, auf den ich zu sprechen kommen möchte, ist die schon in den letzten Wochen immer öfters vorgekommene Debatte um das verpflichtende Kindergartenjahr, die verpflichtenden Deutsch-Kurse für Kinder, was auch immer da an Ideen gekommen ist. Wir glauben, dass, wenn wir MigrantInnenkinder beziehungsweise Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache in die Kindergärten bekommen wollen, und das ist auch unser Ziel, weil wir glauben, dass alle Kinder dort sehr viel lernen können, nicht nur die Sprache, so funktioniert offensichtlich aber noch nicht ganz die Kommunikation mit den Eltern. Vielleicht liegt es auch daran, dass die Information, die es gibt, zu hochschwellig ist beziehungsweise nicht die richtigen Kanäle zu diesen betroffenen Familien beziehungsweise Community findet. Unserer Meinung nach braucht es eine eher niederschwelligere Informationskampagne und man sollte sich hier überlegen, ob die Folder, die es zum Glück auch mehrsprachig gibt, ausreichend sind oder ob es nicht andere Kanäle geben könnte um Familien, die nicht in Österreich geboren sind, klar zu machen, dass sie, aber auch vor allem ihre Kinder, sehr stark von den Kindergärten, Krippen und Horten profitieren, damit sie auch dann die Kinder dort anmelden. 

Ich stelle deswegen folgenden Beschlussantrag:

"Die zuständige Magistratsabteilung startet eine niederschwellige Informationskampagne zur Bedeutung des Kindergartens für den Zweitsprachenerwerb und die soziale Integration sowie über die Vorgangsweise zur Kindergartenanmeldung und Finanzierung eines Kindergartenplatzes mit dem Schwerpunkt auf die Zielgruppe der MigrantInnenfamilien.“

Auch hier beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss.

Es war gestern in "Wien heute" ein Beitrag, der schon in diese Richtung gegangen ist, das heißt, einmal auch im Fernsehen eine Information zu bekommen. Aber unserer Meinung nach braucht es hier andere Dinge, vor allem andere Möglichkeiten, gerade an die MigrantInnenfamilien heranzukommen, damit sie auch verstärkt die Chancen nützen, ihre Kinder in die Kindergärten zu geben.

Der Kollege Hahn ist leider nicht da. Er hat heute in einer Aussendung als Reaktion auf meine Pressekonferenz zur Förderung der multilingualen Sprache beziehungsweise der bilingualen Kindergärten gemeint, die GRÜNEN sind sozialromantisch. Wenn er meint, dass das etwas Schlechtes ist, dann bitte. Wir glauben, dass die Förderung der Muttersprache nach wie vor einer der Hauptgründe ist, dass Kinder auch gut Deutsch lernen - und das zeigen alle Expertisen und alle Pilotprojekte, die es gegeben hat -, denn nur wenn die Kinder in ihrer Muttersprache gut sind und diese auch beherrschen, dann lernen sie auch eine Zweitsprache, nämlich Deutsch. 

Ich möchte eigentlich nicht, dass immer nur diskutiert wird, wie defizitär die Kinder sind, wenn sie in die Schulen kommen und dass sie kein Deutsch können, sondern wir setzen darauf, dass man den Kindern signalisiert, dass es gut ist, dass sie eine Sprache können, nämlich türkisch, serbokroatisch oder was auch immer, dass sie hier eine Kompetenz haben, auf die man auch stolz sein kann und dass sie, wenn sie diese Kompetenz ausbauen, auch die Kompetenz in Deutsch bekommen und somit auch hier nicht mehr diese Probleme haben, die ihnen immer unterstellt werden, dass sie nicht Deutsch lernen wollen oder was auch immer diesen Kindern beziehungsweise auch den Eltern dieser Kinder unterstellt wird.

Deswegen möchte ich einen Antrag stellen, dass Wien ein Pilotprojekt überlegt beziehungsweise auch in Kraft setzt, das sich am Beispiel der Stadt Essen dieses Projekt der bilingualen Sprachförderung ansieht und auch umsetzt. In Essen probieren sie nun in allen Kindertagesheimen der Stadt Essen, hier wirklich die Zweisprachigkeit zu fördern, die PädagogInnen so auszubilden, dass sie den kulturellen Hintergrund der Kinder, die nicht deutscher Muttersprache sind, verstehen und auch verstehen, wie diese Kultur funktioniert und dass Deutsch als Zweitsprache einfach anders nahe zu bringen ist als wenn man Deutsch als Muttersprache hat.

Ich stelle deswegen den Beschlussantrag, dass die Stadt Wien ein Pilotprojekt startet, angelehnt an das Modell der Stadt Essen in Deutschland, wo es praktizierende KindergartenpädagogInnen gibt, die in den Themengebieten Zweisprachenförderung und interkulturelle Erziehung ausgebildet sind - für den Einsatz von Vertretungskräften für diese Fortbildung, die sehr umfangreich ist, muss natürlich entsprechende Vorsorge getroffen werden -, und dass bei Bedarf zusätzliches Personal eingestellt wird, damit fremdsprachige Kinder in Kleingruppen von sechs bis acht TeilnehmerInnen gefördert werden können und - und das ist ganz wichtig am Beispiel der Stadt Essen - dass es eine enge Zusammenarbeit zwischen den Eltern oder den Müttern und den Kindergärten gibt, um auch die Muttersprache zu fördern.

Auch hier beantrage ich die Zuweisung an den Ausschuss.

Ich möchte noch kurz zu den Horten kommen. Wir haben ja bei den Kindergärten gestaffelte Elternbeiträge, je nachdem ob die Kinder Vormittag, Nachmittag oder den ganzen Tag den Kindergarten besuchen. Im Hort gibt es das nicht. Im Hort gibt es erst ab der fünften Schulstufe die Möglichkeit, eine unterschiedliche Anzahl von Besuchstagen zu wählen. Es häufen sich die Anmerkungen beziehungsweise Anrufe, Beschwerden, Briefe, wie auch immer man das nennen möchte, von Eltern, die meinen, dass das nicht mehr ganz den Tatsachen entspricht, denn auch kleinere Kinder, die in die Schule gehen, haben Eltern, die in Teilzeitmodellen sind und die wollen auch eine flexiblere Horteinteilung haben und auch nicht für fünf Tage zahlen, wenn sie den Hort eigentlich nur für drei Tage brauchen.

Ich möchte auch hier einen Antrag stellen, dass die zuständige Stadträtin dafür sorgt, dass es auch im Hort verschiedene Besuchsmodelle, zum Beispiel drei oder fünf Tage oder auch andere - das kann man dann diskutieren – mit entsprechenden Elternbeiträgen angeboten werden. 

Auch hier beantragte ich die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss.

Zum Schluss ein Antrag zur Suchtprävention gemeinsam mit der GRin Susanne Jerusalem. Ich habe gesehen, dass die SPÖ ja auch einen Antrag einbringen wird, der aber in eine andere Richtung geht als unserer. Es geht um die auch in der letzten Zeit heftig diskutierten Alkopops. Unserer Meinung nach kann es nicht Ziel sein, Jugendlichen zu verbieten etwas zu trinken. Es kann nicht das Ziel sein, die Preise dementsprechend zu gestalten. Sie werden ihren Weg finden, sich diese Getränke zu besorgen, auch wenn es besorgniserregend ist, wie früh und in welch jungen Jahren die Jugendlichen schon anfangen, die Alkopops zu trinken und auch in welcher Menge. Aber trotzdem kann man mit gesetzlichen Regelungen beziehungsweise mit Vorschriften unserer Meinung nach diese Sache nicht lösen, sondern unserer Meinung nach muss es hier aus der Lebensweise Jugendlicher Möglichkeiten geben, an die Jugendlichen im Sinne der Prävention heranzutreten und Jugendliche so zu sensibilisieren, dass sie auch selbst dieses Problem erkennen.

Ich möchte deswegen einen Beschlussantrag einbringen, dass es 

1. ressortübergreifend Konzepte geben soll und die Umsetzung von niederschwelligen, nicht an die Schulen angeschlossene Anlaufstellen ausgearbeitet und durchgeführt wird und dass diese Konzepte bestehende Drogenpräventionskonzepte und die damit verbundenen Maßnahmen berücksichtigen und natürlich auch in der Zielgruppe beworben werden und dass 

2. auch ressortübergreifend Konzepte und die Umsetzung von vier Projekten, das heißt die SchülerInnen werden geschult, damit sie dann auch ihr Wissen an ihre MitschülerInnen weitergeben, dass diese vier Projekte ausgearbeitet und auch durchgeführt werden und dass es dafür auch finanzielle Ressourcen geben soll und 

3. wieder ressortübergreifend, dass die Konzepte und die Umsetzung zur Aufklärungskampagne in den Schulen in der außerschulischen Betreuung und an Orten, an denen sich Jugendliche vermehrt aufhalten, ausgearbeitet und durchgeführt werden. 

Auch hier beantragen wir die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss.

Wir haben in dieser Geschäftsgruppe noch andere Bereiche, die dann von meinem Kollegen Ellensohn, auch der Sportbereich, behandelt werden. Ich möchte nur noch auf ein Thema kommen: Die Bäder. 

Es war ja jetzt das Waldbad Penzing in Diskussion. Hier hätte ich, wenn es geht, gerne eine Information, wie es jetzt gerade ausschaut, ob die Stadt Wien wirklich überlegt, wie es den Medien zu entnehmen war, dieses Waldbad wieder als Stadt Wien-Bad zu führen. Wir haben immer darauf hingewiesen, dass Aufgliederungen von Bädern nicht zielführend sind. Das Waldbad Penzing hat uns das vor Augen geführt. Es war teuer, es war für Familien nicht mehr leistbar. Schwimmen, das hat die Kollegin Jerusalem schon einmal ausgeführt, war dort eher unmöglich und es ist gescheitert und jetzt ist die Frage: Was passiert damit? Wir wollen dort weiterhin ein Bad haben, aber ein Bad mit sozialen und gestaffelten und verträglichen Tarifen und nicht ein Bad, das nur einer Oberschicht an Menschen dient. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strobl am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Zu Beginn möchte ich mich bei der Frau Vizebürgermeisterin und Stadträtin im Namen meiner Fraktion sehr, sehr herzlich für die wirklich gelungene Gemeinderatsausschussreise bedanken, die sowohl inhaltlich sehr viel gezeigt und gebracht hat, die aber auch - und das soll man hier durchaus laut sagen - vom Gruppendynamischen her eine sehr gute Wirkung, glaube ich, auf alle Teilnehmer und alle Fraktionen gehabt hat und das war zweifelsohne auch mit dein Verdienst, weil du dich nicht nur viel um die Organisation, natürlich mit deinen MitarbeiterInnen, gekümmert hast, sondern weil du dich auch in vielen Dingen einfach mit den Leuten in der gemütlichsten und nettesten Art, wie wir dich überhaupt kennen, zusammengesetzt hast. 

Meine weiteren Worte werden rollenbedingt nicht mehr ganz so freundlich sein können (Heiterkeit bei der SPÖ, ÖVP und FPÖ.), weil ich mich dann zweifelsohne mit den hard facts der Politik wieder auseinandersetzen muss. Aber das soll von dieser Stelle aus auch gesagt worden sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Apropos Ritual. Ich bin ein bisschen überrascht, bei vielen Gesprächen - ob mit den GRÜNEN, der SPÖ oder den Blauen und in unserer Fraktion sowieso - ist es mir nicht ganz nachvollziehbar, warum es seit Jahren nicht gelingt, dieses Ritual der Spezialdebatten mit der Generaldebatte besser zusammen zu führen oder ein neues System zu finden, wo hier mehr Effizienz oder mehr Konzentration auf kürzere Redezeiten möglich sind. Ich bitte daher alle Klubobleute, die ja hier in der Präsidiale zusammen sitzen, das vielleicht demnächst einmal ernsthaft anzugehen und vielleicht schon beim Rechnungsabschluss im Juni eine Lösung zu finden. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Erika Stubenvoll: Na ihr redet ja! – GR Christian Oxonitsch: Ihr redet ja!)

Also es geht nur darum, dass es gemacht wird und das muss ja möglich sein. (Aufregung bei der SPÖ.)

Jetzt zum Budget und zu den einzelnen Bereichen. Ich beginne bei Jugend und Familie und darf auf ein Problem, das ich von dieser Stelle aus schon mehrmals angesprochen habe, wieder hinweisen: 

Die Stadt Wien leistet sich in der Jugendwohlfahrt den Zugriff auf rund 150 Lehrer. Wir wissen das, wir haben das hier schon mehrmals diskutiert. Diese 150 Lehrer sind in erster Linie im Sondereinsatz verwendet, um psychisch und emotional gefährdeten Kindern und Jugendlichen besondere Hilfe angedeihen zu lassen. Wenn Sie das mit einem durchschnittlichen Verdienst von 41 700 EUR hochrechnen, so ist das eine Summe von 6,2 Millionen EUR, die hier sozusagen über die Lehrerposition als Leistung für das Land Wien eingebracht werden. Ich war immer der Auffassung, dass die Jugendwohlfahrt hier als eigene Struktur und Organisationsform mehr tun könnte, mehr einbringen könnte, damit die Schule vielleicht in einem anderen Feld durchaus noch in diesem Bereich tätig sein kann, denn der jetzige Zustand ist, wie man so schön sagt, fürs Sterben zu viel und fürs Leben zu wenig. Reden Sie mit den Lehrern draußen. Es ist einfach die Situation, dass wenn es wirklich wo Probleme gibt, es in der Summe natürlich zu wenig solche Lehrer gibt, die beratend zur Seite stehen und die wenigen, die da sind, können dann auch nicht mehr tun. Also das ist eine nicht ganz zufriedenstellende Situation, von der ich grundsätzlich meine, sie gehört einmal grundsätzlich geklärt.

Integration im letzten Kindergartenjahr wird ja mittlerweile auch von anderen Fraktionen angesprochen und ist auch erfreulich. Vielleicht bewegt sich hier doch etwas. Alle wissenschaftlichen Studien zeigen, dass man, wenn man ein Jahr vor Schuleintritt mit dem Spracherwerb der Landessprache beginnt, dann in der gesamten Schullaufbahn zumindest sehr positiv beeinflusst ist. Das hat also sehr gute Prognosen und sehr gute Aussichten. Ganz anders sieht es aus, wenn das erst knapp vor Schuleintritt oder überhaupt, so wie das in Wien gemacht wird, integrativ während des Unterrichts erfolgen soll. Das hat wahnsinnig viel Störvariablen im Unterricht selbst, logisch, und hat natürlich darüber hinaus auch die fragliche Wirkung, ob es überhaupt gelingt, sich ausreichend diesem Sektor der Sprachentwicklung widmen zu können. 

Wir haben daher die Idee geboren, erstens einmal die Schuleinschreibung - das ist eine Sache, die das Land beziehungsweise der Stadtschulrat in Wien selbst festlegen kann - um ein Jahr vorzuverlegen. Das gibt es schon in vielen Ländern im Ausland, wo man ganz einfach im Herbst des Jahres vor dem Schuleintritt ein Gespräch an der Schule mit dem Kind führt und hier feststellt, welche Defizite möglicherweise vorliegen. Man muss sich ja nicht nur um Ausländer und nicht nur um diese Sprachintegration kümmern beziehungsweise einengend befassen. Es kann eine gesamte Erfassung der Persönlichkeit des Kindes sein und hier können nun Mütter und Väter entsprechend beraten werden, um im Jahr vor dem Schuleintritt noch Kompensationsmöglichkeiten - und das wollen wir eben sehr gerne - durch ein Gratiskindergartenjahr im letzten Jahr vor dem Schuleintritt entsprechend angeboten zu bekommen. 

Und weil wir glauben, dass das nach wie vor eine gute Idee ist, dürfen wir hier einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag unterzeichnet von meiner Kollegin Korosec und mir einbringen: 

„Die zuständige Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, ein von sämtlichen Gebühren befreites letztes Kindergartenjahr für alle Wiener Kinder einzuführen.“

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun ein weiterer Teilbereich, der uns auch wichtig erscheint: Die Musikschulsituation ist in Wien nach wie vor unbefriedigend. Es geht um die Frage der Qualität, es geht nicht um die Frage, wie viele Institutionen alles Mögliche vom Kammblasen bis hin zum Ziehharmonikaspielen anbieten und was man da alles ausrichten kann - da kommt man schon auf eine Fülle von Dingen -, sondern es geht um Qualitätsstandards wie sie etwa die Musikschule der Stadt Wien und das Konservatorium vorgeben. Das sind Ansprüche und das ist auch das, was hier mit der Frage „Wir wollen ein Musikschulkonzept“ gemeint ist. 

Derzeit ist es so, dass überhaupt kein Konzept vorliegt. Aus allen bisherigen Analysen geht hervor, dass es in den Fächern Klavier, Gitarre, Blockflöte, Violine, Gesang und Querflöte sehr lange Wartezeiten beziehungsweise einen verstärkten Bedarf für diese Instrumente gibt. Die Versorgungsdichte ist derzeit bei 1,5 Prozent und hier wäre es günstig, wenn wir auf 3 Prozent kommen würden. Das würde eine Ausweitung auf rund 34 Standorte bedeuten.

Auch dazu haben wir neuerlich einen Antrag eingebracht, der sich wieder mit dieser Frage beschäftigt und wo wir bitten, dass er in der Abstimmung dann auch angenommen werden möge, wobei wir hier auch einige kritische Fragen im Zusammenhang mit der Anpassung Vertragsbedienstetengesetz oder verstärkte Einbindung von Privaten in ein städtisches Gesamtkonzept ansprechen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun auch zu einem Thema, das uns immer wieder aufs Neue beschäftigt, und das ist die Frage der Bäder und das Bäderdefizit. Das Bäderdefizit hat sich in den letzten Jahren so um die 37 bis 38 Millionen EUR eingependelt. Was wir kritisieren und schon bei dem ersten Konzept, das im Jahr 2001 ursprünglich vorgelegt wurde, auch als Stellungnahme abgegeben haben ist: Es fehlen diesen Grundüberlegungen privatwirtschaftliche Ansätze. Aber bitte mich richtig zu verstehen: Nicht die Privatisierung ist das Hauptziel, sondern privatwirtschaftliche Führung, das heißt eine Leitung, die sich an Modellen der Wirtschaft orientiert und die natürlich auch ein bisschen mehr auf Effizienzsteigerung, mehr Synergien und Kosteneinsparungspotenziale achtet. Der Kostendeckungsgrad - das ist ja ganz interessant - liegt in Wien bei nicht ganz 20 Prozent! Jetzt wissen wir, dass Bäder eine soziale Einrichtung sind und sein sollen und daher nie kostendeckend sein können, aber die 20 Prozent sind sicherlich verbesserbar. Ich würde sagen, so auf die 40 bis 45 Prozent sollte man kommen. 

Aber es gibt ja noch etwas Interessantes in diesem Kapitel. Wir haben vor drei Jahren das erste Mal einen eigenen Antrag zum Bädershuttledienst im Ausschuss gehabt. Damals war das die probeweise Einführung einer Linie, die mehrere Bäder zusammenfassen sollte und durchaus sinnvoll wegen der Parkplatzsituation die Leute besser zu den Bädern zubringen sollte. Ich kann mich noch gut erinnern und es ist auch dokumentiert. Ich habe damals nachgefragt, ob das die klassische Aufgabe einer Bäderabteilung ist, hier einen Shuttledienst einzurichten oder ob man wirklich besser mit den WIENER LINIEN verhandeln sollte. Es wurde mir zugesagt, dass es, wenn sich das bewähren sollte, mit den WIENER LINIEN Gespräche geben wird und man schauen wird, dass es dann zu einem Vertragsabschluss kommen wird. Nun wenn Sie sich das Budget anschauen, so sind aus 80 000 EUR vor 3 Jahren mittlerweile 95 000 EUR geworden - wieder ein Potential, das man viel, viel besser in die Bäderstruktur, in die Erneuerung, in das, was Bäder alles derzeit brauchen, hineinstecken könnte. Also wieder eine Sache, die nicht Fisch, nicht Fleisch ist, man kann sich nicht entscheiden, es fehlt an einem Konzept. 

Wenn Sie sich die Situation insgesamt anschauen, dann fragt man sich überhaupt: Voriges Jahr sind durch die Tariferhöhung rund 1,2 Millionen EUR mehr eingenommen worden und es ist nicht nachvollziehbar, wo die hingekommen sind! Heuer müsste das Gleiche passiert sein, etwa in der gleichen Höhe. Weil das ja auch ein bisschen wetterabhängig ist, kann ich nicht genau sagen, wie der Rechnungsabschluss 2004 tatsächlich ausschauen wird, nachdem es im Juli nicht so wirklich ganz schön war. Aber grundsätzlich gibt es hier Gelder, die durch die Tariferhöhung vorhanden sind. Wo kommen die hin? Wir haben jeden falls errechnet, dass auf Grund dieser extremen Defizitpolitik, die hier bei den Bädern betrieben wird, die Wiener derzeit einen Badbesucher mit zusätzlich 12,5 EUR finanzieren. Das heißt, das ist schon eine wilde Frage, wenn man sich das bei 4 Millio-nen Besuchern vorstellt, ob das so wirklich eine vernünftige Überlegung ist, dass man hier nicht besser wirtschaften kann. Wir vermissen eine Analyse beziehungsweise eine Übersicht über Maßnahmen bei den Einzelstandorten, auch in dem neu vorgelegten Konzept. Es gibt kein Konzept für die Attraktivierung der einzelnen Standorte und Bäder und es fehlt eine konkrete Umsetzungsstrategie. Es ist alles das nicht vorhanden. 

Was mich überhaupt wunder, ist ja eine ganze Passage im neuen Bäderkonzept, wo Sie ja überhaupt eine sehr eigenartige Position vertreten. Eigenartig, wo ich nur eines sagen kann: Sie verwechseln offenbar das Bad als soziale Einrichtung mit dem AMS, mit dem Arbeitsmarktservice, denn sonst könnte eine Passage im Bäderkonzept wohl nicht folgendermaßen lauten: „Auch der sozialen Kompetenz als Arbeitgeber werden die Wiener Bäder gerecht.“ No na, das ist ja auch wünschenswert. „Während der Sommermonate finden mehr als 500 Ar-beitnehmerInnen einen Arbeitsplatz in einem der Sommerbäder. Viele dieser Mitarbeiter finden am freien Arbeitsmarkt keine Stelle. Daher ist die Frage nach Arbeitskrafteffizienz nicht immer zulässig.“ 

Ja also wer mit so einer Überlegung an ein Projekt herangeht, von dem er meint, er könnte da sozusagen einfach mit Steuergeldern wie immer alles ausgleichen, der wird dort nie was zuwege bringen! Das kann nie funktionieren, das kann nicht gescheit werden, das kann keine Effizienz haben. Da fehlt wirklich wirtschaftliches Denken und ich muss ja sagen, wenn das der Ausdruck Ihres sozialen Anliegens ist, dann wundert es mich nicht, dass wir in dieser Frage einfach noch in den Zeiten der Schuldenpolitik leben, wo man sagt: Es ist eh alles ganz egal, das Geld kommt vom Bürger und wir geben es aus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu einem weit sensibleren Bereich, weil es hier wirklich in den Grenzbereich der Existenzfragen geht, komme ich jetzt beim Sport. Seit Jahren gibt es hier ein Dahinwursteln. Es ist nicht so richtig, was da jeweils passiert. Es ist etwas verändert worden, von dem die einen in der Politik behaupten, es ist für die Sportorganisation besser geworden. Die Betroffenen klagen, dass es schlechter geworden ist, was die Geldmittelverteilung betrifft. Der Sportamtsleiter verhehlt überhaupt gar nicht, dass es kein Geld gibt und hat auch lautstark gesagt, es interessieren ihn auch nicht wirklich die Dachverbände. Also die braucht er eigentlich nicht, das war ein wortwörtlicher Satz von ihm. 

Jetzt ist das Gesprächsklima, das eine Zeitlang zwischen den Verbänden und der zuständigen Stadträtin angespannt war, seit Jänner/Februar doch deutlich entspannter geworden. Wir haben gehofft, dass es damit auch konkretere Maßnahmen geben wird, die - und dort geht es ja um existenzielle Fragen - sich natürlich auch in finanziellen Zusagen oder Sicherheiten niederschlagen müssen. 

Wir beschließen heute oder besser gesagt Sie beschließen heute das Budget 2005. Wenn Sie einen Blick hinein machen, dann gibt es dort zwar einen Erhöhung des Sportbudgets, aber wenn Sie das genau analysieren-, Kollege Reindl wird mir in dieser Frage sicher Recht geben, was er sonst nicht ganz gerne tut , dann geht es darum, dass dort 5 Millionen EUR zweckgebunden 
für das Stadion geparkt sind. Das ist eine Vereinbar-
ung zwischen Bund und Land, jeweils 50 Prozent. Der Bund hat 2,5 Millionen EUR ausgewiesen und das Land 2,5 Millionen EUR. Das ist auch eine wichtige Sache, aber doch bitte nicht bei der Sportförderung! Das muss gesondert budgetiert werden und darf dann nicht noch argumentiert werden mit: Wir haben die Sportförderung erhöht, es steht ja viel mehr Geld zur Verfügung. Ja optisch schon, in der Sache selbst sieht es viel, viel schlimmer aus. 

Wie schlimm es ist zeigt die Situation der Sportplätze in Wien. Ich sage Ihnen jetzt ein Beispiel, denn würde der scheidende Sportamtsleiter nicht gerade zu einem Ehrenzeichen anstehen, müsste man ihn ja direkt für eines vorschlagen. Er hat ein wirklich tadelloses Aktenstück geliefert, das zwar einmal korrigiert werden musste, weil es doch ein bisschen zu hoch berechnet war, indem er in der Ravelinstraße im 11. Bezirk einen Sportplatz, der sehr schön hergerichtet ist und der Stadt Wien gehört, der Stadthalle zur Verwaltung weitergegeben hat. 

So weit, so gut, das können natürlich auch Dachverbände. Aber er hat es überhaupt gleich so gemacht, indem er berechnet hat, wie viel die Erhaltung so eines Sportplatzes tatsächlich kostet und weil er das natürlich sehr genau weiß und weil die Stadthalle natürlich etwas ist, das dem Herrn Sportamtsleiter nicht ganz egal sein kann, wenn er dort Aufsichtsratvorsitzender ist, hat er natürlich auch gewusst, er muss entsprechendes Geld rüberrücken. Siehe da, zuerst waren es 270 000 EUR, am Schluss waren es doch nur 150 000 EUR, die nur für die Sportplatzerhaltung zur Verfügung stehen! Meine Damen und Herren, das ergibt, wenn man die Fläche dort dividiert... (GR Günter Kenesei: Mit der Hälfte!) So ist es, so ist es. Die Hälfte beziehungsweise es gibt sogar Überlegungen, wo man sagt, ein Drittel davon wäre für jeden Sportplatz teilweise schon ausreichend gewesen. Und es ist eine wirklich prekäre Situation, die derzeit in Wien herrscht! Spätestens zur Jahreswende wird sich zeigen, wie viele Sportplätze der Stadt Wien zurückgegeben werden müssen, weil sie mit der jetzigen Form der Sportförderung nicht mehr finanzierbar sind. 

Wie wird sich das dann weiterentwickeln, wenn man hier feststellen muss, es gibt nicht nur so quasi einen detaillierten Geschäftsführungsvertrag, der auch absichert, wer die Defizite bezahlt, die dort möglicherweise entstehen, sondern man kommt auf einen Quadratmeterförderungspreis von 5,80 EUR? Na das ist eine ganz schöne Summe! Ich könnte mir vorstellen – wenn Kenesei meint, mit 50 Prozent oder Strobl glaubt, man könnte sogar ein Drittel davon nehmen -, lassen wir vielleicht die Dachverbände das selber berechnen, aber geben wir ihnen die Chance, auch so ein Modell umgesetzt erhalten zu können. Das heißt, ein Konzept, das die Basisförderung der Sportplätze mit vielen Synergien sichert. Da kann man verschiedene Ideen haben, die auch schon diskutiert wurden, mit Arbeitsmaterialien, mit Arbeitsgeräten, die an verschiedenen Plätzen zum Einsatz kommen, et cetera, et cetera. Aber wir müssen hier etwas tun, es ist hier fünf vor zwölf, meine Damen und Herren!

Aus diesem Grund hat die Wiener ÖVP zwei Anträge, die sie einbringen möchte. 

Der erste Antrag beschäftigt sich mit den Förderrichtlinien ganz allgemein, dass wir meinen, dass die von einer Gruppe von Dachverbänden - und es waren damals auch die Sportsprecher mitbeteiligt - schon vor einem Jahr ausgearbeiteten Überlegungen, konkrete Förderrichtlinien zu erstellen, nun auch umgesetzt werden sollen und wir das gerne zur Abstimmung bringen möchten, dass die Vergabe von Sportsubventionen eben in diesem Bereich in Form eines Sportförderungskonzepts erarbeitet werden soll.

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der zweite Antrag dazu beschäftigt sich nun mit dem Beispiel der Ravelinstraße, wo es darum geht, dass den Dachverbänden an diesem Modell orientiert - also wir geben keine Summe vor, sondern wir sagen, an diesem Modell orientiert - ebenfalls die Möglichkeit gegeben werden soll, einen Leistungsvertrag ähnlich wie der in der Ravelinstraße und entsprechende Finanzierungssicherheiten zu erhalten.

In formeller Hinsicht beantragen wir in diesem Fall die Zuweisung des Antrags. (Beifall bei der ÖVP.)
Nun noch ein Kapitel, das an und für sich natürlich ein Kapitel ist, das einen Lehrer wie mich besonders freut und reizt, das ist die Situation der städtischen Schulverwaltung, das ist die Situation der Wiener Lehrer insgesamt.

Ich mache es kurz. Es ist hier schon ausführlich diskutiert worden. Da kann ich Ihnen jetzt viele Vorwürfe nicht ersparen. Das, was Sie als SPÖ in dieser Frage hier abziehen oder abgezogen haben, ist eine billige Schmierenkomödie gewesen! 700 Lehrer im Mai im Kollegium einstimmig beschließen zu lassen, vom Mai über Juni bis Juli, August, September mit niemandem zu verhandeln, sondern zu sagen, das muss jetzt geschehen, wir haben eh da einen Antrag gestellt. Der Antrag war an die Landesregierung gestellt und die hat sich übrigens nachweislich das erste Mal am 19. Oktober damit befasst. Da gibt es Unterlagen dazu, das kann man alles nachschauen, da hat es nie eine Verhandlung gegeben. Im Gegenteil, meine Damen und Herren! Der Finanzausgleich ist der Beweis dafür, dass es gar kein Anliegen war, weil die Unterschrift vom zuständigen Finanzstadtrat Rieder unter den Finanzausgleich - was ja dann in einem gewissen SPÖ-Debakel geendet hat -, war letztlich doch die vernünftige Überlegung, das Maximum an Möglichem für Wien herausgeholt zu haben und sieht keinen einzigen von diesen 700 zusätzlich gewünschten Lehrern vor! 

Also Sie sind gut beraten, rasch Ihre SPÖ-Freunde im Stadtschulrat zu informieren. Da können Sie gleich den sogenannten überparteilichen SPÖ-Abgeordneten des Kollegiums und Elternsprecher mitnehmen, der sich über alles aufregt und ununterbrochen ruft: Bildungsabbau, pfui gack und alles war der Bund - und Sie sind nicht im Stande, diese 700 Lehrer, die einstimmig von allen Fraktionen beschlossen wurden, umzusetzen. Das ist die eigentliche Ausrede, das ist der Skandal! Aber die Leute sind mittlerweile draufgekommen, wie in dieser Frage das wahre Gesicht der SPÖ wirklich ist. 

Sie schreien im Stadtschulrat, Sie versuchen auf dem Rücken der Eltern, der Lehrer und der Schüler Stimmung zu machen, sind aber dort, wo Sie selbst gefordert sind, nicht fähig und auch gar nicht bereit, behaupte ich, irgendwo einen kleinen Finger zu heben, um das abzustellen, was Sie hier gerne nach außen zeigen, nämlich mehr Lehrer und wo Sie wirklich alle Fraktionen dazu gewinnen konnten, das zu unterstützen.

Was ist damit passiert? Ich habe bis heute von niemandem eine Antwort bekommen, aber vielleicht wird einer meiner Nachredner es tun. Das einzige, was Ihnen dazu einfällt, ist ein ich bezeichne es als Bundesparanoia bedingter Reflex. Sie können sich nur immer aufregen und sagen, der Bildungsabbau passiert jetzt. Sie können nur nicht mehr sagen, dass Sie die Verantwortung in Wien für den Lehrereinsatz haben.

Die 417 zusätzlichen Lehrer, die es in Wien gibt, sind nicht das Verdienst der Wiener SPÖ, sondern es sind die Diskussionen über die Kleinstschulen, die bei den Verhandlungen andere Landesschulratspräsidenten eingebracht haben und wo Wien Gott sei Dank auf Grund seiner Sonderregelungen und Notwendigkeiten auch beteilt wurde. Wir werden für den Sonderpädagogischen Förderbedarf - das ist nichts Aufregendes, aber bitte wir nehmen ja jeden Lehrer, den wir zusätzlich haben können - 40 bis 50 Lehrer zusätzlich bekommen. Na von den 700 sind wir noch immer sehr, sehr weit entfernt! 

Ein weiterer Punkt ist die Frage der ganztägigen Schulbetreuung. Sie sagen immer, wie toll das ist. In der eigenen Statistik, die Sie im September bei einer Pressekonferenz herausgegeben haben, schreiben Sie: „Es gibt in Wien 88 742 Pflichtschüler in 358 Klassen. Ingesamt werden derzeit 29 578 Kinder ganztägig betreut.“ Nun dividieren Sie das! Das ist ein Drittel und nicht mehr! Das soll man auch sagen. Sie betreuen in Wien maximal ein Drittel in ganztägigen Schulformen oder wie immer. Das, was ich Ihnen hier vorwerfe ist, dass Sie vom Gesetz her die Möglichkeit haben, über Beschluss des Kollegiums jeden Standort - mit Befragung natürlich - zu einer ganztägigen Schulform umwandeln zu können. Sie brauchen dazu nicht den Bund! Erklären Sie das nicht dauernd, dass die Frage der ganztägigen Betreuung an den Wiener Schulen eine Frage des Bundes ist, der das alles nicht will. 

Sie machen es gut, das habe ich immer von dieser Stelle aus gesagt, was das Flächenangebot bei den Kleinkindern betrifft, also Kindergartenwesen. Das kann man sagen, das ist zweifelsohne hier in Wien flächendeckend, wenngleich wir die Kosten kritisieren. Vom Angebot stimmt es. Was wir für weniger richtig erachten ist die Frage, wie es nach dem fünften beziehungsweise ab dem sechsten Lebensjahr weitergeht. 

Letzter Punkt: Die Schulsanierung. Man muss sich das einmal vorstellen. Es ist schon eine Kunst auch eines Finanzstadtrats, eine Sache mehrmals zu verkaufen. 1998 wurde hier ein Beschluss gefasst, dass 38 Standorten für eine Generalsanierung das Geld zur Verfügung gestellt werden soll. Das ist dann auch in einem Beschluss erfolgt. Das sollte 2003 abgeschlossen sein. Nun kann man ein bissel tolerant sein, man kann sagen, es hat sich um ein Jahr verzögert, heuer ist alles fertig. Nun denn, bis heuer sind es 22 Standorte, die Sie saniert haben. 22 Standorte haben Sie bis heute saniert! Und wenn Sie davon reden, wie großartig das ist, dass Sie dafür wieder Geld zur Verfügung stellen, dann frage ich: Können Sie sich schon noch erinnern, dass Sie 1998 einen Beschluss gefasst habe, wo Sie gesagt haben, in fünf Jahren wollen wir das erledigen? Und ich kann jetzt nicht jedes Jahr für das, was ich sozusagen hintennach bin, wieder Geld zur Verfügung stellen und sagen, wie toll wir sind und was wir alles machen. Sie sind nicht toll! Sie sind nicht fähig gewesen das, was Sie am Papier vorgegeben haben, auch wirklich umsetzen zu können.

Wir werden aus diesem Grund einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der zuerst einmal vorsieht, dass entsprechende Mittel für die rasche Umsetzung der noch offenen Sanierungen verlangt und zur Verfügung gestellt werden und darüber hinaus ein weiteres Programm mit 100 Millionen EUR für die weiteren, noch immer sehr desolaten Schulen zur Verfügung gestellt wird, für ein Programm Nummer zwei!

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Zu zwei kurzen, kleinen Anträgen auch noch ein kurzes Wort. Wir glauben auf Grund aktueller Situationen, dass es sinnvoll ist, wenn die Stadt Wien über den Presse- und Informationsdienst besonders die eigenen Serviceeinrichtungen entsprechend bewirbt und wollen daher, dass Sie diese Einrichtungen den Wienern in einem entsprechenden Maß auch bekannt geben und vorstellen und schlagen daher folgenden Beschlussantrag vor:

„Die Stadt Wien wird aufgefordert, in regelmäßigen Abständen über die Existenz der Wiener Serviceeinrichtungen für Mieter und Eigentümer in ihren eigenen und externen Publikationen Informationskampagnen über die Vorteile dieser Einrichtungen, zum Beispiel Schlichtungsstelle, Mieterorganisationen, et cetera zu informieren.“

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der letzte Antrag befasst sich mit einem Antrag, wo es uns in Gesprächen leider nicht gelungen ist, bei den GRÜNEN eine für uns nicht ganz so tragbare Passage herausnehmen zu lassen. Wir wollen natürlich eine Suchtgiftprävention. Wir wollen speziell eine Alkoholprävention. Wir sind aber doch nicht der Auffassung, dass das nicht auch über gesetzliche Rahmenbedingungen möglich sein soll. Da geht es gar nicht um eine ganz konkrete Vorstellung, aber diese von vornherein auszuschließen, halten wir für den falschen Weg. 

Wir haben daher einen analogen Antrag zu den GRÜNEN eingebracht, der nur diese Passage nicht mehr enthält und werden in formeller Hinsicht um die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport ersuchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ihre Budgetansätze sind quasi die in Zahlen gegossene Politik für das Jahr 2005. Wir glauben, dass hier vieles einfach unausgegoren, teilweise konzeptlos nur halbherzig angegangen worden ist, dass falsche Prioritäten gesetzt wurden und dass es zu viele lustige Momente gibt, wo man einfach darüber hinweg geht, weil man mit der Verschwendung von Steuergeldern halt ganz einfach offenbar leichter umgeht, da es ja nicht das eigene Geld ist. 

Aus diesem Grund werden wir diesem Budgetvoranschlag für 2005 unsere Zustimmung nicht erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Einstieg des Herrn Kollegen Strobl in seine Rede war durchaus überraschend, wenngleich ich nicht anstehen will Ihnen, Frau Stadträtin, selbstverständlich auch im Namen meiner Fraktion für die Durchführung der Ausschussreise zu danken. Jene, die mit waren - ich hatte leider nicht die Möglichkeit -, haben da sehr interessante Berichte mitgebracht.

Nichtsdestotrotz soll man nicht übersehen, wenn wir hier mit Ihnen über das Budget diskutieren, dass es zu Beginn des heurigen Jahres -und genau genommen war das am 16. Jänner des heurigen Jahres - einen Misstrauensantrag gegen Sie gegeben hat, allen voran gezeichnet von den GRen Kabas und Tschirf, auf Grund Ihrer Art der Budgetverwaltung, des Budgetvollzugs, wo es eine Fülle von Kritikpunkten gegeben hat, die die Opposition dazu verhalten hat, hier zum schärfsten Mittel zu greifen, das der Opposition zur Verfügung steht, nämlich Ihnen das Misstrauen auszusprechen. 

Es ist daher kein Wunder, wenn wir durchaus in logischer Konsequenz und noch dazu wenn die Debatte über den Rechnungsabschluss zu diesem Budget, egal wann immer der Wahltermin sein sollte, nach den nächsten Wahlen sein wird und daher ein gutes Maß an Misstrauensvorschuss angebracht ist, was dieses Budget und das, was es beinhaltet, tatsächlich betrifft. Den Offenbarungseid werden Sie dann leider erst nach den Wahlen zu leisten haben. Gut, das ist einmal so, aber wir können Ihnen da hier kein Vorschussvertrauen mit auf den Weg geben.

Der Kollege Strobl hat schon über die Verhältnismäßigkeit bei den Lehrern gesprochen. Auf der einen Seite haben wir hier - und das ist, glaube ich, in Sondersitzungen hier ja auch allgemein unterstützt worden, auch durch die Sozialdemokratische Fraktion - die Forderung, die im Stadtschulrat einstimmig verabschiedet wurde, nämlich nach dem Plus von 700 Landeslehrerinnen und Landeslehrer. Das ist auch hier vom Haus unterstützt worden, wenngleich natürlich die Behandlung in der Landesregierung eine etwas verspätete war, aber die formale Behandlung eines derartigen Anliegens soll ja am Inhalt nichts schmälern. Daher waren wir eigentlich alle der Auffassung und Überzeugung, dass dies auch im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen verfolgt und natürlich auch umgesetzt wird. Vielleicht nicht eins zu eins umgesetzt wird, aber das Ergebnis, über das der Herr StR Rieder gestern berichtet hat, nämlich ein Plus von lediglich 50 Lehrerinnen und Lehrer, ist in Wahrheit jämmerlich. Es ist erbärmlich und es wird natürlich die eklatanten Druckstellen, die es hier im Bereich des Wiener Schulwesens gibt und dafür sind Sie selbstverständlich politisch auch verantwortlich, nicht lösen. 

Aber der Finanzausgleich hat auch in einem anderen Bereich leider nicht zu einem Ergebnis geführt, von dem ich gehofft habe, dass wir einen Schritt weiterkommen und zwar dass die durchaus problematische Zweiteilung der Zuständigkeiten - die einen müssen es budgetieren und die anderen machen die Umsetzung und machen den konkreten Lehrereinsatz, machen die Anstellung -, so wie es ist, nicht passt. Ich glaube, wir sind uns hier dem Grunde nach durchaus eins, dass man in diesem Bereich klare Verantwortungen anstreben sollte und Zuständigkeiten notwendig sind. Jetzt weiß ich, dass es auch bei dieser Frage unterschiedliche Zugänge gibt. Meine, unsere Position, die Position der Freiheitlichen ist, glaube ich, hier klar und eindeutig. Trotzdem möchte ich sie gerne wiederholen: 

Die Finanzierung und Beschäftigung der Landeslehrer soll bei den Ländern angesiedelt werden. Die Finanzzuteilung soll nach dem Prinzip des abgestuften Bevölkerungsschlüssels erfolgen und der Herr StR Schock hat gestern, glaube ich, mit sehr eindringlichen Worten auch an die Sozialdemokratische Fraktion appelliert, hier diesen abgestuften Finanzausgleich, also diesen abgestuften Bevölkerungsschlüssel, der einer Zweidrittelmehrheit bedarf, um im Parlament gesichert zu sein, auch zu unterstützen, denn wenn Sie sich hier herstellen und die ganze Zeit gegen den Bund polemisieren, aber auf der anderen Seite nichts dazu tun, dass man auf der Bundesebene zu Ergebnissen kommt, die durchaus zum Vorteil Wiens und auch des Wiener Schulwesens sind, dann wäre das eine Politik der - sagen wir einmal - gespaltenen Zunge. Für diesen abgestuften Bevölkerungsschlüssel für den Bereich des Wiener Schulwesens gibt es gute Gründe und ich meine, dass die in der Ausländerintegration sehr wohl zu finden sind.

Wir müssen, glaube ich - und vielleicht ist die heimische Diskussion hier ein wenig erlahmt -, bei dieser Diskussion wieder einmal versuchen, uns mit den Gegebenheiten konkret auseinander zu setzen. Nachdem wir ja heuer zehn Jahre Häupl haben und Sie, Frau Stadträtin, eine enge Weggefährtin des Wiener Bürgermeisters sind, ist es ja auch durchaus ein Dezennium, das geeignet ist, einmal zu beobachten oder zu hinterfragen, wie weit Sie gerade in diesem Bereich konkret auf Erfolge verweisen können. Der Schule kommt bei der Integration eine entscheidende, wenn nicht sogar die Schlüsselrolle schlechthin zu.

Es ist so, dass sozialdemokratische Politiker, glaube ich, immer mehr zur Erkenntnis kommen, dass dieses Konstrukt der multikulturellen Gesellschaft - und mein Kollege Barnet hat heute ja auch schon ausgiebig darüber referiert - in Wahrheit gescheitert ist. Ich glaube, das kann man schlicht und einfach als Faktum festhalten. Es reden alle, die sich in diesem Bereich mit der Materie beschäftigten, bereits von den sich verfestigenden Parallelgesellschaften. Die Diskussion, die in diesem Bereich läuft, spitzt sich zu, und gar nicht so sehr in Österreich und ich sage Ihnen, ich bin froh, dass es sich nicht in Österreich zuspitzt. Ich bin überhaupt nicht froh, dass es sich an sich zuspitzt, aber es ist schlussendlich mal ein Faktum. 

Es ist ein Faktum, dass wir in Österreich das Gott sei Dank in dieser Form nicht erleben so wie es andere Länder Europas erleben. Aber es ist auch ein Faktum, dass viele derartige Entwicklungen freilich mit entsprechender zeitlicher Verzögerung und nicht in dieser Radikalität, Gott sei Dank, aber dennoch auch nach Österreich kommen und es ist vielfach ein Phänomen der Großstadt. 

Es ist ungefähr zwei Jahre her, dass der Innenminister der rot-grünen Regierung der Bundesrepublik, Schily, unverblümt und eigentlich eher ansatzlos ohne dass sich das wirklich aus einer Diskussion heraus entwickelt hätte, gefordert hat: „Zuwanderer haben sich anzupassen.“ Das hat Schily gefordert und zwar sehr klar und eindeutig auch in Richtung, glaube ich, der Zuwanderer aus der Türkei. Damals hat sich eine Woge der Empörung erhoben, was denn das für eine unanständige Forderung sei. Diese Woge der Empörung war beinahe so groß wie die Woge der Empörung, die es gab, als vor ihm der damalige CDU-Generalsekretär März die Diskussion über die deutsche Leitkultur in Bewegung gebracht hat. Er wurde damals auch, weil das offensichtlich auch die CDU sehr überrascht hat, sogar von der CDU wieder zurückgepfiffen. Diese Diskussion über die Leitkultur erfuhr erst dieser Tage wieder durch den Herrn Stoiber, den Ministerpräsidenten aus Bayern, eine Belebung, der sich sehr unverblümt für eine deutsche Leitkultur stark gemacht hat.

Wie ist die Position der Sozialdemokratie in der Bundesrepublik? Ich glaube, man kann das sehr gut an einer Aussage des Bundeskanzlers Schröder festmachen. Er ist nicht Parteivorsitzender, aber er ist immerhin der Bundeskanzler der rot-grünen Regierung der Bundesrepublik. Er forderte dieser Tage in Berlin bei einer Tagung des Zentralrats der Juden in Deutschland, dass die Zuwanderer in ihrem eigenen Interesse die Landessprache, also Deutsch, zu lernen haben. Er hat sich dann, das muss man auch dazu sagen, selbstverständlich gegen einen Begriff der deutschen Leitkultur gewandt. Er hat das nicht gesagt. 

Das Ganze muss natürlich integrativ erfolgen, aber die Voraussetzung für die Integration, die Voraussetzung um Parallelgesellschaften zu vermeiden, ist das Erlernen der Sprache, die Sprache als Basis der Kommunikation, der Verständigung. Ich würde einmal meinen, eine späte Erkenntnis, aber besser eine späte Erkenntnis als gar keine. 

Jetzt werden Sie fragen: Was hat das mit Wien zu tun? Der Herr StR Rieder beklagte zum Beispiel gestern, dass Lehrlinge aus Niederösterreich Lehrlinge aus Wien auf dem Arbeitsmarkt verdrängen, aber die Verantwortung für die Arbeitslosigkeit hat der Herr Stadtrat in seiner ersten Wortmeldung natürlich, wie konnte es anders sein - der Begriff der Bundesparanoia gefällt mir als politischer Terminus im Übrigen gut -, beim Bund festgemacht. 

In seiner zweiten Wortmeldung war er dann schon differenzierter, auf die komme ich gleich. Ich sage Ihnen nur eines: Wer besser ausgebildet ist, wird am Arbeitsmarkt bessere Chancen haben und daher muss es auch in unserem Interesse sein, dass die Ausbildungsqualität sichergestellt wird. Ausbildungsqualität sicherstellen kann ich zum einen nur mit Personen, die das auch tun. Das ist ein Teil des notwendigen Bereitstellens von Ressourcen. Aber Ressourcen bereitstellen bedeutet nicht nur Personen, sondern es bedeutet auch sich im Inhaltlichen zu überlegen, ob das, was man bisher getan hat, ausreichend und richtig war. 

Um den StR Rieder noch einmal zu zitieren, er hat dann in seiner zweiten Wortmeldung, als es um die Arbeitslosigkeit ging, durchaus sehr vernünftig erklärt, dass es bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, vor allem der Jugendarbeitslosigkeit, der Frauenarbeitslosigkeit, ja keinen Sinn macht, sich hier in gegenseitigen Schuldzuweisungen zu ergehen, sondern dass man das nur gemeinsam - gemeint ist die Stadt und das Land - leisten könne. Ich möchte ihn da eigentlich mit einer Publikation bestätigen, die von der Arbeiterkammer Wien veröffentlicht worden ist.

Die Arbeiterkammer Wien, die ja der SPÖ wahrlich nicht ferne steht, schreibt hier in der jüngst erschienenen Publikation über Städtestrategien gegen Armut und soziale Ausgrenzung, dass in allen Großstädten der untersuchten Länder seit Beginn der 80er Jahre die Arbeitslosenquote höher als im Landesdurchschnitt ist. Die Stadt Wien unterscheidet sich in einem Punkt von vergleichbaren Großstädten in Europa: Während in allen europäischen Großstädten die Arbeitslosenquote seit den späten 60er Jahren zwei oder drei Spitzen aufwies, befindet sich Wien noch immer im ersten Anstieg der Arbeitslosenquote.

Meine Damen und Herren insbesondere der Sozialdemokratie, Sie sehen, es ist die Arbeitslosigkeit primär einmal ein Phänomen der Großstädte. Sie haben hier in der Großstadt Wien die Verantwortung. Daher liegt es bei Ihnen, sich darum zu kümmern und es ist zu wenig, hier dafür nur die Bundesregierung namhaft zu machen, ausschließlich für Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zuständig zu sein. Ich glaube, StR Rieder hatte mit seiner zweiten Wortmeldung Recht, wenn er meinte, es ist eine gemeinsame Aufgabe, die gemeinsam zu bewältigen ist.

Was hat das, was ich gesagt habe, mit der Schule zu tun? Was hat das mit Wien zu tun? Ich habe vom September 2004 hier noch eine Publikation gefunden und zwar: Bericht der Unabhängigen Türkeikommission „Die Türkei in Europa“. In dieser Publikation, die von sehr interessanten und auch international renommierten Persönlichkeiten verfasst wurde und deren Tendenz ganz eindeutig ist, geht die Tendenz - und das wird hier auch offen geschrieben - in die Richtung, Argumente und Gründe für den Beitritt der Türkei in die Europäische Union zu finden. 

Das ist die Intention, so wird hier argumentiert. Es wird hier analysiert und dann werden Meinungen vertreten. Die kann man teilen oder nicht.

Aber das wirklich Interessante an dieser Publikation ist, dass hier auch auf die Probleme, die es in dem Zusammenhang gibt, sehr klar und eindeutig Bezug genommen wird. Die Autoren schreiben: "In den meisten europäischen Ländern wird die Integrationsfähigkeit der türkischen Gemeinschaft nicht nach den vielen Einwanderern beurteilt, die erfolgreich sind, sondern nach jenen, die scheitern. Sie sind es, die Unbehagen und Furcht auslösen, wobei" – und das gilt Ihnen, Frau Stadträtin – "die Beschwerden von mangelhafter schulischer Leistung, hoher Arbeitslosigkeit und einem Abseitsstehen, von der allgemeinen Gesellschaft bis zur Isolierung von Frauen, dem Tragen des Kopftuches, erzwungenen Ehen und Ehrenworten reichen. Ein Großteil dieses Verhaltens wird dem Islam und religiösen Traditionen zugeschrieben."

Das auf der einen Seite, analysiert.

Dann noch eine zweite Passage, der wir uns, glaube ich, auch in der aktuellen Diskussion, natürlich zu stellen haben, in der sich, glaube ich, alle Fraktionen befinden, in der Frage der Positionierung, wie man es mit dem Beitritt der EU, Verzeihung, der Türkei zur EU hält. Das sollte kein Freud'scher Versprecher sein. Die öffentliche Meinung wird hier zitiert: "Besonders stark scheint die Skepsis in jenen Ländern zu sein, die über eine be-
deutende türkische Minderheit verfügen, vor allem in Deutschland, Frankreich, Österreich, den Niederlanden und Belgien. Dies deutet darauf hin, dass die Türkei durch das Prisma der Erfahrungen mit türkischen Einwanderern betrachtet wird, die es oft schwer finden, sich in die Gesellschaft der Gastländer zu integrieren. Die hauptsächlichen Faktoren für eine negative Einstellung zur türkischen EU‑Mitgliedschaft sind die kulturellen Unterschiede, einschließlich der religiösen Dimension, die Größe der Bevölkerung des Landes und die Angst vor einer Flut neuer Einwanderer. Oder auf einer mehr prosaischen Ebene besteht geringe Neigung, zusätzliche finanzielle Lasten auf sich zu nehmen, um die türkische Wirtschaft auf europäischen Standard zu bringen." – So weit hier die Analyse.

Ich frage mich nach ungefähr zehn Jahren relativ unveränderter Integrationspolitik in dieser Stadt, wäre diese Integrationspolitik erfolgreich verlaufen, dann hätte es eigentlich durch die Autoren diese Meinungsfeststellung nicht mehr geben dürfen. Dann hätten die Autoren eigentlich nicht mehr zu Recht sagen können, dass in das, was hier aufgezählt wurde, Österreich mitzunehmen ist. Gäbe es eine erfolgreiche Integrationspolitik, dann gäbe es diese öffentliche, hier wiedergegebene Meinung nicht. Noch einmal, das ist eine öffentliche Meinung, die ich hier wiedergegeben habe. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Zur Sache!) 
Von wem war der Zwischenruf? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Von mir!) Kollege Stürzenbecher, von Ihnen war der Zwischenruf? Sie waren derjenige, der gestern für sich selbstverständlich die Freiheit herausgenommen hat, zu allem anderen als zum Wiener Budget zu reden. Dass ausgerechnet Sie über einen längeren Zeitraum einer Gedankenentwicklung nicht folgen können, wundert mich eigentlich. (GR Mag Hilmar Kabas: Mich nicht! Wieso soll er dem folgen können?) Ich werde Ihnen dennoch nicht die Freude machen, weil dieses Thema ein essenzielles ist. Es hat essenziell damit zu tun. Ich kann gern wieder beginnen, es von vorne zu erklären, für den Fall, dass Sie zwischendurch ein bisschen geistig ausgestiegen sind, dass dies mit dem Schulwesen und der Dotation der Schule aufs Innigste verquickt ist.
Daher halte ich die Strategie oder auch die Schlussfolgerung für falsch, Herr Kollege Stürzenbecher, die im Strategieplan für Wien enthalten ist. Wir werden das morgen noch eingehender diskutieren, aber wie in diesem Strategieplan für Wien auf Seite 14, sehr weit vorne, zu lesen ist, dass die Wiener Bevölkerung aufgefordert ist, bereit zu sein, als Aufnahmegesellschaft neue Einflüsse und Veränderungen zu akzeptieren und gemeinsam eine weitere Etappe gesellschaftlicher Entwicklung zu beschreiten, stellt sich hier, wenn ich mir die Fragestunde des morgigen Tages anschaue, für mich schon die Frage, ob wir nicht in einen durchaus sehr problematischen Gegensatz hineinlaufen, wenn auf der einen Seite sehr ultimativ gefordert wird, dass die Aufnahmegesellschaft sich quasi an die, die zu uns kommen, an die Zuwanderer, anzupassen hat, und dann wird es an so kleinen Beispielen deutlich. Es wird so deutlich an kleinen Beispielen, vorausgesetzt, dass sie wahr sind.

Wenn ich mir die 3. Anfrage der morgigen Fragestunde ansehe, ob das tatsächlich richtig ist, dass man jetzt den Nikolo den Kindern in den Kindergärten vorenthalten will – wir werden das morgen diskutieren und die Frau Stadträtin wird dann darauf Antworten geben, wenn das wirklich so stimmt –, dann wäre das genau eine Entwicklung, die konkret das umsetzt, was in diesem Strategieplan für Wien enthalten ist. Dann wundern Sie sich aber bitte nicht, meine Damen und Herren, wenn das emotionalisiert, wenn das zu Unverständnis bei der Bevölkerung führt. Ich glaube, Sie können mir nicht vorwerfen, hier eine emotionalisierende Diskussion mit Ihnen führen zu wollen. Aber wenn das so geht, wie das hier beschrieben ist, dann ist das eine Provokation. Ich frage Sie, ob Sie sich eigentlich dessen wirklich bewusst sind.

Das, was die Kindergärten notwendig haben, ist auch eine Aufgabe, der Sie sich, Frau Stadträtin, zu stellen haben. Es geht ganz einfach um eine gezielte Sprachvermittlung vor dem Schuleintritt. Es ist zuwenig, sich zurückzuziehen und zu sagen: "Das ist eine Angelegenheit der Schule. Ich bin zuständig für die außerschulische Kinder- und Jugendbetreuung und das soll die Schule übernehmen." Nein, ich meine, dass die gezielte Sprachvermittlung vor dem Schuleintritt bereits eine essenzielle kommunale Aufgabe, eine essenzielle kommunale Verantwortung ist, der Sie sich zu stellen haben und es hat StR Rieder durchaus zugestanden, dass das Budget ein wenig, sagen wir einmal, völkergestaltet ist. Vielleicht haben Sie da konkrete Maßnahmen in diesem Budget vorgesehen, Sie eröffnen sich einem nicht und daher würde ich Sie bitten, uns ganz konkret zu erklären, was Sie vorhaben, für die gezielte Sprachentwicklung von Migrantenkindern vor dem Schuleintritt zu unternehmen. Wir lauschen mit Aufmerksamkeit.

Zweiter Schwerpunkt: Wir haben hier auch einen Beschlussantrag vorbereitet. Die Kollegin Sommer‑Smolik hat schon kurz darauf hingewiesen. Dabei geht es um die Alko‑Pops. Hinter diesem lustigen und sicherlich auch von Marketing-Experten ausgearbeiteten Namen verbirgt sich allerdings eine Ungeheuerlichkeit sondergleichen. Es ist eine besonders bösartige Form, würde ich einmal meinen, um Jugendliche an den Alkohol heranzubringen. Wer Jugendliche an den Alkohol heranbringt, nimmt auch in Kauf, Jugendliche von Alkohol abhängig zu machen. 

Es mag vielleicht durchaus gut sein, dass es hier sehr unterschiedliche gesellschaftspolitische Positionen dazu gibt. Die Grünen haben eine gesellschaftspolitische Position. Wenn ich mir die Aussagen der Frau Kollegin Jerusalem von gestern zu Cannabis vergegenwärtige und das, was die Grünen heute mit ihrem Beschlussantrag beantragen, dann kann man das zusammenfassen. Es kann das selbstbestimmte Saufen und Kiffen natürlich auch eine Gesellschaftsform sein. Das kann schon sein, aber es ist nicht unsere. Ich sage das bewusst in dieser drastischen Form, weil man muss sich schon klar darüber sein, was man möchte. Möchte man es der Eigenverantwortung überlassen, dass man sagt: "Mach dich immer mit allem zu, was dir zur Verfügung steht. Wir klären dich zwar auf, dass es gefährlich ist, aber schlussendlich trägst du selber die Konsequenz." Oder gibt es ein anderes Staatsverständnis, das da heißt: "Nein, wir wollen den Zugang erschweren."? 

Wir haben dazu einen Beschlussantrag, der eben darauf abzielt, dass die Stadt Wien gemeinsam mit der Wirtschaftskammer und der Bundesregierung gemeinsam dafür Sorge trägt, dass Alko‑Pops so teuer werden, dass sie einfach nicht mehr interessant ist, dafür das Geld auszugeben. (Beifall bei der FPÖ.) 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport und dann auch an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen und Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Meine Damen und Herren, ich möchte meinen Redebeitrag jetzt einmal damit beschließen, weil vielleicht kommt das Eine oder Andere noch von nachfolgenden Rednerinnen, die eine Antwort notwendig machen. 

Ich darf Sie abschließend zu einer Veranstaltung einladen, die es morgen geben wird, so die Gemeinderatssitzung es zulässt, aber Sie können es auch weitersagen. Es gibt um 19.00 Uhr eine Veranstaltung des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, zu der die Frau Staatssekretärin Haubner einlädt. Die Veranstaltung heißt "Kindern zuhören". Es ist ein Podiumsgespräch. Was es vielleicht auch interessant macht, durchaus auch in Erinnerung an die eine oder andere Diskussion, die wir hier gehabt haben, es wird am Podium die Frau Staatssekretärin Haubner anwesend sein, aber es wird etwa auch die Kinder‑ und Jugendanwältin, Frau Pinterits, dort anwesend sein. Ich bin mir sicher, dass es eine sehr interessante. wenngleich kontroversielle Diskussion geben wird. Es würde mich freuen, wenn möglichst viele die Gelegenheit haben, dieser Veranstaltung im Seminarhotel Strudlhof im 9. Bezirk beizuwohnen. 

Meine Damen und Herren, warum wir dem Budget nicht zustimmen können, habe ich Ihnen ausreichend erläutert. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Grundsätzlich ist zum Budget der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport festzuhalten, dass es für 2005 wieder ausgezeichnet gelungen ist, das Budget auf sehr hohem Niveau zu stabilisieren und auf Grundlage der bestehenden Strukturen die Ausgaben und die Einnahmen festzulegen. Es wurde auch ein weiterer Schritt zur Budgetklarheit und ein weiterer Schritt zur Budgetwahrheit vollzogen. So ist etwa die Saldierung von Einnahmen und Ausgaben, zum Beispiel von den Bundeszuschüssen bei den Landeslehrern, oder auch bei Einnahmen, zum Beispiel denen der Büchereien, hier eine klare Abgrenzung und eine klare Ausweisung gegeben. 

Wenn wir uns die Sozialpolitik in Österreich ansehen, ist festzustellen, dass vom Bund leider weiterhin der kalte Hauch der eisigen Sozialpolitik kommt, falls man bei der blau‑schwarzen Regierung überhaupt eine Sozialpolitik identifizieren kann. (GR Dr Herbert Madejski: Geh bitte, das ist schon so fad! Schade um deine Redezeit!) Die Wiener sozialdemokratische Regierung stellt hingegen eine klare sozialpolitische, soziale und wirtschaftspolitische Gegenposition zum Bund dar, auch in den Bereichen Bildung, Jugend, Information und Sport für das Budget 2005 fest. (Beifall bei der SPÖ.)

Diese Sozialpolitik wird meiner Meinung nach vor allem durch zwei ganz wesentliche Eckpfeiler getragen. Einerseits garantiert Wien weiterhin berufstätigen Eltern genügend Kinderbetreuungsplätze und sichert die Subjektförderung und weiters, Kollege Strobl hat das schon angesprochen, bietet und sichert Wien auch den Jugendlichen verschiedenste Angebote der Nachmittagsbetreuung. Kollege Strobl, ich bin nicht ganz deiner Meinung, dass du sagst, eine Quote von einem Drittel ist nicht in Ordnung. Es ist ja nur ein Teil dessen, was in der Schule betreut wird. In Wien ist gewährleistet, dass jeder Jugendliche, der eine Nachmittagsbetreuung haben möchte, sie nach sozial gestaffelten Tarife auch bekommen wird und bekommen kann. Dass diese Betreuung nicht immer in der Schule stattfindet, wissen wir beide ganz genau.

Ich möchte meine Ausführungen mit dem Sport beginnen, der für mich das wichtigste Bindeglied zwischen der Gesellschaft, zwischen verschiedenen Gruppierungen und zwischen den unterschiedlichen Nationalitäten und Religionen ist. Die UNO hat dem Sport in den letzten Jahren einen sehr großen Stellenwert gewidmet. Sie hat fünf, vier wesentliche Gruppen, die für den Frieden der Welt wichtig sind, definiert: Politiker, Wirtschaftsführer, Wissenschaftler, spirituelle und religiöse Führer und als fünfter Punkt, heuer ganz neu, die Sportwelt. 

Ich glaube, gerade Wien ist ein Beispiel dafür, wie der Sport als Mittel zur Förderung von Erziehung, Gesundheit, Weiterentwicklung und Frieden eingesetzt wird. Die Stadt Wien bekennt sich zur Schulsportförderung. Die Stadt Wien bekennt sich zum Schutz junger Athleten und Athletinnen. Die Stadt Wien entwickelt gemeinsam mit den Dachverbänden Partnerschaftsinitiativen. Und die Stadt Wien unterstützt auch das internationale Abkommen gegen Doping. Diese Ziele, die die Stadt Wien verfolgt, sind auch jene Ziele, die von der UNO‑General-versammlung heuer in einer Resolution festgelegt wurden. 2005 ist auch das “International Year of Sports 
and Physical Education“ oder “Internationales Jahr des Sports und der Sporterziehung“. Projekte, die für 2005, eben im internationalen Jahr des Sports vor allem gefördert werden sollen, haben die Zielsetzung für Frieden, Entwicklung, Gesundheit, Erziehung, Umwelt und Solidarität. 

Der Sport, meine Damen und Herren – wir haben gestern schon teilweise über Probleme der Jugendlichen gesprochen – ist die beste Lebensschule. Es gibt keine bessere Lebensschule als den Sport. Im Sport lernt man, zu gewinnen ohne überheblich zu werden. Im Sport lernt man, mit Würde zu verlieren. Im Sport lernt man, Regeln zu akzeptieren. Im Sport lernt man, den Gegner zu respektieren. Man lernt auch, sich in einem Team zu integrieren und sich persönlich besser einzuschätzen. 

Wenn Sie am Sonntag die Diskussion in "Offen gesagt" gesehen haben, ich habe sie mir teilweise angeschaut, ist mir Eines abgegangen. Die ganzen Damen und Herren, die da waren, haben meiner Meinung nach einen wesentlichen Punkt, wenn man nachdenkt, was man Kindern und Jugendlichen für Perspektiven geben kann, absolut vergessen. Ich habe die Möglichkeiten, die der Sport bietet, gerade aufgezählt. Diese Möglichkeiten bietet keine andere Institution. 

Es ist mir unbegreiflich, warum Sport am Sonntag als integratives Element, als Element, um nicht in den Drogenmissbrauch zu kommen, um ein selbstbestimmtes Dasein zu haben und um sich nicht sinnlos dem Zeitgeist zu ergeben, gesellschaftspolitisch nicht mehr als der erkannt ist, der er ist. Der sinnvoll betriebene Sport ist das ideale Übungsfeld, um den Leistungswillen und das Leistungsvermögen spielerisch und ohne Druck zu fordern. Der Sport ist auch im Schulsport und über den Breitensport und den Spitzensport ein wichtiges, umfassendes Element zur Erziehung der Jugend und Förderung der Erwachsenen, damit wir gemeinsam unsere Zukunft besser meistern können. 

Wenn die Regeln des Sportes auch in unserer Gesellschaft gelten würden, dann würde es wahrscheinlich, mein Vorredner hat schon ein bisschen darauf hingewiesen, ein bisschen weniger zur verschiedenen Auslegung von Wahrheiten kommen. Wenn jemand sagt: "Wenn ich Dritter werde, gehe ich in Opposition.", er dann Dritter ist und Bundeskanzler wird, dann ist zu hinterfragen, ob für diese Person die Regeln des Sports gelten. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Jetzt ist er Erster!) Wenn jemand vor kurzem eine Halbzeitpräsentation macht, wo man eigentlich überhaupt keine Ahnung hat, welche positive Bilanz da gezogen wurde, kann man eigentlich nur sagen, es ist eine Bilanz des Scheiterns und der gebrochenen Versprechen präsentiert worden. Wer mit sportlichen Methoden nicht erkennt, dass die Arbeitslosenzahl fast monatlich neue Höchstwerte erreicht, (GR Dr Herbert Madejski: In Wien!) in Österreich, und Wien ist Bestandteil von Österreich, wer nicht erkennt, dass das Wirtschaftswachstum weit hinter dem EU‑Schnitt zurückbleibt (GR Dr Herbert Madejski: In Wien!), wer nicht erkennt, dass die Pensionen gekürzt wurden und werden (GR Dr Herbert Madejski: In Wien!), wer nicht erkennt, dass Kranksein massiv teurer wird und wer nicht zugibt, dass man an Stelle eines Nulldefizits eine Rekordverschuldung des Staates hat (GR Dr Herbert Madejski: Der Edlinger ist Vorbild!), der, muss man ehrlich sagen, ist unter den Regeln des Sports und den Regeln auch des politischen Anstands kein Vorbild für die Österreicherinnen und Österreicher und schon gar kein Vorbild für unsere Jugend! (GR Dr Wolfgang Ulm: Edlinger und Klima!) Man darf sich nicht wundern, wenn keine Vorbilder auf Regierungsebene da sind, wie es im Bund ist (GR Dr Herbert Madejski: Also in Wien gibt es auch keine Vorbilder!), dass die Jugend teilweise verroht!

Eines möchte ich Ihnen auch noch ins Stammbuch schreiben: Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ, sind am besten Wege, den Grundkonsens der Zweiten Republik in Frage zu stellen! (GR Gerhard Pfeiffer: Das habt ihr mit eurem Sozialismus gemacht!) Überall dort, wo sie mit demokratischen Mitteln nicht an die Macht kommen (GR Dr Wolfgang Ulm: Das ist so tief!), wo Sie keine Möglichkeit haben, Mehrheiten durch Wahlen zu erlangen, tun Sie es ganz einfach, indem Sie die Spielregeln ändern! Das ist die Wahrheit, meine Damen und Herren! (GR Dr Wolfgang Ulm: So tief! Schaut euch an!) 
Jüngstes Beispiel ist die geplante Änderung des ÖH‑Gesetzes (GR Dr Wolfgang Ulm: Die Arbeiterkammerwahl ist das Vorbild!), wo Sie durch gesetzlichen Eingriff bei der Wahl der Studenten und durch eine Änderung des Wahlrechts die rot‑grüne Mehrheit beseitigen wollen. (GR Dr Wolfgang Ulm: Arbeiterkammer!) Gleiches gilt für den Hauptverband der Sozialversicherungsträger. Sie regen sich zu Recht auf, meine Damen und Herren! Ich würde mich an Ihrer Stelle auch aufregen! (GR Gerhard Pfeiffer: Diese Rede ist Ihrer nicht würdig!) Sie haben hier einfach neue Strukturen vorgeschrieben, um bequem zu einer absoluten Mehrheit zu kommen und um den Hauptverband zu linken!. (GR Dr Herbert Madejski: Bitte mäßige dich! Du bist ja sonst auch normal!) Wo mit Sicherheit nichts geht, wo man wirklich nichts machen kann, machen Sie es ganz einfach, indem Sie den Geldhahn abdrehen! (GR Dr Wolfgang Ulm: Das stimmt doch überhaupt nicht!) 
Sie haben es schon selbst gesagt, bei der Arbeiterkammer wollen Sie ganz locker den Bewegungsspielraum einer unbequemen Einrichtung einschränken. Die Arbeiterkammer war unter SPÖ‑Zeiten, als die SPÖ den Kanzler gestellt hat, nicht nur der Hund an der Leine, sondern durchaus auch sehr bissig. (GR Dr Wolfgang Ulm: Transparenz beim Budget, Offenlegung aller Daten, das wäre in Wien wichtig!) Hier setzen Sie nichts entgegen. (GR Walter Strobl: Großmut war das!) 

Es überrascht auch nicht, wenn Sie mit dieser Politik und mit diesem Weg immer wieder auf die Grenzen der Verfassungsmäßigkeit stoßen und der Verfassungsgerichtshof Ihnen vollkommen zu Recht eine Reihe von Gesetzen abgedreht hat, obwohl Sie auch dort eine Besetzungspolitik machen, die für diese Republik genant ist. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Wolfgang Ulm: Was ist mit dem Ausländerwahlrecht? Habt ihr das schon vergessen?) 

Im Gegensatz dazu, meine Damen und Herren, und unter den Kriterien, die die UNO beschlossen und für das internationale Sportjahr 2005 ausgerufen hat, ist Wien ein gutes Beispiel, wie Pläne und Vorhaben auch von multinationalem Interesse umgesetzt werden. Ich möchte etwa die Schwimm-EM, die dieses Jahr stattfindet erwähnen. Aber auch die Eishockey-WM und die Junioren-Rad-Weltmeisterschaft sind friedensstiftende Sportevents. (GR Gerhard Pfeiffer: Was hat das mit der UNO zu tun?) Das größte haben wir heuer in Athen gesehen, es gibt ja auch andere Städte, die sich darum bemühen.

Wir haben heuer und auch schon die letzten Jahre eine sehr erfolgreiche Aktion gehabt. Man kann bei Laskas Ganggalerie genüsslich studieren, was man mit Jugendlichen, Schülern und mit allen Menschen dieser Stadt machen kann, um sie zur Bewegung zu animieren, um sie fit zu halten, um sie Sport schnüffeln zu lassen, mit der "Bewegung findet Stadt"‑Ausstellung. Ich möchte hier vor allem das "Athletics light" erwähnen, das inzwischen der größte schulsportliche Move, den es so gibt, in Europa geworden ist. 

Wien bringt einfach die Menschen zum Sport. Damit das so bleibt, haben wir auch 2005 im Budget eine Reihe von Impulsen gesetzt, etwa die nächste Tranche zur Vorbereitung der Fußball‑EM 2008. Hier hat Kollege Strobl gemeint, 5 Millionen EUR werden hier 2005 aufgewendet. Diese Ziffer ist richtig, aber ich korrigiere, sie heißt nicht, dass diese 5 Millionen EUR von der Sportförderung kommen, das heißt es nämlich nicht, sondern sie sind anders budgetiert. (GR Walter Strobl: Nein! Die stehen genau dort!) Und zwar sind sie auf der Budgetpost 2620, Sportplätze budgetiert. Dieses Budget ist um 5 Millionen EUR erhöht worden. Nachdem aber im Vorjahr schon 2 Millionen EUR fürs Stadion vorgesehen wa-ren, also heuer muss man sagen, 2 Millionen EUR vorgesehen sind, und nächstes Jahr 5 Millionen EUR, ist der Saldo der Erhöhung 3 Millionen EUR. Also haben wir in Wirklichkeit 2 Millionen EUR mehr bei den Sportplätzen. 

Was die Sportförderung betrifft, muss ich die Aussage des Kollegen Strobl, dass es hier massive Kürzungen gibt, zurückweisen. Wenn ich das Budget richtig lese, ist im Voranschlag 2005 ein Sportförderung vorgesehen, 8,3 Millionen EUR, und das sind um 1,4 Millionen EUR mehr als dieses Jahr vorgesehen wurde, also von Kürzung überhaupt keine Rede. 

Was wir aber im Budget auch ganz wichtig vorgesehen haben, ist die Weiterentwicklung eines großen Wiener Projekts, wie ich es bezeichnen möchte, nämlich die Weiterentwicklung des Wiener Wurstelpraters. Da ist ja schon auf die Ausschussreise hingewiesen worden. Wir haben sehr interessante Erkenntnisse gewonnen, die sicher helfen werden, im Wurstelprater Umsetzung zu finden. Es ist hier eine Tranche von knapp 2 Millio-nen EUR vorgesehen, wobei natürlich der Schwerpunkt auf der Entwicklung liegt. Die Praterunternehmer, die letztlich von dieser Entwicklung profitieren sollten, müssen natürlich auch eigenes Geld in die Hand nehmen und hier gemeinsam mit der Stadt und mit allen Beteiligten die Erneuerung des Praters vorantreiben. Positiv ist auch zu bemerken, dass die Fusion der Stadt Wien Marketing und der Praterservice GesmbH durchaus sehr positive Impulse für den Wurstelprater und für den Prater bringen wird. Neben der neuen hypermodernen Messe neben dem neurenovierten Stadion fehlt jetzt eigentlich nur, dass der Prater einen neuen Anstoß bekommt. Beide Gesellschaften, deren Fachwissen, der Marketing- und Veranstaltungsprofi und der Entwicklungsprofi, sind Garant dafür, dass hier auf Basis und Richtlinie des Masterplans, der für den Prater erstellt wurde, in Zukunft eine sinnvolle und positive Nutzung gewahrt wird. 

Kernpunkt ist sicherlich, den Prater in die Richtung zu bringen, dass eine Jahrhunderte alte Geschichte attraktiviert werden soll. Als wir mit dem Ausschuss in der USA waren, ist die Präsentation einer nächstjährigen Messe, die im Jänner in Wien stattfinden wird gewesen. Wir haben sie uns angesehen und Herr Mongon hat eigentlich einen sehr tollen Ausspruch gemacht, nämlich: „Der Prater ist zehn Jahre älter als die USA." Unter den Anwesenden, zweifelsfrei 1 000 Besucher, die sich dort die Präsentation angesehen haben, hat das ein großes Raunen gegeben. Ich glaube, wir sollten uns durchaus in Erinnerung rufen, wovon wir eigentlich reden und welche historische Bedeutung diese Stätte hat. 

Ziel ist sicherlich, das derzeitige Angebot zu verbessern und die Gastronomie- und die Servicebereiche zu steigern. Auch hier konnten wir in vergleichbar größeren Anlagen sehen, wie es dort zugeht.

Auf alle Fälle gehört auch das Marketing professionalisiert. Wir haben in den USA auch gesehen, ich möchte das schon erwähnen, weil es eine sehr beeindruckende Bilanz ist, die Universal Studios haben einen neuen Themenpark eröffnet, der 3 Milliarden US‑Dollar gekostet hat. Natürlich ist das ein Investment, das wir in Wien auch gerne hätten, aber leider sind wir da budgetmäßigen Restriktionen ausgesetzt beziehungsweise kenne ich keinen Privaten, der das machen würde. Wir haben scherzhalber gemeint, die Kosten einer dortigen Hochschaubahn von 80 Millionen Dollar wären für den Prater schon eine Sensation, wenn sich hier Investoren finden könnten. Aber die haben in sieben Jahren auf dem Gelände für knapp 30 000 Menschen Arbeitsplätze geschaffen, im Park, wo die Betreuung stattfindet, und auch in der Umgebung des Parks, im Dienstleistungsbereich, bei den Hotels, der Gastronomie, aber auch bei der Bauwirtschaft.

Vom Besuch her brauchen wir da keinen Vergleich zu scheuen, natürlich von der Ausstattung her schon. Aber 5 Millionen Besucher liegt nicht wesentlich über den Zahlen des Praters. Großer Unterschied: professionell gemanagt, gutes Marketing in dem Park, selbstverständlich typisch amerikanisch. Der Backstagebereich ist für die Besucher nicht sichtbar. Das Ganze gibt Illusionen, Visionen und auch Phantasien. Garantiert ist auch, dass wir bei den Besucherzahlen im Prater sehr gut liegen, aber im Gegensatz zu den großen Themenparks in der USA ist dort jeder Besucher ein Konsument, der sehr lange im Park bleibt. Hier müssen wir sicherlich unsere Attraktivität erhöhen. Ich bin zuversichtlich, dass es gelingt, dass die Stadt Wien gemeinsam mit den Praterunternehmen eine gute Lösung zusammenbringt.

Ich möchte noch kurz auf die MA 44 eingehen, aber in Anbetracht der Zeit nur kurz zwei, drei Erwiderungen auf den Kollegen Strobl machen:

Einerseits zu der Kritik am Bäderbus: Kollege Strobl (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Dort ist er!), er ist gerade bei der Tür, hat gemeint: "Der Bäderbus ist ja so teuer. Warum machen das nicht die Wiener Linien?" Es gibt zwei Linien im Bäderbus. Die eine Linie betreiben die Wiener Linien, für die zweite Linie gibt es einen anderen, einen privaten Betreiber. Allerdings werden beide Linien ausgeschrieben. Wenn die Wiener Linien sich an der Ausschreibung beteiligen und ein kostengünstiges Angebot legen, können sie gerne die Linie betreiben. – Ist der Kollege Strobl jetzt da oder war das ein Trick von euch? (GR Heinz Vettermann: Du hast ihn in die Flucht geschlagen!) Ich sage es trotzdem. 

Ich weise auch seine Behauptung zurück, dass 
die Einnahmen von 1,2 Millionen EUR, es waren nicht 1,2 Millionen EUR, sondern 1,8 Millionen EUR letztes Jahr, aus Tariferhöhungen stammen. Das ist sicher falsch. Im Gegenteil, es war voriges Jahr ein Superwetter und, wenn wir uns erinnern, ein Rekordsommer in Österreich, in ganz Europa, dadurch auch in den Wiener Bädern. Die Mehreinnahmen von 1,8 Millionen EUR sind tatsächlich durch viel mehr Gäste zu Stande gekommen. 

Was mit dem Geld passiert ist, kann ich ihm auch aufklären. Die Hälfte wurde herangezogen, um das Defizit der Bäder zu reduzieren. Die andere Hälfte wurde für notwendige und zweckgebundene Investitionen den Bädern gelassen. Ich glaube, dass es ein fairer Abtausch ist, wenn man sagt: „Wenn du mehr Leistung, sprich mehr Einnahmen, bringst, auch wenn das Wetter schuld ist, dann soll dir auch ein Teil davon bleiben."

Was den Zuschuss pro Besucher betrifft, hatten wir voriges Jahr ein Defizit von 38 Millionen EUR bei 5 Millionen Besuchern. Wenn ich 38 durch 5 dividiere, komme ich auf 7,50 EUR pro Besucher, also weit unter den Ziffern, die der Kollege Strobl genannt hat.

Wenn wir einen Vergleich mit anderen EU‑Ländern machen, sehen wir, dass wir hier zwar nicht gerade billig, aber doch günstig liegen. International gesehen sind pro Gast Zuschüsse von 12 bis 20 EUR denkbar und auch realisiert. Hier sind wir sicherlich auf der guten Seite. Ich kann nur hoffen, dass es so bleibt und das Wetter nicht so wie heuer, sondern nächstes Jahr wieder schöner wird.

Über die Privaten möchte ich nur sagen, wenn man der Meinung ist, man kann statt 20 Prozent 40 bis 45 Prozent Deckungsbeiträge erwirtschaften, dann hätte ich gern diese Berechnung gesehen. Das Margaretenbad und das Penzinger Bad sind, glaube ich, zwei gute Beispiele. Ganz privat funktioniert auch nicht immer, weil der Private verständlicherweise Gewinn machen möchte. Was dort passiert ist, wissen wir. Ich glaube, das erledigt sich von selbst.

Abschließend noch eine kurze Bemerkung zu den Landeslehrern: Ich möchte von dieser Stelle aus erneut die Bundesregierung auffordern, den Wienerinnen und Wienern und den Schülerinnen und Schülern die 700 Lehrer zu genehmigen. Das sind 700 Lehrer für den sonderpädagogischen Bedarf, zum Förderbedarf. Gerade hier, finde ich, sollte man nicht sparen. Auf Kosten der Zukunft dieser Kinder zu sparen, ist meiner Meinung nach verwerflich. Die Bundesregierung sollte sich rasch im Verhandlungsweg durchringen, auch wenn es jetzt einen kleinen Teilerfolg gegeben hat, einen größeren Schritt zu machen.

Abschließend darf ich noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, gemeinsam mit der Kollegin Rudas, und zwar geht es darin um den Zivildienst. 

Wir wollen, dass die verpflichtende Dauer des Zivildienstes an jene des Präsenzdienstes angeglichen wird, also auf sechs Monate. Allerdings sollen auch hier die Möglichkeit geschaffen werden, dass man darüber hinaus drei Monate zusätzlich freiwillig den Zivildienst macht. Das ist natürlich für die Sozialorganisationen, wo die Zivildiener sind, sehr wichtig. Wir fordern auf diesem Wege auch die Bundesregierung auf, das Verpflegungsgeld von 6 EUR auf die vom Verfassungsgerichtshof – hier wieder ein Verfassungsgerichtshofurteil – definierten 13,60 EUR zu erhöhen und auch eine Pauschalvergütung, wie sie die Präsenzdiener haben, nämlich von 250 EUR monatlich, zu gestalten.

In formeller Hinsicht bitten wir um die sofortige Abstimmung.

Zuallerletzt möchte ich mich noch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe für die Leistungen im laufenden Jahr bedanken. Insbesondere möchte ich meinen Dank dem Bereichsdirektor Dr Ferdinand Podkowicz übermitteln, der in sieben Tagen in Pension geht und auf Grund der Schnelligkeit der heutigen Diskussion nicht unter uns ist. Aber vielleicht hört er zu. Alles Gute für die Pension und viel Gesundheit! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GRin Jerusalem. Ich bitte sie ans Rednerpult.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Sie schauen so begeistert drein. (GR Godwin Schuster: Ja, total!) Ich glaube, ich muss Ihnen eine Freude machen. Ich werde mich sehr kurz fassen. (Beifall bei GR Dipl Ing Omar Al‑Rawi.)

Ich deponiere einmal mehr und einfach noch einmal, dass die Grünen mit den Kürzungen bei den Landeslehrern nicht einverstanden sind. Das ist meine wesentliche Aussage für heute. Ich brauche es nicht noch einmal im Detail zu schildern. 

1 300 Lehrer sind in etwa schon weggekürzt. Ich höre von kooperativen Mittelschulen, dass angeblich noch ein bisschen weitergekürzt werden soll. Ich höre Schlimmes aus den Schulen, klagende Lehrerinnen und Lehrer, verzweifelte Eltern und so weiter und so fort. Ich brauche gar nicht alles zu erzählen, denn Sie hören es ohnehin selber auch.

Eine klare Absage erteilen wir der Unterrichtsministerin, die gemeint hat: "Ich habe ein Budget zu sanieren und damit basta." – So geht es nicht. 

Eine klare Absage erteilen wir dem Bgm Häupl, der gemeint hat, der neue Finanzausgleich sei zwar nicht das Gelbe vom Ei, aber man kann damit leben. Auch dazu eine klare Absage. 

Eine klare Absage an alle Landesschulratspräsidentinnen und –präsidenten, also auch an Frau Brandsteidl, die gemeint haben, sie freuen sich jetzt über die Trendwende im neuen Finanzausgleich. Von einer Trendwende zu sprechen, wenn mir 1 300 Lehrer abhanden kommen und ich 50 zurückbekomme, ist meiner Meinung nach tatsächlich abwegig.

Wir sehen keinen Grund zur Freude und halten noch einmal fest, dass wir davon ausgehen, dass in die Schule investiert werden muss und dass wir viel mehr Geld für Innovationen, Reformpädagogik und dafür, dass die Klasen wieder kleiner werden, brauchen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Rudas hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Laura Rudas (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Alles, was eine Stadt für Junge tut, ist eine Investition in die Zukunft. Diese Investition besteht aber auch darin, jungen Menschen ein Gefühl zu geben, das Gefühl: "Ja, das ist auch unsere Stadt, die Stadt tut auch etwas für uns.". Eine Stadt ist ein vielfältiger Raum, das heißt es ist genug Platz, um auf die Bedürfnisse aller Altersgruppen einzugehen, und das tun wir in Wien. 

Eine vorrangige Aufgabe der Stadt ist es, bei Bedarf Schutz und Hilfe zu leisten. Ist die körperliche oder seelische Integrität von Menschen gefährdet, ist es Aufgabe der Jugendwohlfahrten, nicht nur rasch, sondern auch effizient einzugreifen. Früherkennung und Vorbeugung sind daher unerlässlich. Es ist klar, zumindest uns in Wien, dass das eine Aufgabe ist, die nur und ausschließlich von der öffentlichen Jugendwohlfahrt geleistet werden kann. 

Ich habe über Kinderrechte gesprochen. Es ist dabei wichtig, das Kinder selbst Rechte haben, aber dass sie auch über diese Rechte Bescheid wissen, weil informierte und selbstbewusste Kinder auch besser aktiv zu ihrem eigenen Schutz beitragen können. Für uns besteht daher ein wesentlicher des Kinderschutzes darin, Kindern jeweils altersentsprechend zu zeigen, wo es Grenzen gibt, die sie schützen und dass sie es nicht dulden sollen, dass diese Grenzen überschritten werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, besonders sehr geehrte Damen und Herren der Parteimitglieder der Bundesregierung, geschützt werden müssen Kinder und Jugendliche und Familien leider heute gerade wieder vor den Folgen von Armut. Rund 300 000 Menschen sind derzeit in Österreich von akuter Armut bedroht. Ein Drittel davon sind Kinder. Das sind Zahlen, auf die diese Bundesregierung ganz sicher nicht stolz sein kann. Es sind aber auch Zahlen, die anschaulich machen, wie wichtig die Arbeit des sozialen Dienstes für Eltern, Kinder und Jugendliche ist. Das sind Zahlen, die zeigen, wie wichtig die Arbeit der gesamten MA 11 ist. Das sind Zahlen, die zeigen, wie wichtig Information und Beratung der Eltern sind, die in Wien schon rund um die Geburt beginnen. Und das sind Zahlen, die zeugen, wie wichtig direkt unterstützende Aktionen wie der Wickelrucksack, das Wäschepaket oder die kommende Weiterentwicklung, die Ausstattung für Kleinkinder, sind. 

Es ist selbstverständlich, dass bei den schwierigen Aufgaben, die sie haben, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amts für Jugend und Familie durch entsprechende Fortbildungs- und Supervisionsangebote unterstützt werden müssen. Ich möchte hier allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 11 für ihre schwierige und gute Arbeit herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Für die Situation von Eltern und heute insbesondere die der Mütter erhebt sich aber auch die Frage der Tagesbetreuung und ist es besonders wichtig, dass es ein ausreichendes Angebot an Kindertagesheimplätzen und Kindergartenplätzen gibt. Das Versorgungsangebot in Wien ist ausreichend und strukturell gut. Damit es aber auch weiterhin so bleibt, wird laufend auf große Bauvorhaben gleich durch die parallele Einrichtung von Kindertagesbetreuung reagiert. Derzeit wird zum Beispiel im Zuge der Errichtung von Wohnhausanlagen im 11., im 21. und im 10. Bezirk auch mit dem Neubau von Kindertagesheimen begonnen. Im Bereich des 22. Bezirks bei der Schukowitzgasse wird das in Pavillons untergebrachte zweigruppige Kindertagesheim durch den Neubau für fünf Gruppen ersetzt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, insgesamt werden mit Beginn des Jahres 2005 in 360 städtischen Kindertagesheimen 1 644 Gruppen mit 36 055 Plätzen zur Verfügung stehen. Von diesen 1 644 Gruppen werden 249 als Integrationsgruppen zur Aufnahme behinderter Kinder geführt. Das ist ein besonders wichtiger Beitrag zur frühzeitigen Integration, aber auch zum rechtzeitigen Abbau von Berührungsängsten. 

Im Jahr 2005 werden aber auch die gemeinnützigen Organisationen und Vereine ihre Angebote an Kindertagesheimplätzen weiter ausbauen. 

Auch der Aufwand für den Titel "Ermäßigung der Elternbeiträge bei privaten Trägern" steigt jährlich. Damit wird sichergestellt, dass auch bei privaten Trägern Familien mit niedrigem Einkommen nur ermäßigte Beiträge zahlen müssen. Dieses System ist gewollt, sichert einkommensschwache Familien ab und trägt zu einer Ausweitung des Versorgungsangebots bei. Diese Einrichtungen dienen nicht nur zur Unterstützung berufstätiger Eltern, sie bieten durch ihre inhaltliche Qualität auch eine wertvolle Möglichkeit für soziale Lernprozesse von Kindern über ihren Familienverband hinaus. Hier möchte ich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 11 herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte jetzt zu Maßnahmen auf dem Gebiet der Bildung und der außerschulischen Jugendbetreuung kommen. Auch hier geht es um die Schaffung eines positiven Lebensgefühl. Auch hier geht es darum, dass junge Menschen sagen: "Ja, die Stadt gehört auch uns." 

Ich freue mich, wenn junge Menschen ins Rathaus stürmen und hier auf ein Clubbing gehen. Wenn es von Seiten der Opposition oft heißt, das ist hier nur ein Clubbing, kann ich dem nur entgegnen, es gibt Städte, da wissen junge Menschen nicht einmal, wo das Rathaus ist. Bei uns wissen sie nicht nur, wo das Rathaus ist, sie wissen ebenso, dass es auch ihnen gehört und sie es nach ihren Vorstellungen nützen können. Das ist gut so. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es ist eine durchaus sinnvolle Form der Begegnung an einem Ort, wo sonst auch viele andere wichtige Funktionen ihren Platz haben. Aber dass dort, wo sonst Politik und Verwaltung stattfindet, ab und zu am Abend auch getanzt wird, ist gut und kein Widerspruch. 

Einen wesentlichen Beitrag für das Lebensgefühl junger Menschen und vor allem für finanziell benachteiligte junge Menschen und Jugendliche zweiter und dritter Generation bieten die Projekte, Aktionen und Einrichtungen des Vereins Wiener Jugendzentren. Ich war ehrlich gesagt bestürzt und überrascht, als ich im letzten "Profil" gelesen haben, dass Sie, Frau Kollegin Jerusalem, meinen, das Jugendzentrum entspreche nicht mehr den Wünschen von Jugendlichen. Dazu kann ich nur sagen, erstens frage ich mich schon, woher Sie so genau über die Wünsche Jugendlicher Bescheid wissen und zweitens: Schauen Sie sich die Jugendzentren an! Die sind voll. Sie werden besucht und sie entsprechen den Wünschen. Die Projekte gehen auf die Wünsche der Jugendlichen ein. 

Ich war letzten Samstag bei einem Ergebnis eines solchen Projekts. Das Projekt hieß "Pro Kopf". Da trafen sich eine Menge Jugendlicher und es ging den ganzen Abend lang. Sie haben 10 EUR pro Person bekommen und sollten mehr herausholen, als sie nur für sich selber auszugeben. Es klingt so, als würde es nur darum gehen, ein bisschen Geld auszugeben, aber in Wirklichkeit war das ein wichtiger Prozess, und zwar mit Entscheidungsprozessen umzugehen, zu lernen, seine eigenen Wünsche und seine eigenen Forderungen zu formulieren, aber auch auf andere einzugehen. Das sind wichtige demokratische Entscheidungsprozesse in einer Gruppe, die hier gelernt werden, und das alles mit viel Spaß. Es ist gut für Jugendliche und man merkt beim Besuch, dass es auch gewollt wird. 

Oder ein zweites Projekt: Seit Anfang März ist das Jugendprojekt "be a part@jugendtreff arthaberbad!" im 10. Bezirk dabei, Jugendliche in die Planung, den Bau, die Gestaltung und das gemeinschaftliche Führen des dort entstehenden Jugendtreffs einzubinden. Das ist eine wirklich interessanter Aufgabe, weil Jugendlichen nicht vorgesetzt wird, was es dort gibt, sondern sie in die Gestaltung eingebunden werden. Es geht darum, Verantwortung zu übernehmen, teilzunehmen und mitzubestimmen. 

Das ist auch das Schlagwort in unserer Politik und es muss auch das Schlagwort sein, Partizipation. Es wird immer wieder untersucht, wie wir jungen Menschen fühlen, was wir denken und was wir uns wünschen. Oft widersprechen sich die Ergebnisse und Untersuchungen, je nachdem, wer befragt wird und was gefragt wird. Ich sehe in diesen Widersprüchen einen Vorteil. Es kommt nämlich die Vielfalt der Menschen zu Tage. Wir dürfen uns nicht anmaßen, immer zu sagen, was sich die Jungen wünschen, was sie wollen, was sie denken. Wir sollen sie mitbestimmen und formulieren lassen, weil sie schon ganz klar sagen, was sie wollen. Es gilt die Situation der jungen Menschen jeweils hier und jetzt zu hinterfragen. Dazu meine ich, wenn nicht immer nur über die Jugendlichen, sondern mit den Jugendlichen geredet wird, dann gibt es kein Desinteresse. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn nicht über die Köpfe hinweg entscheiden wird, sondern Jugendliche in einen Entscheidungsprozesse eingebunden werden, dann sind sie auch dabei. Das geschieht in Wien und das wird auch weiterhin in Wien geschehen. Erfreulicherweise wollen auch immer mehr Jugendliche sich selbst aussuchen, wann sie kritisch Ja und wann sie kritisch Nein sagen. Jungen Menschen entsprechende Mitbestimmungsrechte zu geben, sie über ihre politischen Möglichkeiten und Rechte aufzuklären, sie mitbestimmen zu lassen, ist für eine lebendige Stadt wie Wien besonders wichtig. 

Das sieht man auch bei dem Projekt "Radio Orange". "Radio Orange" ist ein freies Radioprojekt, und zwar das größte freie Radioprojekt im deutschsprachigen Raum. Das Projekt bietet Artikulationsmöglichkeiten für Frauen, ethnische Minderheiten und natürlich besonders für Kinder und Jugendliche. Weil es ein kritisches, freies, unabhängiges Radioprojekt ist, wundert es mich natürlich auch nicht, dass die Bundesförderungen dafür zurückgenommen worden sind, was aber nichts daran ändert, dass wir die Möglichkeiten, mediale Kommunikation auch selbst gestalten zu können für wichtig halten und es deswegen jeden Cent wert ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen sie mich kurz zur Bildung kommen: Bildung muss heute im Sinne des lebenslangen Lernens verstanden werden. Bildung ist auch das Wissen und im Umgang mit der Flut von Information das Fördern von individuellen Neigungen und das Eingehen auf die Neugierde der Menschen. Zur Förderung der individuellen Neigungen und Talente ge-hört gerade in Wien die Ausbildung in unseren 17 Musik-schulen und Kindersingschulen. In den letzten fünf Jahren sind hier die Schüleranzahlen um 20 Prozent gestiegen. Das spricht deutlich für die Qualität und auch für den Unterricht. Das spricht auch dafür, dass wir gerade im Bereich der Popularmusik zeigen, dass wir hier wieder auf die Interessen und Bedürfnisse der jungen Menschen eingehen. Das soll 2005 offensiv fortgesetzt werden.

Kurz noch zu den Wiener Volkshochschulen, weil sie von dir, Kollege Strobl angesprochen, worden sind: Die Wiener Volkshochschulen sind ein gutes Beispiel dafür, wie vielfältig der Begriff "Bildung" ist. Die Volkshochschulen stützen sich in ihrer Arbeit auf die Motivation der Besucherinnen und Besucher und sind daher ein wichtiger Bestandteil vor allem für die Erwachsenenbildung. Es war die Bundesregierung, die im August mitgeteilt hat, 25 Prozent bei der Erwachsenenbildung einzusparen. Wir investieren in die Wiener Volkshochschulen, wir in-vestieren in die Erwachsenenbildung und wir halten das auch für wichtig! (Beifall bei der SPÖ.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte mich noch einmal bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ressorts herzlich bedanken, auch bei unserer Vizebürgermeisterin und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die Zeiten für uns Junge sind nicht gerade rosig. Notwendige Bildungsreformen scheitern seit Jahren von Seiten des Bundes. Dort, wo die Bundesregierung verändert, tut sie es leider nicht für, sondern gegen uns Junge. Aber auch hier ist Wien anders und muss anders bleiben. Wir dürfen uns die Vielfalt an Bildungs- und Entfaltungsmöglichkeiten auf gar keinen Fall nehmen lassen und werden sie uns auch nicht nehmen lassen! Wir werden uns nicht nehmen lassen, dass wir dafür sorgen, dass junge Menschen in Wien mit Optimismus an der Gestaltung ihrer Zukunft teilnehmen werden! Wir werden weiterhin dafür sorgen, dass junge Menschen genügend Platz und genügend Freiraum haben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, alles, was eine Stadt für die Jungen tut, ist eine Investition in die Zukunft und Wien hat eine gute Zukunft! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Cordon hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Meine 105. Rede und noch lange nicht die letzte zum Prater, aber ich muss die Euphorie vom Herrn Kollegen Reindl ein bisschen dämpfen. Man wartet hier auf jeden Schritt, der umgesetzt werden soll. Man wartet oft vergeblich, aber die Subventionen sind bereitgestellt. Sie sind aus dem Sportbudget bereitgestellt. Na ja, in gewisser Weise ist der Wurstelprater im Sport, jedenfalls wie er umgesetzt wird, wird schön langsam zum Sport. 

Die 80 Millionen EUR für eine Hochschaubahn reichen bei uns im Prater wahrscheinlich gerade für eine Bahn und damit hätte es sich. Also das sind Dimensionen, die der Herr Mongon auch in Orlando angesprochen hat, die hier nicht ganz umzusetzen sind. Trotzdem, voll von tollen Eindrücken aus Orlando kommt man zurück und denkt: Wie geht es hier weiter? Dipl Ing Mongon erzählte uns von großen Plänen. Ganz Disney World wurde bemüht, um neue Pläne vorzustellen. Alles amüsant, beeindruckend und wortgewaltig. Dank dafür an die Frau Vizebürgermeisterin, es war sehr beeindruckend und es war sehr interessant. 

Man kommt zurück. Was tut sich hier? Als Gegenstück dazu der erste Informationsbrief der neuen Stadt Wien Marketing und Praterservice GesmbH: Nichts ohne Stadt Wien Marketing und Praterservice GesmbH, dafür alles ohne Praterverband. Kommentar dazu: "Der Praterverband ist eine freiwillige Interessenvertretung der im Verband organisierten UnternehmerInnen und hat bei der Ausarbeitung der differenzierten Verträge keine Aufgabe." – Okay, nur eine der ersten Arbeitsgruppen, die Dipl Ing Mongon einberufen hat, war nämlich eine Arbeitsgruppe zu den Pachtverträgen. Aber leider wurde sie dann nie einberufen, sondern man hat die Leute nominiert, die drinnen sein sollten und dabei ist es auch geblieben. Ich weiß nicht ganz, konterkariert sich hier die Stadt Wien Marketing und Praterservice GesmbH mit Herrn Mongon oder umgekehrt oder nimmt man ihn doch nicht ganz ernst? Es wäre schon sehr interessant, das zu wissen.

Der Praterverband soll sich in die Wirtschaftskammer einklinken. Gut, das war ja einmal in dieser Arbeitsgruppe, die Sie hatten, so gedacht. Vertreter dort ist, das ist auch sehr interessant, der Herr Kainrath, der ein reisender Schausteller ist, der wahrscheinlich mit den Praterunternehmern nicht wirklich viel am Hut hat. Der Herr Laska ist Vertreter der Schausteller, also auch nicht unbedingt direkt für die Unternehmer zuständig. Der Rest sind drei ÖVPler, von denen sich auch nicht alle vertreten fühlen. 

Es ist ein Praterforum geplant. Wer dort wiederum drinnen ist, weiß man nicht.

Der nächste Punkt: Alle per 31.12.2004 abgeschlossenen Verträge werden gekündigt, werden aufgelöst. Das heißt, das sind Einjahresverträge, wobei ich bei meiner letzten Rede von der Frau Vizebürgermeisterin gehört habe, es gibt keine Einjahresverträge. Ich habe sie gesehen, diese Einjahresverträge, aber es war wohl ein Irrtum. Bestehende Vertragsverhältnisse bleiben unberührt. Jetzt frage ich mich. Sind Einjahresverträge bestehende? Nein, es sind nicht bestehende, es sind begrenzte. In diesen Verträgen steht, wenn der Masterplan offengelegt ist, dann werden die Verträge sowieso ungültig. Das ist natürlich sehr schwierig, wenn man, ich rede ja nicht von 80 Millionen Dollar, aber doch auch Millionen in Praterunternehmen stecken muss. Es gibt ja noch keinen Masterplan, aber gut, ich weiß auch nicht, es ist halt so. Außerdem sind nicht alle Unternehmer gleich, es gibt ein paar die gleicher sind, weil es gleiche Verträge gibt, die aufgelöst werden, und es zum Beispiel welche gibt, wo die Standbesitzer sehr wohl die Verträge weiter haben werden beziehungsweise wieder Plätze bekommen, während andere sie nicht bekommen. Pacht, Unterpachtverträge, Subverpachtungen sind verboten. Wieselburger hat sehr wohl einen Subpächter. Also so genau nimmt man es dann wieder nicht. 

Zu diesem Informationsbrief noch weiter: Es sind wirklich Ideen darin, die, muss ich ehrlich sagen, keinen Hund hinterm Ofen hervorlocken. Sie sind vielleicht auch wichtig, ich will es gar nicht bestreiten. Ich finde die Fußgängerzone, die ganzjährlich bestehen bleiben wird, sehr gut. Dass alle Einrichtungen bis ein Uhr nachts beleuchtet sind, ist auch okay. Diverse Veranstaltungen sind angekündigt. Die gab es aber bis jetzt auch schon. Ein verschiedenes Kulturprogramm sagt alles und nichts.

Dann erzählt uns Dipl Ing Mongon: Alle machen mit, bis auf ein paar Praterunternehmer. Ich frage verzweifelt: Wer, bitte, macht mit? Bis jetzt sind es zwei, aber da ist einer schon im Wackeln. Ich will gar nicht sagen wer, Sie werden es ja wissen.

Ich würde sagen, das Chaos ist perfekt. Die Praterakademie wäre eine gute Idee, nur ist sie ein Traumgespinst, weil die Unternehmerin, die Herr Mongon gefragt hat, nein sagt. Natürlich: Sie verliert den Platz, und sie soll dann noch mit 21 Millionen EUR bauen. 

Von WCs, was ja die ursprünglichste Idee war, ist in diesem Informationsblatt überhaupt nichts mehr drinnen! Kein einziger Euro geht hier wirklich in kreative Ideen.

Dass die Messe kommt, ist sehr interessant. Ich nehme an, man hofft, im Schlepptau ein paar Sponsoren für den Prater heranzuziehen. Ich weiß auch nicht genau, wie das dann gehen soll. Verkaufen die Unternehmer ihre Einrichtungen, ihre Rechte? Aber das alles werden wir erfahren - vielleicht. 

Walt Disney, schön und gut: viel Beeindruckendes, Dimensionen, die hier nie umgesetzt werden können, aus finanziellen und räumlichen Gründen. Kreative Ideen kann man sicher auch hier umsetzen, aber, wie gesagt, mit den Praterunternehmen zusammen und nicht so, wie es bis jetzt der Fall ist: dass hier alles kreuz und quer geht und die Unternehmer gegeneinander ausgespielt werden.

Im Budget schluckt die Stadt Wien Marketing und Prater Service GesmbH schon einmal eine schöne Summe und spendiert ein paar vage Ideen. Ich muss Ihnen ehrlich sagen, so viel Achterbahn kann ich gar nicht fahren, dass mir so schwindlig wird, dass ich da jetzt wirklich viel Positives herauslesen kann. Also: Weiter warten ist hier angesagt, und ich sage Ihnen, wir bleiben daran. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau VBgmin Grete Laska am Wort. Ich erteile es ihr.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Zuallererst möchte ich mich bedanken für den Ausdruck der Freude über diese gemeinsame Bildungsreise, die wir hinter uns gebracht haben. Ich weiß Dank sehr wohl zu schätzen und freue mich darüber. Ich freue mich aber vor allem darüber, weil es aus meiner Sicht wirklich aus zwei Gründen gut und sinnvoll war, diese Reise zu unternehmen, erstens einmal aus inhaltlichen Gründen, zweitens aus den angesprochenen, auch zwischenmenschlichen und gruppendynamischen Gründen, und vor allem deshalb, weil das die Wien-Präsentation in einem sehr großen internationalen Forum betroffen hat, im Hinblick auf die schon angesprochene Messe, die wir erstmalig in Wien haben werden, von europäischen und amerikanischen Veranstaltern gemeinsam veranstaltet, und die eine wirklich gute Sache ist, sowohl für den Messestandort Wien als auch für den Wirtschaftsstandort Wien. Es ist, glaube ich, ein bisschen klar geworden, welcher Umfang an wirtschaftlichen Möglichkeiten, aber auch vor allem - das ist mir sehr wichtig - an Arbeitsplatzmöglichkeiten sich in dieser Branche stellt. 

Zum Prater selbst: Zum letzten Beitrag möchte ich heute insofern nichts sagen, als wir im nächsten Ausschuss Gelegenheit haben werden - auch ausgelöst von einem Antrag, aber nicht nur deshalb -, ein bisschen über den Prater zu reden. Ich schließe mich aber, Frau Kollegin Cordon, Ihrer Aussage an: Wir bleiben dran, ganz sicher sogar! Ich bin überzeugt davon, dass bis zum Saisonbeginn 2005 bereits viele der jetzt aus meiner Sicht verständlichen Zweifel beseitigt werden können, wenn nicht schon in unserer nächsten Ausschusssitzung.

Ganz kurz nur zu ein paar Punkten, die mir wichtig sind; ich lasse alles andere weg, weil vieles schon grundsätzlich von meinen Kollegen gesagt wurde, beziehe mich aber auf ein paar Punkte, die noch nicht erwähnt wurden.

Auf die Frage "Was passiert mit dem Waldbad Penzing?": Klar ist, dass hier ein Vertrag mit einem privaten Betreiber bestanden hat und dass dieser offensichtlich nicht in der Lage ist, den Vertrag weiterhin zu erfüllen. Zum jetzigen Zeitpunkt sage ich eines mit Sicherheit: Dieses Bad bleibt ein Bad. In welcher Art und Weise es weitergeführt wird, ist noch zu entscheiden. Aber jedenfalls stimmen alle diejenigen Aussagen nicht, die davon ausgehen, dass man ich weiß nicht was macht. Es bleibt ein Bad.

Zu einer zweiten Geschichte ganz kurz auch nur ein Hinweis: Lieber Walter, bei deiner Aufzählung der Lehrer-Chronologie hast du den klitzekleinen Beschluss vom 22. Juni vergessen. Da hat sich nämlich der Stadtsenat auch mit der Lehrerfrage beschäftigt. Das fehlt in der Chronologie, das solltest du aufnehmen. 

Im Übrigen möchte ich diese Diskussion nicht kommentieren, es würde zu lange dauern. Wir kennen die Positionen. Ich verstehe deine Position und würde mich als Bildungsministerin auch sehr darüber freuen, wenn sich ein Wiener Gemeinderat mit dieser Vehemenz vor mich hinstellt und sozusagen Dinge verteidigt. Darin sind wir uns ja durchaus einig, dass Frau Bildungsministerin Gehrer, hätte sie die Möglichkeiten zu gestalten, anders entscheiden würde, weil sie Pädagogin ist und weil sie weiß, was Schule braucht, egal ob in Vorarlberg oder in Wien. 

Das einzig wirklich Positive in dem Kompromiss des neuen Finanzlandesausgleiches ist das, dass die Diskussion über den sonderpädagogischen Bedarf, die wir in Wien sehr vehement geführt haben, sehr wohl Eingang in die Diskussion gefunden hat, sodass nicht nur die ebenfalls wichtige Diskussion über Kleinstschulen darauf Einfluss genommen hat, sondern auch jene über den sonderpädagogischen Bedarf, und damit auch klargestellt wurde und wird, dass der sonderpädagogische Bedarf eine Frage von Schule und nicht von Jugendwohlfahrt ist, wiewohl man sagen kann, dass der Bedarf nicht hundertprozentig abgedeckt wurde.

Ein Satz zu Ihnen, Herr Kollege RUDOLPH: Glauben Sie mir, ich nehme Kritik sehr ernst, daher natürlich auch den Misstrauensantrag, den ich ernst genommen habe, überdacht habe, überprüft habe, wie er sich ausdrückt. Im Rechnungsjahr 2003 haben wir, so wie in anderen Jahren, eine Fülle von Akten beschlossen, die die Umsetzung des Budgets betreffen. Wir haben im Jahr 2003 in unserem Ausschuss 323 Akten beschlossen, davon 75 Prozent einstimmig, rund 21 Prozent mit unterschiedlichen Mehrheiten und knapp 4 Prozent mit der alleinigen Mehrheit der SPÖ. Die Umsetzung des Budgets ist daher etwas, was zumindest zu 75 Prozent auf allgemeine Zustimmung gestoßen ist. Daher sage ich, dort, wo Kritik angebracht ist, ist es gut, das nehme ich sehr ernst. Dort, wo es zur Klarstellung der unterschiedlichen politischen Positionen dient, finde ich es auch gut. Denn auch das ist wichtig, vor allem in kommenden Auseinandersetzungen.

Etwas habe ich allerdings vermisst; vielleicht haben Sie es vergessen, Herr Kollege. Wenn ich es richtig gehört habe, dann haben Sie davon gesprochen, dass wir über das jetzt zur Diskussion stehende Budget nicht mehr vor der Wahl den Rechnungsabschluss werden diskutieren können. (GR Harry Kopietz: Neuwahlantrag!) Ich vermisse den in diesem Fall einzubringenden Antrag auf Neuwahlen. Denn unserer Meinung nach sind die Wahlen im Frühjahr 2006, und wenn Sie der Meinung sind, dass wir sozusagen hier ... (GR Ing Herbert RUDOLPH: Wann ist der Rechnungsabschluss?) Das Budget 2004 werden wir rechnungsabschlussmäßig im Jahr 2005 diskutieren. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das Budget diskutieren ...! - GR Harry Kopietz: Neuwahlantrag ist das Recht der Opposition!) 

Zu einem Punkt möchte ich noch Stellung nehmen, weil er mir ganz wichtig ist; er betrifft die außerschulische Jugendarbeit, und dazu nur ein Satz: Frau Kollegin Sommer-Smolik hat bemerkt, dass das Budget höher geworden ist, und hat ECHO angesprochen. Nun, auch diese Diskussion nur ganz kurz gestreift: ECHO ist ein Jugendprojekt, das wie viele andere seitens der Stadt Wien - ausgehend von seiner Geschichte, aus dem Verein Jugendzentren kommend - über Jahre finanziell dotiert worden ist, weil wir inhaltlich überzeugt davon waren, dass dieses Projekt eines ist, das in seiner Entwicklung wichtige Beiträge zu dem Gesamtkonzept, das wir hier verfolgen, geleistet hat. 

Seit zwei Jahren - und Sie wissen es - gibt es die Diskussion um eine inhaltliche Neuorientierung, eine Diskussion, die einseitig und nicht miteinander geführt wurde, was mir Leid tut. Ich kenne den Kollegen Bülent seit 20 Jahren, und ich weiß auch, dass viele Mitglieder, vor allem der Vorstand, einer Neukonzeption durchaus sehr offen gegenübergestanden sind, und er selbst auch. Was auch immer für ein gruppendynamischer Prozesse letztendlich dazu geführt hat, dass diese Diskussion nicht gemeinsam abgeschlossen wurde, das werde ich noch nachvollziehen. Klar ist, dass der vor allem medienpädagogische Teil von "Echo" ein sehr wichtiger ist und von uns auch durchaus in den Konzepten weitergeführt werden sollte. Da hat es ja auch entsprechende Vorschläge gegeben. 

Klar ist aber auch eines - und das richtet sich an Frau Kollegin Vassilakou -: Die Aussage, die Sie in den Medien und vor allem in der "Report"-Sendung getroffen haben, "Rot oder tot", hat eine deutliche Sprache gesprochen, die für die Zukunft durchaus eine klare war und von uns auch dementsprechend zur Kenntnis genommen wurde. Wie falsch sie ist, dokumentiert sich täglich. Wie deutlich sie war, dafür bin ich Ihnen dankbar; sie hat eine Klarstellung gebracht für manche, die vermeint haben, dass Sie andere Positionen beziehen. (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich zum Abschluss sagen, dass ich mich natürlich dem Dank an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ressorts anschließe, der schon ausgedrückt wurde. Aber lassen Sie mich auch sagen, dass es gerade zu Jahresende verschiedenste Veränderungen in den einzelnen Abteilungen gibt und ich daher die Gelegenheit wahrnehme - Herr Klubobmann, ich bitte noch um die 2 Minuten dafür -, einigen ein Dankeschön zu sagen. 

Es ist ja nicht nur Herr Dr Podkowicz, der in Pension gehen wird und auch von meiner Seite her ein großes Dankeschön verdient, vor allem deshalb, weil er in seiner Funktion als Mitarbeiter dieser Stadt in vielen Dingen Position bezogen hat, die zu kritischen Auseinandersetzungen geführt hat. Aber das kann man nur mit jemandem machen, der Positionen bezieht. Sein reicher Erfahrungsschatz, seine hohe juristische Qualität und auch seine menschlichen Qualitäten sind etwas, was ich bei allen manchmal auch zwischen uns vorhandenen Meinungsverschiedenheiten sehr geschätzt habe. Dafür sei ihm ein herzliches Dankeschön gesagt! (Beifall bei der SPÖ.)

Ein Dankeschön möchte ich auch dem Leiter der MA 13, Herrn Dr Lischka, ausdrücken. Auch er geht in Pension und hat in den vielen Jahren, in denen er im Bereich der Stadt Wien - nicht nur im Bereich der MA 13, sondern vorher auch im Bereich der Finanzverwaltung - Dienst versehen hat, wirklich vieles, vieles vorbereitet, mitbegleitet und umgesetzt. Auch ihm sei ein herzliches Dankeschön gesagt! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)

In einer sehr wichtigen Abteilung hat der Wechsel schon stattgefunden. Wir haben in der MA 11A - einer Abteilung, die heute mehrfach zur Diskussion gestanden ist von ihrer Aufgabenstellung her, nämlich allem, was mit Bildung im vorschulischen Alter und Kinderbetreuung zu tun hat - schon eine neue Abteilungsleiterin. Frau Mag Spieß, ich darf Sie hier in dieser Runde ganz herzlich willkommen heißen und Ihnen alles Gute wünschen! Ich darf mich bei Dr Voigt bedanken, der die Abteilung geführt hat. Frau Mag Spieß hat eine wichtige Abteilung übernommen, und wir wünschen ihr alles Gute, nehme ich an. (Allgemeiner Beifall.)

Ich habe die heutige Enquete zur Thematik der Kindertagesheime der Zukunft, die im Rathaus unter enormer Beteiligung stattgefunden hat, zum Anlass genommen, um mich bei Frau Dr Raffelsberger zu bedanken. Sie ist sozusagen die Ikone der Kindergartenpädagogik in dieser Stadt. Sie wird zu Jahresende in Pension gehen, ich habe ihr aber gleichzeitig das Versprechen abgenommen, mit all ihrer Erfahrung vor allem für die so wichtige Bildungsdiskussion des nächsten Jahres zur Verfügung zu stehen, und das hat sie auch versprochen. Ein Dankeschön an sie und auch an Herrn Usaty, der ebenfalls in eine neue Freiheit entfliehen wird: ein herzliches Dankeschön! (Allgemeiner Beifall.)

Und allen, die neu in die Abteilungen kommen werden, wünsche ich genauso viel Spaß an der Arbeit, wie sie mir macht. - Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Ich darf auch namens des gesamten Gemeinderates noch einmal allen genannten Personen alles Gute wünschen, ganz egal, ob sie sich bemühen, den Ruhestand zu einem Unruhestand zu gestalten beziehungsweise die neuen Jobs mit viel Spaß und Freude auszuführen. 

Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich erkläre somit die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2005 und zum Gebührenprüfungsantrag - das sind die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung - für geschlossen.

Der Herr Vizebürgermeister hat somit das Schlusswort.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass es keine Notwendigkeit gibt, über die einzelnen Stellungnahmen der ressortverantwortlichen Stadträtinnen und Stadträte hinaus auch noch eine übergreifende Beurteilung des Ergebnisses dieser Debatte vorzunehmen. Ich glaube aber, dass es gut ist, eine Anmerkung zu den Anträgen zu machen. Ich habe aus den Finanzausgleichsverhandlungen die Erfahrung mitgenommen, dass es wichtig ist, Anträge auch auf ihre Bedeutung hin zu bewerten. Also schlicht in der Sprache der Finanz: Was kosten sie? 

Daher haben wir veranlasst, dass die Anträge, die hier heute eingebracht worden sind, auch einmal im Hinblick darauf bewertet werden, welcher Mehraufwand dafür erforderlich ist, wenn man das umsetzen will. Wir kommen auf eine Größenordnung von 121 Millionen bis 123 Millionen EUR. Dabei nicht mitgerechnet ist das, was im Zuge der mündlichen Debattenbeiträge manchmal auch sehr schnell gefordert wird, sondern das bezieht sich auf die schriftlich konkret vorgebrachten Umstände. (GR Dr Matthias Tschirf: Was kostet die Kundenwerbung?) 

Sie wissen, dass es zwischen den Fraktionen unterschiedliche Einschätzungen gibt, wie man mit dem Stabilitätspakt umgeht. Der größte Brocken dieser Anträge, die mehr Geld kosten, kommt von den GRÜNEN. Aber es gibt auch eine Reihe von Anträgen, die von der ÖVP kommen - über 50 Millionen -, und was von den Freiheitlichen kommt, liegt bei ungefähr 20 Millionen EUR. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ein Teil davon wird ja zugewiesen. Ich bin davon überzeugt und gehe davon aus, dass Sie für die Behandlung im Ausschuss jeweils die Bedeckungsvorschläge dazu einbringen wollen. (Zwischenrufe bei FPÖ, ÖVP und GRÜNEN.) 

Das nur zum Ablauf einer Debatte, die dadurch gekennzeichnet ist, dass wir im Allgemeinen in Österreich bei sinkenden öffentlichen Einnahmen und stagnierenden öffentlichen Haushalten (GR Georg Fuchs: Einsparungsvorschläge!) offenbar ständig zusätzliche Forderungen von der Opposition bekommen. (GR Gerhard Pfeiffer: Auf die Einsparungsvorschläge ...!)

Ich komme schon zur Antragstellung. Vorweg ein Hinweis: Im Zuge der Auflage des Voranschlages ist Ein-sicht genommen worden, und zwar von einem Gemeinderatsmitglied. Eine Stellungnahme zum Voranschlagsentwurf ist nicht abgegeben worden, daher ist ein diesbezüglicher Antrag entbehrlich. Ich komme daher zur direkten Antragstellung zu den beiden Tagesordnungspunkten 1 und 2.

Zum Tagesordnungspunkt 1, Voranschlag 2005, stelle ich die Anträge, die im Grünen Buch auf den Seiten XXII und XXIII ausgewiesen sind, und bitte Sie, dazu die Zustimmung zu geben.

Da der Tagesordnungspunkt 2 unter einem verhandelt wird, ersuche ich, zu diesem Tagesordnungspunkt die entsprechende Vornahme zu treffen, das heißt, die einzelnen Geldleistungen dahin gehend zu prüfen, ob und inwieweit Änderungen für erforderlich erachtet werden. Ich bitte Sie dazu um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Bevor wir die insgesamt 50 oder 51 Abstim-mungen vornehmen, die wir vor uns haben, darf ich im Einvernehmen mit allen die Sitzung bis 18.35 Uhr unterbrechen. 

(Die Sitzung wird um 18.21 Uhr unterbrochen und um 18.37 Uhr wieder aufgenommen.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf die unterbrochene Sitzung wieder aufnehmen und darf bitten, dass die Mitglieder des Hauses Platz nehmen.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Zuerst stimmen wir ab über die Postnummer 1 der Tagesordnung. Das ist der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2005.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem auf den Seiten XXII bis XXIII des Voranschlagsentwurfs abgedruckten, nunmehr aus 15 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit Mehrheit, mit den Stimmen der Sozialdemokratie, so angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die vorliegenden 46 Beschluss- und Resolutionsanträge.

Zu Beginn wird abgestimmt über den Antrag der GRÜNEN betreffend Verweigerung der Grundversorgung für schutz- und hilfsbedürftige Fremde ohne festen Wohnsitz. Gewünscht wird sofortige Abstimmung.

Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Antragsstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag von den GRÜNEN betreffend Beseitigung der unterschiedlichen Behandlung von Zivildienern gegenüber Präsenzdienern. Gewünscht wird sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Antragstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend mehr Transparenz im Wiener Budget. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, sich über das Abstimmungsverhalten der einzelnen Fraktionen, auch wenn sie etwas im Wahlprogramm stehen haben, hier nicht den Kopf zu zerbrechen. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Wir kommen zu dem von der ÖVP eingebrachten Antrag - der Gemeinderat möge verzeihen, dass ich nicht vorlese, von wem genau die Anträge eingebracht wurden -, in dem es um Transparenz und übersichtliche Gestaltung der Budgetentwürfe der Stadt Wien unter Vorbildnahme des Bundesbudgets geht. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Antrag von der ÖVP betreffend Zunahme leer stehender Geschäftslokale in Einkaufsstraßen und zunehmendes Verschwinden von Nahversorgungsbetrieben in einzelnen Stadtgebieten. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag von der ÖVP betreffend Refundierung der Kommunalsteuer auf die Lehrlingsentschädigungen der Wiener Betriebe. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an FiWi verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen. (Oh-Rufe bei der ÖVP.) 

Antrag von der ÖVP betreffend Errichtung der Infrastruktur für den Bereich Bio-Cluster Heiligenstadt, Muthgasse. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Antrag von der ÖVP betreffend Vorbereitung des Voranschlags und des Rechnungsabschlusses. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an FiWi verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen
Antrag von der ÖVP betreffend Finanzierungsvereinbarung mit den Wiener Ordensspitälern. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von ÖVP, Freiheitlichen und GRÜNEN, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von der ÖVP betreffend Erstellung eines Wiener Geriatrieplanes. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das nur von der Opposition, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Erstellung eines Wiener Gesundheitsplanes. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Ausschuss für Gesundheit und Soziales verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Oppositionsparteien unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Suchtprävention, Schwerpunkt Freizeitdrogen-KonsumentInnen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von den GRÜNEN und der SPÖ und somit mehrheitlich angenommen. 

Antrag von der ÖVP betreffend Förderzugang zu Wohnungseigentum für Einkommensschwächere. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der SPÖ, von den Freiheitlichen und von der ÖVP unterstützt und somit angenommen.

Antrag von der ÖVP betreffend Ökoförderung, Zusatzförderung im Wohnbau- und Stadterneuerungsbereich zur Erreichung des Kyoto-Zieles. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag Nummer 15 von den Freiheitlichen betreffend "Sicheres Wohnen ist planbar". Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, unterstützt und somit angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Senkung der ImmobilienmaklerInnen-Provisionen und Einführung von Strafen für ungerechte Provisionen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der SPÖ und von den GRÜNEN unterstützt und somit angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Verlängerung der Verjährungsfristen bei Verwaltungsstrafen nach zu Unrecht eingehobenen Ablösen. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Antragstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Stopp des Ausverkaufs des geförderten Wohnbaus durch die Republik. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von den GRÜNEN und von der SPÖ unterstützt und somit angenommen. 

Antrag von den GRÜNEN betreffend Herausnahme der Grundsteuer aus den Betriebskosten. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der SPÖ und von den GRÜNEN unterstützt und somit angenommen. 

Antrag von den GRÜNEN betreffend Informationskampagne für die Wiener Schlichtungsstellen. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von Freiheitlichen, SPÖ und GRÜNEN und somit angenommen. 

Antrag von den GRÜNEN betreffend nachträglich wiederkehrende Überprüfung der Miethöhen in gefördert sanierten Wohnungen. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von den Antragstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Ausbau der Dachgeschoße und Lifteinbauten bei Sanierung von Gemeindebauten. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Antrag von den GRÜNEN betreffend nachvollziehbare, wirksame Mietzinsobergrenzen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und somit angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend Regeln für Kautionsrückzahlungen. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von SPÖ und GRÜNEN und somit angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend Renaturierung der Wienerwaldbäche. Verlangt wird die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend Maßnahmen gegen Vogelanprall an Glasscheiben. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von den GRÜNEN, von den Freiheitlichen und von der ÖVP, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. (GR Mag Christoph Chorherr: Vogelkiller!) 

Antrag von der ÖVP betreffend Gründung einer University of Excellence. Hier wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Antrag von den Freiheitlichen betreffend "Wien ist Musik" und Erarbeitung eines Musikschulkonzeptes. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der Opposition, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von den Freiheitlichen betreffend Errichtung einer Ausbildungsstätte für Tanz und Choreographie. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der Opposition, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Antrag von den GRÜNEN betreffend Erhöhung des Budgets für die Förderung von Forschung und Wissenschaft im Budgetvoranschlag 2005. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der ÖPV und den Antragstellern, somit nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Antrag von den GRÜNEN betreffend Forschungsschwerpunkt für junge WissenschafterInnen. Verlangt wird die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist wiederum nur von ÖVP und GRÜNEN, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.
Abgestimmt wird nunmehr über den Antrag auf Solidarität mit der ÖH, "Nein zur weiteren Umfärbung einer Interessenvertretung". 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der SPÖ und von den GRÜNEN unterstützt und somit angenommen.
Wir stimmen ab über den Antrag betreffend Berufsbild der Helferinnen im Kindergarten. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend Informationskampagne zur Bedeutung des Kindergartens für die Entwicklung von Kindern. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend Pilotprojekt zur Sprachförderung für Kinder mit bi- und multilingualem Sprachhintergrund. Verlangt wird die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend flexible Tarifgestaltung von Elternbeiträgen in Horten. Verlangt wird die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.
Antrag von den GRÜNEN betreffend Suchtpräventions-Schwerpunkt Alkohol. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und somit angenommen.
Antrag von der ÖVP betreffend Einführung eines gebührenbefreiten letzten Kindergartenjahres. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der Opposition unterstützt und somit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Erstellung eines Musikschulkonzeptes. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.
Antrag von der ÖVP betreffend Förderrichtlinien für den Breitensport, Erweiterung der finanziellen Autonomie. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der Opposition unterstützt und somit abgelehnt.
Antrag von der ÖVP betreffend Basissubvention für Sportplätze. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der Opposition, somit nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt. 

Antrag von der ÖVP betreffend Generalsanierung von öffentlichen Pflichtschulen der Stadt. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das findet nur die Unterstützung der Oppositionsparteien und ist somit abgelehnt.

Antrag von der ÖVP betreffend Serviceeinrichtungen der Stadt und Einrichtungen der einzelnen Mieterorganisationen; hier geht es um deren Bewerbung. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Nein, nein!) Entschuldigung: Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über den Antrag Num-

mer 44, betreffend Suchtpräventions-Schwerpunkt Alkohol. Verlangt wird die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. (Oh-Rufe bei der SPÖ.) 
Nunmehr wird abgestimmt über den Antrag betreffend Besteuerung von Alkopops. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, unterstützt von Teilen der GRÜNEN und ohne die Stimmen der ÖVP, angenommen. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.)
Ich wurde von der GRÜNEN-Fraktion informiert, dass sie bei diesem Antrag kein gemeinsames Stimmverhalten dokumentiert.

Wir gelangen zur Abstimmung über den Antrag Nummer 46 betreffend Gleichbehandlung von Zivildienst und Präsenzdienst. Verlangt wird sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von den GRÜNEN und von der SPÖ, somit ausreichend unterstützt und so angenommen.

Somit haben wir die Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge zur Postnummer 1 abgeschlossen.

Postnummer 2: Festsetzung der Wertgrenzen für das Jahr 2005. Wir kommen zur Abstimmung. (Rufe bei FPÖ und ÖVP: Gebührenspiegel!) Entschuldigung - danke!

Wir gelangen zur Abstimmung über Postnummer 2, Gebührenspiegel. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der SPÖ und von den GRÜNEN unterstützt und somit mehrheitlich angenommen.

Postnummer 3: Festsetzung der Wertgrenzen für das Jahr 2005. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 4: Wirtschaftsplan Wiener Krankenanstaltenverbund 2005. Die Debatte hat bereits stattgefunden, wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der SPÖ so angenommen.

Postnummer 5: Wirtschaftsplan Stadt Wien - Wiener Wohnen. Die Debatte hat bereits stattgefunden, wir gelangen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Regierungspartei so angenommen.

Ich darf somit die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung für erledigt erklären. Die 49. Sitzung des Gemeinderates ist geschlossen. 

Wir sehen uns morgen um 9 Uhr früh wieder. - Ich danke schön.

(Schluss um 18.51 Uhr.)

